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Beginn der Sitzung: 17 Uhr 

Vor s i t zen d e: Präsident Dr. Maleta, und einer Ausgleichsabgabe bei der Einfuhr­
Zweiter Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner, von Stärke und Stärkeprodukten (Stärke-
Dritter Präsident Wallner. gesetz), und 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Die 
Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Das amtliche Pro t 0 k 0 11 der 125. Sit­
zung vom 16. und 17. Dezember 1968 ist in 
der Kanzlei ,aufgelegten, Ullbeanständet ge­
blieben und gilt daher als genehmigt. 

K r a n k gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Troll. 

Die in der letzten Sitzung eingebrachten 
Anträge w eis e ich wie folgt zu: 

Antrag 871 A der Abgeordneten Dr. Haider 
und Genossen über ein Bundesgesetz, be­
treffend eine Abgabe auf bestimmte Futter­
mittel (Futtermittelabgabegesetz) , 
dem Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft; 

Antrag 881 A der Abgeordneten Dr. Haider 
und Genossen, betreffend die N ovellierung 
des Bundesgesetzes vom 21. Juni 1967 über 
die Erhebung eines Abschöpfungsbetrages 

Antrag 89/A der Abgeordneten Dr. Mussil 
und Genossen, betreffend die Novellierung 
des Bundesgesetzes vom 21. Juni 1967 über 
die Erhebung einer Ausgleichsabgabe (Aus­
gleichsabgabegesetz) , 
dem Finanz- und Budgetausschuß. 

Den von der Bundesregierung vorgelegten 
Be r ich t über die Empfehlung (Nr. 130), 
betreffend die Behandlung von Beschwerden 
im Betrieb mit dem Ziel ihrer Beilegung, 
we i seich dem Ausschuß für soziale Ver­
waltung zu. 

Es sind elf A n fra g e b e a n t w 0 r­
tun gen eingelangt, die den Anfragestel­
lern übermittelt wurden. Diese Anfrage­
beantwortungen wurden auch vervielfältigt 
und an alle Abgeordneten verteilt. 

Wie bereits in der Präsidialsitzung über­
eingekommen, schlage ich vor, die Debatte 
über die unter Punkt 1 der Tagesordnung 
angeführte Beratungsgruppe XI, Finanzen, 
und über das Bundesfinanzgesetz, den Sy­
stemisierungsplan der Kraft-, Luft- und 
Wasserfahrzeuge des Bundes sowie den 
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Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner 
Dienstpostenplan unter einem abzuführen. 
In diesem Fall werden zuerst die beiden Be­
richterstatter ihre Berichte geben, und so­
dann wird die Debatte unter einem abge­
führt. Die Abstimmung erfolgt selbstver­
ständlioh, wie immer in solchen Fällen, ge­
trennt. 

Wird gegen diesen Vorschlag ein Einwand 
erhoben? - Das ist nicht der Fall. Der Vor­
schlag ist also so angenommen. Wir gehen 
so vor. 

1. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage 
(990 und Zu 990 der Beilagen): Bundes­
finanzgesetz für das Jahr 1969 0040 der 

Beilagen) 

Spezialdebatte 

Beratungsgruppe XI 

Kapitel 50: Finanzverwaltung 
Kapitel 51: Kassenverwaltung 
Kapitel 52: öffentliche Abgaben 
Kapitel 53: Finanzausgleich 
Kapitel 54: Bundesvermögen 
Kapitel 55: Pensionen (Hoheitsverwal-

tung) 
Kapitel 56: Familienlastenausgleich 
Kapitel 57: Staatsvertrag 
Kapitel 73: Salz (Monopol) 
Kapitel 74: Glücksspiele (Monopol) 
Kapitel 75: Branntwein (Monopol) 
Kapitel 76: Hauptmünzamt 
Kapitel 80: Postsparkassenamt 
Kapitel 90 bis 99: Finanzschuld 

Bundesfinanzgesetz, Systemisierungsplan der 
Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge des Bun-

des und Dienstpostenplan 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Wir 
gehen in die Tag e s 0 r d nun g ein und 
gelangen zum 1. Punkt der Tagesordnung: 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1969, Spe­
zialdebatte über die Beratungsgruppe XI: 
Finanzen, ferner das Bundesfinanzgesetz 
seIhst, Systemis-ierungisplan der Kraft-, 
Luft- und Wasserfahrzeuge des Bundes und 
Dienstpostenplan. 

Die Debatte wird unter einem abgeführt. 

Spezial berichterstatter über die Beratungs­
gruppe XI ist der Herr Abgeordnete Lins­
bauer. Ich bitte. 

Spezialberichterstatter Linsbauer: Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Meine Damen und Her­
ren! Der Finanz- und Budgetausschuß hat 
die in der Beratungsgruppe XI zusammen­
gefaßten Kapitel des Bundesvoranschlages 
für das Jahr 1969 in seinen Sitzungen am 
20. und 21. November 1968 der Vorberatung 
unterzogen. 

Im Rahmen der Kapitel der Gruppe Finan­
zen sind an Ausgaben rund 28,2 Milliarden 
Schilling und an Einnahmen rund 63,2 Mil­
liarden Schilling veranschlagt. 

Beim Kapitel 50: Finanzverwaltung, wel­
ches das Bundesministerium für Finanzen, 
die Finanzlandesdirektionen, die Finanzäm­
ter und Zollämter, die Finanzprokuratur, das 
Zentralbesoldungsamt sowie sonstige zuge­
hörige Ämter umfaßt, sind für 1969 - außer 
den Einnahmen aus öffentlichen Abgaben, 
die im Kapitel 52 dargestellt sind - Einnah­
men von rund 546 Millionen Schilling gegen 
303 Millionen Schilling im Voranschlag für 
dieses Jahr und Ausgaben von 2478 Millio­
nen Schilling gegenüber 2215 Millionen 
Schilling im Budget 1968 vorgesehen. 

Die Mehreinnahmen von rund 243 Millio­
nen Schilling sind fast ausschließlich auf 
höhere Einnahmen beim Münzregal zurück­
zuführen. 

Die Mehrausgaben sind im wesentlichen 
auf die ganzjährige Auswirkung der mit 
1. Oktober 1968 erfolgten Bezugsregulierung, 
auf die Bezugserhöhung mit 1. September 
1969 sowie auf höhere Ausgaben beim Münz­
regal zurückzuführen. 

Die Ausgaben bei Kapitel 51: Kassenver­
waltung, liegen um rund 385 Millionen 
Schilling, die Einnahmen um rund 639 Mil­
lionen Schilling über denen des heurigen 
Jahres. 

Für 1969 wurden die öffentlichen Abga­
ben brutto mit rund 74,5 Milliarden Schil­
ling veranschlagt. Das Nettoaufkommen wird 
mit 48,9 Milliarden Schilling erwartet. 

Die direkten Steuern ohne zweckgebun­
dene Beiträge sind mit rund 25,7 Milliarden 
Schilling präliminiert. Die wesentlichsten 
davon sind die veranlagte Einkommensteuer 
mit 7,1 Milliarden Schilling, die Lohnsteuer 
mit 8,2 Milliarden Schilling, die Körper­
schaftsteuer mit 2,2 Milliarden Schilling und 
die Gewerbesteuer einschließlich Bundes­
gewerbesteuer mit 4,8 Milliarden Schilling. 

Die Umsatzsteuer einschließlich Bundes­
zuschlag ist im Voranschlag 1969 mit 
18,7 Milliarden Schilling enthalten. Die Zölle 
und sonstigen Einfuhrabgaben sind mit 
rund 5,1 Milliarden Schilling veranschlagt. 

Die Verbrauchsteuern scheinen im Bud­
getentwurf für das kommende Jahr mit rund 
10 Milliarden Schilling auf. 

Für die Stempel- und Rechtsgebühren 
werden Einnahmen in Höhe von 5040 Millio­
nen Schilling erwartet. 

Für die Verkehrsteuern wurden Einnah­
men von rund 4 Milliarden Schilling ange­
setzt. 
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Linsbauer 
Das Kapitel 53: Finanzausgleich, weist 

Ausgaben von 1028 Millionen Schilling und 
Einnahmen von 1382 Millionen Schilling 
auf. 

Im Kapitel Bundesvermögen scheinen 
unter anderem die Ausgaben und Einnah­
men im Zusammenhang mit Kapitalsbeteili­
gungen des Bundes, die Bundesdarlehen und 
deren Rückflüsse, die Haftungsinanspruch­
nahmen des Bundes sowie die Vorsorge für 
sonstige besondere Zahlungsverpflichtungen 
oder Forderungen auf. Die für 1969 vorge­
sehenen Gesamtausgaben liegen bei 1036 Mil­
lionen Schilling, die Einnahmen bei 808 Mil­
lionen Schilling. 

Für die Pensionen der Hoheitsverwaltung 
sind im Budgetentwurf 1969 Ausgaben von 
rund 4,2 Milliarden Schilling vorgesehen. 

Außerdem ist erstmals der Ersatz etwa 
der Hälfte der Pensionsausgaben der öster­
reichischen Bundesbahnen im Ausmaß von 
1700 Millionen Schilling bei Kapitel 55 ver­
anschlagt. 

An EinnaJhmen sind rund 638 Millionen 
Schilling veranschlagt. 

Zum Kapitel Familienlastenausgleich : Die 
Gesamtausgaben zeigen gegenüber dem Vor­
anschlag 1968 von 6514 Millionen Schilling 
eine Zunahme um 334 Millionen Schilling 
auf 6848 Millionen Schilling. 

Die Einnahmen sind mit 7420 Millionen 
Schilling präliminiert, das sind um 338 Mil­
lionen Schilling mehr als 1968. 

Den Ausgaben bei Kapitel 57: Staatsver­
trag, in Höhe von rund 95 Millionen Schil­
ling im vorliegenden Budgetentwurf 1969 
stehen Einnahmen von 80 Millionen Schil­
ling gegenüber. 

Bei Kapitel 73: Salz, sind im Voranschlag 
für 1969 Ausgaben von 228 Millionen Schil­
ling und Einnahmen von rund 230 Millionen 
Schilling vorgesehen. 

Bei Kapitel 74: Glücksspiele, sind im Bun­
desvoranschlag 1969 Ausgaben von rund 
457 Millionen Schilling und Einnahmen von 
rund 516 Millionen Schilling vorgesehen. 

Beim Kapitel 75: Branntwein, sind im Bud­
getentwurf Ausgaben von 243 Millionen 
Schilling und Einnahmen von 693 Millionen 
Schilling vorgesehen. 

Die Betriebsausgaben des Hauptmünz­
amtes sind im Voranschlag 1969 mit 210 Mil-­
lionen Schilling, die Betriebseinnahmen mit 
235 Millionen Schilling angesetzt. 

Bei Kapitel 80: Postsparkassenamt, sind 
Ausgaben von rund 637 Millionen Schilling 
und Einnahmen in Höhe von 662 Millionen 
Schilling vorgesehen. 

Zu Kapitel Finanzschuld : Die Mehraus­
gaben bei den Kapiteln 90 bis 99 in Höhe 

von rund 2,6 Milliarden Schilling gegenüber 
dem laufenden Jahr sind im wesentlichen 
darauf zurückzuführen, daß im kommenden 
Jahr erstmals infolge Ablauf der tilgungs­
fr,eien Zeit für die TiJ,gung der 63/ 4prozen­
tigen Bundesanleihe 1963, der Bundesanleihe 
1965 sowie der Investitionsanleihe 1967/II 
und der Investitionsanleihe 1968 und für die 
Verzinsung ,der 61/2prozentigen Investitions­
anleihe 1968, ferner für die Verzinsung der 
weiteren im Jahre 1968 aufgenommenen Dar­
lehen und Kredite Vorsorge getroffen werden 
mußte. Ferner sind auch beträchtlich ge­
stiegene Zinsen- und Tilgungserfordernisse 
für die 1967 im Ausland aufgenommenen 
Schatzschein- und Schatzwechselkredite zu 
verzeichnen. 

An der Debatte, die sich an die Ausfüh­
rungen des Spezialberichterstatters an­
schloß, beteiligten sich 22 Abgeordnete. Bun­
desminister Dr. Koren beantwortete ein­
gehend die in der Debatte an ihn gerichteten 
Fragen. 

Bei der Abstimmung am 21. November 
1968 wurden die finanzgesetzlichen Ansätze 
der gegenständlichen Beratungsgruppe des 
Bundesvoranschlages in der Fassung der 
Regierungsvorlage mit Mehrheit angenom­
men. 

Ferner hat der Finanz- und Budgetaus­
schuß die dem Ausschußbericht beigedruck­
ten Entschließungen angenommen, die auf 
Anträge der Abgeordneten Dr. Weihs, Kul­
hanek und Dr. van Tongel beziehungsweise 
der Abgeordneten Dr. Androsch, Gabriele 
und Dr. van Tongel zurückgehen. 

Ich b e 'a n t rage die Anna.hme dieser 
Budgetkapitel und ,der Auss·c'hußentschlie­
ßungen. 

Die beiden E nt s ch I ie ß u n gen lau­
ten: 

1. 
Der Bundesminister für Finanzen wird 

ersucht, die Finanzbehörden anzuweisen, 
in noch nicht abgeschlossenen Fällen des 
Erwerbes von Hälfteeigentum an Liegen­
schaften durch Ehegatten infolge Mit­
arbeit bei der Errichtung eines Eigenhei­
mes die Schenkungssteuerschuld gemäß 
§ 236 der Bundesabgabenordnung nachzu­
sehen, sofern dieser Vorgang keine Schen­
kungssteuerpflicht ausgelöst hätte, wenn 
er erst nach dem 1. Jänner 1968 erfolgt 
wäre. 

2. 
Der Bundesminister für Finanzen wird 

ersucht, eine Kommission einzusetzen, die 
unter Bedachtnahme auf die ökonomi­
schen, verteilungspolitischen und verwal­
tungstechnischen Zielsetzungen Vor-
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Linsbauer 
schläge zur Reform und Vereinfachung 
der Abgabengesetze und zur Ausweitung 
der Selbstbemessung ausarbeiten soll. 
Ich stelle den Antrag, in die Spezial­

debatte einzugehen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Ich 
danke. 

Ich bitte nunmehr den Generalbericht­
erstatter, Herrn Abgeordneten Tödling, sei­
nen Bericht über das Bundesfinanzgesetz 
selbst samt allen Anlagen, soweit sie noch 
nicht behandelt worden sind, zu geben. 

Generalberichterstatter Tödling: Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Ich hoffe 
auf Ihr Einverständnis, wenn ich angesichts 
der Zeitfrage im wesentlichen auf den ge­
druckten Bericht verweise und das Bundes­
finanzgesetz 1969 nur in seinen Konturen 
umreiße. 

Das Bundesflnanzgesetz gliedert sich in 
14 Artikel. Die Artikel I und II bleiben ge­
genüber der Regierungsvorlage unverändert. 
Zum Artikel III wurde ein Abänderungsan­
trag der Abgeordneten Kulhanek, Machunze 
und Tödling ehlJg:ebracht; er ·ste·ht im Zu­
sammenhang mit dem Erkenntnis des Ver­
fassungsgerichtshofes vom 8. Dezember 
1967. 

Die Artikel IV und V blieben ebenfalls un­
verändert. 

Der schon zitierte Antrag nimmt aller­
dings Einfluß auf den Artikel VI: Einmal 
soll die Errichtung von drei Wohnhäusern 
der Post- und Telegraphenverwaltung Kla­
genfurt ermöglicht werden; zweitens sollen 
im Verein mit der Gemeinde Wien verkehrs­
technische Verbesserungen durchgeführt 
werden; außerdem soll eine Aufstockung des 
Kreditrahmens ermöglicht werden. 

Artikel VII beinhaltet ebenfalls Ermächti­
gungen für den Finanzminister, und zwar 
hinsichtlich der Haftungen, die er für den 
Bund übernehmen darf. Insbesondere sollen 
diese Haftungen für den Wasserwirtschafts­
fonds, den Bundes-Wohn- und Siedlungs­
fond,s und den Wohnhaus-Wiederaufbaufonds 
gelten. 

Artikel VIII sieht vor, daß finanzielle Mit­
tel auch Rücklagen ~ugeführt werden kön­
nen. 

Artikel IX ermächtigt den Herrn Finanz­
minister, über unbewegliches Bundesver­
mögen zu verfügen. Diese Ermächtigung 
ermöglicht den Verkauf und Tausch von 
Bundesvermögen, aber auch dessen Bela­
stung. 

Artikel X ermächtigt den Finanzminister 
zur Veräußerung von beweglichem Bundes­
vermögen. In Z. 1 sind bestimmte Dinge, 
wenn auch nur global, angeführt. 

Die Artikel XI und XII nehmen auf den 
Dienstpostenplan und die Kraftfahrzeuge 
des Bundes Bezug. Die Artikel XIII und XIV 
beinhalten das Inkrafttreten des Bundes­
finanzgesetzes und die Vollzugsklausel. 

Nun zum Dienstpostenplan. Im Bereich 
der Hoheitsverwaltung sind 131.320 Dienst­
posten vorgesehen, im Bereich der Bundes­
betriebe 63.973, bei der mittelbaren Bundes­
verwaltung 31, bei den Bundesbahnen 78.576; 
das ergibt insgesamt 273.900 Dienstposten 
gegenüber 1968 277.815. Gegenüber 1968 
wurden somit insgesamt 3915 Dienstposten 
eingespart. 

Meine Damen und Herren! Zum Systemi­
sierungsplan der Kraft-, Luft- und WasserA 
fahrzeuge wäre zu bemerken: Für den Bun­
des dienst sind 1969 567 Personenwagen, 
4680 Fahrzeuge für betriebliche Zwecke, 
26 Motorräder über 125 ccm mit Beiwagen, 
874 ohne Beiwagen und 815 über 50 ccm ein­
schließlich 125 ccm und 4803 Spezialfahr­
zeuge vorgesehen. Es sind insgesamt 
13.227 Fahrzeuge. 

In diesen Zahlen sind die Autobusse von 
Bahn und Post wie auch die Fahrzeuge des 
Bundesheeres und die Mopeds für die Land­
briefträger und zum Beispiel auch für die 
Telegrammzusteller in der Stadt inbegriffen. 

Die insgesamt 47 Luftfahrzeuge gliedern 
sich in 17 Segelflugzeuge, 19 Motorflugzeuge 
und 11 Hubschrauber. 

Von den 257 Wasserfahrzeugen sind 
12 Passagier- und Transportschiffe, 53 Spe­
zialwasserfahrzeuge, 88 Motorboote und 
104 Boote mit Außenbordmotor. 

Meine Damen und Herren! Als Rand­
bemerkung möchte ich hier als General­
berichterstatter feststellen, daß gegenüber 
zurückliegenden Voranschlägen diesmal 
keine Berichtigungen beziehungsweise 
Druckfehler festzustellen sind. 

Der Aus,schuß steHt durch mich den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschlie­
ßen: 

Dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Entwurf des Bundesfinanzgesetzes für das 
Jahr 1969 mit den dem Ausschußbericht an­
geschlossenen Abänderungen, dem Bundes­
voranschlag für das Jahr 1969 und Anlagen I a 
bis I d, Gesamtübersichten, Systemisierungs­
plan der Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge 
des Bundes, sowie Anlage 11, Dienstposten­
plan, wird die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilt. 

Abschließend beantrage ich, das Bundes­
finanzgesetz mit in die Debatte einzube­
ziehen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Danke. 
Wir gehen in die Debatte ein. 
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Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner 
Zum Wort gemeldet ist der Herr Abge­

ordnete Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs. Ich er­
teile es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs 
(SPö): Herr Präsident! Hohes Haus! Heute 
ist die letzte Gelegenheit, Herr Finanzmini­
ster, bei der Sie Ihr im Frühjahr gegebenes 
Ehrenwort, 3,2 Milliarden Schilling an Aus­
gaben echt einzusparen, einlösen können. 
Können Sie das nicht oder wollen Sie es 
nicht, dann sind wir gezwungen, Sie als 
Finanzminister wohl weiter zu akzeptieren, 
solange die österreichische Volkspartei die 
Mehrheit in diesem Hause hat, können uns 
aber über Ihren Ehrenkodex nur wundern. 

Dies trifft genauso auf Ihre Bürgen zu, 
auf Herrn Bundeskanzler Dr. Klaus und 
Herrn Vizekanzler Dr. Withalm, die sich für 
diese Einsparungen des Herrn Finanzmini­
sters zusätzlich verbürgt haben, sich aber 
bis heute und nunmehr beharrlich aus­
schweigen. 

Nach einer Mitteilung im "Volksbatt" vom 
16. Juli 1968 erklärte tags vorher, also am 
15. Juli 1968, der Herr Vizekanzler Dr. Wit­
halm, er bürge dafür, daß die für das Budget 
notwendigen Einsparungen vorgenommen 
werden. Er schließe sich der Bürgschaft des 
Finanzministers an, und er könne das gleiche 
auch für den Bundeskanzler sagen. So stand 
es im "Volksblatt". Ich wundere mich nur, 
daß' der Herr Bundeskanzler immer eine 
Amme, genannt Withalm, benötigt. 

Wörtlich haben Sie, Herr Vizekanzler, dort 
erklärt: "Die Einsparungen werden bis auf 
Punkt und Beistrich durchgeführt werden." 
(Abg. Dr. W i t h alm: Was auch geschehen 
ist! ) 

Es ist möglich, daß Beistriche eingespart 
wurden, Schillinge sind allerdings keine ein­
gespart worden. 

Vorweg kann ich sagen, daß wir nicht 
weiter bereit sind, diese Zahlenjongliererei, 
die ich als Roßtäuschertricks bezeichnen 
würde, wäre ich ein Viehhändler - ohne da­
bei etwas gegen die Viehhändler zu sagen -, 
als Einlösung dieses Versprechens anzu­
nehmen. 

Herr Minister! Sie haben im Frühjahr in 
Ihrer Budgetvorschau neben Einnahmen­
erschließungen und Ausgabenkürzungen wei­
tere Einsparungen in der Höhe von 3,2 Mil­
liarden Schilling versprochen. Im Ausschuß, 
auf diese Einsparungen mehrmals ange­
sprochen, haben Sie erklärt, Si.e hätten nicht 
3,2 Milliarden Schilling, sondern 8,6 Milliar-

reicht hat. Nunmehr erklären Sie in der von 
Ihnen heraus·gegebenen Schrift, der soge­
nannten "Verwirklichung des Koren-Planes" 
Nr. 1 auf Seite 2, daß Sie 6,6 Milliarden 
Schilling eingespart hätten. 

Und nun, Herr Finanzminister, frage ich 
Sie: Haben Sie 3,2 Milliarden Schilling ein­
gespart oder haben Sie 8,6 Milliarden ab­
gestrichen oder haben Sie 6,6 Milliarden 
Schilling eingespart? Was stimmt nun 
eigentlich wirklich bei all diesen drei ver­
schiedenen Behauptungen, die hier aufge­
stellt wurd·en? 

Der genannte Betrag von 2817 Millionen 
Schilling bezieht sich nicht auf die Ansätze 
des heurigen Jahres oder auf die Ansätze 
der Budgetvorschau, die als Ausgangspunkt 
Ihres Einsparungsversprechens diente, son­
dern auf die Beamtenforderungen der einzel­
nen Ressorts zum Budget 1969. 

Es ist doch jedermann bekannt, sicherlich 
auch Ihnen, Herr Finanzminister, daß bei 
jeder Budgeterstellung oft sehr gewaltige 
Abstriche erfolgen müssen, weil ansonsten 
die Aufnahme aller Ressortwünsche den ver­
tretbaren Budgetrahmen spren~en würde. 

Auf diese Weise sind auch in den bisheri­
gen Budgets bereits Milliardenbeträge abge­
strichen, nach der Korenschen Terminologie 
eingespart worden. 

Ich habe anläßlich der Generaldebatte er­
klärt, Herr Finanzminister, daß Sie vor dem 
Bundesparteirat der österreichischen Volks­
partei am 2. Februar 1968 mit Ihrer als 
"Paukenschlag" bezeichneten Rede und den 
angekündigten Maßnahmen,· um das damals 
drohende Defizit von 16 Milliarden Schilling 
auf die Hälfte herabzudrücken, einen Schock 
in den Reihen der ÖVP auslösten. 

Die einzige richtige Vergleichsgrundlage 
ist daher jene Budgetvorschau, die als 
Grundlage des Regierungsversprechens 
diente und ein 16 Milliarden-Schilling-Defi­
zit aufwies. 

Vergleicht man nun die Höhe der Ermes­
senskredite im Budget 1969 mit dieser Ver­
gleichsbasis, dann ergibt sich selbst nach 
Abzug der Ausgaben aus zweckgebundenen 
Einnahmen und der bereits in der Vorschau 
vorgesehenen Steigerung der Ermessens­
kredite immer noch ein Mehraufwand von 
406 Millionen Schilling; mit anderen Worten, 
bei den Ermessenskrediten wurde insgesamt 
nichts eingespart, sondern es ist eine Er­
höhung vorgenommen worden. 

den Schilling abgestrichen. Herr Minister, wie erklären Sie sich nun 
Sie haben auch dem Ausschuß eine Liste tatsächlich diese Angelegenheit? 

von Abstrichen vorgelegt, die allerdings nur Allerdings hat sich innerhalb der Ermes­
eine Höhe von 2817 Millionen Schilling er- senskredite eine Umstrukturierung zuungun-
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Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs 
sten der Industrie und zugunstell der Land­
wirtschaft vollzogen. 

Auch die Ausgabenersparl1isse durch das 
Auslaufen des Elektrizitätsförderungs­
gesetzes waren bereits in der genannten Bud­
getvorschau enthalten. Sie können also nicht 
noch einmal in Anrechnung gebracht werden. 

Daß Sie, Herr Final1zminister, überhaupt 
nicht eingespart haben, um Ihr Defizit auf 
8 Milliarden Schilling zu kürzen, sondern aus 
Mehreinnahmen und Nettoersparnissen bei 
rechtlichen Verpflichtungen 8 Milliarden 
Schilling hereingebracht haben, darf ich 
Ihnen an den Ansätzen der genannten Bud­
getvorschau, die die Grundlage der Erspa­
rungsversprechen darstellt, nachweisen: 

Sie haben vorgenommen: Abgabenerhö­
hungen von 3,4 Milliarden Schilling, Tarif­
erhöhungen 0,3 Milliarden Schilling, Korrek­
tur der Einnahmenschätzungen 1,4 Milliar­
den Schilling, Einnahmen aus nicht ver­
brauchten Rücklagen 0,6 Milliarden Schil­
ling, Ersparnisse beim Personalaufwand 
0,6 Milliarden Schilling, Raub am Sozialauf­
wand 1,6 Milliarden Schilling, Hinausschie­
ben des Schuldendienstes 0,7 Milliarden 
Schilling, in Summe daher 8,6 Milliarden 
Schilling. 

Durch verschiedene Mehrausgaben im 
Gegensatz zur Budgetvorschau kamen Sie 
dann auf das Defizit von unter 8 Milliarden 
Schilling. 

Das sind die Tatsachen, Herr Finanzmini­
ster ! Damit werden Sie nicht auf eine zweite 
Fiktion festgenagelt, wie Sie im Fina,nz- und 
Budgetausschuß behauptet haben. 

Herr Finanzminister ! Nehmen Sie noch­
mals eind,eutig zur Kenntnis, daß wir nicht 
gewillt sind, uns auf diese Art und Weise 
a,n der Na,s,e herumführe'n z.u la,s,sen, und daß 
wir auch dafür sorgen werden, daß die 
Öffentlichkeit erfährt, welche Täuschungs­
manöver Sie und damit die gesamte 
Bundesregierung Klaus praktizieI'en. (Abg. 
DilJl.-Ing. T sc h i da: Das ist eine Milch­
mädchenrechnung!) Da,s ist eine sehr ge­
naue Rechnun,g. Nur fürchte ich, Herr Kol­
lege, Sie haben es nicht ganz mitgekriegt. Es 
ist auch nicht das erste Mal ... (Abg. Dipl.­
[ng. T sc h i da: Sie haben es mitgekriegt!) 
Ja natürlich, sonst hätte ich die Rechnung 
nicht aufstellen können. 

gs ist dies auch nicht das er:ste Mal, d·aß 
Sie geg~betne Versprechungen nicht einhal­
ten, Herr Minister. Im Frühjahr haben Sie 
in ,einer Fragestunde erklärt, daß für 1968 
keine 'Steuererhöhungen vOflgenommen wer­
den. Tatsächlich wurden aber wenige Wo­
chen später mit Wirks1amkeit vom 1. Septem­
ber 1968 eine Sonderabgabe auf Alkohol und 

~ine Sonderabgabe auf Kraftfahrzeuge von 
Ihnen dem Hohen Haus zur Beschlußf'a,s,sung 
vorgelegt und von der Regierungsmehrheit, 
wie nicht ander,s zu ,erwarten war, auch be­
schlossen. 

Schließlich haben Sie neben vielemande­
ren in der Überschriftens,ammlung, die etwas 
leicht ·anmaß,end als "Koren-Plan" b~eichnet 
wurde, auch ein I~nvestitionsprogramm des 
Bundes versprochen. Sie haben aber dieses 
Verg,prechen ,ebensowenig gehalten wie da,s 
im Zusammenhang mit den Einsparu'ngen 
gegebene. (Abg. Dr. Mus s i l: Dann haben 
Sie den Plan nicht gelesen!) Doch, sehr ge­
naue Ich kann i'hin fast auswendig, Her Kol­
lege Mussil! Sie können das wahrscheinlich 
nicht auswendig (der Redner zeigt das Wirt­
schaftsp1'ogramm de1' SPö) , wenn wir uns 
g,egenseiti,g konfrontieren würden. ( Abg. 
Dr. G r u b er: Steht auch nicht dafür!) 

Nehmen Sie ,es mir nicht übel, Herr Fi­
nanzminister, daß Sie in den wenigen Mona­
ten lhrer Ministerschaft die per:sonifizierte 
Unglaubwürdigkeit geworden -sind. Herr Kol­
lege MussH, eine Reihe von Versprechen 
wurden nicht eingehaUen. (Abg. Robert 
G ra f: Mit diesen Bemerkungen wollen Sie 
das Kriegsbeil ausgraben!) Durchaus nicht, 
ich bin ~ein Indianer, der auf dem Kriegs­
pfad weilt, Herr Kollege Gmf. (Heiterkeit 
und Beifall bei der Spö. - Abg. Robert 
G r a f: Sie kommen mir aber vor wie ein 
Indianer auf dem Kriegspfad! - Heiterkeit. 
- Abg. D1\ G r u b er: Aber eine Rothaut 
schon! - Lebhafte Heiterkeit.) Aber kein 
Schwarzfußindianer, merken Sie ,sic.h das! 

In den E,rläuternden Bemerkung'€in zum 
Bundesfina'llzges·etz 1969 ist ,auf 8eite 75 eine 
Tabelle,a.us der hervorgeht, d·aß 1968 für 
Inve.stitionen und investitionsfördernde Maß­
nahmen 17,45 Milliarden Schilling aus1ge­
geben wurden, 1969 hingeg,en nur 16,9 Mi!­
liaflden Schilling veranschlagt si,nd. Demnach 
ist das IlIlvestitionsvolumen um 550 Millionen 
Schilling geringer. Durch die Kürzung der In­
vestitionsmittel gefährden Sie, Herr Minister, 
den eben erst eiooetz·enden Konjunkturauf­
schwung. 

Sie, Herr Minister, erklärten jedoch in 
Ihrer Budgetrede ebenso, wie Sie in der 
schon erwähnten Verwirklichungsschr:ift 
Nr. 1 behaupten, daß das Inv,estitionsvolu­
men des Bundes um 1,1 MilHarden SchilHng 
im nächsten Jahr höhers,ein werde als im 
heurigen. Auch diese Machinationen sind mir 
unverständlich. Si'e mögen zwar in manchen 
Lebenslbereichen vorkommen, daß sie aber 
das wichtigste Instrument der Nationa.I­
ökonomi,e sein soUten, ist 'ebenso neu wi'e 
fragwürdig. 
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DipI.-Ing. Dr. Oskar Weihs 
Hohes Hauls! Im Wahlprogramm 1966 for­

derte die österreichische Volkspartei zur 
bestmöglichen Verwertung der öffentlichen 
Mittel eüne langfristige Budgetpolitik. Sie 
erklärte damals, daß im Intere,s,s-e der ge-sam­
ten österreich ischen Volkswirtschaft, vor­
nehmlich aUer Steuerzahl,er - ich zitiere 
wörtlich, bitte -, es eine der vordringlich­
sten Aufgaben der österreichischen Volks­
partei ist, durch ein längerfristiges Budget­
konzeptein Mittel für eine vernünftige, vor­
ausblickende und verantwortungsbewußte 
Budgetpolitik zu schaffen. ( Abg. Robert 
G r a f: Na schlecht?) Ja, es kommt schon 
noch. 

In seiner Regierungserklärung hat auch 
der Herr Bundeskanzler eine klare Rangordl­
nung -der Staatsausgtaben im Rahmen eines 
längerfristigen Budgetkonzepts für 'notwen­
di.g erklärt. 

Meine Damen und Herren! Mit dem Bun­
d-esvoranschlag 1969 legt dies'e Alleinregie­
rung nun vora-ussic-htUch i'hr letztes Budget 
vor. (Widerspruch bei der ÖVP.) Von einem 
längerfristigen Bud'getkonzept kann aber 
nicht einmal annähernd die Rede s,ein, das 
heißt, daß die öVP-AUeinregierung mit ihoon 
vie-r Budgets weder eine vernünftige noch 
eine vor,ausblickende, noch eine verantwort­
tungsbewußte Bud,g,etpolitik nach ihreneige­
nen Vorstellungen gemacht hat und daß sie 
weder eine klare Rangordnun.g der Staats­
ausgaben erarbeitet hat noch für eine best­
mögliche Verwendung der öff,entlichen Mittel 
gesorgt hat. 

Di'e Erfolge einer solchen Budgetpolitik 
sind s:elbstvers,tändlich nicht aus,geblieben. 
Das reale Wachstum unserer Wirtschaft, das 
in den Jahren 1960 bis 1964 im Durchschnitt 
4,2 Prozent betragen hat, beträgt unter die­
ser Re,gierung nur mehr noch im Durch­
s'chnitt 3,5 Prozent. 

Damit i,st das Wohlstands,gefälle gegen­
über den anderen westHchen Industriestaaten 
selbstverständlich nicht kl,einer, sondern nur 
größer geworden. (Abg. Dr. W i t h alm: 
Überhaupt gegenüber England! ) Nehmen Sie 
Schweden her, nehmen Sie die Bundesrepu­
blik her, ne.hmen Sie sogar von mir aus, 
wenn Sie wollen, ItaEen her. Auch dort ist 
das Wachstumhölher 'gewes,en alls bei uns. 

Ebenso wLe mit dem Wirtschaftswachstum 
verhält es sich mit d'er GeMwertsicherung. 
In der Z.eit der öVP-Alleinregierung betru­
gen die Preissteig-erungen bereits mehr als 
3,6 Prozent, womit die vom FinanzministJe­
rium in der Budgetvorschau verwendete An­
nahme eines jährlichen Preis-anstieges von 
2 Prozent für die kommenden Jahre mehr als 
ers'chüttert und ad absurdum -geführt wird. 

Was das Budget S'elbst betrifft, hat sich 
dias Bruttodefizit j,etzt gegenüber dem letzten 
Koalitionsbudget verdoppelt und die Höhe 
der Staatss·chulden innerhalb dieser kurzen 
Zeit um 50 Prozent auf rund 42 Milliarden 
Schilling per End'e 1969 'erhöht. Und dies 
alles trotz d,er wiederholten Steigerungen 
von Steuern, Gebühren und Tarifen, die 1969 
allein mit rund 3,7 Milliarden Schilling die 
österreichische Bevölkerung belasten. 

Das dicke Ende aber wird 1971 kommen. 
Für diese,s Jahr rechnet da,s Fina.n.zministe­
rium -selbst mit ,einem Defizit Von 17 Milli.ar­
den Schilling, welches bei Berücksichtigung 
der Investitionserfordernisse ,sog·ar noch w.e­
sentlich höher sein wird. 

Dies ist ,die leider sehr traurige Bilanz dier 
Budgetpolitik der Regierung Klaus, bei der 
der Herr Finanzminister d:ie Kühnheit hat, 
von einer Sanierung des Budgets zu -spre­
chen. 

Wieder, wie schon in der Generaldebatbe, 
möchte ich daran erinnern, daß es eine Re­
gierung ist, von der Kollege Harwalik an­
läßlich der Debatte zur Regierungs,erklärung 
erklärt hat, daß es "die bestmögliche Regi,e­
rung der österreichischen Volkspartei" sei. 

Was würde diese "be'ste" aller Re'gierun­
gen noch alles produziellen, wenn man sie 
noch länger aHein am Ruder dieses Staates 
Heße? (Abg. Staudinger : Sie werden 
sehen, Kollege Weihs! ) Ja, 'Blicher! Bisher 
haben wir schon so viel gesehen, das ist di­
rekt furchtbar. (Abg. S tau d in ger: Aus 
Ihrer Perspektive, Herr Dr. Weihs!) Ja, diese 
Perspektive werden Sie leider nie begreifen, 
Herr Kollege, das gebe ich Ihnen ohne wei­
teres zu. (Abg. Dipl.-Ing. T 8 chi da: Über­
heblichkeit!) Wenn Sie mir das ,goagen, Herr 
Kollege Tschida, dann kann ich Ihnen nur 
empf,ehl-en: Schauen Sie sich einmal in den 
Spiegel, und dann reden Sie nichts mehr von 
Überheblichkeit bei anderen Leuten! 

Wie dieses triste Bud,g,et, meine Damen 
und Herren, wird auch das Erbe, das dieSle 
Regierung der Konzeptlo·s,ig'keit, der Täu­
schung -der Öffentlichkeit und d·es Fortwur­
stelns der kommenden Regierung hinterläßt, 
aussehen. 

Das ist die Politik VOill Leuten, die etwa, 
wie der Herr Finanzminister, in ihrer hoch­
mütig,en Art folgende Stellungnahme zu un­
s,erem Wirtschaftsprogramm abgeben. (Wi­
derspruch bei der öVP.) Da haben Sie jetzt 
diese Art, Herr Kollege Tschida! Profe·ssor 
Koren sagte nämlich: "Würde man nämlich 
das SPö-Wirtschafts'Programm, das durch 
s,eine Widersprüche und Unklarheiten ent­
täusche, ernst nehme'n, so würde 1971 ein 
Budgetdenzit von rund 35 Milliarden Schil-
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Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs 
ling entstehen." (Abg. Dr. W i t h alm: Da 
hat er recht!) Der muß zaubern können, 
oder er kann den Rechenschieber nicht be­
nützen. (Abg. Dr. W i t h alm: Nein, ge­
rechnet hat er!) Ja, das hat man gemerkt! 

"Herr Dr. Kreisky" -so fuhr Profes·sor 
Koren fort - "hat e.s sich wahrlich leicht 
gemacht", und zwar sa.gte dies Dr. Koren im 
öVP-Pres,sedienst vom 10. 10. 1968, "unsach­
liche Kritik, unhaltbare Versprechungen, 
unzureichende Bedeckungisvorschläge und 
orakel hafte Aussagen über die Zukunft rei­
chen vielleicht für Wahlparolen, sicher aber 
nicht für ein echtes Alternativkonzept." 
(Zwischenruf des Abg. Dr. Mus s i l.) Aber 
das Alternativkonzept, Herr Dr. Mussil, 
überlassen Sie ruhig uns! E,s wird besser 
aus.siehen als das, wa,s Sie bisher in Ihrer 
Partei produziert haben. (Abg. Robert 
G ra/: Herr Doktor! Ihre Pflichtübung ist 
schlecht heute, hoffentlich wird Ihre Kür bes­
ser!) Ich glaube, Herr Graf, daß ich von 
Ihnen keine Benotung über mein Verhalten 
hier benötige. Da,s können Sie irgend jemand 
anderem machen, das können Sie da in dieser 
Reihe machen, vielleicht interessiert das die. 
Mich intereslsiert es gar ,nicht, was Sie von 
mir und meinen Äußerungen halten. (Abg. 
Robert G ra/: Ich habe es Ihnen nur ge­
sagt, weil ich annehme, daß es Sie interes­
siert!) Seien Sie mir nicht ,bö.se, aber das ist 
mir vollkommen wurst, was Si,e für eine Auf­
fassung über mich haben. 

Mit Recht a'ntwortete ihm - nämlich Pro­
fessor Koren - mein Partei vorsitzender 
Dr. Krei,sky, daß .sic'h Minister Koren die 
schlechtesten VOl'bilderaus der Politik ge­
wählt habe, nämlic,h jene, die immer qualifi­
zieren, ohne zu slagen, was ,sie ausz,us'etzen 
haben. 

Koren wirft uns unsachliche Kritik vor, 
ohne zu sagen, worin sie besteht. Er spricht 
auch von unhaltbaren Versprechungen, ohne 
diese zu determinieren, und ähnlichem mehr. 

Aus diesen seinen Äußerungen spricht 
aber nicht nur eine sehr potenzierte An­
maßung, sondern auch der versteckte Zorn 
darüber, daß das Wirtschafts programm der 
SPÖ um Längen besser ist als sein Koren­
Plan. (Bei/all bei der Spö.) 

Der Finanzminister kommt mir auf dem 
Gebiete der Nationalökonomie so vor wie 
die Stiefmutter in Schneewittchen (Abg. Ro­
bert G r a f: Ei, ei!), welche abgewandelt 
sagen würde: "Spieglein, Spieglein an der 
Wand, welcher ist der beste Plan im Land?" 
Und das Spieglein antwortet: "Dem Koren 
seiner i,st's, aber ·der von der SPö 
tausendmal besser ist." (Beifall bei der SPö. 
- Abg. Dr. G r u b er: Das ist aber ein 

Märchen! - Abg. Dr. Kr a n z l m a y r : Das 
ist wie Schneewittchen!) Aber das ist sehr 
gut, das Spieglein, Spieglein an der Wand! 
Und das mit dem "tausendmal besser" ist eine 
Wahrheit! Sie brauchen nur den Umfang 
allein, vom Inhalt will ich gar nicht reden, 
vergleichen! 

Herr Finanzminister ! Im Rahmen der 
Wirtschaftspolitik haben Sie der Budget­
politik eine zentrale Aufgabe zugewiesen. So 
steht das in Ihrem Plan. Sie haben weiters 
Ihrer Erwartung Ausdruck verliehen, daß 
Sie für das kommende Jahr mit einer Er­
höhung des realen Bruttonationalproduktes 
von etwa 5,5 Prozent rechnen. 

Diese Erwartung scheint mir allerdings 
etwas optimistisch zu sein, weil der Kon­
junkturaufschwung nicht in allen Branchen 
gleich hoch ist, man sogar von einer gespal­
tenen Konjunktur spricht. 

Der Konjunkturaufschwung wird nach wie 
vor allein vom Konsum und Export getragen, 
während die industriellen Investitionen, im 
besonderen in der Investitionsgüterindustrie, 
nur sehr zögernd folgen. (Abg. Dr. M u s­
si 1: Haben Sie nicht nock ein Gedicht?) 
o ja, aber das sage ich Ihnen dann nachher, 
Herr Kollege Mussil! (Abg. Pet e r: Der 
Mussil lernt es gerne auswendig!) Aber das 
kann ich ihm jetzt nicht sagen, sonst nimmt 
er mir die Show vorweg. Das geht auch wie­
der nicht. 

Unabhängig von der konjunkturellen Lage 
aber bestehen die strukturellen Schwierig­
keiten der österreich ischen Wirtschaft un­
vermindert weiter. Dies gilt vor allem vom 
sinkenden Anteil der Industrieinvestitionen 
an den gesamten Bruttoanlageninvestitionen. 

Diese sind zwischen 1961 und 1967 von 
23,9 Prozent auf 14,4 Prozent der Brutto­
anlageninvestitionen gesunken. Aufgabe 
eines Staatsbudgets wäre es doch, diese Ten­
denz aufzufangen und ins Gegenteil zu keh­
ren. Es hätte demnach das Budget 1969 die 
Aufgaben: 

1. das Wirtschaftswachstum durch einen 
entscheidenden Beitrag zur dringend not­
wendigen Strukturreform zu fördern und 

2. die Sanierung der Staatsfinanzen ohne 
Gefährdung der Investitionen und ohne unzu­
mutbare Belastungen für die sozial schwä­
cheren Schichten unserer Bevölkerung. 

Aber auch Präsident Sallinger forderte 
in seiner Rede zum Kapitel Handel, daß man 
sich um eine grundlegend verbesserte 
Budgetstruktur bemühen müßte. 

Er sagte weiter, daß Einnahmenerhöhun­
gen nur ein Mittel zur überwindung der 
finanziellen Schwierigkeiten seien, aber 
größtes Gewicht auf Einsparungen zu legen 
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sei, um die wirtschaftlichen Schwerpunkte 
auch im Budget stärker heraustreten zu 
lassen. Damit könnten der Wirtschaft wich­
tige Orientierungshinweise für ihre Inve­
stititionsentscheidungen gegeben werden. 

Ich muß jetzt die Frage erheben: Hat 
Herr Präsident Sallinger bereits von mir 
etwas gelernt? Ich habe nämlich ... (Ironi­
sche Heiterkeit bei der tJVP.) Lachen Sie 
nicht, Kollege! Ich habe nämlich ... (Abg. 
Dr. Mus si l: Von Ihnen kann man nur 
Schlechtes lernen, und das hat er nicht getan! ) 
Sie können noch allerhand lernen, Kollege 
Mussil! 

Ich habe nämlich zum Kapitel Finanzen des 
Budgets 1967 am 14. Dezember 1966 wörtlich 
gesagt, daß die Budgetpolitik durch ein mehr­
jähriges Rahmenprogramm ergänzt werden 
müsse und daß ein solcher Rahmenplan aber 
auch gleichzeitig der privaten Wirtschaft als 
Orientierungsbehelf diene. 

Die gleiche Auffassung finden Sie aber 
auch, meine Damen und Herren, in unserem 
Wirtschaftsprogramm auf Seite 28, 
Punkt 20 ... (Abg. Dr. Mus s i l: Eine ur­
alte Binsenweisheit!) Beim Rechenschieber 
nicht, da ist 3,99, wir schätzen, 4. (Abg. 
S tau d i n ger,' 2 mal 2 ist schon lange .4.!) 
Das Zitat lautet folgendermaßen: 

"Wir brauchen eine Neugestaltung der 
Budgetpolitik, die das Budget zum Kern 
einer modernen Rahmenplanung werden läßt. 
In dem Maße, in dem es gelingt, die gesamt­
wirtschaftliche Entwicklung in den Griff zu 
bekommen, erhalten die an sich nur für den 
Staat verbindlichen Ausgaben- und Einnah­
menpläne auch für private Unternehmen und 
Haushalte großen Orientierungswert." 

Ich wundere mich, Herr Kollege Mussil, 
daß Ihr Präsident diese Binsenwahrheit 
zum Kapitel Handel gesagt hat, wenn es so 
eine Binsenwahrheit gewesen ist. (Abg. 
Dr. Mus s i 1: Damit Sie es endlich einmal 
wissen, Herr Kollege!) Aber wir haben es ja 
bereits vor zwei Jahren gesagt, Herr Kol­
lege Mussil! Ich bitte Sie, in den steno­
graphischen Protokollen nachzulesen. Da 
werden Sie feststellen, daß wir von Ihnen 
nichts zu lernen brauchen. (Weitere 
Zwischenrufe des Abg. Dr. Mus s i l.) 

Es hat nun leider den Anschein, Herr 
Minister, daß Sie gerade mit diesem Budget 
1969 geradezu verhindern, daß diese Erwar­
tungen auch eintreten. 

In dem sogenannten Koren-Bericht, den 
Ihre Partei allerdings nicht veröffentlichen 
ließ, haben Sie auf Seite 52 noch folgendes 
erklärt: 

"Ein längerfristiges Investitionsprogramm 
des Bundes sollte so rasch als möglich er­
stellt werden. Es sollte ein Basisprogramm 

für Investitionen der Hoheitsverwaltung und 
der Bundesbetriebe enthalten, dazu aber ein 
konj unkturpolitisches Reserveprogramm 
(ausgearbeitete Projekte mit Durchfüh­
rungszeit), das rasch anlaufen kann. Im 
Investitionsprogramm sollten unbedingt 
längerfristige Ansätze für Finanzierungszu­
schüsse (Kapitalaufstockung) an die ver­
staatlichte Industrie vorgesehen werden. 
Diese Zuschüsse dürfen keinesfalls zur 
Deckung von Verlusten verwendet werden." 

Bei der Erstellung Ihres Planes waren Sie 
nur Staatssekretär, inzwischen sind Sie ver­
antwortlicher Minister geworden, der nun 
die Vorstellungen, die er in dem Bericht 
niedergelegt hat, heute verwirklichen 
könnte und in die Tat umsetzen sollte. 

Allerdings gibt es jetzt von Ihnen weder 
ein längerfristiges Investitionsprogramm 
noch ein Basisprogramm, noch ein Rese,rve­
programm, nocih längerfristi.ge Ansätze für 
Finanzierungszuschüsse an die verstaatlichte 
Industrie. Sie geben heuer sogar der ver­
staatlichten Industrie weniger, als die 
Regierung bereits beschlossen hat, dieser 
Ind ustrie zu geben. 

In die Tat umgesetzt haben Sie einzig und 
allein eine Kürzung des Investitions­
volumens, wodurch außerdem eine beträcht­
liche Verschiebung der Investitionsstruktur 
eingetreten ist, da Sie ja nur bei den Inve­
stitionen kürzen konnten, die nicht auf 
zweckgebundenen Einnahmen aufbauen. 

Ganz besonders triste aber sieht die 
Situation in der Bauwirtschaft und im Bau­
nebengewerbe aus. Diese Tatsache hat 
sicherlich den Herrn Abgeordneten Kulha­
nek im Ausschuß veranlaßt festzustellen, 
daß bei diesem Budget das Gewerbe unter 
die Räder gekommen ist. 

Wenn Sie, Herr Minister, in Ihrer Budget­
rede für das kommende Frühjahr ein Bau­
programm ankündigen, so kommt dieses ohne 
Zweifel zu spät, vorausgesetzt, daß Sie das 
Versprechen einhalten, was ein neuer, aber 
schöner Zug an Ihnen wäre, Herr Minister! 

Es gibt bei diesem Budget nur einen 
Sieger, und das ist die Landwirtschaft. 
Durch die Rücksichtslosigkeit und Härte 
der Landwirtschaftsvertreter bei den letzten 
Budgetrunden wurde zur Beruhigung der 
erregten Bauern der Landwirtschaft um 
315 Millionen Schilling mehr an Subven­
tionen als 1968 gegeben. 

Es hat nicht umsonst, meine Damen und 
Herren, am 28. September 1968 die "Kleine 
Zeitung" in Graz unter anderem geschrieben: 

"Wer am Montag bei der Blitzeinigung 
des Budgets überfahren wurde, der hätte 
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sich vermutlich auch bei ein.er längeren Ver­
handlungsdauer mit seinen Wünschen nicht 
durchgesetzt. 

Die agrarische Verhandlungsmaschine war 
einfach zu stark." Bitte das sagt die "Kleine 
Zeitung", nicht ich. "Wie schon so oft seit 
1945 ist es den Bauern auch diesmal gelun­
gen, sich auf breiter Front durchzusetzen." 

"Natürlich" - fährt die "Kleine Zeitung" 
fort - "sind noch grüne Wünsche offen ge­
blieben, aber wenn man bedenkt, wie triste 
die Finanzlage des Staates ist, dann muß 
man doch mehr oder weniger neidlos aner­
kennen, daß die agrarischen Spitzenvertreter 
für ihre Interessen ein Maximum erreicht 
haben." 

Bedeutet dies nicht, meine Damen und 
Herren, eilI1e Klas1senkampfpolitik par excel­
lence? 

Diese Handlungsweise steht genau im 
Gegensatz zu Ihrem Plan, Herr Minister, 
der eine Verminderung der Subventionen for­
dert und eine Neuorientierung der Agrar­
politik in der Hinsicht sieht, daß die Pro­
duktion an den Absatz angepaßt werden soll. 

Mit weiter steigenden Subventionen wer­
den Sie, Herr Minister, nur eine weitere 
Steigerung der Produktion hervorrufen, die 
weitere Subventionsbeträge für den Absatz 
erfordert und eine marktkonforme Erzeu­
gung verhindert. 

So sieht Ihre Strukturpolitik, von der Sie 
als Theoretiker so viel gesprochen und ge­
schrieben haben, in ihrer Verwirklichung 
aus. Da Sie offenbar ... (Abg. Ku l h an e k: 
Herr Kollege! Glauben Sie nicht, daß von den 
subventionierten Bauern, von der Landwirt­
schaft ganz iJsterreich, alle Bürger den 
Nutzen haben? Glauben Sie das nicht?) 
Schauen Sie, Herr Kollege, darüber haben 
wir uns schon so lang und so oft unter­
halten. Wenn aber Ihr Finanzminister in 
seinem Bericht eine marktkonforme Agrar­
politik verlangt, das heißt eine Politik, die 
Ihre Erzeugung an dem Absatz im In- und 
Ausland orientieren soll, dann sollte Ihnen 
das eigentlich doch etwas nahegehen, wenn 
Ihnen das nicht nur Ihr eigener Finanz­
minister, sondern sogar ein Hochschul­
professor sagt. 

Aber weil wir schon bei dem Hochschul­
professor sind, Herr Minister: Da Sie offen­
bar Ihre beiden Funktionen, einmal die des 
Finanzministers, das andere Mal die des 
Hochschulprofessors, schon aus zeitlichen 
Gründen nicht voll ausfüllen können, gestat­
ten Sie mir, Ihnen eine Empfehlung zu 
geben, Herr Minister: Bleiben Sie bei Ihrer 
Theorie und gehen Sie an die Hochschule 
zurück! (Beifall bei der SPö. - Ironische 

Heiterkeit bei der iJVP. - Abg. Robert 
G r a f: DaR war sch1.lJach!) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn 
Abgeordneten Dr. Mussil das Wort. 

Abgeordneter Dr. Mussil (öVP): Hohes 
Haus! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Bevor ich zu meinem eigenen 
Thema komme, möchte ich in diesem Raume 
noch einmal eine sehr, sehr ernste Frage 
anschneiden, weil das eine Frage ist, die 
noch immer nicht bereinigt ist und die noch 
immer in diesem Raume steht. Es ist die 
Angelegenheit, die sich auf Ihre dringliche 
Anfrage vom Dienstag bezieht. Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich darf dazu 
folgendes sagen: Die Art und Weise, in der 
Sie versucht haben, ein Regierungsmitglied 
in ein schiefes Licht zu bringen, ist weder 
bei Ihnen in Ihren eigenen Reihen ange­
kommen noch anderswo. Ich habe Ihre 
Mienen sehr, sehr genau verfolgt und habe 
gesehen, wie der Großteil von Ihnen ausge­
sprochen betretene Gesichter gemacht hat, 
weil es Ihnen selbst unangenehm war, daß 
diese Dinge hier angeschnitten worden sind. 
Vor allem aber, meine Damen und Herren, 
wird diese Vorgangsweise in der österrei­
chischen Bevölkerung absolut abgelehnt, 
weil sie diesen politischen Stil nicht will. 
(Beifall bei der iJVP.) Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Sie versuchen syste­
matisch, die Staatsautorität zu untergraben. 
(Abg. Pro b 8 t: Wenn Sie Ihre Autorität 
zur Staatsautorität machen!) Ich glaube 
nicht, daß das der richtige Weg ist, den Sie 
einzuschlagen versuchen. (Abg. Pro b s t: 
Das würden Sie gerne haben: "Wir sind der 
Staat allein!") 

Herr Dr. Weihs hat heute in der gleichen 
Weise vom ministeriellen Ehrenkodex und 
derlei Dingen gesprochen. Das liegt alles 
auf der gleichen Linie. (Anhaltende Zwi­
schenrufe bei der SPiJ.) Aber ich darf Ihnen 
eines sagen: Wenn von uns jemand etwas 
an diesem Pult erklärt und es sich nachher 
herausstellt, daß das nicht stimmt, dann hat 
er die Zivilcourage und den Mut und die 
politische . Fairneß, meine sehr geehrten 
Damen und Herren (heftige Zwischenrufe 
bei der SPö), an dieses Pult heranzutreten 
und das zurückzunehmen, was er gesagt hat! 
(Beifall bei der iJVP. - Abg. Ing. H ä u se r: 
Wo denn? Die ganzen Verleumdungen! Emp­
findlich seid ihr! - Abg. Pro b s t: Ihr seid 
nicht allein die Staatsautorität! ) Meine 
Damen und Herren! Auf diese Entschuldi­
gung von Ihnen warten nicht nur wir, son­
dern wartet die österreichische Bevölkerung 
bis heute! (Neuerlicher Beifall bei der ÖVP.) 
Es wird die Debatte üher das Budget 
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noch den heutigen Tag bis um 10 Uhr abend 
andauern und auch noch den morgigen Tag. 
Sie haben die Möglichkeit, diese Gelegen­
heit wahrzunehmen. (Abg. Ing. H ä u se r: 
Vorerst entschuldigen Sie sich wegen Ihrer 
Angriffe gegen uns!) Tun Sie es, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, ich rate es 
Ihnen! (Beifall bei der ÖVP. - Abg. Ing. 
H ä u s er: Sagen Sie Ihren Leuten, sie sollen 
sich entschuldigen! Unsere Ehre ist soviel 
wert wie Ihre! Nehmen Sie das zur Kennt­
nis! - Abg. Ing. Ku n s t: Entschuldigen 
Sie sich für Ihre früheren Fernsehszenen! 
Was haben Sie dem Minister Kreisky, dem 
Vizekanzler Pittermann alles gesagt! Wo war 
damals die Fairneß?) 

Lassen Sie mich nun zum Budget selbst 
kommen. (Abg. Pro b s t: Das war fürs Fern­
sehen, das hat mit Finanzen nichts zu tun 
- es fängt nur auch mit "F" an!) Wenn 
man in Ihren Budgetbeiträgen versucht, eine 
gerade Linie bei Ihnen zu _finden - sofern 
man bei Ihnen überhaupt von einer Linie 
sprechen kann -, so hat diese Linie darin 
bestanden, daß Sie folgendes versucht haben. 
(Zwischenruf des Abg. Ing. Ku n s t.) Sie 
haben zuerst einmal gesagt - das ist aus 
allen Ihren Reden hervoflgegangen -: Die 
Ansätze der einzelnen Ressorts sind zu ge­
ring. Sie haben zweitens gesagt: Die 
Steuern sind zu hoch, vor allem die indirek­
ten. Drittens sagten Sie: Die Investitionen 
sind zu ni,ed.rig. Und viertens haben Sie ge­
sagt: Die Staatsverschuldung ist zu hoch. 
(Zwischenruf bei der SPö: Das stimmt auch!) 

Wie man diese eine Gleichung mit vier 
Unbekannten lösen soll, meine Damen und 
Herren, das soll uns doch der Dr. Weihs er­
zählen, aber nicht mit einem Gedicht vom 
Schneewittchen, sondern mit richtigen 
Dingen. (BeifalZ bei der ÖVP.) Dazu sind Sie 
uns bis heute die Antwort schuldig geblie­
ben, und zwar auch in Ihrem sogenannten 
- ich sage ausdrücklich: sogenannten -
Minderheitsbericht. (Abg. Dipl.-Ing. Doktor 
Os kar W e i h s: Der Finanzminister ist die 
Antwort schuldig geblieben auf die Frage 
nach den Einsparungen! - Abg. Dr. G r u­
b er: M ärchenonkeZ Weihs!) 

Um klarzustellen: Wir verlangen von 
Ihnen keine Ratschläge für uns. Wir wissen, 
wie wir mit den wirtschaftlichen Schwierig­
keiten fertig werden sollen. Dank der ziel­
strebigen Politik der Regierung Klaus ist 
es uns gelungen, mit diesen wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten fertig zu werden (Zwischen­
rufe bei der SPö), und es wird uns in Zu­
kunft auch gelingen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Was uns aber brennend interessiert hätte, 
meine Damen und Herren, wäre die Frage, 
wie Sie konkret die Budgetprobleme 1969 

gelöst hätten, wenn Sie darüber zu entschei­
den gehabt hätten. (Abg. C z e t tel: Wir 
hätten schon 1966 anders entschieden! - Abg. 
Pro b s t: Sie haben gesagt, Sie brauchen 
diese Ratschläge nicht!) Sie müssen doch als 
große Oppositionspartei zumindest vage 
Vorstellungen darüber haben, wie Sie es ge­
macht hätten. Aber anscheinend ist auch 
das nicht vorhanden, nicht einmal der An­
satz zu einer Alternative, und das ist das 
Unangenehme an der gesamten Budget­
debatte, die wir erlebt haben. (Beifall bei der 
öVP.) 

Meine Damen und Herren! Ihr Minder­
heitsbericht zum Budget 1969 enthält im 
wesentlichen einen Auszug aus Ihrem Wirt­
schaftsprogramm und beschäftigt sich mit dem 
Budget nur sehr am Rande. (Abg. Dr. Pi t­
t e r man n: Also das stimmt nicht, Mussil! 
Ein ganzes Kapitel!) Unter anderem beschäf­
tigt er sich mit dem Südtirolproblem und 
mit der EWG-Frage; das sind unendlich 
wichtige Fragen, die aber nur in einem 
periphären Zusammenhang mit dem Budget 
stehen. Was eigentlich hineingehören würde, 
nämlich eine Zusammenfassung Ihrer An­
regungen und Ihrer Anträge im Finanz- und 
Budgetausschuß, das fehlt überhaupt. (Abg. 
Ing. Ku n s t: Dann haben Sie den Minder­
heitsbericht überhaupt nicht gelesen!) Herr 
Kunst! Ich habe das genau gelesen! Ich 
habe ihn dreimal gelesen, weil ich mir ge­
dacht habe, daß Sie das doch nicht völlig 
unter den Tisch fallen lassen können, es 
muß zumindest mit einer Andeutung drinnen 
sein (Abg. Dr. G r u b er: Was nicht drinnen 
steht, kann man nicht herauslesen!) j aber 
nicht einmal das! (Abg. Dr. W i t h alm zur 
SPÖ: Seien Sie vorsichtig, er kennt es besse't' 
als Sie!) 

Dr. Weihs hat jetzt darauf hingewiesen, 
und auch in Ihrem Minderheitsbericht ist 
immer wieder die Frage hervorgehoben wor­
den, ob die im Frühjahr vom Herrn Finanz­
minister angekündigten Einsparungen auch 
tatsächlich erzielt worden sind. Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Ich glaube, daß 
niemand, der mit der Budgetentwicklung 
und mit den Fragen, die mit dem Budget 
zusammenhängen, halbwegs vertraut ist, 
jemals daran gedacht haben könnte, daß die 
Einsparungen von den Budgetziffern des 
Jahres 1968 erfolgen sollen. Einsparen heißt, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, 
Ausgaben verhindern. (Abg. G rat z: Ein­
sparen heißt weniger ausgeben!) Und das ist 
im Budget 1969 nicht nur gegenüber den 
Anforderungen der Ressorts, sondern auch 
gegen über einzelnen Vorausschauen sogar 
in einem höheren Ausmaß erfolgt, Herr 
Dr. Weihs, als es der Finanzminister ange-
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kündigt 'hat. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. Oskar 
W e i h s: Einsparen heißt nicht streichen!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn Sie der Mein ung sind, daß mehr ein­
gespart werden sollte, dann sagen Sie uns 
konkret, wo. (Abg. Dr. W i t h alm: Vor­
schläge!) Aber im Grunde, meine Verehrten, 
wollen Sie ja gar nicht einsparen. Wenn es 
nach Ihnen ginge, müßten sich eher die Ein­
nahmen nach den Ausgaben richten als um­
gekehrt. Das ist doch Ihre Mentalität, meine 
Verehrten. Das ist doch allgemein bekannt. 
(Beifall bei der öVP. - Abg. Dr. Pi t t e r­
man n: Aber Mussil, das war vom Koren!) 

Sehr eingehend haben Sie sich im Finanz­
und Budgetausschuß, im Plenum und auch 
im Minderheitsbericht mit der Investitions­
tätigkeit des Bundes auseinandergesetzt. 
Auch Dr. Weihs hat diese Dinge wieder auf­
gegriffen. Ich glaube, wir stimmen alle darin 
überein, daß höhere Investitionen für die 
Infrastruktur unseres Landes nur zu be­
grüßen wären. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. Oskar 
W e i h s: Na· also!) Die Frage ist nur, Herr 
Dr. Weihs - das ist die Gretchenfrage, die 
immer wieder an uns herantritt (Abg. Dok­
tor W i t h alm: Die Schneewittchenfrage!), 
und nicht die Schneewittchenfrage, die Sie 
vorgetragen haben (Abg. Ha r wal i k: Die 
"Schnee-Weihs-chen-Frage"!) -, auf wessen 
Kosten! Also wieder: Entweder höhere 
Steuern oder höhere Schulden oder andere 
Ausgabenkürzungen - aber welche? (Abg. 
W e i k h art: Sie beschließen höhere Steuern 
und machen höhere Schulden! - Abg. Dipl.­
lng. Dr. Oskar W e i h s: Und geringere In­
vestitionen! ) 

Eines steht jedenfalls fest: daß bei einer 
Gegenüberstellung der Investitionstätigkeit 
1968 und 1969 nur Gleiches mit Gleichem 
verglichen werden kann und daß die Basis 
1968 daher das Eventualbudget nicht ent­
halten darf. ( Abg. Dr. Pi t t e r man n: 
Das haben Sie uns vorgeworfen!) 

Das Eventualbudget 1968 war eine außer­
ordentliche konjunkturpolitische Stütze, die 
damals notwendig war. Für 1969 hoffen wir, 
daß die Privatinvestitionen stärker anlaufen 
werden, wenn nicht der negative Ankündi­
gungseffekt der von Ihnen geforderten 
Arbeitszeitverkürzung das Investitionsklima 
neuerlich verschlechtern wird. (Abg. 
S t r Ö er: Schon wieder eine Ausrede!) 

Die Investitionstätigkeit des Bundes muß 
auch im Zusammenhang mit dem Entwick­
lungs- und Erneuerungsfonds und der son­
stigen Garantiepolitik des Bundes gesehen 
werden. Unter diesen Gesichtspunkten wer­
den die Investitionsimpulse des Jahres 1969, 
die vom Bund ausgehen, wesentlich stärker 
sein als 1968. 

Und nun zum längerfristigen verbind­
lichen Budgetkonzept, Herr Dr. Weihs, wie 
es von Ihnen gefordert wird. (Abg. Dipl.-Ing. 
Dr. Oskar W e i h s: l ch habe es nicht gefor­
dert!) Ja, ja, auch wir sind an längerfristi­
gen Oberlegungen, vor allem als Orientie­
rungshilfe für die Wirtschaft, außerordent­
lich interessiert. Das hat der Herr Präsident 
Sallinger in diesem Haus herausgestrichen. 
Daher begrüßen wir das Basis-Investitions­
programm des Koren-Planes mit Auf­
stockungsmöglichkeiten je nach der Kon­
junkturlage. (Abg. Dipl.-lng. Dr. Oskar 
Weihs: Wo ist das? -Abg. Ing. Kunst: 
Die Gießkannenmethode! ) Auf die Gieß­
lmnnenmethode, Herr Kunst, komme ich dann 
noch zu zu sprechen. 

Meine Damen und Herren! Was Sie sich 
unter einem längerfristigen Budgetkonzept 
vorstellen: längerfristig vom Nationalrat 
beschlossen und für die Regierung verbind­
lich, ist wirklichkeitsfremd und überdies 
verfassungswidrig. Ich darf Ihnen dazu fol­
gendes sagen: Jedes für die Regierung ver­
bindliche Budgetkonzept muß in der Praxis 
mit der Legislaturperiode synchronisiert 
werden. Ich kann mir Ihre Reaktion gut 
vorstellen, meine Damen und Herren, wenn 
wir Ihrer Anregung gefolgt wären und jetzt 
ein längerfristiges Budgetkonzept vorgelegt 
hätten, das auch die Regierung nach den 
Wahlen gebunden hätte - und das wollten 
Sie ja mit einem längerfristigen Budget­
konzept erreiC'hen. Ich kann mir die Reak­
tion in Ihren Reihen vollkommen ausmalen! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Erst frühestens in einem Jahr werden die 
notwendigen Unterlagen der Arbeitsgruppe 
"mittelfristige Prognose" vorliegen. Ihre 
Forderung ist daher auch vom Technischen 
her nicht erfüllbar, ganz abgesehen davon, 
daß die statistischen Unterlagen nicht da 
sind. Die Wirtschaftsstatistik ist im Aus­
bau; das weiß der Dr. Staribacher ganz 
genau. (Abg. [ng. Ku n s t: Schon wieder 
eine Ausrede! Haben schon wieder die Exper­
ten versagt?) 

Sie wissen aber auch genau, meine Damen 
und Herren, daß die für ein längerfristiges 
Budgetkonzept erforderlichen Wachstums­
prognosen ohne Einbeziehung der Einkom­
menspolitik nicht erarbeitet werden können. 
Gegen die Einbeziehung der Lohnpolitik in 
längerfristige Oberlegungen haben Sie sich 
aber bisher mit Erfolg zur Wehr gesetzt. 
Ich gratuliere Ihnen zu dem Erfolg. Aber 
man kann sich nicht auf der einen Seite 
wehren, das zu tun, und auf der anderen 
Seite lauthals schreien, daß ein länger­
fristiges Budgetkonzept gemacht werden 
soll! Das ist ein Widerspruch im grundsätz-
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lichen, und das werden Sie nicht aufrechter­
halten können. (Beifall bei der öVP. - Abg. 
Pro b s t: Sie wollen ja keine länger-

. tristige Politik!) Sie haben die länger­
fristige Politik gewollt, aber ohne Ein­
kommenspolitik. (Abg. Ing. Ku n s t: Jetzt 
haben Sie sich wieder widersprochen!) Herr 
Kunst! Dann sagen Sie mir, wo ich mich ver­
sprochen habe! (Abg. Pro b s t: In jedem 
Satz widersprechen Sie sich!) Nein, nein, 
ich habe Ihnen ganz genau dargelegt, wie 
diese Dinge liegen. (Abg. Iny. Ku n s t: 
Einmal sagen Sie längerfristig, dann sind 
Sie wieder dagegen! - Abg. Pro b s t: Sie 
widersprechen sich ständig!) Sie müssen ein 
bißchen Geduld haben, Herr Kollege Probst! 
Ein biß ehen Geduld, dann werde ich Ihnen 
schon sagen, wie es gemacht werden soll, 
muß und kann, und dann werden Sie mir 
hoffentlich auch recht geben. (Abg. Ing. 
Ku n s t: Hoffentlich tun Sie es endlich ein­
mal! Wir warten auf die Taten!) 

Verfassungswidrig ist Ihr Vorschlag des­
halb, weil ein längerfristiges Budget­
konzept, das für die Regierung verbindlich 
sein soll, nicht vom Nationalrat allein be­
schlossen werden kann. Gemäß Art. 42 
Abs. 5 des Bundes .. Verfassungsgesetzes ist 
nur das alljährliche Bundesfinanzgesetz dem 
Einspruchsrecht des Bundesrates entzogen. 
Wenn Sie also ohne Bundesrat ein derarti­
ges längerfristiges Budgetkonzept, das ver­
bindlich sein soll, beschließen wollen (Abg. 
Dipl.-Ing. Dr. Oskar W ei h s: Wer hat es 
denn gesagt?), dann verstoßen Sie gegen den 
Grundsatz (Abg. W e i k h art: Wer 
redet denn davon? - Abg. [ng. Kunst: 
Wer sagt denn das?) Das steht in Ihrem 
Wirtschaftsprogramm, dann lesen Sie das! 
(Abg. We i k h art: Sie oktroyieren uns 
etwas auf! Kein Mensch hat davon ge­
redet!) Dann kennen Sie Ihr Wirtschafts­
programm nicht, meine sehr geehrten Her­
ren! Ich würde Ihnen empfehlen, Ihr eigenes 
Wirtschaftsprogramm einmal durchzulesen! 
(Beifall bei der ÖVP. - Abg. [ng. Ku n s t: 
Das ist eine Unterstellung!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es 
gibt also nur eine Möglichkeit, das ist die 
Form einer Entschließung des Nationalrates. 
Diesen Standpunkt haben wir immer ver­
treten, und der Standpunkt ist richtig. 

Ein längerfristiges Budgetkonzept, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, das für 
die Regierung verbindlich sein soll - und 
das wollen Sie ja haben -, läßt sich ... 
(Ruf bei der SPö: Wo steht das?) Das steht 
in Ihrem Wirtschaftsprogramm ! Sie lesen 
das nicht, meine Verehrten! Ein länger­
fristiges Budgetkonzept, das für die Regie­
rung verbindlich sein soll, steht im Wider-

spruch mit der auch von Ihnen, und zwar 
mit Recht, vertretenen antizyklischen Bud­
getpolitik. Dabei verlangen Sie außer­
dem noch eine antizyklische Einnahmens­
politik, vor allem bei den Abschreibungs­
sätzen und Investitionsrücklagen. Diese 
Antizyklik steht im Widerspruch zu jedem 
längerfristigen Budgetkonzept überhaupt, 
weil man den Zyklenablauf noch in keiner 
Weise prognostizieren kann. Außerdem 
würde eine antizyklische Einkommenspolitik 
jede Orientierung und daher jede länger­
fristige Disposition der Unternehmungen zu­
nichte machen. 

In diesem Zusammenhang darf ich ein 
Wort zu dem stereotypen Vorwurf, daß wir 
gegen das Planen sind, sagen. Man kann 
nicht oft genug wiederholen: Planen ja, 
aber Planwirtschaft nein! (Abg. [ng. 
Ku n 8 t: Lang hat es gebraucht, bis Sie ZU?' 

Planung kommen!) Ich führe das schon aus, 
Herr Kunst. Ich komme jetzt auf die Gieß­
kannenmethode, das haben Sie ja angeschnit­
ten; jetzt müssen Sie also wirkHch aufpas·sen, 
was ich hier sage. (Abg. Dr. W i t h alm: 
Das würde ihm gut tun!) Oder mit anderen 
Worten: Jeder soll für seinen Bereich pla­
nen, der Staat für den seinen und die Be­
triebe für ihren. Das, was Sie aber wollen, 
ist, daß der Staat nicht für sich allein 
planen soll, sondern auch für die Betriebe, 
daß aber das Risiko von staatlichen Fehl­
planungen nach wie vor von den Betrieben ge­
tragen werden soll. Das lehnen wir restlos 
ab, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Nochmals mit aller Deutlichkeit zur Wirt­
schaftsplanung des Staates außerhalb seiner 
eigenen Investitionen: Informatives Planen 
uneingeschränkt ja; imperatives Planen un­
eingeschränkt nein. Indikatives Planen, so­
lange damit die globale Steuerung der Wirt­
schaft erfolgt und nicht branchenweise dis­
kriminiert wird. (Abg. Dr. S ta r i b ach er: 
Das ist jetzt neu, Herr Kollege Mussil! Das 
ist jetzt neu!) Nein, das ist durchaus nicht 
neu, das ist unser alter Standpunkt, den wir 
nie verändert haben. 

In Ihrem Wirtschaftsprogramm sollen 
steuerliche Investitionsbegünstigungen und 
-pramlen auf Wachstumsindustrien be­
schränkt werden. Was Wachstumsindustrien 
sind, sollen nicht die Unternehmer, sondern 
ein im übrigen verfassungswidriges Wirt­
schaftsministerium bestimmen. Der Nieder­
österreich-Plan Ihrer Partei geht noch einen 
Schritt weiter, er zählt die Wachstumsindu­
strien ausdrücklich auf, die besonders zu 
fördern sind. 

Nicht enthalten in diesem Katalog sind 
gerade diejenigen Industrien, welche in Nie-
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derösterreich vor allem in den Entwicklungs­
gebieten maßgeblich vertreten sind, wie die 
Textilindustrie, die Holzindustrie und die 
Papierindustrie. Sie sollen von einer beson­
deren Förderung ausgeschlossen werden, ob­
wohl es außerordentlich wichtig wäre, gerade 
diese Industrien besonders zu fördern, damit 
sie mit der scharfen ausländischen Kon­
kurrenz Schritt halten können. 

Die Entwicklung der letzten Jahre auch 
im Ausland hat gezeigt, daß gerade die er­
wähnten Industrien große Zukunftschancen 
haben. (Abg. Ing. Ku n s t: Gilt das für die 
verstaatlichte Industrie auch?) Trotzdem 
werden sie vom Niederösterreich-Plan 
eigentlich abgeschrieben. (Abg. Ho r r : Ihr 
habt ja zwei Jahre später angefangen! Da 
lacht jeder darüber!) 

So betrachtet, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, ist der Niederästerreich-Plan 
Ihrer Partei in maßgeblichen Punkten 
geradezu niederösterreichfeindlich. Ich muß 
das hier mit aller Deutlichkeit feststellen! 
(Beifall bei der ÖVP. - Abg. Ho r r: Das 
ist ein Märchenerzähler, der Mussil!) Herr 
Kollege Horr! Andere Zwischenrufe als "Mär­
chenerzähler" fallen Ihnen nicht ein? Ich 
muß zu diesen Fragen Stellung nehmen, weil 
sie das Land Niederösterreich betreffen, in 
dessen Bereich mein Wahlkreis liegt, und 
insbesondere weil diese Fragen meinen 
Wahlkreis eminent betreffen und ich das zu 
unterstützen habe. Das ist meine verdammte 
Pflicht und Schuldigkeit. (Abg. Ing. Ku n s t: 
Man merkt, daß die Landtagswahlen vor der 
Tür stehen! ) 

Meine Damen und Herren! Daß Sie trotz 
der Entwicklung im Mutterland der Planifi­
kation an diesen Ideen weiterhin festhalten 
wollen, ist verwunderlich. Sicherlich ist die 
Planifikation nicht allein schuld an der wirt­
schaftlichen Situation in Frankreich, sicher" 
auch der Streik und die unter seinem Ein­
druck forcierte Gefälligkeitsdemokratie mit 
inflationärem Expansionismus. Auch unter 
dem Schutze fixer Wechselkurse kann man 
auf die Dauer die Wirtschaft nicht über­
fordern. Frankreich hat nach dem Streik 
einen gewaltigen Lohnsprung vollzogen und 
gleichzeitig die Arbeitszeit verkürzt. Jetzt 
wird die Rechnung dafür präsentiert. Mit 
einer gewaltigen Preis steigerung, mit Devi­
senbindungen, mit einem ausgesprochen 
restriktiven Kurs, alles trotz - oder man 
kann auch sagen gerade wegen - der "Wun­
derwaffe" der Planifikation. 

Daß von branchenweise gezielten Investi­
tionsbegünstigungen - ich glaube, Kollege 
Dr. Androsch, Sie haben das einmal erwähnt -
die freie unternehmerische Investitionsent­
scheidung Unberührt bleiben soll, ist ein 

Widerspruch in sich. Die Investitionen sollen 
ja gerade auf diese Weise im Gegensatz zu 
dem von Ihnen und auch vom Herrn Kollegen 
Kunst verurteilten Gießkannensystem zwar 
indirekt, aber doch gelenkt werden. Wie sie 
das logisch vereinbaren, meine Damen und 
Herren, das ist Ihre Sache. Allerdings wird 
die gewerbliche Wirtschaft in diesem Punkte 
noch bevorzugt behandelt. Für die Landwirt­
schaft hat der Niederästerreich-Plan wesent­
lich schärfere Instrumente vorgesehen, da 
geht es ohne imperative Planung nicht ab, 
mit Flächenkontingentierungen und derglei­
chen. Sie sollten, glaube ich, überhaupt Ihre 
Pläne besser aufeinander abstimmen. Ich 
würde an Ihrer Stelle - und ich halte das 
wirklich für notwendig - einen neuen län­
gerfristigen Plan zur Koordinierung der be­
stehenden Pläne einmal beschließen. (Beifall 
bei der (JVP.) 

Eine Ihrer finanzpolitischen Hauptforde­
rungen ist die Akzentverschiebung zu den 
progressiven direkten Steuern. Ich darf dazu 
folgendes sagen: 

1. Zu den direkten Lasten zählen nicht nur 
die direkten Steuern, sondern auch die So­
zialversicherungsbeiträge und die anderen 
Soziallasten. 1968 werden voraussichtlich 
die direkten Lasten 60 Prozent und die in­
direkten Lasten 40 Prozent ausmachen. Da­
mit sind die direkten Lasten am oberen Stei­
gerungspunkt angelangt. 

2. Im internationalen Vergleich liegt öster­
reich mit den direkten Lasten im Spitzen­
feld. Ursache dafür sind auch die Sozial­
lasten, wo wir nahezu unangefochten an der 
Spitze liegen. Schweden und die Bundesrepu­
blik wollen uns den Rang ablaufen, aber wir 
sind stolz, daß wir hier die Spitze halten. 

3. In der Belastung des Sozialproduktes 
mit Steuern liegt österreich mit fast 37 Pro­
zent an dritter Stelle, Schweden an der Spitze 
mit 41 Prozent, Frankreich hat 38,6 Prozent, 
USA 28,2 Prozent und die Schweiz 22 Pro­
zent. 

Dabei dürfte unbestritten sein: Je gerin­
ger der Anteil der Gesamtbelastung des So­
zialproduktes ist, desto leichter kann eine 
Akzentverschiebung von den direkten zu den 
indirekten Steuern getragen werden, ohne 
daß die Investitionsneigung abgetötet wird. 
In österreich wäre die geforderte Akzent­
verschiebung ein wirtschaftspolitischer Tief­
schlag. Außerdem: Je höher das Pro-Kovf­
Einkommen eines Landes ist, desto höher 
kann der Belastungsanteil am Bruttonational­
produkt sein, ohne daß nachteilige Folgen 
eintreten. Unter diesen Gesichtspunkten hat 
österreich ebenfalls die obere Grenze der 
Belastungsmöglichkeit längst erreicht. 
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In diesem Zusammenhang sind wissen­

schaftliche Untersuchungen der letzten Zeit 
außerordentlich interessant, die in den Zu­
sammenhang zwischen der Sparrate der Be­
völkerung, der Staatsverschuldung, auf die 
ein Kollege von mir im näheren zu sprechen 

-kommen wird, der Steuerbelastung und dem 
Verschuldungsgrad der Wirtschaft hinein­
leuchten. Das Ergebnis dieser Untersuchun­
gen geht dahin: Je höher die Steuerbelastung 
der Unternehmungen, desto höher ihr Ver­
schuldungsgrad und desto geringer ihre In­
vestitioonsneigung, umso niedriger auch die 
Staatsverschuldung. Aus dieser Sicht müßte 
man die Staatsschuldenpolitik von der wis­
senschaftlichen Seite aus näher beleuchten. 
(Abg. Ing. Ku n s t: Also, Sie haben es ver­
kehrt gemacht!) Das sind ,ganz junge Er­
kenntnisse Herr Kunst, das ist eine For­
schungsarbeit, die erst vor ganz kurzer Zeit 
publiziert worden ist. 

Meine Damen und Herren! Sie be­
kennen sich nunmehr grundsätzlich 
auch zur Mehrwertsteuer; das ist zu be­
grüßen. Einzelne Ihrer Herren sind aller­
dings noch bei der letzten Budgetdebatte 
ziemlich stark gegen diese Steuer zu Felde 
gezogen. Die Mehrwertsteuer ist wettbe­
werbsneutral und im Grenzausgleich voll­
kommen erfaßbar. 

Andere Länder, wie etwa Frankreich, 
gehen dazu über, im Interesse. ihr:r Expo.rt­
wirtschaft direkte Steuern, WIe dIe dortIge 
Lohnsummensteuer, in die Mehrwertsteuer, 
also in eine indirekte Steuer, einzubauen. 
Diese Art der Exportförderung dürfte EWG­
und GATT-konform sein. 

Ein solcher Weg ist preispolitisch sicher 
bedenklich, das gebe ich Zoll; .aber den um­
gekehrten Weg zu gehen, wie Sie es wollen, 
und indirekte Steuern in progressive direkte, 
nicht grenzausgleichfähige Steuern zu ver­
lagern heißt bewußte Benachteiligung u~se­
rer Exportwirtschaft und ist daher strIkte 
abzulehnen. (Abg. Ing. Ku n s t: Also muß 
der Konsument wieder zahlen!) Wenn Sie auf­
gepaßt hätten, hätten Sie diesen Zwischen­
ruf nicht gemacht, Herr Kunst. Sie müssen 
sich immer konzentrieren auf das, was ich 
sage, und nicht am letzten Wort hängen blei­
ben. Sie müssen schon den Zusammenhang 
irgendwie zu erfassen versuchen. 

Ihre Forderung nach gestaffelten Ver­
brauchersteuern - und zwar nach der Dring­
lichkeit des Bedarfes - würde eine indirekte 
Konsumlenkung bedeuten. Diese Forderung 
kann schon wegen des von uns vertretenen 
Grundsatzes der freien Konsumwahl nicht 
gutgeheißen werden. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit auch 
einer Meinung entgegentreten, die man 
immer wieder hört ... (Abg. Dr. A n­
d r 0 sc h : Ist die Einführung der Sonder­
abgabe von Kraftfahrzeugen das, was Sie 
meinen?) Nein, das ist das, was in Ihrem 
Forderungsprogramm fälschlich drinnen­
steht. (Heiterkeit bei der öVP.) 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit einer 
Meinung entgegentreten, die man immer 
wieder hört (Zwischenrufe bei der SPö) , näm­
lich daß die indirekten Steuern - jetzt 
komme ich also auf Ihre Steuern zurück, 
Dr. Androsch - schlechthin von den Ver­
brauchern zu zahlen sind. Sicher ist das theo­
retisch richtig, weil diese Steuern theoretisch 
auch überwälzbar sind, in der Praxis aber 
nur, wenn es der Markt zuläßt. Wenn der 
Markt das nicht hergibt, trägt nicht der Ver­
braucher, sondern der Erzeuger oder der 
Verteiler die indirekten Steuern. Das ist eine 
Selbstverständlichkeit, die von Ihnen un­
unterbrochen in einem schiefen Lichte dar­
gestellt wird. 

In diesem Zusammenhang, meine Damen 
und Herren, ein Wort zu Ihrer ständig wie­
derkehrenden Behauptung, daß die Selb­
ständigen - ich glaube, Kollege Häuser, das 
ist Ihr Steckenpferd - gegenüber den Un­
selbständigen in der Einkommensbesteue­
rung bevorzugt werden. Diese Behauptung 
zielt auf eine noch stärkere Besteuerung der 
Selbständigen ab. Das ist ja der Zweck der 
übung, Herr Häuser, Sie sagen ja nichts um­
sonst - das ist uns vollkommen klar -, und 
Sie nennen das unter anderem verschämt 
die Schließung von Steuerlücken. 

Ich möchte eindeutig feststellen, daß für 
Selbständige und Unselbständige selbstver­
ständlich die gleiche Progression gilt. Bei 
den Unselbständigen gibt es im Zusammen­
hange mit dem Veranlagungssystem eine 
Reihe von Vorteilen, die die Selbständigen 
nicht haben. (Abg. Ing. H ä u se,,' : Das hat 
der Herr Finanzminister gesagt! - Abg. Dok­
tor P i t t e r man n : Zum Beispiel die AfA!) 
Die Sonderzahlungen, der Dreizehnte und 
Vierze'hnte! - Aber bitte, ic·h möchte auf 
diese Dinge nicht näher eingehen, sonst wäre 
das ein abendfüllendes Gespräch. (Zwischen­
rufe.) Wir würden auch bereit sein, zu tau­
schen. Ich komme noch auf eine Reihe von 
Sachen zu sprechen. (Zwischenrufe bei der 
SP6. - Abg. Ing. H ä u se r : Wir tauschen 
gern mit Ihnen! - Abg. Ho r r: Märchen­
erzähler Mussil! - Abg. Ing. Ku n s t : Autos, 
alles können Sie abschreiben!) . 

Meine Damen und Herren! Ich möchte 
noch einmal eindeutig feststellen, d.aß 
die Ziffern, die der Herr Kollege Häuser 
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ständig nennt und die nach außen hin wohl 
den Eindruck machen, daß es so wäre (Abg. 
Ing. H ä u se r : Widerlegen Sie es mir!), dar­
auf zurückzuführen sind, daß die Anzahl der 
Selbständigen zurückgeht und die der Un:-
selbständigen ständig wächst. . ö J 

" 

Maßgeblich, Kollege Häuser, ist aber, daß 
die Einkommen der Unselbständigen iI} "den 
sechziger Jahren weit stärker gewachsen 
sind als die der Selbständigen. Was man 
nicht verdient, Herr Kollege Häuser, das 
kann man nicht versteuern. (Abg. Ing. H ä u­
se r: Wieviel verdient denn ein Selbständi­
ger?) Das Einkommen der Unselbständigen 
stieg von 1960 bis 1965 überproportional um 
54 Prozent, das der Selbständigen lediglich 
um 46 Prozent. Selbst im Jahre 1967 mit 
einer gegenüber 1966 relativ zurückhaltenden 
Lohnpolitik hat sich das Pro-Kopf-Einkom­
men der Arbeitnehmer um zirka 8,5 Prozent 
nominell und um zirka 4,5 Prozent real er­
höht (Abg. Ing. H ä u se r : Na und! J, wäh­
rend die Wachstumsrate nominell lediglich 
um 6,1 Prozent und 2,5 Prozent real gestie­
gen ist. (Abg. Ing. H ä u s er: Aber Sie wis­
sen doch, daß das für 1966 gilt! Vergleichen 
Sie doch richtig!) Durch diese Überproportio­
nalität wird der Kostendruck auf die Wirt­
schaft ständig verschärft und die Erträge 
dezimiert, was sich in der anhaltenden In­
vestitionsschwäche auswirken muß. Das ist 
der Grund der Investitions.schwäche, an der 
wir zu leiden haben. (Abg. Ing. H ä u s er: 
Freilich, wir sind schuld! - Abg. M a­
c h u n z e: Häuser hat Kostroun nicht ge­
hört! ) 

Herr Kollege Weihs und Kollege Androsch! 
Wir haben nichts gegen die Überprüfung von 
Steuerlücken. Wenn, dann aber in gleicher 
Weise bei den Selbständigen und Unselbstän­
digen. Die abgabenmäßige Erfassung der 
Pfuschertätigkeit würde allein Milliarden­
beträge bringen (Zwischenruf der Abg. Dok­
tor Hertha Firn b erg), wenn ich nur diese 
eine Ziff,er nennen darf. 

Daß Sie aber in diesem Zusammenhang 
immer wieder die Steuerpauschalierung der 
Kleingewerbetreibenden hervorheben, zeigt 
einmal mehr Ihre mittelstandsfeindliche Ein­
stellung. Dabei bringt die Steuerpauschalie­
rung keine Ersparung, sondern nur eine Ver­
einfachung in der Verwaltung, sowohl bei 
den Betrieben als auch in der Finanzver­
waltung. (Abg. Ing. Ku n s t: Dieselbe Ab­
schreibung würde bei der Pauschalierung für 
die Unselbständigen möglich sein!) Pauscha­
lieren kann man nur dort, wo veranlagt wird. 
(Abg. Ing. Ku n s t: Hunderttausende An­
träge müssen jährlich gestellt werden!) 

Meine Damen und Herren! Geradezu eine 
Fundgrube i.ch wiedevhole: "Fund-

grube" - von Widersprüchen enthält die 
Verteilungspolitik in Ihrem Wirtschafts­
programm. Ihre Aussagen gehen von einer 
vorübergehenden Bevorzugung der Unter­
nehmereinkommen aus ~ auch das ist drin­
nen, ich habe meinen Augen nicht getraut, 
als ich das gelesen habe - im Interesse der 
Investitionsförderung, Erhaltung von Ar­
beitsplätzen und so weiter. Das unterschrei­
ben wir. 

Das nächste ist ein Festhalten am gegen­
wärtilgen Verteil un·gsschlüssel; das ist ins­
besondere im Zusammenhang mit Ihrem' Ka­
pitel Sozialpolitik behandelt. Da wird der 
gegenwärtige Stand im allgemeinen als rich­
tig bezei.chnet. Und dann kommt eine Pas­
sage in Ihrem Wirtschaftsprogramm, in der 
Sie plötzlich - obwohl Sie vorher an anderen 
Stellen ganz andere Dinge sagen - die For­
derung nach einem gewaltigen Ruck - so ist 
Ihre Ausdrucksweise - in der Umverteilung 
von den Reichen zu den Armen oder von den 
Reichen zum Staat erheben. Meine verehr­
ten Damen und Herren! Unsere Hoffnung, 
daß sich bei Ihnen ein modernerer Leistungs­
sozialismus gegenüber dem konservativen 
Verteilungssozialismus stärker durchsetzen 
würde, hat sich leider nicht erfüllt! 

Ihre zweite Industrialisierungswelle wol­
len Sie demnach einleiten mit einer Erhö­
hung von direkten Steuern, mit einer Ver­
schärfung der Steuerprogression (Abg. Ing. 
K uns t: Sie wollen die indirekten Steuern! 
- Abg. Robert G ra f : Sie sollten sich vom 
Herrn Dr. Androsch aufklären lassen, bevor 
Sie Zwischenrufe machen!), mit einer fast 
konfiskatorischen Erbschafts- und Schen­
kungssteuer, mit einer neuerlichen Erhö­
hung der Vermögensteuer, mit der sonsti­
gen Schließung von Steuer lücken, mit über­
proportionalen Lohnforderungen und, weil 
das noch nicht genug ist, mit einer Verkür­
zung der Arbeitszeit. Das nimmt Ihnen nie­
mand ab, meine Damen und Herren, der nur 
einigermaßen mit der wirtschaftlichen Ent­
wicklung vertraut ist. 

Zu der Arbeitszeitverkürzung möchte ich 
nur folgendes sagen. 

Abgeordneter Häuser hat am 2. 12. laut 
"Parlamentskorrespondenz" in der Spezial­
debatte zu "Soziale Verwaltung" erklärt, daß 
die Sozialistische Partei die Forderung nach 
einer allmählichen Verkürzung der Arbeits­
zeit auf 40 Stunden voll und ganz unter­
stützt. (Abg. Ing. Ku n s t : Das verlangt der 
öAAB auch!) Meine Damen und Herren! 
Damit hat diese Forderung einen politischen 
(erneute Zwischenrufe) - ich sage das 
a us'drücklich -, einen politischen Anstrich 
erhalten und muß im Lichte Ihrer Partei-
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Dr. Mussil 
propaganda beurteilt werden. Es ist völlig 
klar, daß sich Ihr Wirtschaftsprogramm für 
Osterreich bei einer Wirtschaft im Auf­
schwung politisch schlechter verkaufen läßt 
als bei einer Wirtschaft in der Krise, noch 
dazu, wo dieser Aufschwung einer zielbe­
wußten Wirtschaftspolitik der öVP-Regie­
rung zu verdanken ist. (Beifall bei der ÖVP. 
- Abg. [nu. H ä u se r : Wer soll ein Arbeits­
zeitgesetz machen? Die Vertragspartner ? -
Zwischenruf des Abg. [ng. Ku n s t. -" Abg. 
Ing. H ä u s e r: Antworten Sie mir, wenn Sie 
können!) Ich habe bereits erwähnt, daß schon 
der Ankündigungseffekt Ihrer Forderung nach 
Arbeitszeitverkürzung konjunkturbremsend 
wirkt. Wie dann erst eine Verkürzung selbst! 
(Abg. [ng. Kunst: Mussil - Bremse!) 
Die Bezeichnung die-ser Forderung als 
politische Konjunkturbremse ist daher voll 
zutreffend. 

Ihr Hinweis, meine sehr geehrten Damen 
und Herren (Abg. Ben y a: Was sagen S?:e 
dazu? - Weitere Zwischenrufe bei der SPö), 
auf die Arbeitszeitverkürzung im Jahre 1959 
- Kollege Häuser und die anderen Damen 
und Herren haben das wiederholt gebracht -
geht vollkommen daneben. ( Abg. W e i k­
ha r t : Mussil verwechselt die Tagesordnung! 
- Weitere Rufe und Gegenrufe bei Abgeord­
neten der öVP und SPÖ.) Mit dem Jahre 1959 
waren die goldenen fünfziger Jahre, wie sie 
allgemein auch in der Presse bezeichnet wer­
den, endgültig vorbei. Gewachsen sind weiter­
hin lediglich die Konsumeinkommen, die vor­
übergehend als Konjunkturstütze gedient 
haben, aber auf Kosten der Selbständigen­
einkommen und daher auf Kosten der In­
vestitionen. ( Abg. Dr. S t a r i b ach er: 
Das stimmt nicht, Kollege Mussil!) 

Der Rückgang des Anteiles der Industrie­
investitionen von 26 auf 13 Prozent in die­
sen Jahren ist sicher nicht (Abg. Dr. S t a r i­
ba c her: Das war doch erst 1967, 
13 Prozent!) , Herr Kollege Staribacher, 
allein auf die Arbeitszeitverkürzung im 
Jahre 1959 zurückzuführen, aber vorwiegend. 
Ihre Auffassung, daß eine kürzere Arbeitszeit 
in den Betrieben durch eine stärkere Investi­
tionstätigkeit aufgeholt werden könnte, ist 
als vollkommen unrichtig zu bezeichnen. 
Nicht einmal in der Industrie hat das funk­
tioniert, geschweige denn im Fremdenver­
kehr, in den Dienstleistungsbetrieben und so 
weiter (Abg. [ng. Ku n s t: Warum geht es 
in Amerika?), die überhaupt nicht entspre­
chend rationalisieren können. 

Wenn Sie Ihre Arbeitszeitverkürzung, Kol­
lege Häuser, im Interesse der Vollbeschäfti­
gung haben wollen, dann darf ich dazu fol­
gendes sagen: Dann ist diese Forderung 
vollkommen unzeitgemäß, denn die Vollbe-

schäftigung ist dank der konsequenten Wirt­
schaftspolitik unserer (Ruf bei der SPö: 
Der öVPl) Regierung vollkommen sicher. 
(Abg. W e i k h art: Für Sie ist es nie so! -
Weitere Zwischenrufe bei der Spö.) Der Bun­
desregierung ist es dank eines gezielten In­
strumentariums gelungen, die krisenhaften 
Erscheinungen, die unsere Nachbarländer er­
faßt haben, von österreich weitgehend fernzu­
halten. (Beifall bei der OVP.) Ich verweise 
in diesem Zusammenhang nur auf die Wachs­
tumsgesetze, auf die Einkommensteuer­
gesetznovelle 1967, die in diesem Jahre eine 
längere Lohnpause ermöglicht hat, auf die 
kreditpolitischen Maßnahmen und auf die 
Freigabe des Eventualbudgets. (Abg. We i k­
h art : Jetzt brauchen wir nicht mehr so 
scharf zu sein, Herr Doktor! Das Fernsehen 
ist schon ausgeschaltet!) 

Herr Kollege Weikhart! In einer Wirt­
schaft im Aufschwung besteht immer die 
Gefahr, daß vorhandene Strukturmängel 
überdeckt werden und damit in Vergessen­
heit geraten können. Die Beseitigung dieser 
Strukturmängel ist Aufgabe des Koren-Pla­
nes, der Schritt für Schritt, Zug um Zug und 
Punkt für Punkt verwirklicht wird. (Beifall 
bei der OVP. - Abg. [ng. Ku n s t: Die 
Worte hör' ich wohl, allein mir fehlt der 
Glaube! - Abg. W e i k h art: Da bleiben 
nur die Punkte übrig!) 

Die Änderung des Kartellgesetzes mit der 
Einführung des Nettopreissystems wurde 
bereits verabschiedet, Kollege Weikhart. Die 
Investitions-Kredit-AG wurde ausgebaut, das. 
Gesetz über den Entwicklungs- und Erneue­
rungsfonds und das Strukturverbesserungs­
gesetz sind bereits in parlamentarischer 
Behandlung. über die neue Gewerbeordnung 
wurde das Begutachtungsverfahren abge­
schlossen. In den einzelnen Ländern werden 
zunehmend Kreditgarantiegemeinschaften 
gegründet. Über die Errichtung einer Betei­
ligungsgesellschaft laufen zurzeit Verhand­
lungen. 

Die Voraussetzung für diese Umstruk­
turierung, die für unsere Wirtschaft von so 
unendlicher Bedeutung ist, das Um-
strukturierungsklima, wenn man das 
so nennen darf, ist somit vorhan­
den. Worauf es ankommt, ist, daß die Ge­
winnchancen der Unternehmungen steigen. 
(Zwischenrufe bei der SPö.) Die Betriebe 
werden die neuen Einrichtungen nur in An­
spruch nehmen und sich zusätzlich verschul­
den können, wenn sie auch die Aussicht 
haben, aus ihren Abschreibungen diese Ver­
schuldungen zurückzuzahlen. 

Daher unsere ständige Forderung nach 
einer Abschwächung des Kostendruckes. 
Man kann nicht die unternehmerische Wirt-
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Dr. Mussil 
schaft b:j~h:n, den Y~ternehn:ern. man- i ha.ben Sie das geh~rt?), sonst sagen Sie mir 
gelnde ImtIatIve und RlslkofreudlgkeIt vor-' wIeder genauso WIe dem Kollegen Hauser, 
werfen, gleichzeitig aber die Gewinne ver- daß wir die Rote Katze aus dem Sack her­
teufeln, wie Sie es tun, meine Damen und' vorholen. Hier haben Sie die Rote Katze aus 
Herren, und sie systematisch von der Ko- ~ dem Sack hervorgeholt! (Abg. W e i k kar t: 
sten-, Preis- und Steuerseite her auszu- Da lassen wir Sie nicht aus! Wo haben Sie 
höhlen versuchen. Hier liegt ein Wider- das gehört? - Weitere Zwischenrufe. - Abg. 
spruch im grundsätzlichen, und darum wer-· W e i k ha r t: Nicht wieder unterschwellig 
den Sie gerade wegen Ihres Wirtschaftspro-! werden!) , 
gramms immer unglaubwürdiger. In Ihrem Wirtschaftsprogramm, Herr Kol-

Meine Damen und Herren! Abschließend i lege Weikhart, wollen Sie sich aber ge­
folgendes: In Ihrem Minderheitsbericht ... ' genüber der Bevölkerung als moderne Wett­
(Abg. W e i k h art: Aber jetzt müssen Sie bewerbssozialisten anbieten, obwohl Ihnen 
zum Budget auch reden! - Zwischenruf des auch das leider nicht gelingt. (Ruf bei der 
Abg. G rat z.) Das ist ja Hauptgegenstand SPö: Wir können das auch! - Weitere Zwi­
Ihres Minderheitsberichtes, Herr Kollege' schenrufe.) Nach Beschlußfassung über Ihr 
Gratz, sonst hätte ich das ja nicht hier her- Wirtschaftsprogramm hat sich anscheinend, 
eingenommen. Von insgesamt 19 oder 20 i Herr Kollege Probst, der linke Flügel Ihrer 
Seiten widmen Sie 14 oder 15 Seiten dem Partei restlos durchgesetzt, sonst wäre es 
Wirtschaftsprogramm. Sie haben es sich wie nicht denkbar (anhaltende Zwischenrufe bei 
immer leicht gemacht. Sie haben einfach der SPö), daß Sie in Ihrem Minderheitsbe­
einen Auszug aus Ihrem Wirtschaftspro- I richt ausdrücklich diese Vergesellschaf­
gramm da hineingeschrieben, anstatt sich tungsthesen einer längst überwunden ge­
endlich einmal neuere und bessere Gedanken, glaubten Zeit in Erinnerung rufen. Einen 
zu machen. (Beifall bei der ÖVP. - Abg.1 größeren Wirrwarr über die ideologische 
W ei k h art: Wozu hat man denn ein Pro-, Linie Ihrer Partei hätten Sie kaum hervor­
gramm gemacht?) Mit Ihrem Programm, Kol-: rufen können. 
lege Weikhart, habe ich mich schon ein-I Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
gehend auseinanderges.etzt. ( Abg. lng. \ Zum Budget 1969, das wir unter den gege­
Ku n s t : Was haben Ste zum Budget ge- benen Voraussetzungen als optimale Lösung 
sPTochen?) . ansehen, sagen wir selbstverständlich ja. 

Abschließend, meine Damen und Herren, i (Lebhafter Beifall bei der ÖVP. - Abg. 
folgendes: In Ihrem Minderheitsbericht wei- : W e i k h art: Das war der einzige Satz zum 
sen Sie auf Seite 17 - ich zitiere das genau Kapitel Finanzen!) 
- darauf hin, daß Ihr Wirtschaftsprogramm I Pr"'d t D' 1 I W Idb Al . ·tt If . t· P f·· aSI en lp .- ng. a runner: s 
em ml e r~s Iges rogramm zur Er ullung I nächstem Redner erteile ich dem Herrn Ab-
~::.es ParteIprogramms aus dem Jahre 1958

1 

geordneten Dr. Androsch das Wort. 

In diesem Parteiprogramm verlangen Sie ~b.geordneter Dr. Androsch (SPö): Herr 
nicht mehr und nicht weniger als eine voll- , ~!asldent! H~h~s Ha.us! ~err <?ener~lsekre­
kommen neue Eigentumsordnung und ein tar ~r. MUSSlI. Es IS~ SIcherlIch mc~It er­
wirtschaftliches System, in denen der Ge-! fre~hch, wenn g.egen Jem~.nden, wer Immer 
meinschaft _ ich zitiere wörtlich _ die es 1st, unberechtIgte Vorwurfe erhoben wer­
volle Verfügungsgewalt über die entschei- den. ~ Abg. Dr. W i t h.a l m: D~s ~ann man 
denden Produktionsfaktoren zukommt. (Zwi-. sagen; Vorges~ern bet de-r: dTtngltC.hen. An­
schenrufe der Abg. Dr. S t ar i b ach er und· frage.) Aber wIr unterscheIden uns m emem 
[ng. Ku n s t.) Nur das Gemeinwohl wird I solchen. Punkt, Herr Ge~eralsekretär, sehr 
darüber zu entscheiden haben heißt es in wesenthch. (Abg. Dr. W t t h alm: Das 'War 
Ihrem Programm wörtlich --.: oder stehen I vorgest~rn so gemacht:. Wa!dheim!) Wir sind 
Sie nicht zu Ihrem Programm, streiten Sie d:r Memung, daß es m emem ~olchen F~ll 
also hier dieses Programm ab?, das möchte fur den Bet~offen.en am besten ~st, wenn ~n 
ich gerne wissen _, welche Unternehmun- aller .. öff~nthchkeIt klargestellt 1st, daß dIe 
gen zu vergesellschaften sind. Klein- und V. erdachb.gunge~ zu Unre~ht erhoben worden 
Mittelbetriebe sowie das Eigentum, das der smd. (Betfall bet der SPö.) 
eigenen Arbeit dient, werden keinesfalls ver- Sie, meine Damen und Herren, haben x 
gesellschaftet werden. Ähnliche Wirtschafts- Beweise geliefert, und der Herr General­
ordnungen ... (Abg. [ng. Ku n s t: Na also!) sekretär bedauerlicherweise vor mir wieder, 
"Na also !", Herr Kollege Kunst, habe ich daß Sie mit versteckten Verleumdungen 
schon einmal gehört. Ich möchte mich also operieren (Abg. Dr. W i t h alm: Wir ver­
nicht mehr darüber auslassen (Abg. W e i k- stecken nicht!) und nie dem Verleumdeten 
ha r t: Wo denn? - Ruf bei der SPö: Wo Gelegenheit zur Rechtfertigung geben. (Abg. 
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Dr. Androsch 
Dr. W i t ha l m: Sie haben vorgestern nicht 
versteckt verleumdet, sondern 8ehr offen!) 

Herr Generalsekretär! Ich habe mit gro­
ßer Aufmerksamkeit Ihre Rede verfolgt und 
festgestellt, daß Sie eine Kontrarede gegen 
das Wirtschaftsprogramm versucht haben 
und verständlicherweise keine Prorede zum 
Budget 1969, denn dieser Versuch wäre von 
vornherein mißglückt. (Beifall bei der SPö.) 

Wie versucht wird, die öffentlichkeit zu 
täuschen, läßt sich an folgendem Beispiel 
demonstrieren. Sie erinnern sich, daß im 
Frühjahr die Regierung und die Regierungs­
partei erklärt haben, daß unter den Voraus­
setzungen der Budgetvorschau 1968 gewisse 
Maßnahmen notwendig sind. Zu diesen Maß­
nahmen gehörte das Versprechen, im Herbst 
auf der Basis Budgetvorschau 1968 3,2 Mil­
liarden Schilling einzusparen. Sie sind, wie 
sich im Ausschuß gezeigt hat, diesen Beweis 
schuldig geblieben und versuchen das jetzt 
so umzudrehen, daß Sie sagen: Einsparen 
heißt Ausgaben verhindern. (Abg. Dr. M u s­
s i l: Was denn sonst?) Das heißt: Je größer 
man die Ausgaben wunschgemäß fixiert, um­
so größere Einsparungen kann man erzielen. 
Aber Ihr Versprechen in bezug auf die Bud­
getvorschau 1968, im Herbst 3,2 Milliarden 
Schilling einzusparen, haben Sie nicht ge­
halten. (Beifall bei der SPö.) 

Hohes Haus! Der Herr Finanzminister hat 
in seiner Budgetrede erklärt, daß der Bud­
getpolitik eine zentral,e Rolle im Rahmen der 
Wirtschaftspolitik zukommt. Wenn das rich­
tig ist, dann wurde diese Aufgabe in sträf­
licher Weise beim Budget 1969 vernachläs­
sigt, weil man, kurzfristig gesehen, mit dem 
Budget 1969 keinen Beitrag zur Konjunk­
turpolitik leistet, indem man die öffentlichen 
Investitionen kürzt, weil man die länger­
fristigen Ziele der Strukturpolitik nicht be­
rücksichtigt, wenn man gerade die wich­
tigen Bereiche der Forschung, der Elektrizi­
tätswirtschaft, der Industrie und des Berg­
baues kürzt und schließlich die einkommens­
politische Aufgabe eines Budgets nicht er­
füllt, weil man die Mehrbelastungen, die 
man beschließt, einseitig auf die Schultern 
der einkommensschwächeren Gruppen legt. 
(Beifall bei der SPö.) 

Schließlich, meine Damen und Herren, hat 
man es verabsäumt, die versprochene Sanie­
rung des Budgets herbeizuführen. Vielmehr 
sehen wir uns einer drohenden Lawine von 
Defiziten und steigenden Schuldenlasten ge­
genüber, die in ihrer vollen Tragweite erst 
nach den nächsten Nationalratswahlen ab­
zusehen sein werden. Die Regierung versucht 
nichts anderes, als sich notdürftig mit dem 
Budget 1969 über dieses letzte Jahr vor den 
Nationalratswahlen hinüberzuretten. 

Vier Budgets von der öVP-Alleinregierung 
haben praktisch keinen echten wirtschaft­
lichen Fortschritt in diesem Lande gebracht. 
(Beifall bei der SPö. - Abg. G las e r: Das 
glauben Sie ja selber nicht, was Sie da er­
zählen! - Weiter Zwischenrufe.) 

Herr Dr. Hauser, die Wachstumsraten sind 
im Durchschnitt - und da rechne ich schon 
die nächstjährige günstige mit ein - nicht 
unbeträchtlich geringer als die der letzten 
Jahre der Koalitionsregierung. Dafür aber 
sind die Teuerungsraten um ein Beträcht­
liches höher, und schließlich droht uns auf 
der Seite der Leistungsbilanz ein strukturel­
les Defizit. (Abg. Dr. W i t h alm: Wir liegen 
jedenfalls über dem europäischen Durchschnitt, 
das wissen Sie sehr genau! ) Es mag wirt­
schaftliche Situationen geben, Herr General­
sekretär, die nur gemeistert werden können 
wenn die gesamte Bevölkerung Opfer auf 
sich nimmt. (Abg. Dr. W i t h alm: Sie wis­
sen es schon, aber Sie geben es nicht zu!) Die 
ÖVP-Alleinregierung aber bittet die Bevöl­
kerung nunmehr zum viertenmal zur Kasse, 
ohne daß sie eine Sanierung herbeigeführt 
hat. 

Herr Generalsekretär, wenn Sie vom 
Durchschnitt Europas sprechen, dann er­
wähnen Sie auch, daß wir im Durchschnitt 
weit unter den westeuropäischen Industrie­
nationen liegen und daß wir trachten müß­
ten, diesen Abstand wenigstens zu reduzie­
ren! Das haben Sie bisher verabsäumt; 
(Beifall bei der SPö. - Abg. G las er: Unter 
dieser öVP-Alleinregierung haben 'wir den 
höchsten Lebensstandard erreicht, den es je 
in diesem Lande gab!) Ich gebe ,gern zu, 
Herr Generalsekretär, daß angesichts dieser 
Situation, die durch vier Budgets der ÖVP­
Alleinregierung geschaffen wurde, es immer 
schwieriger wird, den Kurs zu ändern. Wir 
Sozialisten haben im Wirtschaftsprogramm 
auch Grundsätze für die Budgetpolitik aus­
gearbeitet. Ich möchte Ihnen diese in aller 
Kürze skizzieren. (Abg. Ha r t l: Zum Wilson 
können Sie gehen!) 

Wir sind der Meinung, Herr Abgeordneter, 
daß es notwendig ist, ein längerfristiges Bud­
getkonzept zu haben. (Abg. G las er: Die 
Ratschläge geben Sie Ihrem Parteifreund 
Wilson, der kann sie brauchen!) Ich höre 
nun mit großem Erstaunen, daß in diesem 
Punkt die Regierungspartei von der Regie­
rungserklärung zurücktritt. Denn ich darf 
Sie daran erinnern, daß sich dort folgender 
Satz find·et: "Deshalb ist eine klare Rang­
ordnung der Staatsausgaben im Rahmen 
eines längerfristigen Budgetkonzepts not­
wendi,g." 

Herr Generalsekretär Mussil, heißt das, 
daß die Regierungserklärung nicht mehr 
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gilt? Leider ist der Herr Generalsekretär 
nicht im Hause, um diese Frage zu beant­
worten. (Abg. Dr. Mus s i 1 betritt den Sit­
zungssaal.) Herr Generalsekretär, ich habe 
mir erlaubt, auf den Widerspruch aufmerksam 
zu machen, daß Sie gesagt haben, ein länger­
fristiges Budgetkonzept wäre verfassungs­
widrig, obwohl Sie in der Regierungserklä­
rung ein solches versprochen haben. (Abg. 
Dr. Mus s i l : Ich habe gesagt: Ein für die 
Regierung verbindliches .. .! - Abg. Doktor 
S ta r i b ach er: Das ist es doch! - Abg. 
Dr. Pi t t e r man n: Das ist doch die Regie­
rungserklärung! ) 

Herr Generalsekretär, Sie haben hier be­
wußt eine Verschleierungstaktik betreiben 
wollen, denn Sie haben sich in der Regie­
rungserklärung zu einem solchen länger­
fristigen Budgetkonzept bekannt, nur haben 
Sie es bisher nicht durchgeführt. Das ist 
das große Problem unserer Budgetpolitik 
derzeit. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. W ei k­
ha r t: Herr Doktor! Der neueste Schlager: 
Unverbindliche Regierungserklärung! Der 
neueste Schlager der öVP! - Abg. G las e r: 
Der beste Schlager der SPö ist der Weiklzart! 
Er lebt noch in den dreißiger Jahren!) 

Wir sind weiters der Meinung, Herr Gene­
ralsekretär, daß man als Zentrum eines sol­
chen mehrjährigen Budgetkonzeptes ein 
Investitionsprogramm schaffen sollte, das 
auch als Orientierungs hilfe für jene Gruppen 
der Bevölkerung dient, die Sie vertreten. 
Wenn Sie behaupten, daß das bisher erfüllt 
wäre, so steht das in offenem Widerspruch 
zu den Tatsachen. Es wird zwar im Koren­
Plan so wie manches andere versprochen, 
aber bis zur Stunde nicht gehalten (Zusti1n­
mung bei der SPö), wobei wir meinen, daß, 
was die Investitionen betrifft, in einem stär­
keren Umfang betriebswirtschaftliche über­
legungen Eingang finden sollten, etwa in 
Form von Kosten-Nutzen-Analysen, die auch 
die Voraussetzung für Programmbudgets 
darstellen könnten. 

Weiter meinen wh., daß e,s höchst an der 
Zeit wäre, bei den Subventionen einmal Ord­
nung zu schaffen und nur jene, die unbedingt 
notwendig sind, im Budget zu belassen. (Abg. 
Dr. W i t h alm: Sagen Sie, welche!) Mir ist 
schon klar, daß man nicht alle abbauen kann. 
(Abg. Dr. W i t ha 1 m : Welche sollen wir ab­
bauen? Sagen Sie uns Beispiele!) Herr Gene­
ralsekretär, die Investitionen werden gekürzt, 
aber die Preisstützungssubventionen steigen 
um 11 Prozent! Das meinen wir. (Abg. Dok­
tor W i t h alm: Bleiben wir konkret! Was 
schlagen Sie vor? Was wollen Sie abbauen? 
Konkret!) Das habe ich Ihnen gerade gesagt. 
(Abg. Dr. Withalm: Herr Dr. Androsch, 

konkret! Legen Sie ihre Forderungen auf den 
Tisch! - Weitere Zwischenrufe.) Es tut mir 
leid, wenn Ihnen der Begriff Preisstützungen 
nicht geläufig ist, aber ich glaube, das ist 
jetzt nicht der Rahmen, um das zu bespre­
chen. (Abg. Dr. W i t h alm: Das ist schon 
der Rahmen! Das Hohe Haus ist der Rah­
men!) Sicherlich, aber gewisse Voraussetzun­
gen betrieblicher Natur muß man in die Dis­
-kussion mitbringen. (Abg. Dr. W i t ha l m : 
Die wurden schon geschaffen!) Also Sie wis­
sen, was Preisstützungen sind. Die sind um 
11 Prozent gestiegen, die Investitionen sind 
gekürzt worden. Das ist also klargestellt. 
(Abg. Dr. W i t h alm: Trotzdem möchte ich 
konkret auf den Tisch gelegt haben, was Sie 
vorschlagen! ) 

Auf der Einnahmenseite meinen wir, was 
die Begünstigungen betrifft, kurzfristig ge­
sehen ... (Abg. We i Tc ha r t: Herr General­
sekretär, wir sagen, die Überschüsse Bollen 
abgebaut werden! - Abg. Dr. W i t h alm: 
Wo sind die Überschüsse? - Ruf bei der SP(J: 
Sie brauchen nur in das Budget zu schauen! 
- Abg. Dr. W i t h a Z m: Ich möchte es von 
Ihnen hören! Es würde mich sehr interessie­
ren! ) Ich hoffe, Herr Generalsekretär, daß 
Sie sich unter Preisstützungen etwas vor­
stellen können. Dann ist es klar. (Abg. Dok­
tor W i t h alm: Ich möchte hören, was Sie 
sich konkret vorstellen!) Das habe ich ge­
sagt. (Abg. Ha r t l: Das weiß er doch nicht! 
Da muß er dem Herrn Generalsekretär etwas 
sagen! Sagen Sie es ihm!) Herr Kollege Hartl, 
ich bin einverstanden mit der Diskussion, und 
ich bi:n schon sehr gespannt darauf, wenn 
Sie nach mir herausgehen und meine Argu­
mente entkräften werden. (Beifall bei der 
SP(J. - Abg. Ha r t l: Sagen Sie es dem 
Herrn Generalsekretär! Aber ihr redet nur!) 

Auf dem Gebiete der Steuerpolitik meinen 
wir, daß man kurzfristig versuchen müßte, 
die historisch gewachsenen Begünstigungen 
dort, wo es möglich ist, einzuschränken und 
abzubauen, und daß map., längerfristig ge­
sehen, endlich einmal darangehen sollte, ein 
Steuersystem zu schaffen, das in ökonomi­
scher, in verteilungspolitischer und verwal­
tungstechnischer Hinsicht den Anforderun­
gen der heutigen Zeit entspricht. (Abg. Dok­
tor W i t h alm: Das war eine schöne Phrase, 
aber konkret, was stellen Sie sich vor? -
Abg. Dr. Pi t t e r man n: Die Regierung 
frägt, die Opposition' antwortet! - Abg. 
W e i k h art: Die Regierung weiß keinen 
Ausweg!) Darf ich Sie um etwas Geduld 
bitten, Herr Generalsekretär. (Abg. Doktor 
W i t h alm: Das ist 8ehr reizvoll!) Ich ver­
stehe, daß Sie mit Rücksicht auf den baldi­
gen Wahltermin schon etwas nervös wer­
den, aber die paar Minuten, bis ich zu die-
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sem Punkt komme, werden Sie doch noch er­
warten. (Beifall bei der Spö. - Abg. Doktor 
Pi t te r man n: Nach den nächsten Wahlen 
werden Sie es sehen! - Abg. Dr. W i t h alm: 
Bis zum 1. März 1970 haben wir Zeit genug!) 

Hohes Haus! Ich habe davon gesprochen, 
daß auf dem Gebiete der Konjunkturpolitik 
vom Budget 1969 keine Impulse ausgehen. 
(Abg. [ng. Ku n s t: Weil wir den Zug ver­
paßt haben!) Tatsächlich wird es aber so 
sein, daß im nächsten Jahr eine Erhöhung 
der Wachstumsrate des Bruttonationalpro­
duktes eintreten wird. Ich weiß nicht, ob der 
Optimismus des Herrn Finanzministers ge­
rechtfertigt ist. Er hat im Ausschuß davon 
gesprochen, daß er 6 Prozent erwartet. Das 
haben Sie im Ausschuß gesagt, Herr Mini­
ster. In den Erläuternden Bemerkungen 
waren Sie etwas vorsichtiger und haben ge­
sagt ,,5 bis 6 Prozent". Das ist wahrschein­
lich eine etwas optimistische Annahme, vor 
allem, wenn man berücksichtigt, daß mit 
dem Budget 1969 geradezu verhindert wird, 
daß diese Erwartungen eintreten. (Abg. 
Ha r t l: Abwarten!) Ich glaube, es ist noch 
nicht Konjunkturpolitik, wenn man sich 
treiben läßt wie ein Boot auf den Wellen 
und es vom Zufall der Entwicklung im Aus­
land abhängt, ob man gerade in einem 
Wellental oder in einem Wellenhoch sich be­
findet. (Abg. Dr. W i t h alm: Das ist alles 
Zufall, daß wir Vollbeschäftigung haben, ein 
Wachstum, alles zufällig! Das ist ein Wunder! 
Das ist ganz von selbst gekommen!) Genau 
das war die Politik der Bundesregierung in 
den vier Jahren. Sie haben nichts gemacht, 
Herr Generalsekretär, als der Konjunktur­
einbruch gekommen ist; Sie machen jetzt 
auch nichts, haben aber das Glück, daß ge­
wisse Verbesserungen eintreten. (Abg. Dok­
tor W i t h alm: Wir machen nichts, aber 
wir leben in österreich ganz gut, das kommt 
alles von selbst! - Abg. Pro b s t: Von 
selbst nicht, aber nicht von Ihnen!) 

Herr Generalsekretär, es war nicht un­
interessant, zu beobachten, daß, als Herr 
Generalsekretär Dr. Mussil von der ziel­
strebigen Wirtschaftspolitik der Regierung 
mehrmals ein bißchen emphatisch gespro­
chen hat (Abg. Dr. Mus s i l: Weil es eine 
Selbstverständlichkeit ist! ) , sich keine 
Hand zum Applaus in Ihren Reihen ge­
rührt hat. (Heiterkeit.) Es war bezeichnend, 
wie Sie das selbst einschätzen. (Zwischenrufe 
bei SPiJ und iJVP.) Herr Dr. Hauser, er­
klären Sie mir, wie höhere Impulse - wie 
Herr Generalsekretär Dr. Mussil erklärt 
hat - vom Budget 1969 ausgehen sollen, 
wenn die Investitionen geringer sind als im 
heurigen Jahr. Herr Generalsekretär, es ist 
ökonomisch völlig unerheblich, ob die In-

vestitionen im ordentlichen Haushalt, im 
außerordentlichen oder in einem Eventual­
budget drinnen stecken. ökonomisch ist nur 
relevant die Gesamtgröße, und diese ist im 
kommenden Jahr geringer als im heurigen. 
(Beifall bei der Spö. - Abg. Dr. Hau se r: 
Wenn es so belanglos ist, wird das Eventual­
budget ins nächste ordentliche übergleiten! 
- Abg. Pro b s t: Das hat doch damit gar 
nichts zu tun!) Herr Dr. Hauser, darf ich 
Sie erinnern, was wir schon bei der vor­
jährigen Budgetdebatte gesagt haben, daß 
das Eventualbudget nur dazu dient, das 
echte Defizit, das im Budget notwendig ist, 
aus den Umständen, die .ISie ·eben angetrof­
fen oder hergestellt haben, etwas hinauszu­
schieben. Das war der einzige Grund, weil 
ein Eventualbudget im finanzwissenschaft­
lichen Sinn das ja nicht war, was Sie hier 
beschlossen haben! (Abg. Dr. Hau se r: 
Das müssen Sie beweisen, wenn es falsch ist!) 
Sie hätten das ebensogut schon anläßlich 
des Bundesfinanzgesetzes und seiner Ver­
abschiedung im vergangenen Herbst be­
schließen können. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Sie haben davon gesprochen, daß mit dem 
Budget 1969 die Budgetsituation saniert 
worden wäre. Tatsächlich sind die Probleme 
nach wie vor ungelöst. Sie kennen selbst die 
Größe des Defizits. Sie kennen die Größe des 
Defizits bei den Bundesbahnen, Sie haben 
im Wahlkampf und in der Regierungserklä­
rung versprochen, all das abzubauen. Sie 
haben versprochen, die Subventionen ein­
zudämmen (Rufe bei der iJVP: Welche?) 
- sie steigen weiter. Dafür wird aber die 
Industrieförderung gekürzt, die öffentlichen 
Investitionen reduziert, kein Investitions­
programm erstellt und auch keine Verwal­
tungsrationalisierung durchgeführt. Sie 
schieben vielmehr viele der Probleme auf 
das Jahr 1970 oder 1971 hinaus. Das be­
ginnt damit, daß man etwa Schuldentilgun­
gen hinausschiebt: Sie erinnern sich, in der 
Budgetvorschau sind für 1969 6,11 Milliar­
den Schilling vorgesehen. Tatsächlich sind 
nur 4,98 im Budget enthalten, weil Sie 1 Mil­
liarde Bundesschatzscheine prolongiert ha­
ben. Es ist ganz klar, daß diese Tilgungen 
irgendeinmal getätigt werden müssen. 

Die Folge dieser Politik ist, daß im Jahre 
1971 auf den verschiedensten Gebieten rie­
sige Mehrausgaben auftreten werden. So 
etwa bei der Sozialversicherung 2,8 Milliar­
den, beim Familienlastenausgleich 1,3, beim 
Personalaufwand 2,6, von der Finanzschuld 
habe ich schon gesprochen. Sie können selbst 
ermessen, was das bedeutet und welche 
Bindungen jede künftige Bundesregierung, 
wie immer sie zusammengesetzt sein möge, 
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schon heute auf Grund dieser Maßnahmen (Präsident Wall ne r übernimmt den Vor-
·auf sich nehmen muß. sitz.) 

Am besten zeigt sich die Entwicklung, 
wenn man .sich vor Aug·en hält, in welchem 
Ausmaß sich die Staatsschuld erhöht. Sie 
hat Ende 1965 noch 28 Milliarden betragen 
und ist in der Zwischenzeit auf rund 
39 Milliarden angestiegen; sie wird Ende 
1970 50 Milliarden Schilling ausmachen. 
Das ist das entscheidende: das rasche 
Tempo der Zunahme, nicht der relative An­
teil am Bruttonationalprodukt oder am 
Budget, weil das natürlich historisch be­
dingte Größen sind. (Abg. Dr. W i t h alm: 
Wie kommen Sie auf 50 Milliarden, Herr Kolle­
ge Dr. Andt'osch? E1'7clären Sie mir das!) Aus 
der Vorschau, Herr Generalsekretär. Aber 
ich bitte Sie, ich darf voraussetzen, daß Sie 
sich die Unterlagen angesehen haben. (Abg. 
Dr. W i t h alm: Was heißt: die Vorschau? 
Entschuldigen Sie bitte, das Defizit betrüge 
meinetwegen 15, wenn nichts geschähe! Aber 
es geschieht etwas! Sie müssen unterscheiden 
zwischen Brutto- und Nettoverschuldung!) Ja, 
tatsächlich. Herr Generalsekretär, ich habe 
mir erlaubt, den Herrn Finanzminister im 
Auss-chußzu fragen. Er hat auch gesagt, 
daß Ende 1969, schon unter Berücksichti­
gung, daß natürlich Schuldentilgungen da 
sind, diese Erhöhung bei der Finanzschuld 
eintreten wird. Vielleicht können Sie inner­
halb der Regierung diese Information auch 
austauschen. (Abg. Dr. W i t h alm: Er weiß 
davon genausowenig wie ich! - Abg. W e i k­
ha r t: Sie waren nicht im Finanzausschuß! ) 
Ja aber, Herr Generalsekretär, darf ich 
Sie doch bitten, sich die Budgetvorschau 
anzusehen? Da steht es drinnen, das ist 
-eine ganz einfache Sache. (Abg. Dr. W i t­
ha l m: Ja, die kenne ich! - Abg. Dr. Pi t­
te r man n: Leider den Koren-Plan nicht!) 
Da steht das wieder nicht drinnen. Im 
Koren-Plan steht soviel nicht drinnen, er 
ist diesbezüglich eine einzige Informations­
lücke. 

Nun im Vergleich dazu einige Zahlen, die 
aufzeigen, was auf der Investitionsseite pas­
siert. Hier werden die Investitionsausgaben 
für Forschung und Wissenschaft um 
21,7 Prozent reduziert, die Investitions­
ausgaben für die Energiewirtschaft um 
97,2 Prozent und jene für Industrie 
und Bergbau um 37,5. Hingegen steigen 
der Personalaufwand um 12,6, die 
Preisstützungen, von denen ich schon 
gesprochen habe, um 11 Prozent (Abg. Dok­
tor W i t h alm: Gesprochen haben Sie schon, 
aber gesagt haben Sie nichts!) und die 
Finanzschuldentilgung, Herr Generalsekre­
tär, um 47,8 Prozent. Ich hoffe, daß das nicht 
zu viele Zahlen auf einmal für Sie sind. 

Nun haben Sie erklärt, daß Sie das alles 
auf Grund des Koren-Planes lösen werden. 
Der Herr Generalsekretär hat sich ja auch 
erlaubt, darauf hinzuweisen. (Abg. 
Mac h u n z e: Na, fragen wird er!) Ich 
kann nur sagen, daß hier eine ganze Fülle 
von Widersprüchen zwischen dem, was im 
Budget 1969 gemacht wird, und dem Koren­
Plan festzustellen ist. Es wird im Koren­
Plan auf Seite 45 erklärt, daß österreich 
ein moderner Industriestaat werden soll. 
Praxis: Die Industrieförderung wird um 
37 Prozent gekürzt. Seite 46: Die Auftrags­
vergabe ist 1968 rechtzeitig erfolgt. Man 
fragt sich nur, wieso die Bauwirtschaft in 
die Schwierigkeiten gekommen ist, von 
denen sie ununterbrochen spricht. 

Schwerpunkt der Defizitkürzung - heißt 
es auf Seite 48 - wird auf der Ausgaben­
seite vorgenommen. Wir haben inzwischen 
klargestellt, daß zwar massive Steuererhö­
hungen vorgenommen, aber die versproche­
nen Einsparungen nicht eingehalten wurden. 

Auf Seite 49 wurden Wirtschaftswachs­
tum und Einkommensverteilung als Budget­
ziel ,bezeic1nnet. Demge.genüber ,stehen wieder 
Investitionskürzung und Mehrbelastungen. 

Auf Seite 55 schließlich wird das Investi­
tionsprogramm versprochen, das bis zur 
Stunde nicht vorgelegt wurde. 

Ich glaube, so kann man sich den Auf­
gaben, die einem in der Budgetpolitik ge­
stellt sind, nicht entziehen, und so kann man 
weder eine zielführende Konjunktur- noch 
eine zielführende Strukturpolitik machen. 
Ich glaube, es ist zuwenig für eine Regie­
rung, wenn sie sich darauf verläßt, ob etwa 
in einem Nachbarland Maßnahmen erfolg­
reich durchgeführt werden oder nicht. Ich 
glaube, es ist zuwenig, wenn wir in österreich 
im nächsten Jahr von der Wirtschaftspolitik 
des Aufschwunges nach Maß von Professor 
Schiller, dem Wirtschaftsminister der Bun­
desrepublik, der von der Sozialdemokra­
tischen Partei gestellt wurde, leben. Ich 
glaube, das ist zuwenig. 

Der Unterschied zwischen der Bundes­
republik und österreich in der Situation 
war, daß man in der Bundesrepublik eine 
expansive Budgetpolitik gemacht hat und 
gleichzeitig eine Politik des billigen Geldes; 
und im Zusammenhang mit einer konzertier­
ten Aktion ist es tatsächlich gelungen, diesen 
Aufschwung herbeizuführen. 

Was die konzertierte Aktion, das heißt die 
Disziplin und Zurückhaltung der Arbeit­
nehmer, betrifft, so ist diese Vorleistung bei 
uns zweifelsohne erfüllt worden. Nur die 
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anderen politischen Maßnahmen sind leider, 
Herr Minister, ausgeblieben. (Zwischenruf 
des Abg. Dr. Hau 8 er.) Das muß natürlich, 
Herr Dr. Hauser, auch auf die Währung 
seine Auswirkungen haben. Ich würde hier 
nicht davon sprechen, wenn nicht der Herr 
Finanzminister im Fernsehen in aller öffent­
lichkeit auch davon gesprochen hätte und 
von Aufwertungsverdächtigkeit des Schil­
lings geredet hätte. 

In Deutschland ist die Situation so, daß 
dort ein sehr hoher Handelsbilanzüberschuß, 
nämlich 16 Milliarden, zu verzeichnen ist 
und auch im heurigen Jahr ein sehr starkes 
Ansteigen der Exporte festgestellt werden 
kann; sie werden wahrscheinlich die Traum­
grenze von 100 Milliarden erreichen oder 
sogar überschreiten. Die Dienstleistungs­
bilanz sieht so aus, daß nur ein Teil dieser 
Überschüsse wieder abfließt, und selbst 
wenn man die langfristigen Kapitalauslei­
hungen berücksichtigt, ist noch immer ein 
Überschuß der Zahlungsbilanz festzustellen. 

Einen Überschuß der Zahlungsbilanz 
haben wir bisher auch gehabt. Nur ist die 
Situation bei uns leider eine ganz andere. 
Wir haben ein sehr hohes Defizit der 
Handelsbilanz, das nicht mehr durch die 
Dienstleistungs bilanz ausgeglichen werden 
kann; die Experten fürchten, daß es sich um 
ein strukturelles Leistungsbilanzdefizit han­
delt. Wenn wir trotzdem einen Überschuß 
in der Zahlung,sbilanzhaben, so ist er ein­
zig und allein auf die umfangreichen 
Kapitalimporte zurückzuführen, die vor­
nehmlich durch die öffentliche Hand, das 
heißt im konkreten Fall durch den Bund, 
vorgenommen wurden. 

Aber, Herr Finanzminister, auf die Dauer 
wird man das Zahlungsbilanzgleichgewicht 
auf diese Weise nicht halten können. Viel­
mehr wird man in steigendem Maße 
Währungsabfiüsse durch die Tilgung dieser 
Auslandsschulden und durch die Zinszah­
lungen feststellen müssen. Und verbunden 
mit einern Leistungsbilanzdefizit und zuneh­
menden Rückzahlungsraten und Zinslei­
stungsbeträgen wird sich leider die Situation 
der Zahlungsbilanz in naher Zukunft ver­
schlechtern, und es ist alles andere als eine 
Situation, von der wir sagen können, daß 
der Schilling aufwertungsverdächtig ist. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Die Bundesregierung hat aber neben den 
versprochenen Maßnahmen auf dem Sektor 
der Konjunkturpolitik und auf dem Sektor 
der Budgetsanierung auch solche auf dem 
Gebiet der Strukturpolitik angekündigt. Wie­
weit das mit dem Strukturverbesserungs­
gesetz erfüllt sein wird, wird Gelegenheit 

sein, bei der Verabschiedung dieses Gesetzes 
im einzelnen festzustellen. Aber im großen 
und ganzen, glaube ich, ist doch ein wesent­
licher Wandel eingetreten, der in der Person 
des Herrn Finanzministers liegt. Vor Jahren 
hat er zu denen gehört, die sich große Ver­
dienste erworben haben, indern sie auf die 
Problematik der strukturellen Schwäche 
unserer Wirtschaft hingewiesen haben. Seit­
dem er im vergangenen Jahr eine politische 
Funktion bekleidet, sind diese Fragen auf 
einmal in den Hintergrund getreten. 

So hat der damalige Staatssekretär Dok­
tor Koren im September des vergangenen 
Jahres auf einer Tagung in Ischl, bei der er 
über Investitionsprobleme und den Struktur­
änderungsprozeß der österreich ischen Ind u­
strie gesprochen hat, sinngemäß unter 
anderem erklärt, daß in der österreichischen 
Wirtschaft nach seiner Auffassung weniger 
strukturelle Probleme bestünden als viel­
mehr Schwierigkeiten durch ein Ansteigen 
der Löhne und Gehälter, die auf Gewinne 
und Investitionsneigung der Unternehmer 
drücken. (Zwischenruf des Abg. Dr. M u s­
s i l.) Herr Generalsekretär! Bei diesem Vor­
trag war auch einer der prominentesten 
Nationalökonomen des deutschsprachigen 
Raums, der in Basel lehrende Professor 
Bornbach anwesend. Der hat in der Diskus­
sion mit großer Heftigkeit diese Auffassung 
zurückgewiesen und gesagt, daß der Nach­
frageausfall, der mit einer solchen Politik 
verbunden wäre, die Wirtschaftsentwick­
lung nur weiter verschlechtern würde. Und 
er hat gemeint, daß es offensichtlich Leute 
gibt, die aus der Weltwirtschaftskrise nichts 
gelernt haben und für die Keynes umsonst 
gelebt hat. Herr Minister, Sie erinnern sich 
sicher dieser Worte. (Abg. Dr. Hau 8 er: 
Aber 80 ein Restriktionist ist der Dr. Koren 
bestimmt nicht!) Herr Dr. Hauser, ich gebe 
nur das Gespräch, die Diskussion wieder, 
die dort stattgefunden hat. 

Der Herr Finanzminister, Herr Dr. Hau­
ser, hat also damals als Staatssekretär auch 
gemeint, daß die öffentlichen Investitionen 
zu hoch dotiert seien und daß das für das 
Wachstum schlecht wäre, weil diese öffent­
lichen Investitionen unrentabel wären. Der 
genannte Profesor Bornbach hat auch dem 
widersprochen und hat gemeint, es liege ja 
nur in der subjektiven Bewertung, wie man 
die Rentabilität oder zumindest die volks­
wirtschaftliche Rentabilität solcher Inve­
stitionen werte. 

Im übrigen hat schon im vorigen Jahr­
hundert ein bedeutender deutscher National­
ökonom zu diesem Thema folgendes gesagt 
- es handelt sich um einen Ausspruch von 
List -: "Wer Schweine erzieht, ist nach 
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ihr" - der klassischen Schule - "ein pro- I könnten lange darüber diskutieren, aber die 
duktives, wer Menschen erzieht, ein unpro- Voraussetzungen, die Sie auf österreich 
duktives Mitglied der Gesellschaft." übertragen zu können meinen, gelten jeden­

Soviel zu der Frage, ob öffentliche Inve­
stitionen sinnvoll sind oder nicht. (Zwischen­
ruf des Abg. Dr. Mus s i l.) Offensichtlich, 
Herr Generalsekretär, schlägt sich aber die 
Abneigung gegen öffentliche Investitionen 
im vorliegenden Budget nieder. (Neuerliche 

falls für österreich nicht. Sie haben sich ja 
zumindest platonisch bisher auch dazu be· 
kannt, daß mehr Forschung notwendig wäre, 
nur geben Sie die Mittel dafür nicht her; 
das ist das Problem. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. Mus 8 i 1.) 

Zwischenrufe des Abg. Dr. Mus s i l.) Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Schließlich möchte ich noch auf einen Lassen Sie mich mit einigen Worten auf die 

Punkt des damaligen Vortrages eingehen. Einnahmenseite zu sprechen kommen 
Der Herr Finanzminister und damalige beziehungsweise auf jene Gesetze, die die 
Staatssekretär hat erklärt, daß es weniger Voraussetzungen für diese Einnahmen bil­
auf Forschung in österreich ankäme, son- den. Es herrscht weitgehend übereinstim­
dern daß wir vielmehr darangehen sollten, mung darüber, daß das historisch gewach­
die technischen Möglichkeiten und Errun- sene Steuersystem von Ungerechtigkeiten 
genschaften des Auslandes auszuwerten. strotzt und daß es in keiner Weise mehr den 
(Abg. S tau d i n ger: Siehe Japan!) Das heutigen Anforderungen in ökonomischer 
heißt, wir bilden für teures Geld hervor- und verwaltungstechnischer Hinsicht ent­
ragende Wissenschaftler aus, lassen sie spricht. Das beginnt damit, daß wir unter­
dann, weil wir ihnen nicht die Möglichkeit schiedliche Belastungen haben, die dadurch 
bieten, ihrer Qualifikation entsprechend zu entstehen, daß die Begünstigungen sehr un­
arbeiten, ins Ausland gehen, und die Errun- gleich verteilt sind. Ich stehe gar nicht an 
genschaften, die diese Leute im Ausland er- zu sagen, daß selbstverständlich diese Unge­
zielen, holen wir uns dann wieder zurück. rechtigkeiten auch im Bereich der Unselb­
Nur, meine Damen und Herren, daß das Geld ständigen selbst anzutreffen sind. 
kostet, ist klar, und dementsprechend schaut Wir haben vor wenigen Tagen erlebt, wie 
auch unsere Lizenzbilanz aus. mein Parteifreund Pansi das Problem eines 

Hohes Haus! Mit solchen budgetpoliti- bestimmten Berufsstandes geschildert hat, 
sehen (Zwischenruf des Abg. Dr. M u, s s i l) der nunmehr schlechter gestellt ist als 
und wirtschaftspolitischen Grundsätzen, wie andere Berufsgruppen, denen es möglich 
sie der damalige Herr Staatssekretär und war, rechtzeitig diese Dinge in die Befrei­
nunmehrige Finanzminister in Ischl ... ungsparagraphen des Einkommensteuer­
(Abg. Dr. Mus s i l: Haben Sie das wörtlich, gesetzes unterzubringen. Aber ich glaube, 
was der Herr Minister damals gesagt hat?) I ?iese Belastungsunt~rschiede bestehe~ auch 

. Sie können es auch in Zeitungen lesen; m der Frage und m der ProblematIk der 
wenn Sie zu mir kommen, gebe ich Ihnen indirekten und der direkten Steuern. Ich 
das gern. Daß es unter solchen Umstän- weiß schon, daß man nicht apodiktisch 
den. .. (Neuerlicher Zwischenruf des Abg. sagen kann, daß die indirekten Steuern auf 
Dr. Mus s i l.) Herr Generalsekretär! Das jeden Fall und die direkten Steuern auf 
weise ich mit Entschiedenheit zurück! Denn keinen Fall überwälzbar sind. 
es waren 200 Personen dort anwesend, die Der Herr Generalsekretär Dr. Mussil hat 
alle das gleiche gehört haben und die mit sicherlich mit Recht darauf verwiesen, daß 
der gleichen Meinung weggegangen sind! das von der jeweiligen Marktsituation ab­
(Beifall bei der SPlJ. - Abg. Dr. Pi t te r- hängig ist und daß wir leider auf diesem 
man n: Mussil, erst die Regierungserklärung Gebiet sehr untaugliche Untersuchungs­
nachlesen, dann reden! - Zwischenrufe bei unterlagen haben, als daß wir wirklich ein­
der lJVP.) deutig mit mathematischer Sicherheit das 

Hohes Haus! Ich meine, daß es bei einer beurteilen könnten. Aber es ist in der 
solchen wirtschaftspolitischen Konzeption Nationalökonomie sehr oft so, daß man 
eigentlich nicht mehr wundernimmt, daß Dinge nicht quantifizieren kann, sondern daß 
das Budget 1969 so aussieht, wie es dem man mehr oder weniger qualitative Aussagen 
Hohen Haus zur Beschlußfassung vorliegt. treffen muß, und ich glaube daher, daß die 
(Abg. S tau d i n ger: Dr. Androsch! Japan qualitative Aussage unbestritten ist, daß 
ist zudem der größte Industriestaat der Welt natürlich die indirekten Steuern eher über­
geworden!) Herr Kollege! Berücksichtigen wälz bar sind und daß das bei den direkten 
wir doch in jeder Hinsicht die besondere Steuern nicht der Fall ist. Daher ist es be­
Situation Japans und berücksichtigen wir dauerlieh, daß der Anteil der indirekten 
die Situation, die wir in Europa haben! Steuern im Vergleich zur Bundesrepublik 
(Zwischenruf des Abg. Dr. Mus s i 1.) Wir bei uns so hoch ist. Es ist deiswegen bedauer-
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lieh, weil in der Bundesrepublikein nahezu 
gleiches Steuersystem besteht. Und obwohl 
der Anteil der direkten Steuern dort wesent­
lich höher ist als bei uns, gibt es dennoch 
ein Gutachten des wissenschaftlichen Bei­
rates beim Bundesminister der Finanzen in 
Bonn, das sagt, daß es auch aus ökonomi­
schen Gründen wünschenswert wäre, Herr 
Generalsekretär, auch aus Gründen, eine 
antizyklische Einnahmenpolitik zu machen, 
diese Einnahmen zu erhöhen. (Abg. Doktor 
Mus si l: Das ist überholt, Herr Kollege!) 
Herr Generalsekretär Mussil, daß das mög­
lich ist und daß man es für möglich hält, 
hat man in' den Bestimmungen bewiesen 
(Abg. Dr. Mus s i l: Sachverständigengut­
achten! ), die man in das Stabilitätsgesetz in 
der benachbarten Bundesrepublik aufge­
nommen hat; (Abg. Dr. Mus 8 i l: Das ist 
schon wieder überholt! - Zwischenrufe bei 
der Spö.) 

Herr Generalsekretär! Es ergibt sich ein 
weiterer Belastungsunterschied nicht da­
durch, daß unterschiedliche Tarife zur An­
wendung kommen. Natürlich wird im Ein­
kommensteuergesetz auf Selbständige und 
Unselbständige derselbe Tarif angewendet. 
Aber es kommt ja bei der Belastung nicht 
einzig und allein auf den Tarif an, sondern 
es kommt ebensosehr darauf an, wie hoch die 
Bemessungsgrundlage ist. Herr General­
sekretär! Sie werden sicherlich mit mir über­
einstimmen, daß ein großer Teil der Selb­
ständigen weitaus größere Möglichkeiten 
hat, die Bemessungsgrundlage zu beeinflus­
sen, als das bei den Unselbständigen der 
Fall ist. (Zwischenruf des Abg. Dr. M u s­
B i l.) Herr Generalsekretär! Wenn Sie mei­
nen, daß das ein so großartiger Vergleich 
ist, auf Pfuscher aufmerksam zu machen, 
die es sicherlich gibt, dann muß ich sagen, 
daß Sie eine sehr weitherzige Auslegung des 
Begriffes haben, wie Sie sie auch zur Anwen­
dung bringen, wenn es darum geht, diese 
Leute gewerberechtlich zu bestrafen. Es ist 
doch in den Bundesländern so, daß die 
Leute darauf angewiesen sind, sich ihre 
Wohnstätten selbst zu errichten. (Abg. Dok­
tor Mus 8 i l: Selbst können sie es ohne 
weiteres tun!) Ja. Das geschieht in Nach­
barschaftshilfe. Und dann kommen die An­
zeigen der Bundeskammer. (Abg. Dr. M u s­
si l: Machen Sie keine Anleihen in der Agrar­
politik, Herr Kollega! - Heiterkeit bei der 
-öVP.) Herr Generalsekretär! Davon können 
Sie sich jederzeit überzeugen! (Ruf bei der 
SPö: Da brauchen wir keine Anleihen zu 
machen! - Abg. W e i k h art: Das wird im 
Burgenland schon seit zwanzig Jahren ge­
macht! - Abg. Ing. H äus e r: Was sagen 
Sie, Herr Staatssekretär Minkowitsch?) Herr 
Generalsekretär! Sie können sich in jedem 

Dorf in Ihrem Wahlkreis davon überzeugen, 
daß das so ist, wie ich es dargestellt habe. 
(Abg. Dr. Pi t t e r man n: Eben!) 

Wenn Sie in diesem Zusammenhang auf 
die Steuerpauschalierung eingegangen sind, 
werden Sie mir auch im folgenden recht 
geben, daß es wahrscheinlich nicht ganz un­
problematisch ist, die Steuerpauschalierung 
etwa so weit auszudehnen, daß ein Meister 
mit drei Gesellen noch immer pauschaliert 
sein kann. (Zwischenruf des Abg. Dr. M u s­
si l.) Sic'herlich hat die Pauschalierung für 
beide Teile einen Verwaltungsverein­
fachungseffekt, aber ich glaube, die Grenze 
ist zu großzügig gezogen. (Abg. Ing. Sc h e i­
ben g ra f: Warum so ernst, Kollege Mussil? 
- Abg. Dr. Mus s i l: Weil das ein e1'nstes 
Thema ist!) 

Zweifelsohne ist auch der Progressions­
verlauf so, daß die Belastung sehr unter­
schiedlich sein muß, und das hat man noch 
durch die letzte "Einkommensteuerreform", 
wie Sie das hochtrabend genannt haben, ver­
stärkt. Man hat etwa Freibeträge eingeführt, 
die dazu führen, daß die Steuerpflichtigen 
mit dem höchsten Grenzsteuersatz, natür­
lich auch absolut gesehen, den größten 
Nutzen daraus haben; das sind gerade jene 
Einkommensgruppen, die zu diesem Zeit­
punkt von einer solchen Begünstigung über­
haupt ausgeschlossen waren, weil der Gesetz­
geber bis zum Vorjahr der Meinung war, daß 
es nicht mehr notwendig ist, bei Einkommens­
gruppen über 270.000 S Jahreseinkommen 
etwa auch noch eine Begünstigung für die 
Kinder zu geben. ( Abg. S tau d i n ger: 
Kollege Dr. Androsch! Sie werden weitere 
Zugeständnisse machen müssen, wenn Sie 
diese InvestitionsweUe auslösen wollen! Oder 
nicht?) Was die Investitionspolitik betrifft, 
so gibt es eine Reihe von Möglichkeiten; 
aber Sie können doch das jetzt nicht in ökono­
mischem Sinn als Investition bezeichnen 
(Abg. Dr. Mus s i l: Schaumgewäsch! -
Abg. Staudinger: Lesen Sie nach!), 
wo Sie meinen, Sie müssen das als Inve­
stition bezeichnen, wenn Einkommensteuer­
pflichtige mit über 270.000 S Jahreseinkommen 
Kinder bekommen. (Abg. S tau d i n ger: 
Wir reden von der Ertragssteigerung!) Ich 
würde meinen, daß das in ökonomischem 
Sinn nicht unbedingt als eine Investition 
zu bezeichnen ist. Sicherlich, die Ausbil­
dung für diese Kinder ist ökonomisch auch 
eine Investition. 

Schließlich möchte ich noch in dem 
Zusammenhang, was die Belastungen be­
trifft, von den Sonderausgaben sprechen. 
Auch hier hat man die Möglichkeiten 
wesentlich vergrößert, und etwa ein 
Familienvater mit zwei Kindern kann 
20.000 S jährlich an freiwilligen Sonderaus-
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gaben absetzen. Sie können sich vorstellen, 
daß das nicht das Durchschnittseinkommen 
ist, mit dem es möglich wäre, eine Sparrate 
in dieser Höhe zu halten, sondern daß es 
wieder Einkommensbezieher mit höheren 
Einkommen sind, die davon Gebrauch 
machen und bei denen auch der Nutzen ent­
.sprechend groß ist, weil bei ihnen der 
Grenzsteuersatz entsprechend hoch ist. Es 
war daher nicht unverständlich, daß der 
Herr Finanzminister in seinem unveröffent­
liClhten Koren-Bericht für diese Sonder,aus­
gaben, jedenfalls soweit sie das Bausparen 
hetreffen, vorgeschlagen hat, sie abzu­
schaffen, weil ökonomisch praktisch kein 
Effekt damit erzielt wird. Denn wir wissen 
heute alle, daß ein Großteil dieser Bauspar­
verträge in den Konsum, zugegeben von 
längerlebigen Gebrauchsgütern, geht und es 
sehr fraglich ist, ob es ökonomisch sinnvoll 
ist, diesen Konsum durch so hohe Steuer­
ausfälle herbeizuführen, wie das tatsächlich 
der Fall ist. (Zwischenruf des Abg. Dr. M u s-
8 i l.) Aber das ist ein Beispiel mehr, wie 
sich der Koren-Plan gegenüber dem unver­
öffentlichten Koren-Bericht verändert hat, 
das heißt, durch Weglassung viel, viel dünner 
geworden i~st und schließlich der Öffentlich­
keit nur mehr in Überschriften übergeben 
wurde. 

Aber nicht nur in belastungsmäßiger Hin­
sicht entspricht das Steuersystem nicht 
mehr den Anforderungen unserer Zeit, son­
dern wohl auch nicht in ökonomischer 
Hinsicht. Man hat hier in der Phase der 
öVP-Alleinregierung nichts getan, um das 
zum Besseren zu wenden, sondern man hat 
das zusätzlich verschlechtert. 

Darf ich darauf verweisen, daß Sie mit 
großem Stolz im Zusammenhang mit den 
Wachstums gesetzen den gespaltenen Körper­
schaftsteuersatz eingeführt und gemeint 
haben, daß dadurch der Kapitalmarkt ange­
regt werde. Ganz abgesehen von dem Wider­
spruch der Wachstumsgesetze, daß man 
einerseits die Ausschüttung begünstigt und 
es gleichzeitig als das Ideal ökonomischer 
Maßnahmen hinstellt, die Selbstfinanzie­
rung zu begünstigen, glaube ich, daß nicht 
einmal der erstere Effekt erzielt worden ist. 
Den größten Nutzen von diesem gespalte­
nen Körperschaftsteuersatz ziehen zwei 
Gruppen: Erstens Unternehmungen, die Be­
teiligungen im Portefeuille halten. Das 
sind im wesentlichen oder zu einem sehr 
hohen Ausmaß die Großbanken, die hier, 
weil der Fiskus auf Beiträge verzichtet, 
höhere Einnahmen erzielen können. Ein 
Ähnliches gilt für Ausländer, die bei 
gleicher Ausschüttung nunmehr einen gröBe­
ren Betrag bekommen, als das früher der 

Fall war. Ob das eine sinnvolle ökonomische 
Maßnahme ist, möchte ich dahingestellt las­
sen. Man könnte wenigstens - wie das einige 
Herren im Finanzministerium tun - über­
legen, ob es nicht besser wäre, irgendeine . 
Form der Anrechnung für Inländer zu fin­
den. Dann würde man wenigstens die In­
länder begünstigen und nicht Ausländer 
oder Großbanken, die das in ihrem Porte­
feuille haben. 

Ähnliche, wenig sinnvolle Maßnahmen 
hat man zu Beginn dieses Jahres ergriffen, 
als man die sogenannte Neidsteuer einge­
führt hat (Abg. Dr. Mus s i l: Von der der 
Verfassungsgerichtshof bestätigt hat, daß sie 
nicht dem Gleichheitsgrundsatz widerspricht! 
Da war Ihre Argumentation wieder einmal 
vollkommen 8chief und quer!), das heißt eine 
höhere Umsatzsteuerbelastung. Darauf, Herr 
Generalsekretär, werde ich sofort zu spre­
chen kommen. Darf ich Sie beruhigen und 
um Geduld bitten. (Abg. Dr. Kr eis k y: 
Ihre größten Beitragszahler haben sich uns 
angeschlossen!) Wie das im Einklang steht 
mit dem Koren-Plan, der von einer Verbes­
serung der Betriebsgrößenstruktur, davon 
spricht, daß Konzernierung in österreich 
notwendig wäre, darauf habe ich vom Herrn 
Finanzminister trotz mehrmaliger Anfragen 
im Ausschuß und im Haus bis heute keine 
Antwort bekommen. 

Nun ist in der Tat diese Bestimmung, 
Herr Generalsekretär, vor dem Verfassungs­
gerichtshof angefochten worden, und zur 
Überraschung aller (Abg. Dr. M u 8 S i l: Für 
mich war das eine Selbstverständlichkeit!) 
- auch der Herren im Finanzministerium -
wurde diese Bestimmung nicht aufgehoben. 
(Abg. Dr. Mus 8 i l: Wir machen nie anfecht­
bare Gesetze! - Heiterkeit bei der SPÖ. -
Abg. Dr. Pi t t e l' man n: Nur die Finanz­
gesetze! ) Herr Generalsekretär! Dürfte ich 
Sie um Aufklärung bitten, wieso dann zwei 
Ihrer drei bisher beschlossenen Budget­
gesetze vor dem Verfassungsgerichtshof 
aufgehoben wurden? (Beifall bei der Spö.) 

Jedenfalls zur Überraschung der Fach­
leute, Herr Generalsekretär, hat diese Be­
stimmung gehalten. Ich will mir nicht an­
maßen, den Hohen Gerichtshof zu kritisieren, 
aber ich möchte doch ganz kurz auf die Be­
gründung eingehen. 

Der Verfassungsgerichtshof hat gesagt, 
es liege keine exzessive Gleichheitsverletzung 
vor und deswegen habe er nicht aufgehoben. 
Das heißt, die Gleichheitsverletzung ist da, 
doch war der Verfassungsgerichtshof der 
Meinung, es müßte eine exzessive sein. Das 
heißt: Protestanten können - das kann der 
Gesetzgeber beschließen 10 Prozent 
mehr Einkommensteuer zahlen, und das 
wird vor dem Verfassungsgerichtshof halten, 
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weil es nicht' exzessiv ist. 100 Prozent mehr 
darf man ihnen nicht auferlegen. Herr 
Generalsekretär! Sie werden zugeben, daß 
das eine höchst bedenkliche Spruch praxis 
darstellt. (Abg. Dr. M u 88 i l: Jetzt können 
Sie sich auf den Verfassungsgerichtshof auch 
nicht mehr verlassen!) 

Nun, Hohes Haus, zu den verwaltungs­
technischen Gesichtspunkten. Statt daß man 
hier Vereinfachungen durchführt, haben Sie 

. sich das Bunteste, was nach 1945 auf diesem 
Gebiet geschehen ist, geleistet. Ich darf Sie 
daran erinnern, mit welch großem Stolz Sie 
auf die Wachstumsgesetze im allgemeinen 
und Ihr Herr Präsident auch auf das Ver­
sicherungssteuergesetz im besonderen hin­
gewiesen haben. (Abg. Dr. Mus s i l: Nach 
wie vor!) Sie haben es zuwege gebracht, 
daß das Gesetz einen Monat in Kraft ge­
standen ist und daß Sie nach Ablauf dieses 
einen Monats das wieder rückwirkend auf­
gehoben halJen. Ich muß sagen, eine groß­
artige ... (Abg. Dr. Mus s i l: Das haben 
Sie hier schon zweimal vorgebracht!) Ich 
muß sagen: Humorvolle Dinge kann man 
nicht oft genug berichten! (Beifall bei der 
Spö. - Abg. Dr. Pi t t er man n: Aber ge­
stimmt habt ihr für beides, für die Aufhe­
bung und dann wieder für die Einführung!) 

Herr Generalsekretär! Ich kann Ihnen 
auch noch andere Beispiele nennen. Ich darf 
Sie daran erinern, daß Sie im Herbst 1967 
eine Erbschaftssteuernovelle beschlossen 
haben. Da heißt es, daß diese Novelle nach 

Aktualität ist. Meine Damen und Herren! 
Sie wissen, daß sich die Lohnsteuerpflich­
tigen unter bestimmten Voraussetzungen zu­
sätzliche Absetzungsbeträge für Sonderaus­
gaben, Werbungskosten, außergewöhnliche 
Belastung auf der Lohnsteuerkarte eintragen 
lassen können, und zwar bei Wahrung gewis­
ser Fristen. Das kann man auch im Postwege 
machen. Man reicht den Antrag ein und be­
kommt dann die Lohnsteuerkarte zurückge­
schickt. Sehr oft ist es der Fall, daß die Ein­
tragung auf der Lohnsteuerkarte vom An­
trag abweicht. Das mag durchaus seine Be­
rechtigung und Begründung haben, aber es 
wird dem Steuerpflichtigen nicht gesagt, 
warum man bestimmte Dinge nicht berück­
sichtigt hat, warum man sie nicht anerkannt 
hat. Das heißt, man verwehrt ihm die Be­
gründung für die Entscheidung der Behörde, 
obwohl es zwingende Vorschrift in der 
Bundesabgabenordnung ist, daß es zum 
Formalbestand eines Bescheides gehört, daß 
er neben anderen Bestandteilen eben auch 
eine Begründung enthält. Das führt zu 
großem Mißmut beim Steuerpflichtigen und 
auch bei der Finanzbehörde zu einem be­
trächtlichen Mehraufwand, weil doch eine 
beachtliche Zahl der so Behandelten Rück­
frage hält und somit mehr Aufwand ent­
steht, als wenn man etwa in Form einer 
Allonge, die man der Lohnsteuerkarte bei­
fügt, doch die gesetzlichen Vorschriften ein­
hält und die für die Entscheidung der Be­
hörde erforderliche Begründung gibt. 

dem 1. Jänner 1968 sozusagen wirksam wer- Ich könnte - Sie werden mir das glau­
den soll. Die Konsequenz in logischer Aus- ben - noch eine Fülle solcher Beispiele auf-· 
legung dieser Bestimmung heißt, daß für zählen, aber ich will Sie damit nicht er­
Steuerschulden, die am 1. Jänner entstehen, müden. 
diese Bestimmung keine Anwendung finden Ich wollte mit diesen Darlegungen nur 
kann, es sei denn, daß die Verwaltung eine motivieren, warum wir im Ausschuß einen 
sehr großzügige Auslegung vornimmt, was Antrag eingebracht haben, demzufolge eine 
man nicht unbedingt von ihr verlangen kann. Kommission eingesetzt werden soll, eine 
Es wäre Sache des Gesetzgebers, in diesem Steuerkommission, die ähnlich konstruiert 
Fall der Mehrheitspartei, weil sie das ja sein und ähnlich arbeiten könnte wie die 
gegen die Stimmen der Opposition beschlos- Strafrechtskommi,s,sion und die - was die 
sen hat, gewesen, solche Dinge zu unter- längerfristigen Änderungen des Steuer­
lassen und wenigstens auf eine saubere systems betrifft - Vorschläge ausarbeitet. 
Textierung zu achten. (Abg. Mac h u n z e: Es hat uns sehr gefreut, meine Damen und 
Welches Notariat ist denn am 1. Jänner ge- Herren, daß Sie von der Mehrheitspartei 
öffnet, Herr Kollege Androsch?) Die Steuer- diesem Antrag beigetreten sind, wenngleich 
schuld entsteht ja nicht im Notariat, nicht wir, wenn ich das so formulieren darf, etwas 
wahr, Herr Kollege Machunze? (Neuerlicher traurig waren, daß Sie so lange gewartet 
Zwischenruf des Abg. Mac h u n z e.) Kann haben, einem solchen Antrag zuzustimmen, 
natürlich, kann auch; aber das ist nicht bis das letzte Jahr der Legislaturperiode an­
der Normalfall. (Abg. Dr. W i t h alm: gebrochen ist. Sie haben genau gewußt, daß 
Steuerschulden haben wir keine! - Abg. sie in dieser Form nicht mehr geprüft wer­
Dr. Pi t t e r man n: Notare nehmen andere den können. In früh~ren Jahren haben Sie 
Schulden auf sich!) bedauerlicherweise ähnliche oder gleich-· 

Ich darf noch auf ein Problem der Lohn- lautende Anträge abgelehnt. 
steuerpflichtigen zu sprechen kommen, das Wir haben weiters gemeint, daß man in 
auch im gegenwärtigen Zeitpunkt von hoher einem solchen Zusammenhang - darum_ 
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haben wir das in den Antrag aufgenommen, darf ich jetzt zurückkommen, der die Veran­
dem Sie ja beigetreten sind - zu einer ge- staltung in Bad Ischl betrifft, Herr Doktor 
wissen Rationalisierung der Verwaltung Androsch! Denn hier haben Sie genau das 
kommen kann, zu einer Rationalisierung, die vorexerziert, was ich als junger Schreiber 
geradezu durch die Einführung und Verwen- in der wissenschaftlichen Forschung wieder­
dung von Datenverarbeitungsgeräten in der holt getan habe, nämlich eine Meinung in 
Finanzverwaltung zwingend notwendig ist. die Luft geworfen, um sich mit ihr sehr 
Man will den gewünschten Effekt erzielen, exzessivauseinandersetzen zu können. (Abg. 
indem man die Möglichkeiten der Selbstbemes- Dr. Kr eis k y: Nur nicht den Herrn Profes­
sung wesentlich ausweitet. Ich gebe gern zu, SM' im Parlament spielen!) Ich spiele keinen 
daß auch hier eine Reihe von Problemen da- Professor, Herr Dr. Kreisky! (Abg. Doktor 
mit verbunden ist, daß man das nicht von I W i t h alm: Er wollte ja eine AntwoTt 
heute auf morgen wird einführen können, haben!) Ich komme sofort zum Gegenstand, 
aber wenn man den gewünschten Effekt aus sofort! Nur haben wir es damals vermieden, 
der Verwendung der Datenverarbeitungs- Namen zu nennen und diesen Namen Mei­
anlagen erzielen will, dann, glaube ich, ist nungen zu unterlegen, die nicht zutrafen. 
es notwendig, daß man auf diesem Gebiet 
entsprechende Schritte unternimmt, Daher 
freuen wir uns, daß Sie diesem Antrag Ihre 
Zustimmung gegeben haben, daß Sie diesem 
Antrag beigetreten sind, wenngleich für 
diese Legislaturperiode naturgemäß nicht 
mehr allzuviel erwartet werden kann. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
La,sls'eT! Sie mich in aller Kürze zusammen­
fassen: Die Bundesregierung hat ihr viertes 
Budget dem Nationalrat. zur Beschlußfas­
sung vorgelegt. Wenn man alle vier Budgets 
in die Betrachtung einbezieht - ein einzel­
nes wäre eine unzweckmäßige und eine irre­
führend isolierte Betrachtung -, dann wird 
man erkennen müssen, daß die Versprechun­
gen, die die öVP im Wahlkampf und die 
Regierung in der Regierungserklärung abge­
geben haben, mit diesen vier Budgets nicht 
gehalten wurden, daß weder konjunkturpoli­
tisch noch strukturpolitisch noch einkom­
menspolitisch das Notwendige geschehen ist 
und daß wir halt wieder ein Jahr weiter­
wurschtein, daß wir nicht regieren, nicht 
Entscheidungen treffen und Prioritäten 
setzen, sondern daß wir froh sind, von einem 
Jahr in das andere hinüberzukommen. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Für die siebziger Jahre wäre es notwendig, 
eine kühne Brücke zu errichten. Das Budget 
1969 hätte ein Bestandteil einer solchen 
Brücke sein können. Was Sie gemacht 
haben, ist nur ein wackeliger, ein brüchiger 
Steg, mit dem Sie hoffen, noch das Ziel der 
Nationalratswahlen recht und schlecht er­
reichen zu können. (Beifall bei der SPö.) 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Bundesminister für Finanzen 
Dr. Koren. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Koren: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Auf die ein­
zelnen Ausführungen des Herrn Abgeord­
neten Dr. Androsch werde ich mir später 
einzugehen erlauben, nur auf jenen Punkt 

Was richtig ist an Ihrer Darstellung, Herr 
Dr. Androseh, ist, daß ich in Bad Ischl bei 
der wirtschaftswissenschaftlichen Tagung 
einen Vortrag zu diesem Thema gehalten 
habe, das Sie angeführt haben. Daß ich aber 
dort gesagt haben sollte, Strukturpolitik sei 
nicht wichtig - Herr Abgeordneter Doktor 
Androsch, da ich s·eit nunmehr, ich glaube, 
15 Jahren permanent in die Fragen der 
Strukturpolitik eingreife und mich mit ihnen 
beschäftige, zuletzt, glaube ich, in der 
Budgetrede sehr ernst darauf hingewiesen 
habe, daß man jetzt in der Konjunkturauf­
schwungphase nicht darauf vergessen 
soll -, mir das unterstellen zu wollen, 
glaube ich, geht ein wenig zu weit. 

Was ich dort sicher gesagt habe, war, daß 
im damaligen· Augenblick - diese Tagung 
war im Herbst 1967, soweit ich mich er­
innere -, in der damaligen Phase im 
Vordergrund der Entwicklung die perma­
nente Steigerung der Arbeitskosten in der 
Industrie stehe; das ist richtig. Und auch die 
Diskussion mit Bombach hat stattgefunden, 
aber in einer etwas anderen Form, als Sie 
hier darstellten. Ich habe damals nicht er­
klärt, Herr Abgeordneter Dr. Androsch, die 
öffentlichen Investitionen seien zu hoch, son­
dern ich habe die Frage aufgeworfen, ob 
mit Rücksicht auf den vordringlichen 
Wunsch, das Wirtschaftswachstum solle stei­
gen, die eiinget.retene Verschiebung der Rela­
tionen zwisehen einerseits den sogenannten 
öffentlichen Investitionen, andererseits den 
Industrieinvestitionen - ein Vorgang, der 
stattgefunden hatte - übereinstimme mit 
d'er Forderung nach Wirtschaftswachstum. 

Herr Abgeordneter Dr. Staribacher hat 
hier di'e Ausdrü·cke "Grenzkapitalkoeffizient" 
und "Kapitalkoeffizient" hoffähig ,gemacht. 
Ich darf also auch sagen, daß ich nur die 
Frage aufwarf, ob in einer Zeit, in der wir 
ein großes und höheres Wirlschaftswachs-
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Bundesminister Dr. Koren 
turn wollen, eine Verlagerung von Investi­
tionen in Bereiche mit niedrigeren Kapital­
koeffizienten wünschenswert wäre. 

Und das dritte, Herr Abgeordneter Doktor 
Androsch, war: Ich habe dort auch nicht ge­
sagt, man solle weniger forschen, sondern 
ich habe nur gemeint, man solle auch bei 
Forschungsvorhaben ein wenig nach der 
Rationalität dieses Forschens sehen. Nie 
aber habe ich gesagt, daß man weniger for­
schen solle. Danke schön. (Beifall bei der 
öVP.) 

Präsident \Vallner: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Machunze. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Machunze (öVP): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! In jedem 
Parlament stellen die Beratungen über den 
Staatshaushalt einen Höhepunkt dar. Beein­
flußt doch das Budget das wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Leben, und daher ist es 
richtig, daß die Beratungen besonders gründ­
lich sind. 

Seit 19 Jahren gehöre ich diesem Hohen 
Hause an, aber ich kann mich nicht daran 
erinnern, daß ich Budgetberatungen erlebt 
hätte, die mit den diesjährigen vergleichbar 
sind. In der Koalition prallten die Meinun­
gen oft heftig aufeinander. Damals hielten 
manchmal Redner der zweiten Koalitions­
partei echte Oppositionsreden. 

Seit dem Jahre 1966 hat sich manches ge­
ändert, auch an den Budgetberatungen. 
Heute sind die Fronten klar: hier die Regie­
rungspartei, die zur Verantwortung bereit 
war und die die Verantwortung auch trägt, 
dort die Oppositionspartei! Es gibt einen 
Unterschied gegenüber den Jahren 1945 bis 
1965. Damals saßen die Sozialisten in der 
Koalition und spielten Opposition. Heute 
sind sie Opposition. (Abg. Ing. Ku n s t: Wie 
ist das in der Verstaatlichten? Haben wir das 
nicht gemeinsam beschlossen? - Weitere 
Zwischenrufe.) Soll ich Ihnen Reden aus der 
damaligen Zeit ausgraben? Soll ich sie Ihnen 
holen aus den Protokollen? Echte Opposi­
tionsreden waren es. Aber auch die Opposi­
tion muß die Realitäten anerkennen. 

Damit komme ich zu einigen Dingen, die 
der Kollege Dr. Androsch gebracht hat. Hat 
der Wirtschafts- und Sozialbeirat Prognosen 
für die Budgetentwicklung erstellt? Ja oder 
nein? Und sahen die Prognosen des Beirats 
für Wirtschafts- und Sozialpolitik ein Defizit 
von 16 bis 17 Milliarden für 1969 vor? Ja 
oder nein? Und ist es uns, ist es dem Finanz­
minister gelungen, durch Einsparungen und 
Mehreinnahmen das Defizit auf 8 Milliarden 
zu senken?(Abg. Ing. Häuser: Mehr Bela­
stungen he.ißt das, statt mehr Einnahmen!} 

Nun hat Kollege Androsch gesagt: Ja die 
Staatsbürger, die Steuerzahler wurden mehr­
mals zur Kassa gebeten. - Ich werde Ihnen 
dann noch sagen, wo man die Staatsbürger 
ganz empfindlich zur Kassa gebeten hat. 
(Abg. Ing. Ku n s t: über 30 Prozent!) Aber 
auf eine Frage sind Sie unserem Klubob­
mann die Antwort schuldig geblieben: Das 
war nebelhaft, Kollege Androsch, das war 
Nebel! Wo und wie sollen die Subventionen 
nach dem sozialistischen Programm abge­
baut werden? (Abg. Ing. H ä u s er: Ein 
neues Wort finden, als den Nebel zu nennen!) 
- Darauf sind Sie eine Antwort schuldig 
geblieben, ich möchte das feststellen. (Abg. 
W e i k h art: Entschuldigen Sie, Ihr Klub­
obmann steht ia in der Regierung, das muß 
ja die Regierung sagen! - Ironische Heiter­
keit bei der ÖVP.) 

über eine Tatsache werden sich viele 
kleine Bausparer freuen, wenn sie erfahren, 
daß nach sozialistischen Vorstellungen die 
bescheidene Steuerbegünstigung, die sie 
durch das Bausparen erreicht haben, nicht 
gesund sein .soll. (Abg. L i b a l: Aber das war 
doch nicht allgemein! - Abg. Dr. W i t­
ha l m: Das war schon allgemein gesagt!) 

Auch die Opposition, meine Damen und 
Herren, kann sich ihrer Verantwortung dort 
nicht entziehen, wo es um Lebensfragen der 
ganzen Bevölkerung geht. Die Opposition 
soll kritisieren und kontrollieren! Aber die 
heutige Opposition kritisiert nicht - ich 
habe diesen Eindruck, vielleicht täusche ich 
mich (Abg. Ha r t l: Du täuscht dich 
nicht!) -, sondern sie negiert. Und hier liegt 
der Unterschied. (Abg. Ha r t l: Genau! ) 

Dafür zwei Beispiele: Kollege Moser hat 
bei der Behandlung der 23. Novelle zum 
ASVG. erklärt: Die ASVG.~N ovellen, die die 
Alleinregierung der öVP vorgelegt hat, 
brachten den Pensionisten überhaupt nichts! 
- Herr Dr. Pittermann! Regelt das ASVG. 
nur die Pensionsversicherung oder regelt es 
nicht auch die Kranken- und Unfallversiche­
rung? Aber es wird bewußt verschwiegen, 
daß in den früheren Novellen auf dem Ge­
biet der Krankenversicherung, auf dem Ge­
biet der Unfallversicherung bedeutende Ver­
besserungen erzielt wurden. Man sagt: 
Nichts bringt es, nur Textverbesserungen, 
Korrekturen, Textberichtigungen und so 
weiter. Man negiert! (Abg. Dr. Pi t t e r­
man n: Er hat gesagt: Nichts für die Pen~ 
sionisten, und das können Sie auch nicht be­
streiten!) Aber er hat nicht gesagt, daß es 
auf anderen Gebieten wesentliche Fort­
schritte gegeben hat. (Abg. Wo d i c a: Wie 
man es braucht! - Abg. Dr. Pi t t er man n: 
Den Pensionisten hat es wirklich nichts ge-· 
bracht! ) 
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Marhunze 
Ein zweites Beispiel: die Leistungen des 

Bundes für Wien. Ich habe vor drei Tagen, 
glaube ich, hier aufgezeigt, welche Investi­
tionsvorhaben in Wien vom Bund finanziert 
werden. Am darauffolgenden Tag kam Kol­
lege Skritek und sagte: Das ist ja alles 
nichts, was der Bund da in Wien tut, dar­
über braucht man überhaupt nicht zu 
reden! 

Und am nächsten Tag berichteten die 
"N eue Zeitung" und die "Arbeiter-Zeitung" 
über den Bau der Autobahn durch den Pra­
ter, die auf Stelzen stehen solle. Keine Silbe 
davon, daß diese Autobahn durch den 
Wiener Prater aus Bundesmitteln vom Bund 
errichtet werden soU! Man hört genauso 
nicht eine SHbe darüber, daß etwa 
aus Bundesmitteln die vierte Donaubrücke 
in Wien gebaut wird. (Abg. Ha r t l: Genau 
richtig! ) 

Meine Damen und Herren! Das ist jetzt 
eine echte Sorge: Durch solches Negieren 
wird eine echte Kooperation zwischen Bund 
und der Bundshauptstadt doch nicht geför­
dert! Ich habe ausdrücklich beim Kapitel 
Bauten festgestellt, daß die österreichische 
Volkspartei für eine echte Kooperation 
zwischen Bund und Bundeshauptstadt ein­
tritt, weil diese Bundeshauptstadt die Haupt­
stadt aller österreicher ist. 

Aber, meine Damen und Herren von der 
Linken dieses Hauses, Sie sollten doch nicht 
alles negieren und alles verschweigen, was 
der Bund für diese unsere gemeinsame 
Hauptstadt tut! Ich möchte jetzt gar nicht 
mehr den Hochwasserschutz und die UNIDO­
Bauten wiederholen. 

Da wird in der "Arbeiter-Zeitung" unter­
schwellig gesagt: Die Bundesregierung, die 
ÖVP-Regierung, wollte sogar die Ansiedlung 
internationaler Körperschaften in Wien 
hintertreiben. - Bringen Sie uns doch den 
Beweis dafür, welche internationale Körper­
schaft daran gehindert werden sollte, sich 
in Wien niederzulassen! 

Im Budgetausschuß hat (Abg. G las e r: 
Wenn sie alles beweisen, was 8ie behaupten, 
haben sie dann sehr viel zu tun!) die Oppo­
sition jedes Kapitel ... (Abg. W e i k h art: 
Die Münchner sind anderer Meinung!) Viel­
leicht sind Sie uns einmal dankbar, daß die 
Olympiade nicht nach Wien gekommen ist, 
wenn die Abrechnung in München vorliegen 
wird. Warten Sie erst, bis man dort die Ab­
rechnung hat, dann reden Sie vielleicht auch 
anders! 

Ich möchte aber über das Budget reden. 
Da habe ich mir - und Sie werden mir zu­
billigen müssen, daß ich als Obmann des 
Finanz- und Budgetausschusses täglich ... 

(Abg. S k r i t e k: Die Gelsengeschichte bei 
der UNIDO, erinnern Sie sick nicht? Wie die 
Zeitungen geschrieben haben, dort sind so 
viele Gelsen! Man soll in die Südstadt gehen, 
von Wien weg!) Herr Kollege Skritek! Wer 
hat verhindert, daß sich die UNIDO in Wien 
seßhaft macht? - Das ist eine klare Frage! 
Ich nehme an, die Antwort werden wir ja 
noch bekommen. 

Aber ich möchte wieder zum Budget zu­
rückkommen. Meine Damen und Herren! Sie 
werden mir bestätigen müssen, daß ich bei 
jedem Kapitel im Budgetausschuß anwesend 
war. Wie begannen - das war fast wie von 
einem Tonband oder wie von einer Schall­
platte - die Reden der sozialistischen Ab­
geordneten? Das schlechteste Unterrichts­
budget, viel zuwenig für das Außenministe­
rium, das unsozialste Sozialbudget, das 
miserabelste Verteidigungsbudget ! 

Und im Haus? Meine Damen und Herren! 
Die Berichterstattung über die Budgetver­
handlungen (Abg. Ing. Ku n I; t: Die haben 
Sie verschuldet: die höchste Staatsverschul­
dung !) im Haus wird genauso fortgesetzt. 

In der "Arbeiter-Zeitung" steht: "Staats­
schuld bedrohlich hoch"! Nochmals die 
"Arbeiter-Zeitung": "Einsparungen - Nach­
weis mißlungen"! (Abg. Ing. Ku n s t: 
Stimmt genau! ) Weiters die "Arbeiter-Zei­
tung": "VP-Finanzpolitik führt in den Kon­
kurs"! (Abg. Dr. Pittermann: Da haben 
sie recht!) Wir sind Gott sei dank noch 
nicht in Konkurs. Weiters: "Budget gegen 
Investitionen", "Die Einsparu'ngen blieben 
aus", "Agrarpolitik in der Sackgasse", "ÖVP­
Propaganda"! (Abg. Ing. Ku n s t: Stimmt 
auch!) "VP-Misere in Forschung, Fremden­
verke,hr, Integration", und so weiter und so 
weiter. (Abg. Ing. Ku n s t: Stimmt alles! 
Stimmt sowieso alles! - Abg. Dr. W i t­
ha l m: Das wäre Ihnen recht! - Abg. G l a­
s er: Kunst, der schlechteste Zwischenrufer, 
den es je gab! - Weitere Rufe und Gegen­
rufe zwischen Abgeordneten der ÖVP und 
SPlJ.) 

Mir ist das Urteil über das Bundesfinanz­
gesetz 1969, das das Institut für Wirtschafts­
forschung abgegeben hat, viel wertvoller als 
die Zwischenrufe meines Freundes Kunst. 
Denn das Wirtschaftsforschungsinstitut sagt 
immerhin über das Budget 1969: 

"Die drohenden "strukturellen Defizite' 
konnten konjunkturpolitisch nicht vertreten 
werden und wären mit den zurzeit verfüg­
baren Finanzierungstechniken nicht zu 
finanzieren gewesen." So heißt es in einer 
Budgetanalyse des soeben erschienenen 
Monatsberichtes des Wirtschaftsforschungs­
institutes. 
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Machunze 
Es wird wörtlich angeführt: "Tatsächlich 

gela'ng es im Bundesvoranschlag 1969, das 
Defizit in viel engeren Grenzen zu halten, als 
die BudgetvoTs,chauen vermuten ließen." 
Aus einer Aufschlüsselung des Budgets 
- das schreibt das Wirtschaftsforschungs­
institut, nicht ich (Abg. Ing. Ku n s t: Es ist 
noch reichlich groß genug!) - nach der 
Funktion der einzelnen Ausgaben geht her­
vor, daß im kommenden Jahr beispielsweise 
für Erziehung und Unterricht um 15,7 Pro­
zent, für Forschung und Wissenschaft um 
11,2 Prozent, für Gesundheit um 5,3 Prozent, 
für soziale Wohlfahrt um 6,3 Prozent, für 
den Straßenbau um 7,1 Prozent mehr ausge­
geben werden als heuer. 

Das ist keine Feststellung des öVP­
Fi'nanzmimisters, sondern des Institutes für 
Wirtschaftsforschung, in dem ja, ich glaube, 
Kollege Staribacher entscheidend mitwirkt. 
(Abg. Dr. S t a r i b ach e r: Sie müssen lesen, 
was auf Seite 449 weiter steht über die 
Investitionsjörderung! Das ist ein Pech, 
daß Sie das nicht gelesen haben!) Ich lese 
das SPö-Wirtschaftsprogramm sehr genau 
und werde Ihnen noch einiges sagen. (Abg. 
Dr. W i t h alm: Das bleibt uns nicht vor­
enthalten! Staribacher bringt es ja!) 

Ich habe immer dara uf gewartet, daß wir 
im Finanz- und Budgetausschuß oder in 
diesem Haus hören, was geschehen soll, um 
ständig wachsende Staatsausgaben zu decken. 
Die Sozialisten haben uns bisher nicht 
gesagt, welche Steuern erhöht werden sollen. 
(Zwischenruf des Abg. Ben ya.) Zwar hat 
Kollege Androsch gesagt, die Bundesregie­
rung hat die Steuerzahler dreimal zur Kas,sa 
gebeten. - Jetzt habe ich mir eine Auf­
stellung darüber herausgesucht, was anders­
wo in den Jahren 1967 und 1968 geschehen 
ist. 

Mit 1. Jänner 1967 wurden die Wiener 
Wass'ergebühren - Wasser brauchen wir 
a.lle! - um 100 Prozent erhöht. (Abg. Dok­
tor Pi t te r man n: Wie hoch sind sie jetzt? 
- Weitere Zwischenrufe.) 

Mit 1. Jänner 1967 wurde ... (Abg. Ing. 
H ä u set·: Was kostet 1 m3 Wasser? - Abg. 
Dr. W i t h alm: Doppelt soviel wie früher!) 
Augenblick, Kollege Häuser! Heuer sind 
zwei Posten da, da fragen Sie mich auch, wie 
hoch. (Abg. G las e r: Das weiß Häuser 
nicht, was 1 m 3 Waser kostet, weil er selber 
keines trinkt! - Abg. Ing. H ä u se r: 
1 Schüling um 100 Prozent erhöht!) 

Mit 1. Jänner wurde die "Klosettsteuer" 
oder, wie sie in der Gemeindesprache heißt, 
"die Gebühr für die Benützung und Räu­
mung von Unratsanlagen" um 40 Prozent er­
höht. (Abg. Dr. Pi t t e r man n: Dafür hat 

die öVP gestimmt!) Das bestreite ich gar 
nicht. (Abg. Ha r t 1: Die Wiener öVP ist im 
Rathaus ganz anders! - Weitere Zwischen­
rufe.) 

Die ÖVP trägt Verantwortung, weil stei­
gende Ausgaben höhere Einnahmen erforder­
lich machen. Es wird keinem Finanzminister 
gelingen, auch keinem sozialistischen, stei­
gende Ausgaben bei gleichbleibenden Ein­
nahmen zu decken. Wie man dieses Kunst­
stück macht, müssen Sie uns erst zeigen. Das 
wird auch keiner von Ihnen fertigbringen. 
(Beifall bei der öVP.) 

Im Bereich der Gemeinde Wien - ich 
betrachte mich als Wiener Abgeordneter -
wurde der Bevölkerung von Wien im Jahre 
1967 durch Steuer~ und Tariferhöhungen mit 
590 Millionen Schilling in die Tasche gegrif­
fen. (Abg. Dr. Pittermann: Ihr habt da­
für gestimrnt!) Das bestreite ich nicht. Aber 
es ging ja 1968 mit den Stimmen der ÖVP 
weiter. Ich sage das, damit Sie es mir nicht 
noch einmal sagen müssen. Aber die Vor­
schläge kommen ja immer vom Finanzmini­
ster der Stadt Wien. (Abg. Dr. Pi t t e r­
man n: Was die städtischen Unternehmungen 
betrifft, von jern,and anderem!) Wenn 
ein Finanzminister mit den Einnahmen, die 
ihm zur Verfügung stehen, nicht auskommt, 
muß er einfach neue Einnahmsquellen er­
schlieBen. Das s,agen Sie sogar in Ihrem SPö­
Wirtschaftsprogramm. Dort sagen Sie näm­
lich, was Sie zu tun beabsichtigen, wenn die 
Budgetlücke nicht geschlossen werden kann: 
neue Steuern, noch eine Steuer und noch eine 
Steuer! (Abg. [ng. Kunst: Sie machen zu­
erst eine Steuersenkung, und dann erhöhen 
Sie auf das Doppelte!) 

Wie ging es im Jahre 1968 in Wien weiter? 
In Wien wurde ... (Lebhafte Zwischenrufe. 
- Abg. Ha r t l: Es ist ein Jammer! - Abg. 
Pi t t er man n: Mit den Stimmen der öVP! 

Abg. Alt e n bur ger: Die Wiener 
Arbeiterkammer schweigt?!) In Wien wurde 
im Jahre 1968 die Erhöhung von Steuern und 
Tarifen konsequent fortgesetzt. (Abg. Dok­
tor Pi t t e r man n: Mit den Stimmen 
der öVP!) Mit den Stimmen der öVP, nach­
dem der sozialistische Finanzreferent Slavik 
erklärt hat: Meine Einnahmen reichen nicht 
aus. (Abg. Dr. Pittermann: Nein, 
Schaumayer, bitte, Drimmel: Friedhofsgebüh­
ren! ) Für die Klosettsteuer ist weder der 
Drimmel noch die Schaumayer zuständig! 
Mit 1. Mai 1968 wurde sie neuerlich um 
30 Prozent erhöht! 

Die Pensionistenheime: Mit 1. Juli ... (Zwi­
schenrufe.) Wer ist für die Pensionisten­
heime in Wien zuständig? Nehmt doch der 
Frau Stadtrat Jacobi nicht etwas aus ihrer 
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Machunze 
Verantwortung! Schiebt doch dem Drimmel 
nicht etwas zu, was er gerne nehmen würde! 
(Zwischenruf des Abg. Dr. Pi t t e r man n.) 

Ich rede jetzt von den Pensionistenheimen, 
Herr Dr. Pittermann! Mit 1. Juli 1968 wur­
den die Beiträge der Pensionisten in den 
Pensionistenheimen der Stadt Wien um 7,9 
beziehungsweise um 10 Prozent erhöht. Dies 
deswegen, "weil die Beiträge nicht mehr 
kostendeckend waren", war die Begründung. 
Und dem Finanzminister machen Sie V or­
würfe, wenn er versucht, die Tarife den 
Kosten anzugleichen. (Abg. Dr. Pi t t e r­
man n: Was war bei der Autosteuer für ein 
Tarif? ) 

Sie werden mir nicht sagen können, daß 
für die Gebühren der Modeschule der Stadt 
Wien in Hetzendorf etwa ein öVP-Stadtrat 
verantwortlich ist! Dort wurde das Schul­
geld vom 1. September 1968 an von 607 Sauf 
682 S beziehungsweise von 707 Sauf 900 S, 
also um 27 Prozent, erhöht. (Abg. Dr. A n­
d r 0 sc h: Zwischen Gebühren und Steuern 
ist ein großer Unterschied!) 

Im Jahre 1968 ... (Andauernde Zwischen­
'rufe.) 

Präsident WaHner: 
mehr Ruhe. 

Ich bitte um etwas 

Ahgeordneter Machunze (fortsetzend): Im 
Jahre 1968 gab es im Gebiet von Wien also 
im Bereich der Stadtverwaltung, 29 Erhö­
hungen, die die Wiener Bevölkerung 320 Mil­
lionen Schilling gekostet haben. (Zwischen­
ruf des Abg. [ng. Kunst.) Ich komme schon 
dazu. 

Wenn ich vorhin sagte, daß uns die soziali­
stische Opposition nicht gesagt hat, welche 
Steuern erhöht werden sollen, so muß ich 
feststellen: Sie hat uns auch nicht gesagt, 
welche Ausgaben gesenkt werden sollen. 
Wenn sie es sagte, dann war und ist das mit 
sehr viel Nebel umkleidet - siehe die Sub­
ventionen, die vorhin zur Sprache kamen. 
aber wie und wo und welche, das ist nebel~ 
haft. Das wis·sen wir nic'ht, das sagen wir 
nicht, warten wir ab! (Abg. Dr. A n d r 0 sc h: 
Preisstützungen .ist ein klarer Begriff!) 

Die Sozialisten haben Forderungen er­
hoben, deren Erfüllung, Kollege Androsch 
viele Milliarden kosten würde. Das kann jed~ 
Opposition, das kann jedermann. Aber be­
deckt müssen die Forderungen werden. Wie 
wir sie bedecken sollen, da verweisen Sie auf 
Ihr ökonomisches Programm. (Abg. Doktor 
An d 1" 0 sc h: Sie haben auch den Minder­
heitsbericht vor zwei Jahren nicht zur Kennt­
nis genommen!) 

Ich muß allerdings zugeben, daß verschie­
dene Redner der Sozialistischen Partei im 

Finanz- und Budgetausschuß eine Zahl kon­
kret nannten, und zwar wurde der Abgang 
der Bundestheater mehrmals zitiert. Weil die 
Bundestheater einen so hohen Abgang haben 
haben wir so wenig für die Außenpolitik 
und so weiter. - Aber auch hier kein kon­
kreter Vorschlag. Sollen wir bei den Bundes­
theatern die Eintrittspreise erhöhen? Sollen 
wir einen Personalabbau durchführen? Sie 
sagen, die öVP-Regierung belaste die Steuer­
zahler. Es ist eine Binsenwahrheit: Höhere 
Ausgaben erfordern höhere Einnahmen. Ich 
habe Ihnen das Beispiel Wien schon vor 
Augen geführt. Es ist kein Vorwurf gegen­
über dem städtischen Finanzreferenten. 

Die Sozialistische Partei sagt, daß ihr Pro­
gramm das österreichische Wunder auslösen 
wird. In Wirklichkeit: Wenn die Nebel weg 
sind, wird es gewaltige Steuererhöhungen 
und keinen sozialen Fortschritt geben. Siehe 
Seite 29 Ziffer 25 Ihres ökonomischen Pro­
gramms, wo Sie sagen: Jetzt müssen wir erst 
ein bißehen warten, bevor wir den Rentnern 
wieder etwas geben können. - Man muß nur 
den Nebel wegziehen, dann kommt man schon 
dahinter. 

Heute lebt die Sozialistische Partei von 
einer Verelendungstheorie. Die "Aktuelle 
Nachricht" - vermutlich kennen Sie diese 
Korrespondenz - hat in der vorletzten Num­
mer folgendes Interessante aufzeigt: In der 
Wiener Arbeiterkammer gab es eine Diskus­
sion über die Löhne. Dort wurde eine Er­
hebung, die man in Wiener Betrieben durch­
geführt hat, vorgelegt. In dieser Erhebung 
hieß es, daß im Jahre 1967 in Wien die 
Löhne um 1 Prozent gestiegen seien. Darauf­
hin hat ein Kammerrat von der österreichi­
schen Volkspartei an den Herrn Kammer­
präsidenten die Frage gerichtet was denn 
n?n stimme: die Erhebung, di~ nur eine 
emprozentige Lohnerhöhung ergeben haben 
soll, oder die Zahlen, die von Mitgliedern 
der Arbeiterkammer im Pensionsbeirat ge­
nannt wurden. - Die Arbeiterkammer hat 
die "Aktuelle Nachricht" nicht berichtigt, 
Herr Kammeramtsdirektor, daher muß ich 
fast annehmen, das das stimmt· ich war 
nicht in der Arbeiterkammer. Aber der Ar­
beiterkammerpräsident hat dann am Schluß 
der Diskussion zugegeben, daß die Ziffern 
die im Pensionsbeirat über die Erhöhung de~ 
Einkommens im vergangenen Jahr genannt 
wurden, die richtigen wären. (Abg. Dr. S t a­
r i b ach er: Kollege Machunze! Das war 
die gTößte Blamage, die sich der Kollege aus 
folgendem Grund zugezogen hat: Die Unter­
suchung von Wiener Großbetrieben wurde von 
seinem Fraktionskollegen H aussteiner ge­
macht, der sogar gesagt hat, er wird es ihm 
noch ganz deutlich sagen. Der Kollege hat des-

762 
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Machunze 
halb ganz danebengehaut, weil er zwei Zahlen 
verglichen hat, die überhaupt nicht zu ver­
gleichen sind! Es fällt mir der Name des 
Doktors nicht ein! Sie brauchen nur Kollegen 
Kabesch zu fragen, er wird Sie aufklären!) 
Ich wundere mich nur, daß die Arbeiterkam­
mer das bisher nicht aufgeklärt hat. (Abg. 
Dr. S t ar i b ach e r: Er ist total daneben­
gelegen, der Herr Dr. Kohlmaier!) Sie sind 
so.nst immer gleich mit der Entgegnullgls­
spritze zur Hand. (Abg. Ing. Ku n s t: Und 
Sie, Machunze, liegen auch daneben!) 
Kollege Kunst! Ich liege gar nicht daneben. 

Ich sage Ihnen noch einmal: Sie machen 
la~dauf, landab eine Propaganda, die nichts 
anderes als eine reine Verelendungstheorie 
ist. Würde man Ihrer Propaganda glauben, 
dann wäre in diesem Land alles schlecht: 
vom Budget angefangen bis zur letzten Rente, 
bis zur letzten Pension und bis zum letzten 
Bauernhof. Alles wäre in österreich schlecht. 

Aber die österreicher wissen, daß das 
alles billige Propaganda ist. Wir wissen, daß 
es in österreich Leute gibt, die mit Heschei­
densten Mitteln ihren Lebensunterhalt be­
streiten müssen. 

Ich meine diese Leute, von denen im übri­
gen einer Ihrer Kollegen gesagt hat, sie wä­
ren nicht ebenso unsere Sorge wie Ihre. Ich 
kann Ihnen sagen: Diese kleinen Pensioni­
sten und diese kleinen Rentner sind genauso 
unsere Sorge wie etwa die Sorge der Soziali­
stischen Partei. Wir wissen schon, daß es 
Leute gibt, die mit bescheidensten Mitteln 
haushalten müssen, aber sie sind genauso­
wenig als Durchschnitt anzusehen wie auf 
der anderen Seite die sicher nicht schlecht­
verdienenden Generaldirektoren. Man muß 
die ganze Familie österreicher sehen, ihre 
Sorgen, ihre Note, aber auch ihre Freude! 
Und daher gilt unsere Sorge nicht etwa einer 
Klasse, einem Stand (Abg. Ing. Ku n 8 t: 
Nehmen Sie die Durchschnittspensionen der 
Arbeiter! - Abg. G las er: Aber sie waren 
noch nie 80 hoch wie jetzt!), sie gilt dem 
ganzen Volk. Und diesem Volk, meine Damen 
und Herren, werden wir Rechenschaft geben. 
Dieses Volk wird zur gegebenen Zeit über 
die Wirtschafts- und Finanzpolitik dieser 
öVP-Regierung ihr Urteil fällen. Wir stehen 
zu dieser Wirtschafts- und Finanzpolitik, 
weil wir glauben, daß sie richtig ist. (Beifall 
bei der öVP.) 

Präsident WaHner: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Lanc. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Lanc (SPÖ) (der mit einem 
Stoß Unterlagen ans Rednerpult tritt - Abg. 
S t ein e r: Schickt ihm einen Träger!): 
Ja, das wäre gut: ein Träger! Meine Damen 

und Herren! Hohes Haus! Herr Präsident! 
Ich möchte eingangs meiner heutigen Aus­
führungen noch einmal auf eine Bemerkung 
zurückkommen, die hier der erste Diskus­
sionsredner der österreichischen Volkspartei,. 
Herr Abgeordneter Dr. Mussil, gemacht hat. 
Er hat es offenbar als besonders gelungenes 
Häkerl für die sozialistische Fraktion dieses 
Hauses befunden, unsere Wünsche nach 
mehr Planung, nach mehr Wirtschaftspla­
nung dadurch ad absurdum führen zu wol­
len, daß er auf die Entwicklung in Frank­
reich hingewiesen hat. Gerade dieser Ver­
gleich scheint mir so besonders hinkend zu 
sein, wenn ich mich vorsichtig ausdrücke, 
daß ich speziell darauf zurückkommen 
wollte. 

Meine Damen und Herren! Die Entwick­
lung in Frankreich, die in der letzten Zeit 
sowohl politisch als auch als Folge der poli­
tischen Entwicklung wirtschaftlich un­
befriedigend war, ist doch beileibe nicht 
auf die Planifikationsansätze in Frankreich 
zurückzuführen. Sie ist vielmehr auf etwas 
zurückzuführen, was hier der Herr Abgeord­
nete Dr. Mussil bei der Opposition des Hau­
ses urgieren zu müssen glaubte, nämlich 
mehr Sinn für Autorität im Staat. 

Das ist in Wirklichkeit die Wurzel der 
tragischen politischen und wirtschaftlichen 
Entwicklungen in Frankreich im letzten 
Jahr gewesen: das Nicht-verstehen-Wollen 
der politischen, sozialen und ökonomischen 
Probleme durch ein halbautoritäres System .. 
Das hat nicht nur wie auch in anderen Län­
dern die studentische Opposition auf den 
Plan gerufen, sondern das hat ihr jenen Wi-· 
derhall in den Arbeiter- und Angestellten­
massen Frankreichs verschafft, den sie in 
anderen Ländern mit anderer politischer 
Struktur eben nicht finden konnte. Als Folge 
dieser Entwicklung ist es dann zur franzö­
sischen Währungskrise gekommen. Das ist 
in Wirklichkeit der Hintergrund für die Ent­
wicklung in Frankreich, keineswegs sind eS 
die Versuche oder tatsächlichen Durchfüh­
rungen von indikativen wirtschaftsplanenden 
Instrumenten gewesen. 

Meine Damen und Herren! Das scheint mir 
deswegen so erwähnenswert zu sein, weil 
sich in dieser Fehleinschätzung des Herrn 
Abgeordneten Dr. Mussil so richtig der prinzi­
pielle Unterschied in der Betrachtungsweise 
solcher Vorgänge zwischen der sozialisti­
schen Opposition in diesem Hause und der 
Regierungsfraktion widerspiegelt. 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie wei­
terhin außer- und vielleicht nach demselben 
Schema auch innerösterreichische Vorgänge 
zu analysieren versuchen werden, dann kann 
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ich Ihnen nur in Ihrem eigenen Interesse, gar 
l1icht allein im Interesse vielleicht derer, die 
wir hier als Opposition in der österreichi­
schen Bevölkerung vertreten, nur raten, 
raschest nachzulernen, rasehest nachzuprü­
fen, welche gesellschaftlichen und wirt­
~chaftlichen Kräfte für unglückselige Ent­
wicklungen in anderen Ländern maßgebend 
gewesen sind. (Abg. Staudinger: Kol­
lege Lanc, die französische Malaise hat lange 
'V01' de11~ Umbruch angefangen!) Ja, es ist 
auch De GauBe schon lange dort am Ruder. 
(Beifall bei der SPö.) Ich möchte nicht un­
anständig sein, Herr Abgeordneter Staudin­
ger, sonst könnte ich Ihnen zu diesem Thema 
auch etwas Persönliches sagen. Sie haben 
sich ja auch damit beschäftigen müssen. Ich 
gebe zu, daß Sie vielleicht im Gegensatz zur 
Mehrheit Ihres Klubs etwas mehr Verständ­
nis für diese Entwicklungen haben. Wie ge­
sagt, weiter möchte ich in meinen diesbe­
züglichen Äußerungen nicht gehen, um nicht 
p'ersönlich ve.rletzend zu wirken. ( Abg. 
G u g gen be r ger: Es irrt der Mensch, 80-

lang er lebt!) 
Meine Damen und Herren! Kollege Mussil 

hat sich hier auch sehr stark gemacht für 
das, was mein Fraktionskollege Weihs als 
überschriftensammlung bezeichnet hat, näm­
lich für den Koren-Plan. In diesem Zusam­
menhang möchte ich dem Herrn Abgeordne­
ten Mussil nur sagen, er ist zweifellos ein 
stattlicher Mann, ich würde ihm aber trotz­
dem raten, in Anbetracht der Jahreszeit 
- wir haben ja jetzt bald Winter! - eine 
andere Kleidun,g zu wählen als die,ses wirt­
sc'haftspoliUsche N etzleiberl. (Heiterkeit 
bei der SPö.) 

Meine Damen und Herren! Nun zum Kol­
legen Machunze : Kollege Machunze hat hier 
behauptet, daß die Opposition nur negiert. 
Er hat also auf die bedeutenden Verbesse­
rungen auf dem Gebiet der Sozialversiche­
rung und hier vor allem auf dem Gebiet der 
Kranken- und Unfallversicherung hinge­
wiesen. Ich bin nicht vordergründig ein so­
zialpolitischer Experte, es werden sich 
sicherlich noch Kollegen aus meiner Frak­
tion speziell mit diesem Teil seiner Ausfüh­
rungen befassen. 

Aber wenn etwa die Verbesserungen der 
Unfallversicherung hier erwähnt werden und 
man weiß, wie sich der Bund über seine 
Finanznöte auf Kosten gerade dieser Versi­
cherungsanstalt hinwegturnt, dann scheint 
es mir selbst vom Standpunkt eines Spre­
chers der Regierungsfraktion her sehT 
problematisch zu sein, dieses Themengebiet 
überhaupt anzufassen. Aber, wie gesagt, das 
ist ja Sache des Kollegen Machunze, ich zer­
breche mir da nicht weiter s-einen Kopf. 

Aber neuerdings kämpft Kollege Machunze 
auch für die Anerkennung der "Leistungen" 
- unter Anführungszeichen - "des Bundes 
für Wien". Ich gebe zu: Es wird in der näch­
sten Zeit zu einer Reihe von Leistungen des 
Bundes für Wien de.shalh zwingend kom­
men müssen, weil hier auch ein ungeheurer 
Nachholbedarf auf Grund einer jahrelangen 
Benachteiligung der Bundeshauptstadt ge­
genüber anderen Bundesländern durch die 
Bundesregierung besteht. 

Meine Damen und Herren! Niemand von 
der sozialistischen Fraktion hat hier bestrit­
ten, daß die auf Wien er Gebiet gebaute Auto­
bahn vom Bund gebaut wird, niemand be­
streitet, daß die vierte Donaubrücke eben­
falls vom Bund gebaut wird. Ich möchte 
jetzt nicht einmal darauf eingehen, wie 
lange es gedauert hat, bis man zu bauen be­
gann und welcher mühevolle Weg der ständi­
gen Intervention und der politischen Zangen­
operation notwendig war, um diese gerecht­
fertigten Forderungen der Stadt Wien an 
den Bund zumindest teilweise· durchsetzen 
zu können. 

Meine Damen und Herren! Im Zusammen­
hang mit der Ansiedlung internationaler Be­
hörden stehe ich nicht an zu sagen, daß mich 
das eindeutige Bekenntnis, das die Bundes­
regierung in der letzten Zeit und auch heute 
der Sprecher der Regierungspartei zu der 
Förderung einer solchen Ansiedlung abgelegt 
hat, durchaus freut. Aber wenn Sie das 
schon als besonderes Verdienst Ihrer Regie­
rung und Ihrer Partei hinstellen, dann muß 
ich Sie dadurch provozieren, daß ich doch 
darauf hinweise, daß es eben den Plan ge­
geben ,hat - dieser war nicht von d-er So­
zialistischen Partei oder von der Wiener Ge­
meindeverwaltl,lng initiiert -, den Versuch zu 
unternehmen, beispielsweise die UNIDO-An­
siedlung außerhalb der Wiener Stadtgrenzen 
vorzunehmen. Wer weiß, wie die Sache ~us­
gegangen wäre, wenn nicht das dafür in Aus­
sicht genommene Gelände im Süden Wiens 
durch eine politische Korruptionsaffäre aus 
Ihrer Partei heraus etwas anrüchig gewor­
den wäre. Aber, wie gesagt, ich habe das 
Thema nicht aufgegriffen, sondern ich bin 
nur auf die Ausführungen des Sprechers 
Ihrer Fraktion eingegangen. 

Als dann feststand, daß die UNIDO-An­
siedlung in Wien durchgeführt werden soll 
- ich sage es nochmals, wir begrüßen sehr, 
daß Sie sich zu diesem Standpunkt durch­
gerungen haben, sowohl als Partei als auch 
als Bundesregierung -, da hat es dann eine 
Reihe von Dingen gegeben, die man schon 
nicht mehr als Nadelstiche bezeichnen kann. 
Man hat sogar eine Zeitlang, in einer gewis­
sen Verhandlungsphase, so quasi an die 
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Stadt Wien das Ansinnen gestellt, wesent­
liche Teile des Wiener Rathauses zu räumen, 
um den Raumwünschen der UNIDO nach­
kommen zu können. 

Man hat dann die "Schnapsidee" vertreten 
- ich finde keinen anderen Ausdruck da­
für -, den Friedrich Schmidt-Platz hinter 
dem Rathaus - es wäre städtebaulich wirk· 
lieh etwas Einmaliges geworden - in Form 
einer UNIDO-Notbaracke auszugestalten. 
Erst dann ist es zu der Lösung gekommen, 
die jetzt praktisch vollendet ist, nämlich 
Ecke Lerchenfelder Straße und Lastenstraße 
diese Ansiedlung durchzuführen. 

Wie gesagt, meine Damen und Herren, das 
wollte ich nur zur Steuerung der Wahrheit 
erklären. 

Nun zu den lauthals vom Herrn Abgeord­
neten Machunze angeführten diversen kom­
munalen Gebührenerhöhungen. Ich nehme 
an, daß Herr Kollege MachunZie ein genauso 
aufmerksamer Verfolger der Entwicklung 
seiner Stadt, seiner Heimatstadt und deren 
Verfassung ist wie ich. So wird ihm das 
sicherlich nicht entgangen sein, daß sich die 
Stadt Wien eine neue Stadtverfassung mit 
den Stimmen aller Parteien, wenn ich mich 
recht entsinne, gegeben hat, nach der der 
Gemeinderat dazu verhalten wird, jährlich 
zu prüfen, ob die Gebühren für kommunale 
Dienstleistungen kostendeckend sind und ob 
nicht eine Gebührennachziehung notwendig 
wäre. Wohl ist also weiterhin der freie Ent­
schluß der frei gewählten Gemeindeverwal­
tung dafür maßgebend, ob beziehungsweise 
in welchem Ausmaß die Gebühren erhöht 
werden, aber im Gegensatz zur früheren Wie­
ner Verfassungslage, nach der sozusagen der 
ressortfübrende Stadtrat aktiv werden 
mußte, ist es heute so, daß der Gemeinderat, 
nämlich die Wiener Volksvertretung, kraft 
der Wiener Verfassung dazu verhalten ist, 
sich von sich aus und auf Grund der Verfas­
sungslage mit diesem Problem zu beschäf­
tigen. 

Sie haben hier Prozentsätze genannt. Sie 
hätten aber, wenn dieser Nennung faire Ab­
sichten zugrunde gelegen wäl'en, auch dar­
auf hinweisen müssen, wie lange, zum Teil 
mehr als eineinhalb Jahrzehnte lang; Gebüh­
ren in Wien überhaupt nicht erhöht worden 
sind. Ich denke zum Beispiel an die hier er­
wähnte Wassergebühr. Schauen Sie sich den 
heutigen Endpreis für das Wasser in Wien 
an! Ich kann Ihnen nur sagen: Viele Bürger 
in von der ÖVP geführten Gemeinden in 
ganz österreich wären froh, wenn sie einen 
solchen Wasserpreis hätten, wie er in Wien 
nach der Erhöhung ist. (Beifall bei der SPö.) 

Ich mache aber diesen von der öVP ge­
führten Gemeinden nicht den geringsten 
Vorwurf, meine Damen und Herren von der 
Regierungsfraktion, denn sie sind - wer 
von Ihnen Bürgermeister ist, weiß das sehr 
genau - auf Grund verschiedener Auflagen 
von Bundesfonds und so weiter dazu ver­
halten, kostendeckende Tarife zu verlangen. 
Sie können also nicht ungestraft den un­
tauglichen Versuch unternehmen, Fragen 
der Bundespolitik, der Steuerpolitik 
des Bundes mit der Entwicklung und 
den rechtlichen Grundlagen der Beschluß­
fassung über kommunale Dienstleistungs­
gebühren zu vergleichen. Das sind 
zwei verschiedene Dinge, die nicht mitein­
ander verglichen werden können. Das wer­
den mir auch die Kommunalpolitiker aus 
Ihren Reihen, wenn sie einen Funken Ehr­
lichkeit im Bauch haben, bestätigen müssen. 

Meine Damen und Herren ! Wenn man 
über das Budget der Stadt Wien und über die 
Einnahmenstruktur spricht, die dem Budget 
der Stadt Wien zugrunde liegt, dann darf 
man sich nicht nur die Einnahmen ansehen, 
dann darf man nicht nur fragen, woher sie 
kommen und in welcher Höhe sie einge­
hoben werden, sondern dann muß man auch 
prüfen, wofür die Stadt Wien das Geld, das 
sie auf der Einnahmenseite des Budgets her­
einbekommt, auf der anderen Seite ausgibt. 

Während die Investitionsrate im Bundes­
budget rückläufig ist, und zwar rückläufig 
in einer Zeit, in der wir teilweise von einer 
Rezession sprechen konnten und jetzt bei­
leibe noch nicht von einer gesicherten Kon­
junktur oder gar Hochkonjunktur sprechen 
können, während also beim Bund in dieser 
Zeit die Investitionsrate gesunken ist, ist 
sie in der Stadt Wien gestiegen. Die Investi­
tionsrate wird auch, weil wir schon' vom 
Bundesbudget 1969 im Vergleich zum Budget 
1969 der Stadt Wien reden, im Jahre 1969 in 
der Stadt Wien neuerlich ansteigen, abgese­
hen von der fast 100 Millionen Schilling um­
fassenden Spezial spritze für Investitionen, 
die der städtische Finanzreferent in diesem 
J abr zur 'Überbrückung der depressiven Wirt­
schafts erscheinungen der Wien er Wirtschaft 
in Form eines Sonderinvestitionsbudgets, 
wenn Sie wollen, zur Verfügung gestellt hat, 
damit die Entwicklung in Wien, die Beschäf­
tigungs- und Verdienstmöglichkeiten in 
Wien wesentlich besser gesteuert werden 
können, als das im Bundesdurchschnitt der 
Fall gewesen ist. Es besteht also hier ein 
ganz wesentlicher Unterschied zwischen der 
Ausgabenpolitik der Stadt Wien - hier ist 
ein Vergleich wirklich zulässig - und der 
Ausgabenpolitik des Bundes. 
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Lane 
ich Ihnen nur in Ihrem eigenen Interesse, gar 
llicht allein im Interesse vielleicht derer, die 
wir hier als Opposition in der österreichi­
schen Bevölkerung vertreten, nur raten, 
raschest nachzulernen, raschest nachzuprü­
fen, welche gesellschaftlichen und wirt­
:'!chaftlichen Kräfte für unglückselige Ent­
wicklungen in anderen Ländern maßgebend 
gewesen sind. (Abg. S tau d i n ger: Kol­
lege Lanc, die französische Malaise hat lange 
1'0'1' dem Umbruch angefangen!) Ja, es ist 
auch De Gaulle schon lange dort am Ruder. 
(Beifall bei der SPö.) Ich möchte nicht un­
anständig sein, Herr Abgeordneter Staudin­
ger, sonst könnte ich Ihnen zu diesem Thema 
auch etwas Persönliches sagen. Sie haben 
sich ja auch damit beschäftigen müssen. Ich 
gebe zu, daß Sie vielleicht im Gegensatz zur 
Mehrheit Ihres Klubs etwas mehr Verständ­
nis für diese Entwicklungen haben. Wie ge­
:mgt, weiter möchte ich in meinen diesbe­
züglichen Äußerungen nicht gehen, um nicht 
persönlich v'erletzend zu wirken. (Abg. 
G u g gen be r g er: Es irrt der Mensch, 80-

lang er lebt!) 
Meine Damen und Herren! Kollege Mussil 

hat sich hier auch sehr stark gemacht für 
das, was mein Fraktionskollege Weihs als 
überschriftensammlung bezeichnet hat, näm­
lich für den Koren-Plan. In diesem Zusam­
menhang möchte ich dem Herrn Abgeordne­
ten Mussil nur sagen, er ist zweifellos ein 
stattlicher Mann, ich würde ihm aber trotz­
dem raten, in Anbetracht der Jahreszeit 
- wir haben ja jetzt bald Winter! - eine 
andere Kleidung zu wählen als dieses wirt­
sc'haftspoliti.sche N etzleiberl. (H eUerkeit 
bei der SPö.) 

Meine Damen und Herren! Nun zum Kol­
legen Machunze : Kollege Machunze hat hier 
behauptet, daß die Opposition nur negiert. 
Er hat also auf die bedeutenden Verbesse­
rungen auf dem Gebiet der Sozialversiche­
rung und hier vor allem auf dem Gebiet der 
Kranken- und Unfallversicherung hinge­
wiesen. Ich bin nicht vordergründig ein so­
zialpolitischer Experte, es werden sich 
sicherlich noch Kollegen aus meiner Frak­
tion speziell mit diesem Teil seiner Ausfüh­
rungen befassen. 

Aber wenn etwa die Verbesserungen der 
Unfallversicherung hier erwähnt werden und 
man weiß, wie sich der Bund über seine 
Finanznöte auf Kosten gerade dieser Versi­
cherungsanstalt hinwegturnt, dann scheint 
es mir selbst vom Standpunkt eines Spre­
chers der Regierungsfraktion her sehT 
problematisch zu sein, dieses Themengebiet 
überhaupt anzufassen. Aber, wie gesagt, das 
ist ja Sache des Kollegen Machunze, ich zer­
breche mir da nicht weiters-einen Kopf. 

Aber neuerdings kämpft Kollege Machunze 
auch für die Anerkennung der "Leistungen" 
- unter Anführungszeichen - "des Bundes 
für Wien". Ich gebe zu: Es wird in der näch­
sten Zeit zu einer Reihe von Leistungen des 
Bundes für Wien deshalb zwingend kom­
men müssen, weil hier auch ein ungeheurer 
Nachholbedarf auf Grund einer jahrelangen 
Benachteiligung der Bundeshauptstadt ge­
genüber anderen Bundesländern durch die 
Bundesregierung besteht. 

Meine Damen und Herren! Niemand von 
der sozialistischen Fraktion hat hier bestrit­
ten, daß die auf Wiener Gebiet gebaute Auto­
bahn vom Bund gebaut wird, niemand be­
streitet, daß die vierte Donaubrücke eben­
falls vom Bund gebaut wird. Ich möchte 
jetzt nicht einmal darauf eingehen, wie 
lange es gedauert hat, bis man zu bauen be­
gann und welcher mühevolle Weg der ständi­
gen Intervention und der politischen Zangen­
operation notwendig war, um diese gerecht­
fertigten Forderungen der Stadt Wien an 
den Bund zumindest teilweise durchsetzen 
zu können. 

Meine Damen und Herren! Im Zusammen­
hang mit der Ansiedlung internationaler Be­
hörden stehe ich nicht an zu sagen, daß mich 
das eindeutige Bekenntnis, das die Bundes­
regierung in der letzten Zeit und auch heute 
der Sprecher der Regierungspartei zu der 
Förderung einer solchen Ansiedlung abgelegt 
hat, durchaus freut. Aber wenn Sie das 
schon als besonderes Verdienst Ihrer Regie­
rung und Ihrer Partei hinstellen, dann muß 
ich Sie dadurch provozieren, daß ich doch 
darauf hinweise, daß es eben den Plan ge­
geben hat - dieser war nicht von der So­
zialistischen Partei oder von der Wiener Ge­
meindeverwaltung initiiert -, den Versuch zu 
unternehmen, beispielsweise die UNIDO-An­
siedlung außerhalb der Wiener Stadtgrenzen 
vorzunehmen. Wer weiß, wie die Sache a,us­
gegangen wäre, wenn nicht das dafür in Aus­
sicht genommene Gelände im Süden Wiens 
durch eine politische Korruptionsaffäre aus 
Ihrer Partei heraus etwas anrüchig gewor­
den wäre. Aber, wie gesagt, ich habe das 
Thema nicht aufgegriffen, sondern ich bin 
nur auf die Ausführungen des Sprechers 
Ihrer Fraktion eingegangen. 

Als dann feststand, daß die UNIDO-An­
siedlung in Wien durchgeführt werden soll 
- ich sage es nochmals, wir begrüßen sehr, 
daß Sie sich zu diesem Standpunkt durch­
gerungen haben, sowohl als Partei als auch 
als Bundesregierung -, da hat es dann eine 
Reihe von Dingen gegeben, die man schon 
nicht mehr als Nadelstiche bezeichnen kann. 
Man hat sogar eine Zeitlang, in einer gewis­
sen Verhandlungsphase, so quasi an die 
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Stadt Wien das Ansinnen gestellt, wesent­
liche Teile des Wiener Rathauses zu räumen, 
um den Raumwünschen der UNIDO nach­
kommen zu können. 

Man hat dann die "Schnapsidee" vertreten 
- ich finde keinen anderen Ausdruck da­
für -, den Friedrich Schmidt-Platz hinter 
dem Rathaus - es wäre städtebaulich wirk­
lich etwas Einmaliges geworden - in Form 
einer UNIDO-Notbaracke auszugestalten. 
Erst dann ist es zu der Lösung gekommen, 
die jetzt praktisch vollendet ist, nämlich 
Ecke Lerchenfelder Straße und Lastenstraße 
diese Ansiedlung durchzuführen. . 

Wie gesagt, meine Damen und Herren, das 
wollte ich nur zur Steuerung der Wahrheit 
erklären. 

Nun zu den lauthals vom Herrn Abgeord­
neten Machunze angeführten diversen kom­
munalen Gebührenerhöhungen. Ich nehme 
an, daß Herr Kollege Machunre ein genauso 
aufmerksamer Verfolger der Entwicklung 
seiner Stadt, seiner Heimatstadt und deren 
Verfassung ist wie ich. So wird ihm das 
sicherlich nicht entgangen sein, daß sich die 
Stadt Wien eine neue Stadtverfassung mit 
den Stimmen aller Parteien, wenn ich mich 
recht entsinne, gegeben hat, nach der der 
Gemeinderat dazu verhalten wird, jährlich 
zu prüfen, ob die Gebühren für kommunale 
Dienstleistungen kostendeckend sind und ob 
nicht eine Gebührennachziehung notwendig 
wäre. Wohl ist also weiterhin der freie Ent­
schluß der frei gewählten Gemeindeverwal­
tung dafür maßgebend, ob beziehungsweise 
in welchem Ausmaß die Gebühren erhöht 
werden, aber im Gegensatz zur früheren Wie­
ner Verfassungslage, nach der sozusagen der 
ressortführende Stadtrat aktiv werden 
mußte, ist es heute so, daß der Gemeinderat, 
nämlich die Wiener Volksvertretung, kraft 
der Wiener Verfassung dazu verhalten ist, 
sich von sich aus und auf Grund der Verfas­
sungslage mit diesem Problem zu beschäf­
tigen. 

Sie haben hier Prozentsätze genannt. Sie 
hätten aber, wenn dieser Nennung faire Ab­
sichten zugrunde gelegen wären, auch dar­
auf hinweisen müssen, wie lange, zum Teil 
mehr als eineinhalb Jahrzehnte lang; Gebüh­
ren in Wien überhaupt nicht erhöht worden 
sind. Ich denke zum Beispiel an die hier er­
wähnte Wassergebühr. Schauen Sie sich den 
heutigen Endpreis für das Wasser in Wien 
an! Ich kann Ihnen nur sagen: Viele Bürger 
in von der ÖVP geführten Gemeinden in 
ganz österreich wären froh, wenn sie einen 
solchen Wasserpreis hätten, wie er in Wien 
nach der Erhöhung ist. (Beifall bei der Spö.) 

Ich mache aber diesen von der öVP ge­
führten Gemeinden nicht den geringsten 
Vorwurf, meine Damen und Herren von der 
Regierungsfraktion, denn sie sind - wer 
von Ihnen Bürgermeister ist, weiß das sehr 
genau - auf Grund verschiedener Auflagen 
von Bundesfonds und so weiter dazu ver­
halten, kostendeckende Tarife zu verlangen. 
Sie können also nicht ungestraft den un­
tauglichen Versuch unternehmen, Fragen 
der Bundespolitik, der Steuerpolitik 
des Bundes mit der Entwicklung und 
den rechtlichen Grundlagen der Beschluß­
fassung über kommunale Dienstleistungs­
gebühren zu vergleichen. Das sind 
zwei verschiedene Dinge, die nicht mitein­
ander verglichen werden können. Das wer­
den mir auch die Kommunalpolitiker aus 
Ihren Reihen, wenn sie einen Funken Ehr­
lichkeit im Bauch haben, bestätigen müssen. 

Meine Damen und Herren! Wenn man 
über das Budget der Stadt Wien und über die 
Einnahmenstruktur spricht, die dem Budget 
der Stadt Wien zugrunde liegt, dann darf 
man sich nicht nur die Einnahmen ansehen, 
dann darf man nicht nur fragen, woher sie 
kommen und in welcher Höhe sie einge­
hoben werden, sondern dann muß man auch 
prüfen, wofür die Stadt Wien das Geld, das 
sie auf der Einnahmenseite des Budgets her­
einbekommt, auf der anderen Seite ausgibt. 

Während die Investitionsrate im Bundes­
budget rückläufig ist, und zwar rückläufig 
in einer Zeit, in der wir teilweise von einer 
Rezession sprechen konnten und jetzt bei­
leibe noch nicht von einer gesicherten Kon­
junktur oder gar Hochkonjunktur sprechen 
können, während also beim Bund in dieser 
Zeit die Investitionsrate gesunken ist, ist 
sie in der Stadt Wien gestiegen. Die Investi­
tionsrate wird auch, weil wir schon' vom 
Bundesbudget 1969 im Vergleich zum Budget 
1969 der Stadt Wien reden, im Jahre 1969 in 
der Stadt Wien neuerlich ansteigen, abgese­
hen von der fast 100 Millionen Schilling um­
fassenden Spezial spritze für Investitionen, 
die der städtische Finanzreferent in diesem 
Jahr zur Überbrückung der depressiven Wirt­
schafts erscheinungen der Wien er Wirtschaft 
in Form eines Sonderinvestitionsbudgets, 
wenn Sie wollen, zur Verfügung gestellt hat, 
damit die Entwicklung in Wien, die Beschäf­
tigungs- und Verdienstmöglichkeiten in 
Wien wesentlich besser gesteuert werden 
können, als das im Bundesdurchschnitt der 
Fall gewesen ist. Es besteht also hier ein 
ganz wesentlicher Unterschied zwischen der 
Ausgabenpolitik der Stadt Wien· - hier ist 
ein Vergleich wirklich zulässig - und der 
Ausgabenpolitik des Bundes. 

128. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)38 von 122

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 128. Sitzung - 19. Dezember 1968 10969 

Lane 
Herr KolIe.ge Machunze hat aus dem Be­

richt über den Bundesvoranschlag 1969 in 
der Nr. 11 der Monatsberichte des österrei­
chischen Instituts für Wirtschaftsforschung 
zitiert. Ich möchte mir im Einvernehmen 
mit dem Herrn Präsidenten erlauben, 
auch etwas zu zitieren, was Herr 
Kollege Machunze offenbar wohlweislich 
nicht zitiert hat. Es heißt in der Nr. 11 der 
Monatsberichte auf Seite 449 im vierten Ab­
satz: 

"Die Investitionen" - des Bundes, es ist ja 
jetzt vom Bundesbudget die Rede - "im wei­
teren Sinne mußten geschätzt werden" - das 
ist nicht gerade ein guter Beweis für die 
Budgetklarheit dieses Bundesvoranschlages, 
wenn selbst die Wirtschaftsforscher das 
schätz,en mÜSS'eIl -, "da eine genaue Zu­
sammenstellung noch nicht vorliegt. Sie 
dürften 11,5 Milliarden Schilling erreichen, 
um etwa 2 Prozent weniger als 1968 ein­
,schließlich des halben Eventualbudgets, 
das mehr als 0,5 Milliarden Schilling Brutto­
investitionen und 0,3 Milliarden Schilling 
Investitionsförderung enthielt. Die Brutto­
Anlageinvestitionen des Bund,es im en.geren 
Sinne (ohne Instandhaltung und ~nvestitions­
förderung) steigen um 2 Prozent auf 8,06 Mil­
liarden Schi,IIing, ,hauptsächlich weH der 
aus zweckgebundenen Einnahmen finanzierte 
Bundesstl"aßenbau" - den der Herr Kolleg·e 
Machunze nämlich auch als große Sache der 
öVP-Regierung ,gepriesen hat - "um mehr 
als 7 Prozent ausgeweitet wird. Die Investi­
tionsförderung (Darlehen und Zuschüsse 
an Unternehmungen für Investitioßiszwecke) 
dagegen wurde um 16 Prozent gekürzt. Sie 
ist mit 1,75 Milliarden Schilling etwa so 
hoch wie im Voranschlag 1968 ohne Even­
tualbudget. " 

Das nur im Nachhang zu den Klitterungs-
versuchen des Herrn Abgeordneten 
Machunze. 

Meine Damen und Herren! Ich darf mich 
nun .einem Thema zuwenden, das eigentlich 
der Ausgangspunkt für meine Wortmeldung 
gewesen ist, nämlich dem Thema der Bundes­
schuld. 

Auch hier ist in den Reden des Herrn 
Abgeordneten Mussil und des Herrn Abge­
ordneten Machunze einiges - allerdings 
vorsichtig Unkonkretes angeklungen. 
Ich möchte diese Dinge doch etwas konkre­
ter und in ihrem Zusammenhang darzu­
stellen versuchen, weil mir das, ganz abge­
sehen von der Diskussion über den Bundes­
voranschlag 1969, auch allgemein und für 
die zukünftige Richtung unserer Budget­
politik in österreich wichtig erscheint. 

Meine Damen und Herren! Mit dem Ende 
des Jahres 1966 hat, wie Sie auch den Erläu­
ternden Bemerkungen zum Bundesfinanz­
gesetz 1969 auf der Seite 53 entnehmen 
können, die Inlandsschuld des Bundes 
25,6 Milliarden Schilling, die Auslandsschuld 
knapp 3,7 Milliarden Schilling betragen; die 
gesamte Finanzschuld des Bundes hat somit 
Ende 1966 rund 29,3 Milliarden Schilling 
ausgemacht. Zu diesem Zeitpunkt war also 
der Bund zu rund sieben Achtel im Inland 
und nur zu einem Achtel im Ausland ver­
schuldet. 

Das erste vollkommen eigenständige und 
von der öVP-Bundesregierung erstellte 
Budget, nämlich das für das Jahr 1967, hat 
einen Abgang, wenn ich Sie daran erinnern 
darf, von 3,6 MilHarden Schilling vor.ge­
sehen. 

Der mittlerweile bereits im Haus disku­
tierte und zur Kenntnis genommene Rech­
nungsabschluß für das Haushaltsjahr 1967 
hat jedoch einen Abgang von 7,8 Milliarden 
Schilling ausgewiesen. (Abg. Dr. Pi t t e r­
man n: Dabei war im Ordinarium ein über­
schuß vorgesehen!) 

Das erste Jahr eigenständi,ger ÖVP­
Finanzpolitik hat somit eine Erhöhung 
des präliminierten Budgetdefizits um 
4,2 Milliarden Schilling erbracht, das heißt, 
der Abgang hat sich gegenüber den Schätzun­
gen mehr als verdoppelt. 

Meine Damen und Herren! Sie alle wissen, 
was die Ursachen dafür waren: Der präli­
minierte Abgang betrug 3,6 Milliarden Schil­
ling. Dazu kam die Einkommensteuerreform 
ab 1. Oktober 1967, sie betrug anteilig für 
das Jahr 1967 0,4 Milliarden. "Konjunktur­
bedingte Mindereinnahmen" - unter Anfüh­
rungszeichen - von 2,7 Milliarden Schilling, 
Mehrausgaben durch gesetzliche Verpflich­
tungen und erhöhte Ermessenskredite 
0,8 Milliarden Schilling; Mehrausgaben für 
Hochwasserschäden 0,2 und Ankauf Heeres­
güter 0,1 Milliarden Schilling. 

Ich habe deswegen "konjunkturbedingte 
Mindereinnahmen" unter AnfÜhrungszeichen 
gesetzt, weil in diesen konjunkturbedingten 
Mindereinnahmen natürlich bereits die 
ersten Auswirkungen jener Einnahmenmin­
derungen enthalten waren, die die öVP in 
Eigenverantwortung vorher auf dem steuer­
lichen Sektor beschlossen hatte. 

Da bekanntermaßen der inländische Kapi­
talmarkt nur eine begrenzte Kapazität be­
sitzt, waren die sprunghaft angestiegenen 
Bedürfnisse des Bundes nach Finanzierung 
des Budgetabganges 1967 nur zu 3,8 Milliar­
den Schilling im Inland zu bedecken. Mehr 
als die Hälfte des tatsächlichen Budget-
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defizits des Jahres 1967, nämlich 4 Milliarden 
Schilling, mußten daher im Ausland aufge­
nommen werden. Selbst nach Abzug der an­
teiligen Zinsen- und Tilgungsleistungen für 
vor 1967 aufgenommene Auslandskredite ist 
ein Nettozugang der Auslandsverschuldung 
allein im Jahre 1967 im Ausmaß von 3,52 Mil­
Harden Schilling zu verzeichnen gewesen. Da 
der Auslandsschuldenstand Ende 1966 
3,68 Milliarden Schilling betragen hat, ist 
somit die Auslandsnettoverschuldung des 
Bundes bis Ende 1967 auf 7,2 Milliarden 
Schilling gestiegen. 

Nach den in den Erläuterungen zum 
Bundesfinanzgesetz 1969 angeführten Schät­
zungen wird sich im Jahre 1968 der Netto­
zugang der Auslandsverschuldung neuerlich, 
und zwar auf 4,67 Milliarden Schilling, er­
höhen. 

Der ÖVP-Bundesregierung ist es also ge­
lungen, innerhalb von zwei Jahren den Aus­
landsschuldenstand unserer Republik von 
3,68 Milliarden Schilling auf 11,87 Milliarden 
Schilling zu erhöhen. So zu lesen in den 
Erläuterungen zum Bundesfinanzgesetz 1969. 

Gleichzeitig hat sich die Inlandsverschul­
dung von rund 25,6 auf 28 Milliarden Schil­
ling erhöht; die Gesamtverschuldung des 
Bundes wird also zu Ende des Jahres fast 
40 Milliarden Schilling erreichen. 

Gleichzeitig ist das Verhältnis zwischen 
In- und Auslandsschuld, das in den früheren 
Jahren - ich nehme hier absichtlich und 
fairerweise auch die Jahre der Koalitions­
regierung hinein - zwischen 6 und 7 : 1 ge­
schwankt hatte, wesentlich verändert wor­
den. Der Anteil der Auslandsschuld, der 
früher ungefähr 10 bis 18 Prozent - da­
zwischen hat es geschwankt - der Finanz­
schuld des Bundes ausgemacht hat, ist auf 
30 Prozent mit Ende dieses Jahres ange­
stiegen. 

Es fragt sich nun, wie die Bundesregie­
rung gegenüber der Volksvertretung in den 
Erläuternden Bemerkungen zum vorgelegten 
Entwurf eines Bundesfinanzgesetzes 1969 
diese Entwicklung interpretiert. Ich darf mit 
Genehmigung des Herrn Präsidenten 
zitieren: 

"Mit der Inkaufnahme dieses hohen Defi­
zits galt es der Wirtschaftsabschwächung 
entgegenzuwirken, was allerdings nur mit 
einer entsprechend hohen Neuverschuldung 
Hand in Hand ging. 

Im Rahmen dieser antizyklischen Budget­
politik hat somit die Staatsschuldenpolitik 
im Jahre 1967 eine bedeutende Rolle gespielt, 
ähnlich wie in den Jahren 1958 und 1959, als 

. eine konjunkturpolitisch orientierte und vor-

übergehend erhöhte Schuldengebarung der 
damaligen weltweiten Rezession wirksam ent­
gegenwirkte. " 

Damals hat aber der Auslandsschulden­
anteil nie über 18 Prozent betragen. 

Meine Damen und Herren! Ohne quasi 
professionelle Oppositionskritik üben zu wol­
len, wie uns das heute von den Rednern der 
Regierungsfraktion unterschoben worden ist, 
muß ich sagen: Diese Interpretation in den 
Erläuterungen heißt aber doch wirklich die 
Tatsachen auf den Kopf stellen! Ich muß 
deshalb wiederholen, was ich schon anläßliclt 
der Generaldebatte zum Bundesfinanzgesetz 
1969 angedeutet habe und was offenbar von 
der öVP-Fr.aktion hier im Hause noch 
immer nicht verstanden worden ist. 

Schon am Ende des ersten Quartals 1967 
haben sich Rezessionserscheinungen in der 
österreichischen Wirtschaft abzuzeichnen 
begonnen. Gestützt auf die Warnungen der 
Wissenschafter, hat der Vorsitzende der 
Sozialistischen Partei damals davor gewarnt, 
diese Entwicklung zu bagatellisieren oder 
überhaupt nicht zur Kenntnis nehmen zu 
wollen. Daraufhin hat der Regierungschef, 
Bundeskanzler Klaus, nichts Besseres zu tun 
gewußt, als uns öffentlich in seiner Sendung 
des Bundeskanzlers im österreichischen 
Rundfunk der Schwarzmalerei zu zeihen. Das 
war auch die einzige Reaktion der Bundes­
regierung auf den schon offenbar geworde­
nen Wirtschaftsabschwung in dieser Periode. 
Bis zum Herbst ist jedenfalls überhaupt 
nichts geschehen. 

Und dann war es soweit. Die rückläufigen 
Tendenzen in der wirtschaftlichen Entwick­
I ung waren einfach nicht mehr zu leugnen. 
Sie haben sich nun auch für den kurzsich­
tigsten Finanzminister zu zeigen begonnen, 
nämlich in Form der gegenüber den Erfah­
rungssätzen zurückbleibenden Steuereinnah­
men und an Hand des Voranschlages 1968. 
Erst das war das Signal, etwas zur Finan­
zierung des zu erwartenden Defizits zu unter­
nehmen. 

Erst im Oktober, vor allem aber im Novem­
ber und Dezember wurden dann die Aus­
landskredite aufgenommen, gerade in einer 
Zeit, in der die Konditionenlage besonders 
ungünstig gewesen ist. 

Aber in den Erläuternden Bemerkungen, 
die uns Abgeordneten die Bundesregierung 
zum vorliegenden Entwurf eines Bundes­
finanzgesetzes 1969 vorlegt, liest sich dieser 
Nachvollzug wider Klaus'und Schmitz' Willen 
als antizyklische Budgetpolitik. Herr Finanz­
minister ! Ich appelliere an Sie als Hoch­
schullehrer, einen solchen Mißbrauch eines 
nationalökonomischen Terminus technicus 
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mit einem ja fest umrissenen Begriffsinhalt 
künftighin nicht mehr in Erläuterungen zu 
einer Gesetzesvorlage Eingang finden zu las­
sen, die Sie im Haus namens der Bundes­
regierung zu vertreten haben. Andernfalls 
müßten Sie ja, wenn Sie Ihren Lehrauftrag 
an der Wiener Universität ernst nehmen 
- und das muß ich annehmen -, Ihren Stu­
denten eigene Erläuterungen zur Lektüre der 
Erläuterungen des von Ihnen vertretenen 
Bundesfinanzgesetzes aushändigen, um fal­
sche Antworten der Studenten auf einschlä­
gige Prüfungsfragen zu verhindern. 

Meine Damen und Herren! Gleich nach 
diesem "Zyklus-Zirkus" wird uns Abgeord­
neten in diesen Erläuterungen aber noch 
etwas mehr zugemutet. Es heißt auf Seite 50 
im fünften Absatz: 

"Da die österreichische Staatsverschul­
dung, gemessen am europäischen und außer­
europäischen Niveau, einen verhältnismäßig 
nicht ungünstigen Platz einnimmt, war die Er­
höhung der Finanzschuld im Jahre 1967 um 
rund 5300 Millionen Schilling nicht nur im 
Hinblick auf den konjunkturpolitischen Ein­
satz der Finanzschuld, sondern auch kredit­
politisch vertretbar." 

Der Mär vom konjunkturpolitischen Ein­
satz der Finanzschuld wird also nun noch 
die kühne Behauptung hinzugefügt, die 
österreichische Staatsverschuldung nehme, 
gemessen am europäischen und außereuro­
päischen Niveau, einen verhältnismäßig 
nicht ungünstigen Platz ein. 

Schon die gewundene Formulierung läßt 
ja erkennen, wie unbehaglich sich die Texter 
dieser Stelle gefühlt haben müssen. Für das 
österreichische Parlament aber, meine 
Damen und Herren, ist meiner Auffassung 
nach von Interesse, inwieweit der harte 
Kern dieser Ausführungen als gerechtfer­
tigt angesehen werden kann oder nicht. Die 
österreichische Staatsverschuldung am 
außereuropäischen Niveau messen zu wollen, 
erscheint mir überhaupt fast unmöglich. 
Dazu müßte die Bundesregierung wohl noch 
einige Erläuterungen zu ihren Erläuterungen 
geben. Ich halte es für sinnvoller, der Ver­
gleichbarkeit wegen, beim europäischen 
Niveau zu bleiben. Ich möchte Vergleiche 
mit zwei Ländern anstellen, die trotz ihrer 
zugegebenermaßen höheren wirtschaftlichen 
Entwicklungsstufe noch einigermaßen mit 
österreich vergleichbar sind: nämlich mit 
der Schweiz und mit Schweden. Ich tue das 
auch deshalb ganz gern, weil die öVP-Bun­
des regierung immer wieder in letzter Zeit 
Vergleiche über europäische Staatsschulden 
als Feigenblatt heranzuziehen versucht hat 
für die von ihr unbedeckbaren Budgetblößen. 

Zunächst einmal zur Schweiz. Die Kosten 
des zweiten Weltkrieges betrugen in der 
Schweiz 9,9 Milliarden Schweizer Franken, 
das sind rund 59,4 Milliarden Schilling, wovon 
nur ein knappes Drittel durch durch Sonder­
ermächtigung eingeführte Sondersteuern der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft gedeckt 
werden konnte. Die verbleibenden Restlasten 
mußten im Anleiheweg finanziert werden. 
Deshalb ist die Staatsschuld der Schweiz 
von 2,6 Milliarden Franken - das waren 
nach heutiger Umrechnung 15,6 Milliarden 
Schilling - im Jahre 1939 um 6 Milliarden 
Schweizer Franken oder 36 Milliarden Schil­
ling auf 8,6 Milliarden Schweizer Fran­
ken oder 51,6 Milliarden Schilling im Jahre 
1945 gestiegen. Dieser Schuldenstand wurde 
bis Ende 1967 auf 4,9 Milliarden Schweizer 
Franken, also knapp 30 Milliarden Schilling, 
reduziert. 

Wie ,schaut das nun in dem von Ihnen 
besonders gern ins Treffen geführten Schwe­
den aus? In Schweden sind die Staatsschul­
Schilling - im Jahre 1939 um 6 Milliarden 
Schwedenkronen oder 13,25 Milliarden Schil­
ling im Jahre 1939 um 8,9 Milliarden Schwe­
denkronen oder 42,5 Milliarden Schilling auf 
11,55 Milliarden Schwedenkronen oder 
57,75 Milliarden Schilling im Jahre 1945 
angestiegen. Zum Unterschied von der 
Schweiz ist seither die Staatsschuld in 
Schweden bis Ende 1967 auf 25,78 Milliarden 
Schwedenkronen oder rund 129 Milliarden 
Schilling angestiegen. 

Gemessen am Bruttonationalprodukt 
Schwedens ist jedoch eine wesentliche Ent­
lastung in der Staatsverschuldung Schwe­
dens eingetreten, denn 1945 betrug die Höhe 
der Staatsschuld Schwedens im Vergleich 
zur Höhe seines Bruttonationalproduktes 
57,2 Prozent, bis Ende 1967 ist sie aber auf 
19,8 Prozent zurückgegangen. {Ruf bei der 
{jVP: Und in (jsterreich? - Abg. S t ein e r: 
Und wie schaut es in England aus?) Hören 
Sie mir nur weiter zu! 

Unbestrittenermaßen ist das um zirka 
7 Prozent mehr als zum gleichen Zeitpunkt, 
nämlich Ende 1967, in österreich. Sie können 
versichert sein: Ich sage nicht etwas, was 
nicht stimmt. (Abg. G las er: Wie lange hat 
denn Schweden keinen Krieg geführt?) 

Meine Damen und Herren! Man darf je­
doch bei diesem Vergleich nicht übersehen, 
daß der schwedische Kapitalmarkt ganz 
andere Dimensionen aufweist als der öster­
reichische. Wenn Sie von der Kriegsver­
schuldung reden, so waren ja wir praktisch 
nach 1945 schuldenfrei gestellt - im Gegen­
satz zu Schweden und im Gegensatz zur 
Schweiz. Auf diesen Zwischenruf habe ich 
nur gewartet; ich danke Ihnen dafür. 
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Allein der Pensionsfonds, der in Schweden 

mit der Einrichtung der Zusatzalterspension 
im Jahre 1960 ins Leben gerufen wurde, 
verfügt derzeit über rund 20 Milliarden 
Schwedenkronen oder 100 Milliarden Schil­
ling. Er allein würde also eine etwa 80pro­
zentige Deckung der schwedischen Staats­
schuld darstellen. Seine Mittel werden aller­
dings nur zu einem Viertel für die Veran­
lagung in Staatspapieren oder Staatsschuld­
verschreibungen verwendet. Der Großteil der 
Fondsmittel - meine Damen und Herren, 
jetzt merken Sie auf, wenn Sie schon immer 
so gern Vergleiche mit Schweden hier an­
führen! - dieses Pensionsfonds dient der 
Finanzierung des Wohnbaus oder der indu­
striellen Strukturpolitik, wie die neugegrün­
dete "Sveriges Investerings Bank AB" unter 
Beweis stellt. (Abg. Ing. Ku n s t: Das ist 
sozialistische Politik!) 

Abgesehen davon hat der Staat in Schwe­
den mehrfach in Konjunkturaufschwungs­
phasen auf Steuereinnahmen verzichtet und 
diese in Form von Investitionsfonds der 
Aktiengesellschaften, die großteils bei der 
Notenbank gehalten werden, stillgelegt, um 
sie für rezessive Perioden als konjunktur­
politisches Instrument bereit zu haben. Der 
Staat hat also demnach in Schweden bewußt 
den Kapitalmarkt ... (Abg. Dipl.-Ing. Dok­
tor Z i t t m a y r: Und wie sind die englischen 
Verhältnisse? ) Jetzt paßt Ihnen Schweden 
nicht, jetzt wollen Sie n3ich Eng:ll3.ud; da 
könnte ich auch vom Butterberg red e'n , ich 
tue e.s nicht, ich blei,be bei meinem Thema. 

Der Staat hat demnach in Schweden be­
wußt den Kapitalmarkt im weiteren Sinne, 
als dem rein kapitalistischen Kapitalmarkt­
begriff entspricht, gefördert, abgesehen 
davon, daß der Kapitalmarkt im engeren 
Sinne in Schweden ebenfalls andere Dimen­
sionen hat und nicht nur absolut, sondern 
auch relativ größer ist als in österreich. 
Es ist daher kein Wunder, wenn der Aus­
landsfinanzierungsanteil der schwedischen 
Staatsschuld nur 1 Prozent gegenüber der­
zeit 30 Prozent in österreich beträgt. 

In der Schweiz liegen die Dinge so, daß 
die Auslandsforderungen und Auslandsan­
lagen der Schweiz Ende 1967 mehr als 
30 Prozent der Staatsschuld allein gedeckt 
haben. 

Meine Damen und Herren! Welche Schlüsse 
sind nun aus diesen Betrachtungen zu 
zi.ehen? (Abg. Dipl.-Ing. Dr. Z i t tm a y r: 
Vergleichen Sie England! ) Ja vergleichen Sie 
österreich gleich mit Amerika oder mit 
Honduras; diese Vergleiche überlasse ich 
Ihnen gerne. 

Man braucht nur ein wenig die Praxis 
der internationalen Wirtschaft und damit 
der internationalen und nationalen Wirt­
schaftspolitiken zu kennen, um zu wissen, 
daß ein davongaloppierender Anteil der Aus­
landsschuld an der Staatsverschuldung eines 
Landes mehr als bedenklich ist. Ich bin 
durchaus kein professioneller Unkenrufer, 
und wenn man die Dinge unter Kontrolle 
bekommt, dann muß noch nichts passieren, 
meine Damen und Herren von der Mehrheits­
fraktion dieses Hauses. Aber wehe uns (Abg. 
G las er: ... wenn die Sozialisten die 
Mehrheit bekommen!), wenn die Krise 
im westlichen Währungssystem weiter da­
hinschleicht und nicht saniert wird, wenn 
an die Stelle der nunmehr jahrzehntelang 
andauernden Sicherheitsperiode im Welt­
wirtschaftssystem und Weltwährungssystem 
eine längere Periode der Unsicherheit an­
schließen sollte, und wehe, wenn es sich in der 
Weltwirtschaft - das beginnt sich leider 
schon abzuzeichnen - nicht mehr um den 
größeren oder kleineren Vorteil handelt, 
sondern wenn es um Leben oder Sterben 
- wirtschaftlich gesehen - eines Landes 
geht. In einer solchen Phase wäre eine hohe 
Auslandsschuld der Republik österreich, 
vornehm ausgedrückt, eine gewaltige Be­
lastung für österreich und für seine Bevöl­
kerung und nicht nur für die Mehrheits­
partei und die Bundesregierung. 

Und ich sage ganz offen und ohne jeden 
Stachel: Ich beneide keine Regierung, egal 
von welcher Partei sie gestellt wird, die 
dann mit einer solchen Belastung fertig 
werden muß. 

Man könnte aber über das Problem der 
Auslandsverschuldung noch dann hinweg­
gehen, wenn sich in nächster Zeit eine Ent­
wicklung zum Besseren abzeichnen würde. 
Nichts Derartiges ist jedoch in Sicht. Die 
Bundesregierung hat bisher jedenfalls weder 
das Bestehen des Problems überhaupt zu­
gegeben, noch viel weniger auch nur in 
groben Linien angedeutet und dem N ational­
rat kundgetan, in welcher Weise sie dieses 
Problem zu lösen gedenkt. In der sozialisti­
schen Fraktion dieses Hauses, meine Damen 
und Herren und Herr Finanzminister, sitzt 
wohl niemand, der behaupten würde, daß 
das ein einfaches Unterfangen wäre. So 
billig und leicht machen wir uns das nicht. 

Die Bundesregierung hat zu diesem Thema 
nichts anderes zu sagen als - siehe Erläu­
ternde Bemerkungen, auszugsweise wieder -: 
"Das Anwachsen der Finanzschuld wird sich 
jedoch weiterhin in vertretbaren Grenzen be­
wegen, weil das Fremdkapital zum Teil nur 
mittelfristig aufgebracht werden kann und da­
durch in den nächsten Haushaltsjahren auch 
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beträchtliche Schuldentilgungen einsetzen Schwierigkeiten können dann eintreten, wenn 
werden." So zu lesen auf Seite 50 der Erläu- sich die österreichis1che Zahlungsbilanz pas­
ternden Bemerkungen zum Entwurf des siviert. Auf diese Probleme hat bereits mein 
Bundesfinanzgesetzes 1969, als ob das mittel- FraktiolliSkollege AndroBch in ein,em anderen 
fristig aufgebrachte Fremdkapital vom Zusammenhang hingewiesen, und zwar hin­
Weihnachtsmann - weil wir gerade vor sichtlich der Struktur der Entwicklung der 
Weihnachten sind - zurückgezahlt werden Zahlungsbilanzpassivierung. Eine gewisse 
würde. Dann erst werden wohl auch unvor- Konti'nuität der Zahlung.sbHanzstruktur­
eingenommenen Beobachtern die ernsten mit Ausnahme der Kapitalbilanz - voraus;­
Vorstellungen der Sozialisten in diesem gesetz.t, pas,siviert sich die österreichiscbe 
Hause zur Staatsschuldenpolitik und zur ZahluIIJgSbilanz nach den -bisherigen Erfah­
Entwicklung der Staatsschuld des Bundes in rungen und unabhängig von denstruktureI­
den letzten Jahren - soweit man es absehen len Problemen unserer Zahlungsbilanz vor 
kann, auch in näherer Zukunft - verständ- allem in Perioden des Konjunkturauf­
lieh. schwunges, weil gerade in der Hochkonjunk-

Abgesehen davon, daß die Rückzahlung tur die Importe, also die Wareneinfuhren, die 
von kurz- und mittelfristig aufg,enommenen wir dann an das Ausland zubez'ahl,en haben, 
Auslandsschulden des Bundes eine konjunk- sprung,haft anwachsen. Wenn nun gerade 
tur,gerechte Budgetpolitik in Osterreich, für in eine solche Periode größere Kapitalrück­
die ohnehin schon bisher die VorauBsetzun- zahlungen an das Ausland fallen, dann 
gen nicht allzu günstig waren, völlig unmög- liegt nach der Fristigkeitsstruktur der Aus­
lieh macht, hat dieser Rückzahlungszwang landsvemchuldung de,s Bundes - soweit sie 
an aus1ä:ndische Gläubiger auch noch zah- uns bekannt ist - ,es durchaus im Bereich 
lungsbilanzmäßige und ,damit währungs- des Möglichen, daß das im ,betreffenden Zeit­
politisch zu beachtende - ich möchte nicht abschnitt zu einer optisch weithin sicht­
sagen: bedenkliche - AtlJSwirkungen. baren Reduzierung der österreich ischen 

Vor kurzem ist im Novemberheft der Mit- Währungsreserven führt, zumal ja auch der 
teilungen der Oesterreichi,schen National- Kreditappa~at ~n eine~ solchen Hochkonjunk­
bank der letzte Bericht zur Währung.slage turphase d.le bIS da~m gehaltenen Auslands­
erschienen. Aus ihm geht hervor, daß die akbva abzH~~t und 1m Inlan~ zu veran~ag~n 
Währungsreserven österreichs per 30. sep-I s~cht. Denn m d,er HochkonJunktu.r ,steigt Ja 
tember diese,s Jahres 42,6 Milliarden Schi!- dIe Inlan~snac~frage I1!lch Krediten, auch 
ling betragen haben. Zieht man die kurz- I na.ch. BetrIebsmittelkrediten, also nach kurz­
und mittelfristige'n Engagements des Kredit-I frlstIg,em Geld. 
app-arates, der gegenwärtig einen AusI,ands- Ohne daß ,sich an der österreichischen 
aktivsaldo von 2,6 Milliard'en Schilling auf- Bonität effektiv etwas geänd-ert haben muß, 
weist, weil die durch die hohen Auslands-I kann die Währung in ,einer solchen Phase 
kredite de,s Bunde.s verursachte Schilling- i optisch in eine ungünstige Situation kom­
schwemme im Inland nicht ents,p:rechende I men und ,durch die Wirkung dieser Optik 
Anlage find'en konnte und wohl auch ,sollte, I die tatsächliche Lage dann prekär werden. 
ab, dann bleiben knapp 40 Milliarden Schil- ,E,s wäre daher nach meiner Auff3.lssung 
ling echte Währungsodeckung. I wesentlich vernünftiger gewesen, einen 

Etwa zum gleichen Zeitpunkt ist jedoch I' möglichst ,gleichmäßigen Rhythmus für die 
der Bund im Ausland mit weit über 11 Mil- Abstattung der österreichischen Staats­
liarden Schilling verschuldet. Man muß sich schuld an das Ausland, a18'0 für den Aus­
daher bewußt sein, daß - ich bin wieder Ilands~nteil un8:rer S~aats~chuld .an.zust;eben, 
sehr anständi,g - abgerundet ,ein Viertel I als 'SIch noch uber dIe MI~elfnstIgkeIt des 
der Währungs deckung "geborgt" ist. Das ist aufgenommenen FremdkapItals zu freuen, 
nicht ,erarbeitetes Geld im engeren Sinn, offenbar weil dies d-en Bund in künftigen 
sondern Vertrauensgeld - wobei ich zugebe, H'" 1vdt.sjahren zwingt, eine nur s'ehr 
daß das Vertrauen in Jahrzehnten hat er- ungenügende Konjunkturpolitik betreiben zu 
arbeitet werden müs,sen. können. Das ist offenbar eine 'sehr freudige 

Und damit komme ich zu einer wichtig,en Per~pe~tive ~ür die ~utore~ aus der Bund:ees: 
Komponente der Beurteilung der Staat.s- regwrun.g, dIe uns die ~rlauternden Bem r 
schuldenpolitik des Bunde,s und darüber kungen In das Haus gelIefert haben. 
hinaus der gesamten Budget- und Wirt- Bei den Verhandlungen mit denausländ'i­
schaftspolitik der Republik österreich. So- schen Gläubigern müßte jedOCh, wenn 
lange Vertrauen da ist, läuft manches klag_I irgendwie möglich, auch eine vorzeitige Til­
los, was ,bei objektiv günstigeren Voraus- gungsmöglichkeit erwirkt werden - das 
s'etzungen,aber mangelndem Vertr.auen be- hängt natürlich zugegebenermaßen zum Teil 
reits zu Schwierigkeiten führen kann. Solche vom Gläubiger und von seiner Bereitschaft 
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ab -, damit au.s der Not der AUSlandsv-er-11Ung in UIl8erem Land, für die politische 
schuldung des Bundes wenigstens künftig- und für die wirtschaftliche E'ntwi'cklung 
hin die Tugend eines zusätzlichen konjunk- I nicht, denn das würde ein jähes und eiD. 
turpolitischen Instrumentes gemacht werden frühes Ende jener Form der wirts,chafts­
kann. politischen De,batte in österreich bedeuten. 

Aus der im Teilheft zur Finan~schu.ld ge- die sich ,erst in den letzten Jahren mühsam 
gebenen Aufgliederung der Auslands,schuld entwickeln konnte. Ein Isolc:her Schaden. 
ist wegen der mir teilweise verständliche:n Herr Finanzmini.ster, wär,e jedoch meiner 
Hinweise darauf, daß die FäHigkeiten in den Auffa,slSung nach nicht wiedergutzumachen. 
Budget jahren bis 1971 noch nicht' überall Damit Sie aber, we'nn ich Sie für diesen We,g 
betragsmäßig angegeben werden können, ein g.ewonnen haben 'sollte, leichter in der OVP 
detaillierter Vorschlag für eine bes'sere operieren können,empfehle ich· allen Damen 
Strukturierung hinsichtlich der Fristigkeit und Rerren der öVP-Fraktion dieses Hauses 
der Rückzahlungsfälligkeiten der nun ein- die Lektüre des Programms der Sozialisti­
mal vorhandenen Auslandsschuld nicht mög- sehen Partei zur R,eform der österreichi-
lich. sehen Wirtschaft, insbesondere aber des 

.. Kapitels 2, Modernisierung der Budgetpolitik. 
Es ware nun ,sehr verlockend, etwa an I (BeifaU bei der Spö.) . 

Hand der dem Herrn Finanzmini!ster .sicher-
lich gut bekannten Studie der Arbeits,gruppe I PräSlident Wallner: Zum Wort gemeldet 
"Staatsschuldenverwaltung" d,es Beirates die ist der Herr Abgeordnete Sandmeier. Ich 
Möglichkeiten und Ziele einer geordneten erteile ,es ihm. 
und wirts,chaftspolitisch v,ernünftig geführ­
ten Staatsschuldenpolitik zu erörtern. 

Ich wollte mich jedoch heute absichtlich, 
meine Damen und Herren und Herr Bundes­
minister, auf jene Aspekte d,er Staats-
8chuldenpo.litik und der unmittelbar mit ihr 
zusammenhängenden Prob1eme beschränken, 
die sich au,s der BefasSlung mit dem Bunde,s­
voranschlag 1969 zWBlngsläufig ,ergeben. Da 
eine Grundsatzdebatte über eine richtige 
Staats8chuldenpolitik unweigerlich zu einer 
Kapitalmarkt- und Kapitalmarktorgani­
sationsdebatte führen muß, wird sich ja 
sicherlich im nächsten Jahr eine DiSikus­

Abgeord'neter Sandmeier (öVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Je mehr wir uns 
dem Ende der Budgetdebatte nähern, umso 
deutlicher wir-d erkennbar, daß die sozia­
listische Opposition zum Bud,get selbst 
nichts oder :nichts Wesentliches zu sagen 
gewußt hat. (Beifall bei der öVP. - Abg. 
C z e t tel: Ihr wart dock alle draußen!) 
Herr Kollege Czettel! Sie haben '!reIbst 
längst erkannt, daß man mit ein paar zum 
Teil primitiven Argumenten, so wie es meine 
Vorredner zum Teil gemacht haben, daa Bud­
get 1969 nicht aus den Angeln heben kann. 

sionsmögl1chkeit im Zusammenhang mit den Der Herr Abgeol"dnete Androsch hat zwar 
Plänen zur Reorganisation des österreich i- einen s'chüchternen Versuch einer Bud.get­
S'chen Kreditwe.sens ergeben. kritik unternommen. (Abg. W e i k h art: 

Gerade in Anbetracht der auch psycholo- Schüchtern war er gerade nicht!) Wenn 
gis eh in der öffentlichkeit heiklen Thematik man aber das zusammenfaßt, was er gesagt 
habe ich versueht, Formulierungen, die in hat, dann bleibt außer ~d,em Ableiem alter 
die falsche Kehle kommen könnten zu ver- Platten und dem Vorbrmgen von Unwahr­
meiden. Eines muß ich jedoch ~t aHer I heiten .kaum . etwas übrig. (Neuerlicher Bei­
D:eutlichkeit ~agen: '!enn die. OVP al~. Re-\ fall be~ der ÖVP.) 
gierUngsp~rtel und dIe. von Ihr gestutzte Zum Beispiel, Herr Abgeordneter Czettel, 
B?,ndesr:g~,erung ~'n.d leIder .. auch der Herr wenn Sie dagewesen wären, hätten Sie ge­
Fl'llanZmlnIster nIcht aufhoren, Probleme merkt: Der Herr Finanzminister hat eine 
der Bud~et-. und Währun~spolitik sta~~ in Unwahrheit bereits widerlegt! (Abg. We i k­
Form obJekbver InformatIon der Bevolke- ha r t: Das wird de'r Herr Finanzminister 
rung in Form von platten Waschmittelwerbe- noch zu hören bekommen! - Weitere Zwi­
sp:üchen ~arzus~ellen, dann wir.d ~ie ?PP?- schenrufe bei der Spö.) Herr Abgeordneter 
SltI?~ zuemer dlrekte:en und ~amlt .fur dIe Androsch! Mit Demagogie allein geht es 
PohtIk der BundesregIerung . sIc~erhch ~n- halt nicht. (Neuerlicher Beifall bei der ÖVP.) 
angen~hmeren Sprache auch In diesen h~!k- Sie haben zum Beispiel gesagt: Die Regie­
len Dm~e~ der Staa~sschulden. und ~ah- rung hatte nichts zur Belebung der Konjunk­
rungspol1tIk finden müssen. (Be'tfall be't der tur beigetragen. (Ruf bei der SPÖ: Typisch 
SPlJ.) Sandmännlein! ) Ich darf Ihnen sagen: Im 

Meine Damen u.nd. Herren! Ich persönlich Bundesvoranschlag 1967 war eine entschei­
würde das keineswegs begrüßen. Ich halte dende Umschichtung zugunsten der wachs­
das auch nicht für günstig für die E:ntwick- tumsfördernden Investitionen vorgenommen 
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worden. (Rufe bei der SPö: Wo, wo?) Dr. An d 7' 0 sc h: Kollege Sandmeier: Argu­
Schauen Sie im Budget nach, dort können Sie mente!) und dann im trüben fischen wollen. 
es sehen! Wie die dringliche Anfrage vom Dienstag 

Die gesamten investitionsfördernden Maß- gezeigt hat, ist nicht jeder Fischer, auch 
nahmen, Herr Abgeordneter Czettel, erhöh- wenn er noch so sehr im trüben fischen will, 
ten sich von 13,8 Milliarden Schilling im ein guter Fischer. Merken Sie sich das! (Bei­
Jahr 1966 (Abg. Li ba l: Traummännlein! ) fall bei der (jVP. - Abg. Dr. Hertha F i r n­
um 3,2 Milliarden Schilling auf 17 Milliarden be r g: Was hat denn das mit dem Kapitel 
im Jahre 1967! (Beifall bei der öVP. - Abg. Finanzen zu tun, KoUege Sandmeier? ) 
We i k h art: Reden Sie vom Jahr 1967, 1968 Die,ses unrichtige, negative Darstellen 
oder 1969?) praktizieren Sie auch ständig, wenn Sie sich 

Herr Abgeordneter Weikhart! Sie können auch beispielsweise mit dem Problem 
mich da nicht drausbringen. Sie haben in der Staatsschulden, wie es Herr Kollege Lane 
Budgetdebatte größtenteils nur Wahlreden gemacht hat, auseinandersetzen. 
hier gehalten, Sie haben Kataloge von Forde- Ich habe mir deshalb vorgenommen zu ver­
rungen aufgestellt, weil Sie genau wissen, suchen, zum Thema Staatsschulden eine sach­
daß Sie nie in die Verlegenheit kommen liehe Darstellung zu geben. Die Meinung der 
werden, diese Forderungen erfüllen zu müs- Wirtschaftswissenschaftler zum Problem 
sen. (Beifall bei der öVP. - Abg. W e i k- Staatsschulden hat sich im Laufe der Jahr­
ha 1" t: Sandmeier, da können wir ja noch zehnte gewaltig geändert. Ich freue mich, 
darüber reden!) Das machen Sie immer wie- daß Sie genickt haben. Nach den Ausführun­
der, so scheint es mir oft, wenn Sie zur gen der Abgeordneten Androsch beziehungs­
Sache selbst nichts zu sagen wissen. (Abg. weise Lanc, die weniger sachlich, dafür umso 
Dr. An d r 0 s c h: Kollege Sandmeier! Was demagogischer waren, erscheint es notwen­
ist mit den Steuervorschlägen? ) Und so sind di'g, zum Problem Staatsschulden doch noch 
Sie immer wieder im Verlaufe der Budget- etwas zu sagen. (Zwischenruf des Abg. Doktor 
debatte zur altbekannten Methode der per- Kr an z l m a y r. - Abg. C z e t tel: Sie 
sönlichen Verunglimpfung der Regierungs- waren ja' gar nicht da, Dr. Kranzlmayr!) 
mitglieder zurückgekehrt, eine Methode, die Ich möchte nun, weil Sie anscheinend die 
wir nunmehr schon lange kennen. (Abg. wirtschaftswissenschaftliche Bedeutung der 
We i k h art: Aber daß die Regierung un- Staatsschulden noch nicht erkannt haben, 
fähig ist, das wissen wir ja schon lange, und etwas weiter ausholen. 
das wissen Sie auch!) Herr Abgeordneter Im 17. und 18. Jahrhundert - Sie wissen 
Weikhart! Hören Sie doch zu: Den Höhe- es ganz bestimmt, Herr Abgeordneter 
punkt dieser persönlichen Verunglimpfung Androsch - und noch zum Teil im ersten 
brachte zweifelsohne die bereits erwähnte Drittel dieses Jahrhunderts bestand mit 
dringliche Anfrage vorn Dienstag dieser wenigen Ausnahmen die vorherrschende 
Woche mit den unverschämten Unterstellun- Meinung, daß die Aufnahme von Schulden 
gen gegen Außenminister Dr. Waldheim. durch den Staat von sich aus schlecht sei. In 
Diese Handlungsweise paßt so gar nicht in den letzten Jahrzehnten hat sich jedoch die 
das Jahr der Menschenrechte! (Zustimmung Auffassung über die Probleme der Staats­
bei der öVP. - Heiterkeit bei der SPö. - schuld in Theorie und Praxis ganz wesent­
Der Prä s i den t übernimmt den Vorsitz.) !lich geändert. (Zwischenruf bei der Spö.) 

Die einmalige Abfuhr, die Sie dabei hin- Warten Sie doch, seien Sie nicht so voreilig! 
nehmen .mußten, sollte Ihnen eigentlich, so Die Wirtschaftskrise der dreißiger Jahre, 
glaube Ich, etwas zu denken geben. Ich h . hl . 

.. ht f t 1 b d ß S· d E f hl uns allen noc In sc echtester Ermnerung, 
moc e as g au en, a le en mp e un- b ht . d W· t h ft l't'k b 

d K 11 M 'l' h t h 1 rac e In er Ir sc a spo I I emer-
g?n es 0 egen USSl ,SIC ~u en s~ u - kenswerte Änderungen. (Zwischenrufe.) 
~lgen, nachkom~en sollte.~. (Be~fall be~ .. d:r Wenn man die Sache ernstlich bespricht, 
oVP. - Rufe be~ der SPÖ. Warum, wofur.) dann sind so niveaulose Zwischenrufe wirk-

Sie glauben offensichtlich, je öfter Sie eine lieh nicht am Platz. (Ruf bei der SP(j: Dann 
Unwahrheit in die Welt setzen, umso eher darf man nicht so provokant reden, wie Sie 
wird sie von den Menschen geglaubt! Neh- das machen! Man kann doch wirklich sachlich 
men Sie, meine Damen und Herren, zur anfangen!) Ich denke mir immer, wenn je­
Kenntnis: Eine Unwahrheit wird auch dann mand etwas sagt, dann müßte man sich da­
nicht zur Wahrheit, wenn sie noch so oft bei auch etwas denken können, aber Ihre 
wiederholt wird. (Beifall bei der ÖVP.) Zwischenrufe erschweren mir das außer­

Es ist ja nicht das erste Mal, daß Sie ordentlich. 

durch unrichtiges Darstellen von Dingen Es wurde eine der vordringlichsten Auf­
Unruhe in die Bevölkerung tragen (Abg. gaben des Staates und damit der Wirt-
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schaftspolitik, für Vollbeschäftigung zu sor­
gen, um derartige Wirtschaftskrisen, wie sie 
uns die dreißiger Jahre gebracht haben, zu 
vermeiden. 

Die bitteren wirtschaftlichen und schließ­
lich politischen Ereignisse jener Zeit sollten 
sich eben nicht mehr wiederholen können. 

Wer nun glaubt, daß die Wirtschaftskrise 
der dreißiger Jahre und die in der Zwischen­
zeit erfolgte wirtschaftswissenschaftliche 
Aufklärung eine objektive und sachliche Be­
handlung des Problemkreises der Staats­
schulden zuläßt, unterliegt leider einem Irr­
tum. 

Wir brauchen uns nur die von den Soziali­
sten im letzten Jahr entfachte Schulden­
hysterie noch einmal zu vergegenwärtigen. 
Sie sind nicht müde geworden, in den ver­
gangenen Jahren und Jahrzehnteil der öster­
reichischen Volkspartei immer wieder vor­
zuwerfen, daß ihre wirtschaftspolitischen 
Ansichten - nach Ihrer Meinung - veraltet 
seien und daß sie nicht die modernen Er­
kenntnisse der Wirtschaftstheorie ihren 
wirtschaftspolitischen Entscheidungen zu­
grunde lege. (Ruf bei der SPö: Viel ver­
sprochen und nichts gehalten!) 

Denn was ist die Wirklichkeit? Die ÖVP 
hat im Gegensatz zu Ihren· Behauptungen 
eine moderne konjunkturgerechte Wirt­
schaftspolitik betrieben und hat sich ange­
sichts der wirtschaftspolitischen Situation 
in den letzten beiden Jahren zu einer Politik 
des Deficit-spending entschlossen. Sie aber, 
meine Damen und Herren, haben eben diese 
Maßnahmen so scharf kritisiert. 

Jeder weiß es heute: Diese Ihre wider­
sprüchliche Handlungsweise ist nichts 
anderes als billige Effekthascherei und be­
zweckt nichts anderes, als die Erfolge der 
Wirtschaftspolitik dieser öVP-Alleinregie­
rung bei der Bekämpfung der wirtschaft­
lichen Abschwächung des vergangenen 
Jahres, die nahezu alle westlichen Industrie­
staaten erfaßte, zu schmälern. 

Da diese Kritik jeder ökonomischen über­
legung widerspricht, kann ihr Zweck nur 
darin liegen, die in breiten Bevölkerungs­
kreisen mit dem Wort "Schulden" assoziier­
ten negativen Vorstellungen für taktische 
und propagandistische überlegungen auszu­
nützen. 

Das Wort "Schuld" oder "Schulden" wird 
in der deutschen Sprache unwillkürlich mit 
Vorstellungen von übeltat, Vergehen oder 
sonstigen unangenehmen negativen Dingen 
in Zusammenhang gebracht, also mit Dingen, 
die unter allen Umständen zu vermeiden 
sind. 

Wie fehl diese Überlegungen bei wirt­
schaftlichen Fragen am Platze sind, geht 
daraus hervor, daß in der englischen Sprache 
für die moralische Schuld das Wort "guilt", 
für die wirtschaftliche Schuld hingegen das 
Wort "debt" gebraucht wird. 

Diese Unterscheidung erleichtert sehr 
wesentlich die Behandlung der Probleme der 
wirtschaftlichen Schuld, da eine der Dis­
kussion abträgliche Assoziierung mit meta­
ökonomischen Begriffen ausgeschlossen ist. 

Es ist daher auch nicht möglich - das 
wi·ssen Sie auch -, in den angelsächsischen 
Ländern die Vennehrung der Staatsschuld 
als etwas an sich Verwerfliches darzustellen 
und daraus politisches Kapital schlagen zu 
wollen. (Abg. Dr. S t ar i b ach er: Das hat 
doch der Minister Schmitz getan, Herr Kol­
lege! - Abg. G rat z: Stören Sie den Kol­
legen nicht beim Lesen!) 

Die öVP hat sich und wird sich auch in 
Zukunft bei ihrer Politik immer nur von 
ökonomischen überlegungen leiten lassen. 
(Abg~ Dr. S t ar i b ach er: Zuerst hat e8 
der Schmitz getan, Ihr Finanzminister, und 
jetzt werfen Sie uns das vor!) Wer war das? 
Wer anders hat denn diese Hysterie ent­
facht als Sie? (Abg. W e i k h art: Das war 
ja Ihr Wunderkind!) 

Schulden sind apriori weder gut noch 
böse. Ob eine Erhöhung der Staatsschuld ge­
rechtfertigt ist, hängt lediglich von den 
volkswirtschaftlichen Gegebenheiten ab. 
(Abg. Dr. Staribacher: Richtig!) Dar­
über sind wir einmal einig. Einmal schon! 
(Abg. Dr. Staribacher: Wir sind über 
weite Strecken einig, aber Sie haben es doch 
immer auf der ganzen Linie abgestritten!) 

Herr Abgeordneter Staribacher! Erinnern 
Sie sich doch an das Jahr 1967/68. In den 
letzten beiden Jahren wurde - so wie 
1957/58, da waren Sie wahrscheinlich auch 
schon hier; ich weiß es nicht gen~u - zur 
Vermeidung ernster wirtschaftlicher Rück­
schläge und der damit verbundenen Arbeits­
losigkeit eine Erhöhung der Staatsschulden 
in Kauf genommen. 

Meine Damen und Herren t Die 1957/58 
erfolgte Erhöhung der Staatsschuld um 
4,66 Milliarden Schilling, das waren 11,3 Pro­
zent des damaligen Budgetvolumens, wurde 
auch von den Sozialisten in Regierung und 
Parlament, und zwar zum Teil von den 
gleichen Männern, die heute die Schulden­
aufnahmen mas'siv kritisieren, mitbeschlos­
sen. (Abg. Dr. Staribacher: Aber da­
mals ist es doch gegangen! - Abg. [ng. 
Ku n s t: Damals ist die Wirtschaft ange­
kurbelt worden!) Und heute ist sie nicht an­
kurbelt worden? Herr Kunst! Hätten Sie 
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Sandmeier 
aufgepaßt, ich habe es Ihnen eben erst ge­
sagt. (Abg. Dr. An d r 0 sc h: Aber 1969 ist 
doch angeblich ein Jahr der Hochkonjunktur!) 

Um die Stellung österreichs nunmehr 
irgendwie zu beleuchten, glaube ich, ist es 
notwendig, auch Vergleiche mit dem Aus­
land anzustellen. Aber man kann sich nicht, 
so wie Kollege Lanc es gemacht hat, nur die 
Rosinen aus dem Kuchen heraussuchen und 
die Vergleiche nehmen, die einem gerade 
passend erscheinen. (Abg. Ing. Ku n s t: Sie 
machen das vielleicht nicht!) 

Ein Vergleich der Staatsschuld in öster­
reich mit der in anderen Ländern zeigt, daß 
österreich sowohl in bezug auf das Brutto­
nationalprodukt, aber auch pro Kopf der Be­
völkerung zu jenen Ländern zählt, die die 
geringste Staatsschuld aufzuweisen haben. 
(Beifall bei der öVP. - Abg. [ng. Ku n s t: 
Dank der Koalitionsregierung!) 

Vergleich der Schulden des Bundes und der 
Gemeinde Wien. und zwar die Steigerung, 
darstellen. Während die Schulden des Bun­
des in d-er Zeit von 1958 bis 1967, -bezogen 
auf das Budgetvolumen, nur 1,2mal schnel­
ler -stiegen, ,stiegen die Schulden der Ge­
meinde Wien. bezogen auf das Budgetvolu­
men, 2,6mal schneller; dias ist also doppelt 
soviel. Darüber haben Sie noch nie gesp,ro­
ehen. (Abg. Dr. An d r 0 8 C h: Und die rela­
tiven Schulden der Gemeinde Wien, wo sind 
die? Wo sind die relativen Schulden des Bun­
des?) Es is't doch anscheinend ein Unter­
-schied, ob die Gemeinde Wien Schulden auf­
nimmt oder ob das der Bund macht. In dem 
einen Fall sind die Schulden gut, in dem 
-anderen Fall sind ,die Schulden s,chlecht. 

Dabei muß man aber auch auss-prechen: 
Was hat die Gemeinde -Wien denn ,sc-hon ge­
macht? Trotz der nicht geringen Schulden 
hat Wien auf dem Gebiet der Infrastruktur 

Während in österreich die Staatsschuld kaum etwas geleistet. Abge,sehen vom Woh­
Ende 1967 12,5 Prozent des Bruttonational- nungs,bau, wo vielleicht einiges geschehen 
produktes betrug, waren es in Schweden ist. (Abg. Dr. S t a r i ba c her: In Wien? 
19.7 Prozent, in Norwegen 16,1 Prozent und Jessas na! - Abg. Ing. Ku n s t: .Tetzt 
in England 110 Prozent. machen Sie sich aber langsam lächerlich! 

Hinsichtlich der Pro-Kopf-Verschuldung - Abg. Dr. Hertha F i r n be r g: Und die 
hatte österreich Ende 1967 einen Stand von Wiener Abgeordneten schweigen dazu!) Herr 
- jetzt können Sie wieder mitschreiben - Abgeol'dneter Staribacher! Sie stützen sich 
4746 S pro Kopf zu verzeichnen. In der doch heute noch im wesentlichen auf die 
Schweiz betrug die Pro-Kopf-Verschuldung Infr3istruktur 'aus der Kaiserzeit! Sie fahren 
mehr, nämlich 4826 S (Abg. Dr. A n d r 0 s c h: heute genauso in der Straßenbahn wie 
Die Schweiz hat ja auch 150 Jahre dazu ge- damal,s,. (Beifall bei der ÖVP.) 
braucht! ), in der Bundesrepublik Deutsch- Und jetzt frage ich Sie: Schauen Sie sich 
land 5131 S und in dem von den Sozialisten doch einmal Ihre Straßen an: Weltstadt­
so ger-ne zitierten Schweden sogar 16.611 S. straßen .sind das nicht! Da,s können SLe täg­
(Abg. Dr. An d r 0 s c h: Kollege Sandmeier! lieh und stündlich miterleben. (Rufe bei der 
Warum haben Sie beim Kollegen Lanc nicht SP(J: Das ist eine böswillige Verleumdung! 
aufgepaßt?) Die Vergleiche, die Lanc ange- Das sind dumme Verleumdungen! - Weitere 
stellt hat, sind nicht stichhaltig. Er hat die Zwischenrufe bei der SP(J. - Zwischenrufe 
Schweiz absolut genommen. Der Vergleich der Abg. Gertrude Wo n d ra c k.) 
mit der SchWeiz hinkt schon deshalb . .. Ich habe ber-eits erwähnt, daß die öster­
(Zwischenrufe.) Ich habe die Pro-Kopf-Ver- reichi,sche Staatsschuld -im Vergleich zu 
schuldunggenannt und ,das Brutton.atümal- anderen Ländern in den letzten beiden Jah­
produkt herangezogen. Herr Abgeordneter! ren nur ,gering gestiegen ist. Und trotzd,em 
Hätten Sie aufgepaßt, als Lanc gesprochen konnte ein Abgleiten in die Rez·ession und 
hat! (Ruf bei der SP(J: Das haben wir ja!) damit eine größere Arbeitslosoigkeit verhi.n-

Das .spricht für mich, ich werde es Ihnen dert und der Wirtschafts aufschwung wieder 
gl,eich -sagen: Sie wissen vielleicht, daß in in Gang g,ebracht werden. Dies· l'echtfertigt 
der Schweiz .die Kompetenz für den Straß-en- die Aufnahme von Staatslschulden in den 
bau größtenteils nicht -beim Bund. sondern letzten heiden J-ahren und beweist, daß d/ie 
bei den Kantonen Hegt. Selbstverständlich I Regierung verantwortungsbewußt zum Wohle 
ist die Verschuldung des Bundes, also die I aller ö-sterreicher gehandelt hat. (Zwischen­
Staats/schuld, i,n der Schweiz geringer. Dafür rufe bei der Spö.) 
s,ehen Sie sich aber die Ka:ntonalschulden 
und die Schulden der Städte an! ( Abg. 
Dr. An d r 0 s c h: Davon kommen die Schul­
den nicht her, die sind ja zweckgebunden!) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): 
Aber, nach 12 Stunden so viel Temperament, 
meine Damen und Herren! (Heiterkeit.) 

Und nun darf ich noch einen kleinen Ver- Abgeordneter Sandmeier (fortsetzend): Im 
gleich mit der Gemeinde Wien bringen, Ob-I Jahr 1969 werden die Nettokl'editaufnahmen 
wohl ich nicht Wiener bin. Ich möchte den des Bundes 19 Prozent der .investiven und 
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Sandmeier 
wachstumsfördernden Ausgaben ausmachen, 
das heißt, daß immer noch 81 Prozent d,er 
inVieStive:n wachstumsfördernden Au.sgaben 
aus ordentHchen Einnahmen ,bestritten wer­
den. (Abg. Ing. Kunst: Wo ist denn da 
8tWas gewachsen? Das Defizit ist gewachsen!) 
Herr Abgeordneter Kunst! Wenn Sie nicht 
80 'geisltlos,e Zwischenrufe machen würden 1 

Nun zu einem weiteren Vorwurf der Oppo­
sition: Sie, meine Damen und Herren, be­
haupten doch immer, daß durch die Schulden­
aufnahme zukünftige Generationen große 
Belastungen auf sich nehmen müßten. Ich 
möchte vorerst nicht bestreiten, daß die auf­
genommenen Schulden in den kommenden 
Jahren sicherlich verzinst und getilgt wer­
den müssen. (Abg. Dr. An d r 0 sc h: Der 
hält eine Rede über Wien! Dann halte ich eine 
Rede über die Landwirtschaft!) Die jetzt auf­
genommenen Kredite haben eine Laufzeit 
von maximal 16 Jahren und belasten daher 
kaum künftige Generationen. Sie verschwei­
gen aber immer, daß mit diesen Krediten In­
vestitionen finanziert werden, die sehr wohl 
künftigen Generationen in Form von Infra­
strukturinvestitionen zugute kommen. 

Ich glaube, daß ich Ihnen mit diesen 
kurzen Ausführungen nachweisen konnte, 
daß die Regierung richtig gehandelt hat. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Ich konnte Ihnen darlegen, daß nicht nur 
österreich in dieser Zeit höhere Kredite auf­
nehmen mußte, :sondern f.81St 8.llle europä­
ischen Staaten. Und d.arum frage ic'h mic'h, 
warum Sie eigentlich immer das eigene Nest 
beschmutzen. 

Zum Schluß möchte ich nur noch einen 
Satz sagen: Ich habe zu Beginn meiner Aus­
führungen bereits festgestellt, daß die sozia­
listische Opposition zum Budget nichts zu 
sagen wußte. Gut, das ist Ihre Angelegen­
heit. Aber daß Sie zu diesem Nichts 19 Tage 
gebraucht haben, das irritiert mich! (Beifall 
bei der öVP. - Ruf bei der SPö: Na, Sie 
haben vielleicht etwas zum Budget gesagt! -
Abg. Dr. S ta r i b ach er: Das war alles?) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Ab­
geordnete Wielandner. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Wielandner (SPö): Meine 
~ehr geehrten Damen und Herren! Hohes 
Haus! Mein Vorredner hat gemeint, daß wir 
Sozialisten in den letzten 19 Tagen nichts zu 
sagen gehabt hätten. Ich darf ihm mit in 
die Weihnachtsferien geben, er möge sich 
die stenographischen Protokolle schicken 
lassen und durcharbeiten, damit er sieht, 
was die Sozialisten hier vorgebracht haben. 
(Beifall bei der Spö.) Mit der Investitions­
politik, die er angezogen hat, werde ich mich 
noch später beschäftigen. 

Er hat gemeint, die Sozialisten kämen nie 
dazu, in österreich zu regieren. Darüber, 
meine Herren, werden bei den nächsten Wah­
len die Wähler entscheiden! Und wenn Sie 
den Mut dazu haben, dann machen Sie Früh­
jahrswahlen 1969! (Beifall bei der SPÖ. -
Abg. S tau d i n ger: Wir vertrauen auf die 
Vernunft des Volkes!) 

Zu den "Verunglimpfungen" darf ich bemer­
ken: Es ist eine dringliche Anfrage gerich­
tet worden. (Abg. Dr. Kr a n z l m a y r: Jetzt 
bezichtigen Sie sich der Verunglimpfungen!) 
Zu den von Kollegen Sandmeier so bezeich­
neten Verunglimpfungen: Es sind öfter 
dringliche Anfragen eingebracht worden, 
und meistens ist etwas dabei herausgekom­
men, meine Herren von der rechten Seite 
des Hauses! 

Und ich darf Ihnen noch etwas sagen: 
Wenn man im Glashaus sitzt - und dort 
sind Sie sehr oft gesessen -, dann sollte 
man nicht mit Steinen werfen. (Beifall bei 
der SPö.) Es ist sehr oft das Gegenteil von 
dem eingetreten ... (Ironische Heiterkeit bei 
der öVP. - Zwischenruf des Abg. Iny. 
Kunst. - Abg. Dr. Kranzlmayr: Jetzt 
kommt ein "Kunst"-Kniff!) Er hat gemeint, 
ich bin zuwenig laut; ich werde schon noch 
die Lautstärke erreichen, die notwendig ist. 

Es sind immerhin sehr schöne Dinge bei 
Anfragen hervorgekommen, zum Beispiel im 
niederösterreichischen Landtag: Müllner und 
so weiter, ich brauche nicht alle Namen auf­
zuzählen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Herr 
Generalsekretär, Sie haben sowieso sehr 
lange darauf gewartet, daß endlich eine 
solche Gelegenheit kommt. (Anhaltende 
Zwischenrufe bei der öVP. - Der Prä s i­
den t gibt das Glockenzeichen.) 

Nun zum Kollegen Mussil, der heute ge­
sagt hat, daß eine verbindliche Budgetvor­
schau verfassungswidrig wäre, daß eine ver­
bindliche Budgetvorschau unmöglich wäre. 
Ich darf an die Vorschauen des Finanzmini­
sters Dr. Schmitz für die Jahre 1967/68 er­
innern. (Abg. Dr. Mus s i l: Schauen Sie 
sich Ihr Widerspruchsprogramm an! Darin 
steht es ja! - Abg. W e i k h art: Der 
Widerspruch war bei Ihnen! Jeder Finanz­
minister von Ihnen war ein Genie, und jeden 
haben Sie dann abberufen!) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): 
Vielleicht kann man jetzt die Zwischenrufe 
von einem Eck zum anderen ein bißchen ein­
dämmen. (Abg. M a y r: Herr Abgeordneter 
Weikhart, unsere Finanzminister waren so 
gut, daß Sie nicht dazu gekommen sind, einen 
zu stellen!) 
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Abgeordneter Wielandner 
Ja, so gut wie der Kollege 
beim Kapitel Verkehr. 

(fortsetzend) : 1969 wird im Sozialbudget die Teuerung 
Mayr gestern für 1967 abgegolten, 1970 erst die Teuerung 

für 1968. 

Es ist hier in diesem Saal der Satz ausge­
sprochen worden, die verantwortungs be­
wußte und gute Politik der öVP-Regierung 
trage nun ihre Früchte. Und nun wollen wir 
uns ansehen, wie diese Früchte beschaffen 
sind und wie sie sich auf die Gemeinden aus­
wirken beziehungsweise wie die Gemeinden 

. mitwirken. ( Abg. G 1 ase r: Vollbeschäfti­
gung, höhere Renten!) Ja, einige Beispiele 
sind hier genannt worden in diesem Haus: 
in österreich 2,9 Prozent Arbeitslose, in der 
Bundesrepublik Deutschland 2,1 Prozent, in 
England 2,5 Prozent, in Schweden 1,8 Pro­
zent. Also gar so gut sind wir nicht, Herr 
Kollege Glaser, wie Sie meinen! (Abg. G 1 a­
seT: Sehr gut· sind wir sogar!) 

Wenn wir uns überlegen, was die Gemein­
den dazu beitragen, dann müssen wir sagen: 
In den letzten Jahren ist es nie notwendig 
gewesen, beispielsweise im Salzburger Land­
tag die P AF -Beratungen durchzuführen. 
Voriges Jahr sind sie wieder eingeführt wor­
den, weil man eine Winterarbeitslosigkeit 
befürchtet hat. (Abg. G u g gen b erg e r: 
Befürchtet!) Wir in den Gemeinden haben 
uns den Kopf zerbrochen, wie wir dazu bei­
tragen könnten, daß diese Winterarbeitslo­
sigkeit in entsprechende Bahnen gelenkt 
wird. (Abg. S tau d i n ger: Der Gemeinden 
oder der Bundesregierung wegen? Sagen Sie 
das!) Der Leute wegen, Kollege Staudinger, 
damit sie nicht arbeitslos werden! (Beifall 
bei der SPO.) 

Es gibt eine weitere Behauptung: Höch­
stes Sozialbudget in der Republik. (Abg. 
S t ein e r: Seien wir froh, wenn wir PAF­
Mittel bekommen!) Das hängt doch mit der 
Rentendynamik zusammen, meine Herren. 
Darüber sind wir uns doch vollkommen im 
klaren. Bei den steigenden Preisen, die Ihre 
Gesetze bewirkt haben, ist es selbstverständ­
lich, daß das Sozialbudget auch steigen muß. 
(Zustimmung bei der SPO.) Denken wir doch 
an die Steigerungen bei Milch, Brot und so 
weiter. 

Das erste und zweite Abgabenänderungs­
gesetz haben wahrlich bewirkt, daß diese 
Steigerungen bei den Lebensnotwendigkei­
ten, bei Brot, Milch und so weiter, eingetre­
ten sind. (Abg. K ern: Wodurch wurde das 
bewirkt? ) 

Die Fr.au Abgeovdnete Solar hat neulich 
gesagt, daß wir nun Gott sei Dank in der 
Sozialpolitik aus der Lethargie herausgekom­
men sind. (Abg. Staudinger: Wir haben 
mehr als 17 Milliarden Investitionen gehabt!) 
Zu denen komme ich noch, KollegeStaudin-
ger! 

Darüber hinaus haben Sie die Sozialinsti­
tute ausgeräumt. Wir werden sehen: Hoffent­
lich tritt das nicht ein, was der Kollege 
Sandmeier gesagt hat: da.s mit den dreißiger 
Jahren. Wir haben damals sehr viele Befür­
sorgte in den Gemeinden gehabt. Ich wün­
sche mir nur, daß diese Reserven rechtzeitig 
wieder aufgefüllt werden, wenn es vielleicht 
in österreich noch ein zweites Mal eine ÖVP­
Alleinregierung geben sollte. 

Man sprach von einem sehr wirksamen, 
verstärkten Wohnungsbau. Sicherlich ist der 
Wohnungsbau verstärkt worden, weil auch 
die Mittel für die Investitionen herabgesetzt 
wurden. Ich darf feststellen, daß alle diese 
Dinge in der Praxis selbstverständlich an­
ders aussehen. Ich beschäftige mich sehr 
viel mit Wohnung,suCihenden, und ich kenn.e 
deren Probleme ziemlich genau. Ich darf 
feststellen, daß wir derzeit beispielsweise 
einen Block mit zwanzig Wohn ungen über­
geben, bei dem drei Wohnungen nicht über­
geben werden konnten, weil die Leute die 
Anzahlungsbeträge nicht mehr leisten kön­
nen. (Abg. S tau d i n ger: Jetzt kommt die 
Wohnbeihilfe, Herr Kollege Wielandner!) 
Ja, die habe ich auch schon in der Praxis 
erlebt, Herr Kollege Staudinger. (Abg. 
S tau d i n ger: Nein, die haben Sie noch 
nicht e'rlebt!) Doch, die habe ich schon er­
lebt! (Rufe bei der OVP: Wo? - Abg. Gug­
gen b erg er: In Vorarlberg!) In Salzburg 
ist sie bereits versucht worden! Fragen Sie 
den Herrn Hofrat Jonak! Er hat es in 
Bischofshofen gemacht! Sie können sich sel­
ber davon überzeugen. (Abg. S tau d i n­
ger: Kollege Wielandner, Sie können doch 
noch keine Wohnbeihilfe nach der Wohnbau­
förderung 1968 erlebt haben!) Kollege Stau­
dinger, es war ein Versuch in Bischofshofen,' 
bei dem die Landesregierung Salzburg ver­
sucht hat, zu ergründen, wie sich die För­
derungsmöglichkeiten, die wir individuell 
vorgesehen haben, auswirken werden, und 
da sage ich Ihnen jetzt, wie sich das aus­
wirkt. (Abg. W e i k h art: Katastrophal hat 
es sich ausgewirkt, wenn Sie es nicht wissen! ) 
Es ist ein Mann gestorben, die Witwe hat 
nur noch die 50 Prozent Witwenrente bekom­
men. Ich habe dreimal dem Herrn Landes­
hauptmann schreiben müssen, damit die 
Miete geändert wird. Wenn Sie es nicht glau­
ben, ich kann es Ihnen beweisen, oder fragen 
Sie Ihren Freund Lauer, der da sicher genau 
Bescheid weiß. (Rufe bei der SPö: Jetzt sind 
Sie ruhig! - Abg. W ei k h art: Das weiß 
der Glaser ganz genau! ) 
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Wielandner 
Es ergibt sich die Frage: Wo sollen die 

jungen Ehepaare die Gelder hernehmen, um 
die Wohnung einzurichten, die Eigenmittel 
für die Anzahlung aufzubringen, die Grund­
kostenanteile und die hohen Mieten zu be­
zahlen? Warten wir es einmal ab, wie sich 
diese Dinge auswirken werden. (Abg. S t a u­
d i n ger: Kollege Wielandner!) Ja, Kollege 
Staudinger, ich stehe zur Verfügung. (Abg. 
G u g gen b erg er: Bei euch wird alles um­
sonst sein! -Abg. We i k h art: Zwiege­
spräch brauchen wir da keines!) 

Ich sage Ihnen das eine: Sie werden selbst 
noch daraufkommen, sofern Sie in der Kom­
munalpolitik an verantwortlicher Stelle tätig 
sind und sich mit Wohnbaufragen beschäf­
tigen müssen, wie sich diese Gesetze auswir­
ken werden. Sie werden es in der Zukunft 
sehen, was hier passieren wird. (Abg. 
M a y r: Ein Segen wird es sein!) 

Nun die Kehrseite dieser Sache: Bei­
spielsweise hat eine Wohnbaugenossenschaft 
im Lande Salzburg eine Ausschreibung für 
12 Wohnungen vorgenommen. über 50 Ange­
bote sind hereingekommen, zum Teil Unter­
angebote, wehl die Fimten nach Arbeit leehz­
ten. Und was ist die Folge dieser Unterange­
bote? Konkurse, die angemeldet werden müs­
sen, und an diesen Konkursen ist nicht nur 
der Bund beteiligt, da sind auch die Gemein­
den mitbeteiligt, weil sie auch die ihnen zu­
stehenden Einnahmen verlieren. (Abg. 
Staudinger: Kollege Wielandner! Haben 
Sie in Ihrem Bereich tatsächlich Konkurse 
gehabt?) Ja, sicher. (Abg. Staudinger: 
Denn das wird auch oft übertrieben!) Ja, 
sicher haben wir Konkurse gehabt. Ich kann 
Ihnen die N amen nachher nennen. Ich 
schreibe es Ihnen auf. Aber die anderen Her­
ren im Haus interessiert das nicht so. 

Im Koren-Plan steht, daß man die Bau­
wirtschaft und das Bauprogramm koordinie­
ren will. Wenn Sie immer von unserem Wirt­
schaftsprogramm sprechen, dann darf ich 
fragen: Wo ist diese Koordinierung? Es sind 
keine Ansätze und keine Maßnahmen im 
Budget 1969 enthalten. (Abg. G las er: 
Aber, Kollege Wielandner, in Bischofshofen ist 
niemand in Konkurs gegangen!) 0 ja. Herr 
Kollege, wir werden uns dann gleich darüber 
unterhalten. (Abg. G las er: Welche Baufir­
men sind in Bischo/sho/en in Konkurs ge­
gangen?) Baufirmen noch keine. (Heiter­
keit bei der ÖVP.) Gott sei Dank haben sie 
wie.der Arbeit bekommen. (Abg. S t a u­
d in ger: Nun, wenn das Kino in Konkurs 
gegangen ist!) Nein, eine Installationsfirma 
und so weiter, nach der Reihe. 

So, und jetzt zu den Investitionen. Die Be­
hauptung, daß das Budget 1969 ... (Abg. 
G las e r: Also halten wir fest: Baufirma ist 

keine in Konkurs gegangen!) Von meiner 
Gemeinde habe ich nicht gesprochen. Ich 
habe von einer Wohnbaugenossenschaft ge­
sprochen. (Abg. W e i k ha r t: Lesen Sie die 
Innungszeitung! Fragen Sie Präsident Sallin­
ger: 240 Baufirmen sind in Konkurs gegan­
gen! - Abg. Ben y a: 240 Baufirmen sind 
in Konkurs gegangen! - Abg. G las er: Das 
war wieder eine falsche Information! Den 
Ausdruck Lüge, den Sie so gerne gebrauchen, 
will ich hier nicht gebrauchen!) Ich habe in 
dem Fall nicht von dieser Sache gesprochen. 
Das ist eine Unterstellung, darüber kann man 
nicht reden. (Abg. G las er: Das gehört in 
das rote Märchenbuch! ) Wir kommen schon 
darauf zu sprechen. Warten Sie noch ein biß­
ehen! 

Budget 1969: Investitionen auf möglichst 
hohem Niveau, Budgetschwerpunkt Investi­
tionen. Ich möchte sagen, daß sie zurückge­
gangen sind. Lesen Sie die Erläuterung zum 
Bundesfinanzgesetz. Auf Seite 75 steht es ge­
nau geschrieben: Gesamtes Investitionsvolu­
men, Investitionen, Investitionsförderungen 
und Finanzierungsermächtigungen 1968 
17,45 Milliarden Schilling, 1969 16,90 Mil­
liarden Schilling, allso um 550 Millionen 
SchilHng weniger al,s 1968 und um 100 Mil­
Uonen Sc'bj,lling weniger als 1967. ( Abg. 
S tau d i n ger: Eventualbudget, Kollege 
Wielandner!) Ja, 1967 war doch kein 
Eventualbudget. (Abg. G run dem an n -
Falkenberg: Aber 19681) Ich rechne 
schon noch ein bißchen weiter, Kollege Stau­
dinger. 

Das Gesamtbudget 1969 wächst gegenüber 
dem Budget 1968 um rund 9 Prozent. Bei 
proportionaler Ausweitung der Investitionen 
1969 hätte ihre Gesamtsumme um 1570 Mil­
lionen Schilling zunehmen müssen. Die Re­
gierung brachte es fertig, ein Investitions­
minus, vom Bund aus gesehen, von rund 
1120 Millionen Schilling bei durchschnitt­
lichem Investitionswachstum fertigzubrin­
gen. 

Diese Verantwortung, meine Herren von 
der rechten Seite, nimmt Ihnen niemand ab. 

Man erkennt nicht oder man will nicht 
die strukturellen Schwächen der österreichi­
schen Wirtschaft erkennen. Deutlich ist die 
Tatsache erkennbar, daß durch das Fehlen 
neuer Investitionsmittel keine Betriebs­
gründungsmöglichkeiten und keine Umstel­
lungsmöglichkeiten vorhanden sind. Wo 
bleibt, Herr Bundesminister, das angekün­
digte Investitionsprogramm des Bundes? Es 
wäre eine wesentliche Orientierungshilfe 
beispielsweise für die Wirtschaft. Im Koren­
Plan ist außer grundsätzlichen Hinweisen ja 
keinerlei Aussage zu finden. 
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Wielandner 
Man redet immer davon, daß die Wirt­

schaft im Jahre 1969 mehr investieren wird. 
Auf meine Frage im Finanz- und Budgetaus­
schuß an den Herrn Bundesminister nach 
der Wirkung der Wachstumsgesetze habe ich 
keine Antwort erhalten. 

Ich habe aber einen Zeitungsartikel 
hier über eine Rede des Herrn Lan­
deshauptmannes Dr. Lechner, der am 
17. Dezember 1968 in den "Salzburger 
Nachrichten" erschienen ist. Darin heißt 
es: Landeshauptmann Dr. Lechner er­
klärte vor der Hauptversammlung des 
Salzburger Baugewerbes, daß die pri­
vaten Investitionen zu gering wären. -
Die Wirkung der Wachstumsges1etze war doch 
auf die private Initiative irgendwie ausge­
richtet. Und was bleibt jetzt, was kommt 
jetzt tatsächlich heraus? (Abg. G las er: 
Und wann treten die wesentlichsten Bestim­
mungen der Wachstumsgesetze in Kraft be­
ziehungsweise wann sind sie in Kraft getre­
ten?) Hoffen wir das Beste, Kollege Glaser, 

Wielandner, hätten wir die Wachstumsgesetze 
nicht beschließen sollen?) In dieser Form je­
denfalls nicht. (Abg. S tau d i n ger: Oder 
hätten wir sie in der Form beschließen sollen, 
wie Sie gemeint haben? - Abg. Dipl.-Ing. 
Dr. O. W e i h s: Natürlich! Ihr habt ja kei­
nen Schimmer von einer ldee! - Der Prä s i­
den t gibt das Glockenzeichen.) 

Kollege Glaser, in der zweiten Sonder­
nummer der "Salzburger Volkszeitung" heißt 
es: "Die Wirtschaftslage in Salzburg : Neue 
Dauerarbeitsplätze nötig. Planung hat Vor­
rang." "Der Herr Landeshauptmann stellt 
fest ... " (Abg. S tau d i n ger: Von Ihren 
eigenen Initiativen haben Sie keine Ahnung! 
- Widerspruch bei der SPö. - Abg. Dipl.­
Ing. Dr. O. Weihs: Machen Sie sich doch nicht 
lächerlich, Mann! - Abg. S tau d i n ger: 
Herr Kollege Weihs, das mit dem Lächerlich­
machen müssen Sie dem Kollegen Häuser 
sagen! - Abg. Dr. Kranzlmayr: Mär­
chenonkel Weihs!) 

daß sie tatsächlich so wirksam werden. (Abg. Der Herr Landeshauptmann hat festge­
G las er: Und von wann ist dieser Artikel? stellt, daß sich die im Lande neu angesiedel­
Alles geht ein bißchen durcheinander!) Der ten Firmen völlig in die heimische Wirt­
Artikel ist vorn 17. Dezember 1968, er ist also schaft eingegliedert haben und so weiter. 
vor zwei Tagen erschienen. (Abg. We i k- Man fordert jetzt neue Betriebsansiedlun­
hart: Also, Herr Kollege Glaser, ist die Neu- gen. 
gi erde nun befriedigt? - Abg. Glaser: 
N ein! Ich habe nefragt, wann die wesent- Ich darf einiges dazu sagen. Bisher haben 
lichsten Bestimmungen in Kraft getreten sozialistische Gemeinden im Lande Salzburg 
-sind!) Betriebe angesiedelt und dadurch bewirkt, 

Herr Kollege Glaser, noch etwas. Es ist daß die Strukturpolitik in Salzburg in 
heute vom Herrn Abgeordneten Dr. Mussil Schwung gekommen ist (Beifall bei der SPö) 
angeführt worden, man soll - er hat den - oft gegen den Widerstand von öVP-Lan­
Abgeordneten Kunst gemeint - Dinge doch despolitikern. Ich darf heute wieder daran 
nicht aus dem Zusammenhang reißen. Ich erinnern - ich habe es einmal hier schon 
darf jetzt beispielsweise an die Ausführun- gesagt -: Als eine Firma sich in Bischofs­
gen erinnern, die bei der Behandlung der hofen ansiedelte, die heute immerhin mehr 
Obersten Organe gemacht wurden. Ein Satz als 400 Arbeitsplätze hat, wollte der Be­
unseres Minderheits,berichtes ist vorgelesen triebsinhaber beim Herrn Landeshauptmann 
worden, und ich gestatte mir, heute den Rest Dr. Klaus vorsprechen. (Abg. S tau d i n­
hinzuzufügen. (Abg. G las er: Ich habe ger: Kollege Wielandner, jetzt muß man nur 
mehrere Sätze vorgelesen!) Es heißt hier: noch sagen: Lieber Gott, ich danke dir, daß 
"Geld wäre an und für sich genügend vor- i ich nicht so bin wie jener Zöllner hier! Gelt?) 
handen, denn das Investitionsvolumen öster-I Das kommt schon noch, das andere kommt 
reichs ist auch im internationalen Vergleich I auch noch. - Der Herr Landeshauptmann 
verhältnismäßig hoch. Die vorhandenen Mit- hat damals erklärt: Sie zerschlagen mir da­
teI werden derzeit aber auf viele oft un- mit das Arbeitsgefüge im Lande Salzburg. 
wichtige Projekte verzettelt. So werden oft Aber von Bischofshofen sind damals 600 
mitunter unproduktive Repräsentationsin- Pendler weggefahren, und heute fahren 
vestitionen eher finanziert als produktive, mehr hin. (Beifall bei der SPÖ.) 
aber risikoreiche Ausrüstungsinvestitionen. 
Die Vorschläge des Wirtschaftsprogramms 
gehen dahin, die Investitionsmittel auf die 
für die künftige Entwickl ung österreichs 
bedeutungsvollen Projekte zu konzentrieren." 
(Beifall bei der SPö.) "Die derzeitige gefähr­
liche Fehlentwicklung wird durch die soge­
nannten ,Wachstumsgesetze' noch wesentlich 
begünstigt." (Abg. S tau d i n ger: Kollege 

Ich darf mir noch einmal die Feststellung 
erlauben ... (Abg. S t ein e r: Wo war es 
vorher geplant, Kollege Wielandner?) In 
18 anderen österreichischen Gemeinden, zum 
Großteil in öVP-Gemeinden, die sie nicht an­
siedelten, weil sie befürchteten, zu viele sozia­
listische Arbeitskräfte zu bekommen. (Beifall 
bei der SPö.) 

763 
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WieJandner 
Es sitzt ein Zeuge herinnen: der Abge­

ordnete Pölz aus Amstetten, heute dortiger 
Bürgermeister. (Abg. G las er: Er macht 
Ihnen als Märchenonkel Konkurrenz!) Da 
brauche ich nur das stenographische Protokoll 
von lLrer letzten Rede zu lesen, Kollege Glaser. 
Das ist eine Märchensammlung ! (Abg. Inge­
nieur K uns t: Er wollte sich in I mst ansie­
deln, und ihr habt es verhindert! - Abg. 
G '/.t g gen b erg er: Wer hat den Porsche 
aus Kärnten verjagt? - Ruf bei der öVP: 
Vor wem hat sich die Landesregierung in 
Kärnten gefürchtet, als sich der Porsche nicht 
ansiedeln durfte?) Darüber bin ich leider 
nicht informiert, aber da wird sicher ein 
Kärntner Abgeordneter darauf antworten. 
(Zwischenrufe.) De'r Herr Berichterstatter 
ist auch hier, ja. Kollege Tödling, ich ge­
statte mir die Frage: Wie decken sich die 
Ausführungen in der "Salzburger Volkszei­
tung" mit Ihrem Ruf vor wenigen Tagen, am 
11. Dezember genau - als Landwirt sind Sie 
sicher sehr befähigt -, wo Sie gesagt haben: 
"Sie kommen von Ihrem Industriedenken 
nicht weg." Ich empfehle Ihnen das Studium 
des Koren-Planes Seite 54, besonders 
Punkt 5. 

Und nun zur Entwicklungsförderung, 
Seite 49. Im Budget 1969 sind 28 Millionen 
Schilling für die Förderung der Entwick­
lungsgebiete enthalten. Im Koren-Plan, 
Punkt 5, und in der Regierungserklärung 
fordert man Maßnahmen zur regionalen Ent­
wicklungsförderung. - Nun, ist das alles, 
diese 28 Millionen Schilling? Ich habe den 
Herrn Bundesminister im Ausschuß befragt, 
wie sie verteilt werden sollen. Er hat mir 
zur Antwort gegeben, daß mit der Verb in­
dungsstelle der Bundesländer noch keine 
Vereinbarung getroffen wurde. Die betroffe­
nen Gebiete warten sicherlich darauf, Herr 
Bundesminister. Vielleicht ist es doch mög­
lich, daß man die Beträge dafür zur Ver­
fügung stellt. 

Und nun konkret zum Finanzausgleich. 
Der Herr Bundeskanzler hat in der Regie­
rungserklärung erklärt: Sicherheit für die 
Gemeinden durch den Finanzausgleich! In 
jeder Budgetrede wird es immer wieder ge­
sagt, und dann macht man diese Verschie­
bungen, wie sie sich immer wieder darstellen 
und zu denen eigentlich der Herr Präsident 
Grundemann sprechen sollte. (Abg. G r u n­
dem an n - F alk e n b erg: Zugunsten der 
kleinen Gemeinden! Im letzten Finanzaus­
gleich!) In dem Fall zugunsten des Bundes, 
Herr Präsident. (Abg. S tau d i n ger: Ich 
möchte eines fragen: Ist der Finanzausgleich 
dadurch verletzt oder nicht?) Der Finanzaus­
gleich ist direkt nicht verletzt. Aber man 
putzt sich an diesen Gemeinden trotzdem ab. 

Aber ich bringe Ihnen dann noch Äußerun­
gen von Länderpolitikern und von Ihren 
Finanzreferenten in größeren Gemeinden, 
die Sie sicherlich sehr interessieren we~den,. 

Abschreibungen aus 1967, wirksam 1969: 
Körperschaftsteuer : 200 Millionen, Einkom­
mensteuer: 200 Millionen, davon 120 Millio­
nen Länder und Gemeinden. Nicht entnom­
mene Gewinne, Einkommensteuer: 280 Mil­
lionen, 130 Millionen davon Länder und Ge­
meinden, davon 1969 noch einmal 42 Millio­
nen. Lohnsummen- und Einkommensteuer­
reform : 892 Millionen und 300 Millionen an 
Länder und Gemeinden. Das sind zusammen 
1484 Millionen Schilling. Vermindert durch 
das 2. Abgabenänderungsgesetz um ungefähr 
200 Millionen Schilling. 1284 Millionen zah­
len die Gemeinden. Ich darf in dem Zusam­
menhang wieder einmal feststellen, daß diese 
Wachstumsgesetze sicherlich auch Länder 
und Gemeinden belasten. 

Und jetzt zum Herrn Abgeordneten Ma­
chunze. Er ist leider nicht hier. Aber ich 
darf es Ihnen allen mitteilen: Durch Ihre 
Gesetzgebung greifen Sie immer wieder in 
die Geldtaschen der Gemeinden, beschneiden 
ihre Einnahmen und werfen dann Wien J 

Graz und so weiter vor, wenn sie Einnahmen 
suchen müssen, um ihre Haushalte aufrecht­
zuerhalten. (Zwischenrufe.) Eine Länder­
stimme, meine Herren! Die "Oberösterreichi­
schen Nachrichten" schrieben vor wenigen 
Tagen, am 16. Dezember 1968: "Gleißner 
klagt den Bund an - Einnahmensquelle an­
bohren." 

"Was bereits bei der jüngsten Budget­
debatte im Landtag offensichtlich wurde, 
nämlich die Einnahmenv,erluste der Länd,er 
und Gemeinden, wird jetzt eine Offensive der 
Länder gegen die Finanzpolitik des Bundes 
auslösen." - Herr Finanzmini-ster! Da wi.rd 
es gefährlich. - "Landeshauptmann Doktor 
Gleißner klagte in seiner jüngsten Rundfunk­
ansprache darüber, daß der Bund durch 
Steuererhöhungen seinen Haushalt in Ord­
nung bringe, die Länder aber mit zunehmen­
den finanziellen Schwierigkeiten zu kämpfen 
haben, da diese Erhöhungen nur solche 
Steuern betreffen, deren Erträgnisse aus­
schließlich dem Bund zufließen. Die Länder 
werden neue Verhandlungen anstreben, 
deren Ziel es sein soll, auch den Ländern 
weitere Einna:hmequellen zu erschließen." 

Also Gleißner ist bestimmt nicht von uns. 
"Massive Kritik am Finanzausgleich - Um­

schichtung der Mittel zugunsten der Län­
der und des Bundes. Entlastung für die 
Städte gefordert". 

"Salzburger Nachrichten", 19. Dezember, 
heute, sehr aktuell! Ich werde es vorlesen. 
"Innsbruck. Harte Kritik am F1nanzaus-
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Wielandner 
gleich übte der Obmann des gemeinderät­
lichen Finanzausschusses der Stadt Inns­
bruck, Stadtrat Seykora, in seiner Rede zum 
Budget 1969 am Finanzausgleich."-Den Tiro­
lern darf ich sagen: Seykora gehört sicher 
nicht meiner Partei an. (Abg. Ing. Ku n s t: 
Ein (jVP-Stadtrat ist er! - Zwischenrufe bei 
der ÖVP.) 

"Dieser hätte der zunehmenden Manövrier­
unfähigkeit und Aushöhlung der Gemeinden 
durch stärkere Zuweisungen aus gemeinsa­
men Abgaben Einhalt bieten müssen. Der 
Finanzausgleich bewirkte aber eine weitere 
Umschichtung der Staatsfinanzen zugunsten 
der Länder und des Bundes. 

Drittens: Das Gesetz bewirkt, daß Gemein­
den Mehreinnahmen bis 1974 aus erhöhten 
Baugrundpreisen entgehen." 

Herr Präsident Grundemann ! Sie waren 
damals Berichterstatter. Aber Sie sind her­
unten gestanden und haben dafür geredet, 
daß man den Forstbesitzern in österreich 
helfen muß. Und Sie haben dann erreicht, 
daß Sie mit diesem Gesetz den Hauptfest­
stellungszeitpunkt verschoben haben. (Abg. 
G run dem a n n - F alk e n b erg: Das 
haben wir auch erreicht!) 

Und jetzt ein Beispiel, welche Dinge pas­
sieren, wenn man hergeht und so lange zu­
wartet. Es ist vor einiger Zeit ein Prozeß 
geführt worden zwischen dem Herrn Bun-

Seykora führte folgende Vergleiche an: deskanzler und den Redakteuren des "Ex­
Die Einnahmen der Stadt Innsbruck aus der 

preß". In den Beweisanträgen der Hes·chul­Gewerbesteuer sowie aus Ertragsanteilen be-
trugen im Jahre 1963 rund 119 Millionen und digten wird angeführt, daß der Kaufpreis 

pro Quadratmeter um das 2400fache gestie­im Jahre 1967 173,6 Millionen, jene des Landes 
aus Steuern und steuerlichen Einnahmen im ~::d:!k:~i:le~e~a:~~~ed!;5~'er~~~ts~::h~~~~ 
Jaür2 1963 rund 448,4 Millionen, im Vorjahr 

lung selbst erklärt - laut Zeitungsmel-
760,4 Millionen. Die Einnahmen der Stadt stie- dung _: "Dr. Klaus meinte dazu, daß die 
gen von 1963 bis 1967 um 46,1°/0, jene des Feststellungen des Einheitswertes stets in 
Landes aber um 69,5°/0. Von 1966 auf 1967 langen Zeitabständen erfolgen und da,her 
stiegen die Einnahmen der Stadt nur um auch immer nachhinken. Im übrigen müsse 
3,3°/p, jene des Landes hingegen um mehr er feststellen ... " und so weiter. _ Der Herr 
als das Vierfache, nämlich um 13,6°/0. Bundeskanzler gibt selbst zu, daß diese Zeit-

Seykora forderte für die Stadt künftig von räume zu groß sind und daß man hier anders 
Bund und Land mehr Mittel, wenn sie nicht bewerten müßte. 
mit dringenden Pflichtaufgaben in einen Gestern oder vorgestern habe ich hier da­
nicht mehr verantwortbaren Verzug geraten zu sprechen können, daß auch auf den Was­
soll. Die Stadt müsse aber auch von Bund serwirtschaftsfonds wieder ein Anschlag 
und Land von jenen Verpflichtungen ent- vorgesehen ist. Es ist die Novelle versandt 
lastet werden, die sie in ihrer Stellung als worden, und darin heißt es in den §§ 10 
Landeshauptstadt zusätzlich erfüllt oder und 11, daß auch die Industrie und das Ge­
im Dienste ihrer Mitbürger übernommen werbe mit diesen aus den Wohnbauförde­
hat." rungsmitteln kommenden Beträgen ... (Abg. 

Was sagen Sie jetzt? (Abg. Ing. Kunst: Machunze: Kollege Wielandnerf' 80 brav 
Das sagt der öVP-Finanzexperte von Inns- waren wir, und doch ward ihr nicht z'ltfrie­
bruck! - Abg. 8 tau d in ger: Er stellt den!) Haben wir soviel Geld bekommen? 
objektiv fest, in welchem Ausmaß die Aus- (Zwischenruf des Abg. Mac h u n z e.) 
gaben gestiegen sind! - Abg. Ing. Ku n s t: Meine Herren! Das sind im wesentlichen 
Seykora hat es festgestellt! Euer Finanzex- die Früchte Ihrer Politik, der Politik der 
perte! Euer Funktionär! - Gegenrufe bei Alleinregierung. Das ist im wesentlichen die 
der öVP.) Herr Landeshauptmann Gleißner Benachteiligung der Gebietskörperschaften. 
hat es auch festgestellt. Was wollen wir denn Und nun noch einmal zu der Schuldenent-
noch mehr? wicklung, zu der der Kollege Sandmeier 

Darüber hinaus, meine Herren von der Stellung genommen hat. 1968: Endstand 
rechten Seite, belasten Sie die Gemeinden 39.874 Millionen; Tilgung 1969 4983 Millio­
auch dadurch wieder, daß Sie den Hauptfest- nen. Das ergibt eine Zwischensumme von 
stellungszeitpunkt der Einheitswerte ver- 34.891 Millionen. Neue Schulden 1969: Nach 
schoben haben! Ich habe damals ausgeführt: Angabe des Herrn Bundesministers im Aus-

"Erstens: Das Gesetz bewirkt zusätzliche: schuß kommen 1969 8 Milliarden neu dazu. 
Subventionen für die Bundesforste und für I Das ergibt einen neuen Schuldenstand von 
die Großgrundbesitzer durch die voraus- 42.891 Millionen. Also rund 43 Milliarden 
sichtliche Verminderung der Einheitswerte Endstand 1969. 
am 1. Jänner 1970. Zweitens: Das Gesetz be- Der Herr Kollege Sandmeier vergleicht das 
wirkt, daß die Belastungen für Kleinhaus- jetzt mit dem Jahr 1957 und spricht davon, 
besitzer bis 1. Jänner 1974 aufrecht bleiben. daß die Stadt Wien Schulden machen müsse. 
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Wielandner 
Ich darf Ihnen nur sagen: In Wien werden 
diese Schulden sicherlich so verwendet, daß 
sie den entsprechenden Ertrag für die Stadt­
gemeinde bringen werden. (Beifall bei der 
Spö. '- Zwischenrufe bei der ÖVP.) Denn 
seit Jahren kennt man doch die Finanzpoli­
tik der Stadt Wien, die eines der besten Ge­
meinwesen nicht nur österreichs, sondern 
Europas ist ! (Neuerlicher lebhafter Beifall 
bei der SPÖ.) 

Dann hat er noch von den Kantonalschul­
den in der Schweiz gesprochen. Sollte es 
etwa in österreich auch so werden, daß man 
Länder und Gemeinden draußen mehr ver­
schulden lassen will, so etwa wie in der 
Schweiz die Kantone, die nach seinen A us­
führungen mehr verschuldet sind? (Abg. 
Dipl.-Ing. Dr. Z i t tm a y r hält eine Zeitung 
hoch.) Laß es mich nachher liesen! Ich bin 
sehr interessiert daran! 

Wenn durch dieses Schuldenmachen die 
Investitionen steigen würden, dann hätten 
wir dagegen nichts einzuwenden, aber wenn 
man sieht, daß mit dem Schuldenmachen der 
ordentliche Haushalt bedeckt werden muß, 
dann muß man Ihnen zurufen: Fragen Sie 
eine Gemeindeaufsicht in österreich, ob sie 
einen Voranschlag einer Gemeinde genehmi­
gen würde, der nicht ausgeglichen ist! (Ruf 

bei der ÖVP: Haben Sie eine Ahnung! -
Zwischenruf des Abg. D eu t s c h man n.) 
Ich jedenfalls habe noch keine gesehen! 
(Abg. G las er: Wir wollen nicht von Salz­
burg sprechen!) 

Es ist das Abbild einer schlechten, un­
wirksamen Politik. Bei allen Wahlen seit 
dem 6. März 1966 haben Sie die Antwort 
darauf bekommen. Wir können nichts ande­
res tun, als diese Politik abzulehnen! (Bei­
fall bei der Spö. - Abg. Alt e n bur ger: 
Daß euch das nicht fad wird: Immer die alte 
"'eier! ) 

Präsident: Hohes Haus! Ich glaube, da es 
in acht Minuten 22 Uhr ist, hat es keinen 
Zweck mehr, dem nächsten Redner das Wort 
zu erteilen. 

Ich unterbreche daher die 128. Sitzung 
bis morgen, Freitag, den 20. Dezember, 
9 Uhr. Nach Wiederaufnahme der Verhand­
lungen wird in der Erledigung der für diese 
Sitzung ausgegebenen Tagesordnung fortge­
fahren. 

Die Sitzung ist u n te r b r 0 ehe n. 

Die Sitzung wird um 21 Uhr 55 Minuten 
unterbrochen und am Freitag, den 20. Dezem­
ber 1968, um 9 Uhr wiederaufgenommen. 

Fortsetzung der Sitzung am 20. Dezember 1968 

Präsident: Ich nehme die gestern unter­
brochene 128. Sitzung wieder auf. 

Wir fahren in den Verhandlungen fort. 
Gegenstand ist die Spezialdebatte über die 
Beratungsgruppe XI sowie die Debatte über 
da.s Bundesfinanzges·etz, den Systemisie­
rung.splan der Kraft-, Luft- und Wasserfahr­
zeuge des Bundes und den Dienstpostenplan. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Weidinger. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Weidinger (ÖVP): Hen" 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehr­
ten Damen und Herren! Gestatten Sie, daß 
ich mich zuerst einer Äußerung zuwende, die 
der Herr Kollege Meißl an läßlich der Land­
wirtschaftsdebatte gemacht hat. Er ha.t ge­
sagt, daß der Wahlkreis Oststeiermark zu den 
besten öVP-Wahlkreisen österreichs zählt. 
Das dürfte stimmen! Aber er hat auch ge­
sagt, daß es sich hier um einen rein agrari­
schen Wahlkreis handelt. Das dürfte auch 
stimmen! Zusätzlich hat er erklärt, daß sich 
die agrarischen Abgeordneten zuwenig für 
die Agrarpolitik in diesem Wahlkreis ein­
setzen. (Abg. Me i ß l: Das dürfte auch stim.­
men!) 

Ich möchte feststellen, daß auch unser 
Herr Präsident, Ökonomierat Wallner, ein 
Abgeordneter dieses Wahlkreises ist und in 
seiner Eigenschaft als Landesobmann und 
Bauernbundobmann nicht nur für seinen 
Wahlkreis, sondern für die gesamte Bauern­
schaft österreichs sehr viel geleistet hat. 
(Beifall bei der ÖVP.) Ich weiß schon, Herr 
Kollege Meißl, daß sich diese Äußerungen 
vor allem gerade auf die Gründung von Land­
wirtschaftsschulen bezogen haben. 

Demgegenüber möchte ich folgendes fest­
stellen: In meiner Gemeinde haben wir die 
Landwirtschaftssch ule Kirchberg am Walde; 
eine Landwirtschaftsschule, die heuer das 
erstemal auch eine Parallelklasse eingeführt 
hat. In dieser Landwirtschaftsschule sind 
derzeit 96 Schüler untergebracht. Wir haben 
im Wahlkreis eine zweite landwirtschaftliche 
Berufsschule, und zwar in Hatzendorf. Vor 
vier Jahren haben wir eine weitere Landwirt­
schaftsschule, eine Expositur der Landwirt­
schaftsschule Kirchberg, in Schielleiten ge­
gründet und im vorigen Jahr eine selbstän­
dige landwirtschaftliche Berufsschule er­
richtet. (Abg. Me i ß l: Herr Kollege! Wo ist 
die Mittelschule?) Ich glaube kaum, daß es 
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einen Wahlkreis in österreich gibt, in dem r sagt, Wien ist die sparsamst verwaltete Ge­
sich drei landwirtschaftliche Berufsschulen meinde österreichs. (Abg, Wie la n d n e r: 
befinden. (Abg. Me i ß l: Ich meinte Mittel- Haben Sie nicht gehört, was ich gestern aus 
schule!) Ich weiß schon, daß hier eine Innsbruck zitiert habe?) 
Mittelschule gemeint ist. Nun, Sie können 
versichert sein, daß wir uns auch bemühen 
werden, eine Mittelschule in unserem Wahl­
kreis zu bekommen. Aber alles auf einmal 
läßt sich selbstverständlich nicht machen. 

Ich möchte mich nun auch ganz kurz einer 
Äußerung zuwenden, die gestern mein Vor­
redner Herr Abgeordneter Lanc gemacht 
hat. Er hat hier einen sehr beachtlichen Satz 
ausgesprochen. Ich habe ihn mir notiert; es 
heißt: "Ich beneide die kommende Regierung 
nicht um das Erbe". Mein lieber Herr Abge­
ordneter! Ich möchte Ihnen schon empfeh­
len: Sorgen Sie sich nicht um dieses Erbe! 
Ich bin felsenfest davon überzeugt, daß die 
kommende Regierung wiederum eine öVP­
Regierung sein wird und daß der kommende 
Finanzminister wiederum ein öVP-Finanz­
minister, vor .allem unser Minister Koren, 
sein wird. (Beifall bei der ÖVP. - Abg. Dok­
tor H ertha F i r n b erg: Gott erhalte Ihren 
Glauben! ) 

Der Abgeordnete Wielandner, mein Vor­
redner, hat die Äußerung gemacht: "Die 
Wähler werden entscheiden, wie die nächste 
Regierung aussehen wird." Jawohl, meine 
Damen und Herren, es ist recht so, Gott sei 
Dank werden die Wähler diese Entscheidung 
treffen. (Ruf bei der SPö: Wer sollte denn 
sonst die Entscheidung treffen als die Wähler, 
Herr Kollege?) Und ich bin davon überzeugt, 
daß ·sie die richtige Entscheidung treffen 
werden, denn, meine Damen und Herren, mit 
dem Märchen vom Rentenklau, glaube ich, 
ist es vorbei. Der Rentenklau ist endgültig 
tot. Die Arbeitslosigkeit, von der immer so 
viel gesprochen wurde - diese Illusion 
müssen Sie auch aufgeben. Wir können fest­
stellen, daß es den Menschen heute besser 
geht als vor einem, zwei oder drei Jahren. 
Das ersehen wir auch daraus, daß die Weih­
nachtseinkäufe angestiegen sind. (Abg. Dok­
tor H ertha F i r n b erg : Wahlreden sind 
überflüssig, hier gewinnen Sie keine Wähler!) 

Ich möchte aber noch eines feststellen, 
was Abgeordneter Wielandner gesagt hat, 
und zwar einen sehr beachtlichen Satz. Er 
hat gemeint, Wien ist die am besten und 
sparsamsten verwaltete Gemeinde öster­
reichs. Meine Damen und Herren, ich möchte 
mich hier vor allem gerade auch der Kom­
munalpolitik etwas zuwenden, und ich 
möchte das auch hier einmal als Bürger­
meister beleuchten; ich weiß nur nicht, ob 
Wielandner nicht zu Hause seinen Gemeinde­
bewohnern erklärt, daß er der sparsamste 
Bürgermeister österreichs ist, sondern 

Meine Damen und Herren! Im Bundesvor­
anschlag Gruppe XI, Finanzen, Kapitel 53, ist 
auch der Finanzausgleich erwähnt. Hier ist 
auch die Zuweisung der Ertragsanteile der 
Länder und Gemeinden für das Jahr 1969 
geregelt. Es ist gewiß anzuerkennen, daß 
man sich beim geltenden Finanzausgleich 
bemüht hat, im Finanzausgleichsgesetz 1967 
nicht nur den Wünschen des Bundes, sondern 
auch den Wünschen der Länder und Gemein­
den gerecht zu werden. Nach dem Finanz­
ausgleich 1967 sollten die Gemeinden wäh­
rend der sechsjährigen Geltungsdauer dieses 
Gesetzes etwa 790 Millionen Schilling an 
Mehrbeträgen erhalten. Infolge der Steuer­
senkung wurde jedoch dieser geplante Mehr­
ertrag wesentlich erniedrigt beziehungsweise 
ausgehöhlt. 

Es wäre daher meines Erachtens richtig, 
vor dem Abschluß eines neuenFinanzaus­
gleiches eine Durchleuchtung des gegenwär­
tigen Finanzausgleiches durchzuführen, um 
dabei insbesondere die Auswirkungen des 
Finanzausgleiches auch auf die Landflucht 
und die Strukturverbesserung ländlicher 
Gemeinden zu studieren. Eine entsprechende 
Ausstattung der ländlichen Gemeinden 
würde jedenfalls auch zu einer Hemmung 
der Entvölkerung weiterer ländlicher Gebiete 
führen. Nicht nur ge zielte Förderungsmaß­
nahmen, sondern auch die Auswirkung des 
Finanzausgleiches sind hier von sehr wesent­
licher Bedeutung. Es wird sich als notwen­
dig erweisen, daß zwischen den finanzstarken 
und den finanzschwachen Gemeinden ein ge­
rechter Ausgleich gefunden wird. 

Zurzeit ist die Finanzkraft der Gemeinden 
für die Aufteilung von Leistungen der Ge­
meinden, also die Landesumlage, die 
Gemeindeverbandsumlage maßgebend, aber 
noch nicht irgendwie im ausreichenden Maße 
ausgeglichen. Dies sollte hier vielleicht auch 
ziffernmäßig dargestellt werden. 

Die Nettosteuereinnahmen der Gemeinden 
aus den Ertragsanteilen und allen Gemeinde­
abgaben einschließlich auch der Gebühren in 
einem großen Bundesland schwanken im 
Jahre 1967 zwischen 638 und 2097 S. Obwohl 
verschiedene Belastungen unter Berücksich­
tigung der Finanzkl'aft auf die Gemeinden 
umgelegt wurden, sind die gesamtsteuer­
lichen Nettoeinnahmen einschließlich Er­
tragsanteile somit bei Großgemeinden um 
mehr als das Dreifache höher als bei den 
kleinen Gemeinden. 
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Solche Unterschiede lassen sich in der 

zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts nicht 
mehr lange aufrechterhalten, weil ja die 
ländliche Bevölkerung mit Recht dieselben 
Ansprüche an die Gemeinde stellt wie die 
Stadtbevölkerung. Werden diese Ansprüche 
nicht erfüllt, dann wandert der Gemeinde­
bürger in die Stadt und kommt nicht wieder 
auf das Land zurück. Das bedeutet eine Ent­
völkerung unserer Landgemeinden. Aus 
diesen Gründen ist es schon nicht mehr ge­
rechtfertigt, daß nach dem abgestuften Be­
völkerungsschlüssel auf den Kopf des Ein­
wohners einer Großstadt das Doppelte ent­
fällt, gegenüber den Einwohnern einer klei­
nen Gemeinde. 

Dazu kommt, daß gerade die kleinen 
Gemeinden vorwiegend von den Ertragsantei­
len und nicht von den eigenen Steuern leben. 
Was hat die kleine Gemeinde? Sie hat ja 
nichts al,s die Grun d.steu er, und d.as ist mei­
stens nur Grundsteuer A. Sie fällt meistens 
um die sehr we'sentliche Gemeindesteuer, die 
Gewerbesteuer, die Lohnsummensteuer und 
dergleichen um, wenn keine Betriebe vorhan­
den sind. In Gemeinden bis zu 500 Ein­
wohnern betrug im Rechnungsjahr 1967 der 
Anteil der Ertragsanteile an den gesamten 
Steuereinnahmen in einem großen Bundes­
land durchschnittlich 76,16 Prozent, in Ge­
meinden von 500 bis 1000 Einwohnern durch­
schnittlich 67,49 Prozent, in Gemeinden von 
1001-1500 Einwohnern durchschnittlich 
58,59 Prozent und in größeren Gemeinden 
jedoch nur 34 bis 45 Prozent. 

Daß auf dem Gebiete des Finanzaus­
gleiches - und das möchte ich auch dem 
Herrn Kollegen Wielandner sagen - sehr 
viel geschehen ist, möchte ich hier an Hand 
einiger Beispiele viellei.cht nachwei,sen. Die 
Erhöhung in den einzelnen Größengruppen 
der Gemeinden pro Einwohner an Ertrags­
anteilen sieht folgendermaßen aus: Die Er­
tragsanteile bis zu 500 Einwohnern betrugen 
im Jahre 1948 pro Kopf 26,60 S. Im Jahre 
1967 betrugen diese Ertragsanteile pro Kopf 
und Jahr 544,79 S; das ist eine Erhöhung 
von 2048 Prozent. Wir können hiefür vor 
allem unserem Gemeindebund danken und 
allen jenen, die mitgewirkt haben, eine der­
artige Erhöhung zu verwirklichen. Ich 
möchte nur noch erwähnen: Der Landes­
durchschnitt pro Kopf und Jahr betrug im 
Jahre 1948 36,83 S, im Jahre 1967 686,28 S; 
also im Landesdurchschnitt eine Erhöhung 
von 1863,37 Prozent. 

Bei den kleinen Gemeinden werden also 
diese Ertragsanteile nicht nennenswert 
durch eigene Steuern ergänzt. Es ist also 
daher dringend notwendig, daß die Einnah-

men der kleinen Gemeinden aus den Ertrags­
anteilen erhöht werden. 

Darf ich dazu vielleicht einen Vorschlag 
bringen. Eine solche Erhöhung wäre möglich, 
erstens durch die Änderung des sogenannten 
abgestuften BevölkerungsschlUsseis. Dieser 
Schlüssel wurde das letztemal im ... (Zwi­
schenruf des Abg. Wie la nd ne r.) Da sind 
wir uns vollkommen einig! Aber da hat sich 
vor allem immer der Gemeindebund einge­
setzt. Hier war es vor allem infolge des 
Gelddruckes der Stadt Wien nicht möglich, 
diese Entschlüsse zu ändern. (Abg. W i e­
la n d n er: Haben Sie nicht gehört, was ich 
gestern zu Innsbruck gesagt habe?) Wir kom­
men schon noch drauf, Herr Abgeordneter 
Wielandner. Dieser Schlüslsel wurde seit 
Mai 1955 nur im sehr geringen Umfang zu­
gunsten der kleinen Gemeinden geändert. 

Zweitens könnte bei der Verteilung der 
Ertragsanteile auf die Gemeinden der Ver­
teilungsschlüssel insofern geändert werden, 
als der den finanzschwachen Gemeinden zu­
kommende Unterschiedsbetrag von 30 Pro­
zent des Unterschiedes zwischen Finanzbe­
darf und Finanzkraft etwa auf 50 Prozent 
erhöht würde. 

Drittens: Die Verteilung der Bedarfszutei­
lungsmittel durch die Länder soll vielmehr 
unter Berücksichtigung der finanzschwachen 
einzelnen Gemeinden erfolgen. 

Es entspricht jedenfalls weder dem Gesetz 
noch dem Sinn der Einrichtung von Bedarfs­
zuweisungen, daß in einzelnen Bundesländern 
die Anteile der Bedarfszuweisungen, zum Bei­
spiel einzelner Landeshauptstädte, bereits im 
vorhinein durch Übereinkommen zwischen 
der Landesregierung und den betreffenden 
Gemeinden festgelegt werden. Man sollte solch 
große Unterschiede zwischen den Brutto­
Ertragsanteilen und den den Gemeinden ge­
bührenden und den ihnen tatsächlich zu­
flie·ßenden Nettoanteilen, die da bestehen, 
anders einteilen. 

Im Bundesland Steiermark betrugen zum 
Beispiel die Ertragsanteile im Jahre 1967 
902,700.000 Schilling. Davon wurden 13,5 Pro­
zent für Bedarfszuweisuntgen abgezogen, 
,das sind 121,900.000 Schilling. 15 Prozent 
Landesumlage, das sind 135,400.000 Schil­
Iing; die sogenannte Gemeindeverbands­
umlage mit 87,800.000 Schilling. Das ist ein 
Abzug von 345,100.000 Schilling. 

Tatsächlich verblieben zur Aufteilung an 
die Gemeinden nur 557,600.000 Schilling, von 
welchem Betrag im übrigen länderweise ver­
schieden noch beträchtliche weitere Abzüge 
zum Beispiel für die Betriebsdefizite bezie­
hungsweise den Betriebsabgang der Kran-
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kenanstalten, Sanitätsdienstkostenbeiträge 
und dergleichen getätigt wurden. 

Die großen zusätzlichen Belastungen für 
Schulhausbauten, Wasserversorgung, Abwas­
serbeseitigungsanlagen, Bäder, Müllabfuhr 
und so weiter sind auch allgemein bekannt. 

Jetzt möchte ich einen Vorschlag machen. 
Bei Vorbereitung des neuen Finanzausglei­
ches dürfte es angezeigt sein, einmal auch 
die Stellung Wiens im Rahmen des Finanz­
ausgleiches zu untersuchen. Es scheint, als 
ob hier eine Regelung seit eh und je getrof­
fen wäre, die eine übertriebene Begünsti­
gung Wiens als Land und Gemeinde bedeu­
tet. (Ruf bei der SPö: Sie kennen die Finanz­
ämter nicht!) Ich weiß, ich werde Sie davon 
überzeugen! Durch die Auswirkung des ab­
gestuften Bevölkerungsschlüssels und durch 
die volle Berücksichtigung der DoppelsteI­
lung Wiens ergibt sich, daß der Anteil Wiens 
als Land und Gemeinde an Ertragsanteilen 
im Jahre 1967 27,14 Prozent betrug, während 
der bevölkerungsmäßige Anteil der Stadt 
Wien an der Gesamtbevölkerung österreichs 
nur 23 Prozent betrug. 

Der Anteil aller österreichischen Gemein­
den einschließlich auch der Landeshaupt­
städte an den Ertragsanteilen betrug im 
Jahre 1967 29,7 Prozent. Also nicht wesent­
lich mehr als der Anteil Wiens allein. So 
zum Beispiel betrugen im Jahre 1965 die Er­
tragsanteile der Stadt Wien als Land und 
Gemeinde 3.832,000.000 Schilling. ( Abg. 
R. We i s z: Wie viele Steuereingänge hat sie 
aufgebracht?) Die Ertragsanteile aller an­
deren Gemeinden betrugen 10.182,000.000 
Schilling. Wenn ich diese Ertragsanteile 
durch die Einwohnerzahl dividiere, so ergibt 
sich für Wien pro Kopf und Jahr ein Betrag 
von 2354 Schilling, für die übrigen Länder 
und Gemeinden eine Kopfquote von 
1869 Schilling. 

Das heißt also, um 485 Schilling pro 
Gemeindebürger beziehen alle anderen Ge­
meinden weniger als die Stadt und das Land 
Wien. (Abg. Pro b s t: Was hat denn Wien 
Steuer geleistet?) Darauf werden wir noch 
kommen! Das will ich Ihnen gleich sagen. 
Ich verstehe vollkommen: Eine besondere zu­
sätzliche Aufgabe Wiens als unsere Bundes­
hauptstadt muß selbstverständlich auch im 
Finanzausgleich berücksichtigt werden. Wir 
sind stolz auf unsere Bundeshauptstadt, wir 
lieben unsere Bundeshauptstadt. (Abg. Dok­
tor Hertha F i r nb erg: Man hat noch nichts 
bemerkt davon/ Das habt ihr aber sehr 
schwach zum Ausdruck gebracht in der 
Budgetdebatte! ) Wir lieben auch die Bürger 
unserer Bundeshauptstadt, aber ich glaube, 
daß das etwas zu weit geht. (Abg. W e i k-

ha r t: Aber 's Haxl stellen wir ihnen schon!) 
Die volle Beteilung, die doppelte Beteiligung 
Wiens als Land und Gemeinde bei den Er­
tragsanteilen scheint mir doch etwas über­
spitzt zu sein. (Abg. Wie la nd ne r: Warum 
hat Kollege Grundemann dem Finanzausgleich 
zugestimmt? ) 

Dies umso mehr, wenn man bedenkt, daß 
in Wien Belastungen wegfallen - und jetzt 
passen Sie auf, meine Damen und Herren, 
hier liegen vor allem die Vorteile. Hier fal­
len Belastungen weg, die die Gemeinden 
sonst treffen, und zwar wandern manche 
Leistungen von einer Tasche in die andere. 
Die Gemeinde Wien hat keine Abzüge an 
Landesumlagen zu leisten. Sie haben ja ge­
hört, was das Land Steiermark, was unsere 
Gemeinden draußen an Landesumlagen zu 
leisten haben. Müßte Wien als Land eine 
solche Landesumlage leisten, fließt das wie­
der der Gemeinde Wien, also von einer 
Tasche in die andere, zu. Wien kennt keine 
Abzüge für Bedarfszuweisungen, die in 
Summe den Gemeinden zufließen, aber nicht 
jeder einzelnen Gemeinde. Wien hat auch 
keine Gemeindeverbandsumlage zu leisten. 
Hier liegen vor allem die Vorteile, die Wien 
zukommen, und zwar gerade in dieser Stel­
lung als Land und Gemeinde. In den Ländern 
aber haben die finanzstarken Gemeinden 
durch die Umlegung der Gemeindeverbands­
umlage nach der Finanzkraft auch noch zu­
sätzliche Leistungen gegenüber den finanz­
schwachen Gemeinden zu erbringen. 

Weil Sie die Steuereinnahmen genannt 
haben, möchte ich auch darauf kommen. 
Auch hier hat Wien einen Vorteil, auch bei 
den Steuereinnahmen : nämlich daß viele 
zentrale Stellen ihren Bedarf in Wien decken 
und daß die daraus erfließenden Steuern 
lediglich der Stadtgemeinde Wien zu­
gute kommen. Vor allem zeichnet sich das 
darin ab, daß Wien das einzige Land, die 
einzige Stadt in österreich ist, wo ein 
Geburtenrückgang zu verzeichnen ist. Wir 
draußen, die kleinen Landgemeinden, haben 
einen Geburtenanstieg. Wir sind dort ver­
halten, Schulen 2jU bauen, mehr Klassen ein­
zustellen. Wenn unsere Leute, die wir dort 
erziehen, nicht vollwertige Arbeitskräfte 
sind ... (Ruf bei der SPö: Das ist ein Witz­
bold! - Abg. Pro b s t: Der hat keine 
Ahnung! - Weitere Zwischenrufe.) 0 ja, voll­
kommen bekannt! Diese Leute ziehen hier als 
Pendler in die Stadt Wien, ,hier wird die 
Lohnsummensteuer bezahlt, hier wird die 
Gewerbesteuer bezahlt. Aber wir draußen 
haben für die Schulkosten aufzukommen ge­
habt, meine Damen und Herren! Es ist also 
auch eine Bevorteilung auf dem Steuersektor 
zu verzeichnen. 
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Ich wende mich der Straßenerhaltung zu. I Ordnung sind, so ist auch das Fundament 

Wien wendete im Jahre 1966 nur 259,20 S pro des Staates gefestigt. Sind die Gemeinden 
Einwohner für sein Straßennetz auf, wäh- nicht in Ordnung, so wird auch das Funda­
rend die Landeshauptstädte mit 100.000 Ein- ment erschüttert . 

. wohnern von 290 S bis zu 392 S bereitstell- Der Bund und auch das Parlament haben 
ten, obwohl von der Mineralölsteuer mit daher die Aufgabe, dafür zu sorgen, daß 
Ausnahme des Bundeszuschlages, der zweck- unsere Gemeinden die wirtschaftlichen Auf­
gebunden ist und nur dem Bund zukommt, gaben in der heutigen Zeit erfüllen können 
nach dem Finanzausgleichsgesetz 6 Prozent und der Entwicklung gewachsen sind. 
dem Bund, 74 Prozent den Ländern und 
20 Prozent den Gemeinden zufallen und so­
mit Wien als Land und Gemeinde 94 Prozent 
auch von dieser Steuer bekommt. 

Meine Damen und Herren! Es ist also eine 
sehr wesentliche Aufgabe unseres Parla­
ments, dafür zu sorgen, daß die Gleichheit 
der Staatsbürger auch im Finanzausgleich 
zum Ausdruck kommt und daß vor allem 
auch der Staatsbürger kleiner Gemeinden 
nicht benachteiligt wird. Die Gemeinden 
sind nun einmal die Atmungsorgane im Kör­
per der Länder und im Organismus des 
Staates. Ohne Atmung kein Leben, ohne Ge­
meinden keine Länder und auch kein Staat. 
Es tut daher ein kluges Land und ein kluger 
Staat gut daran, den Gemeinden möglichst 
viele Freiheiten zu geben, womöglich viel 
freies Beschlußrecht, wie das auch in 
unserer Verfassung vorgesehen ist. 

Es darf nicht vergessen werden, daß ge­
rade die Gemeinden es waren, die als Keim­
zellen den wesentlichsten Beitrag zur 
Wiedergeburt unseres Vaterlandes nach dem 
zweiten Weltkrieg geleistet haben. Nicht den 
Bund und nicht die Länder finden wir an 
erster Stelle als Träger unseres Wirtschafts­
und Kulturlebens, sondern die Gemeinden 
stehen an der Spitze. 

Die Gemeinden sind das Fundament der 
Verwaltung. Die Gemeinden sind die Banner­
träger des Staatsbewußtseins. Die Gemein­
den sind die ersten Berater und Helfer 
unseres Volkes. (Abg. La n c: Das gilt für 
die Gemeinde Wien auch!) Die Gemeinden 
sind Baubehörde erster Instanz und Gestal­
ter unseres Landes. Die Gemeinden sind erste 
Instanz im Fürsorgewesen. Die Gemeinden 
sind erste Gesundheitspolizei. Die Gemeinden 
sind wesentliche Straßenbauer und Straßen­
erhalter. Die Gemeinden sind Wohnhaus­
bauer und Planer. Die Gemeinden sind auch 
die ersten Fremdenverkehrswerber und Orts­
gestalter. Was heute doch die Gemeinden 
auf diesem Gebiet gerade in den ländlichen 
Gebieten leisten und zu leisten haben! Die 
Gemeinde ist aber auch der größte Interes­
sent und Förderer unserer Industrie und 
unserer Gewerbebetriebe. Die Gemeinden 
sind nun einmal die Urzelle und der Atom­
kern des Staates. Wenn die Gemeinden in 

Wir danken vor allem unseren Finanz­
ministern, die bisher für die finanz­
schwachen Gemeinden großes Verständnis 
gezeigt haben. Ich möchte heute schon vor­
ausschauend auf die Gestaltung des neuen 
Finanzausgleiches den Herrn Finanzminister 
bitten (Abg. Robert We i s z: Dann ist er es 
nicht mehr!) - dann wird er es noch 
sein! -, wiederum die kleinen Gemeinden 
bei der Gestaltung des Finanzausgleiches 
weitgehend zu berücksichtigen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der 
Ahgeordnete Jungwirth. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Jungwirth (SPö): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Es ist bedauerlich, 
daß ich mich jedes Jahr nach einer Rede 
meines Berufskollegen, des Finanzbeamten 
Sandmeier (Abg. San d m eie r: Die gibt ja 
Stoff genug!), mit seiner Rede beschäftigen 
muß. Kollege Sandmeier hat gestern wenig 
Sachlichkeit in seiner Rede im Hohen Haus 
dargelegt. Ich möchte Ihnen, Herr Kollege 
Sandmeier, als Finanzbeamten den Rat 
geben, bedenken Sie: Sie haben sich gestern 
auf ein Parkett begeben, auf dem Sie 
zweifelsohne nicht sattelfest sind. (Abg. 
San d m eie r: Das werden Sie 'beurteilen!) 
Ihre Ausführungen haben das zweifelsohne 
gezeigt. 

Ich möchte aber noch etwas sagen, näm­
lich daß es äußert unqualifizierbar war, 
daß der Herr Vizekanzler Dr. Withalm 
den jüngsten Abgeordneten unserer Partei 
bei einem zweifelsohne sehr ernsten und 
sachlichen Referat durch unqualifizierte 
Zwischenrufe niedergebrüllt hat. (Abg. Dok­
tot· Mus s i 1: So qualifiziert war das Referat 
aber nicht! - Ruf bei der öVP: Seien Sie 
nicht so empfindlich!) Der Herr Vizekanzler 
hat, nachdem ihm die Hofübergabe nicht ge­
glückt ist, etwas an Stärke verloren (Zwi­
schenrufe bei der öVP); denn ich habe fast 
den Eindruck, daß in ,dies-ern Hohen 
Hause ß1ac'h acht Uhr abends sc-hon seit 
Tagen eine Stimmung herrscht, die meiner 
Meinung nach von einem guten Tropfen des 
Abgeordneten Minkowitsch herrührt (Abg. 
Dr. Kr an z 1 m a y r: Nur nicht 8chon wieder 
Verdächtigungen!), denn diese Zwischenrufe, 
die in den letzten Tagen nach acht Uhr 
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lassen oder neue, passende Formulare dafür 
anschaffen und die alten als Altpapier ver­
ka ufen? Ich frage Sie, Herr Minister: W () 
bleibt da die Verwal tungsel"'sparung? 

abends in diesem Hohen Haus gefallen sind, 
die deuten zweifelsohne darauf hin. (Abg. 
Dr. Kr a n z l m a y r: Vorsichtig, mein Herr! 
- Abg. W e i k h art: Herrn Dr. Kranzlmayr 
braucht man nicht zu verdächtigen!) Der österreichische Steuerzahler muß sich 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): mit Recht fragen, ob hinter den Maßnahmen 
Also bitte, vielleicht wollen wir den Alkohol auf steuerlichem Gebiet nicht die Absicht 
auf allen Seiten aus dem Spiel lassen! steckt, die Rechtsunsicherheit noch zu ver­

größern. Ich verweise auf die Alkoholsteuer. 
Abgeordneter Jungwirth (fortsetzend): Referenten haben eine Art überschlägiger 

Ich habe nur von einigen Herren gesprochen, Überprüfung gemacht und sind zu der Fest­
und der Eindruck ist, glaube ich, auch auf 
die Presse gemacht worden, stellung gekommen, daß die zuständigen 

Branchenreferenten für die Berechnungen 
Herr .Bundesm~nister!. Si~ brauchen (Red- und die 'Überprüfung der Alkoholsteuer jähr­

ner we'lst auf e'ln. ge'Wzcht'Lges Paket neb~n lieh zirka 200 Stunden benötigen, Dazu 
dem Rednerpult) keme Angst zu haben - SIe kommt noch die Zeit der in vermehrtem Aus­
werden nämlich blaß -, das sind nicht I maß einzusetzenden Prüfer, 
meine Redeunterlagen, ich werde nicht so 
lange reden, aber ich möchte in diesem Zu- Herr Bundesminister! Sie wissen aus den 
sarnmenhang mit diesem Paket auf Ihren Rechnun~shofberichten, daß die Finanzämter 
eigenen Plan zurückkommen und zwar I' gerade emen großen Mangel an Prüfern zu 
schreiben Sie dort auf Seite 49 in einem ~e~'zeichnen haben. Wie .. diese 'Überpr~f~ng 
ganz kurzen Satz: "Der Sparsamkeit im De! de~ b~steh~nden P.rufermangel m.oghch 
Bereich der Verwaltung ist größtes Augen- sem WIrd, 1st mIr als Fmanzbeamter emfach 
merk zu schenken." unverständlich. Herr Bundesminister, Sie 

H B d ., t 'I d' P k t wis'sen genall : Nur 1 Prozent der Betriebe 
err un esmmlS er. nIesem a e d d . d d' G ßb t . b d " ,.. - un as sm le ro e ne e - wer en 

smd dIe BescheIde, Formblatter und Druek- 1 f d t "ß'" d' '''h . 
rt d F

'" d d . .. au en urnusma 19 m emem relJa ngen 
BO en er manzamter un er Fmanzamter T .. ft W 't 10 P d 
f

,· C'\ b"h d V k h . urnus gepru, el ere rozent - as 
ur G-e uren un er e rsteuern drmnen. . d M 'tt Ib t . b k" f 11 ' 

.,,, ! sln 1 e e ne e - onnen nur a welse 
Ich habe SIe nIcht gezahlt, sondern nur ge- 'I "ft -d D' ß Z hl d KI' 
wogen, Sie wiegen 4,15 Kilogramm! Noch. bgetP~ub wbe,l en. :e groGe ~ er ~lkn-
d . d' d' F bl"tt . h . I e ne e IS zu eInem ewmn von zlr a 

azu sm mIesen orm a ern nIC t em- 75000 S . -d"b h t 'ht f d' E' 
mal die Bescheide und Drucksorten über die k . ~H U er ~~f nIC

d 
au h' le .m

d
-

Zölle enthalten. omm~ns euer gepru ' .. son ern ler WIr 

Herr Bundesminister! Dies scheint die in 
Ihrem Ressort angestrebte Verwaltungsver­
einfachung ad absurdum zu führen, jeden­
falls hält dieses Paket keiner Konfrontation 
mit Ihrem Plan stand, Vielleicht könnte der 
Herr Rationalisierungsstaatssekretär wäh­
rend der Feiertage über eine Vereinfachung 
auf diesem Gebiet nachdenken, Ich erinnere 
mich daran, daß wir vor kurzem das Familien­
lastenausgleichsgesetz geändert haben. 
Früher waren für diesen Zweck zwei Form­
blätter notwendig, jetzt sind es vier, So ar­
beitet die Verwaltung, und so sieht die Ver­
einfachung der öffentlichen Verwaltung aus! 
Es schiene mir vernünftiger und höchst an 
der Zeit, wenn die bestehenden Steuervor­
schriften einmal einer Revision im Hinblick 
auf die im Koren-Plan angekündigte Verwal­
tungsvereinfachung überprüft würden, Herr 
Bundesminister! 

Noch ein Beispiel für die Unüberlegtheit 
in der Verwaltung. Die Finanzämter erhiel­
ten bereits vor einiger Zeit Fensterbriefum­
schläge, Diese können aber nicht verwendet 
werden, da die derzeit verwendeten Formu­
lare nicht die geeignete Form haben, Was tut 
nun der Herr Minister? Die Kuverts liegen-

nur dIe Umsatzsteuerprufung durchgeführt. 

Ich weiß nicht, ob meine Schätzung richtig 
ist, Veranlagungsreferenten behaupten zu­
mindest, daß zirka 40 bis 45 Prozent der 
selbständig Erwerbstätigen ein Einkommen 
von nur 25.000 S jährlich fatieren. Es ist 
bedauerlich, daß unsere Steuerstatistik so 
sehr nachhinkt und daß eine genaue Zahlen­
feststellung nicht zur Verfügung steht. 

Eine weitere Rechtsunsicherheit bereitet 
auf Grund des neuen Einkommensteuer­
gesetzes 1967 der § 32 a. Er ist so unüber­
sichtlich und schwerverständlich, wie mir 
Referenten mitteilten, daß ein Fachmann 
kaum in der Lage ist, diese Bestimmungen in 
jedem Fall fehlerfrei anzuwenden, Es kommt 
immer wieder zu Zweifelsfragen. 

Ich möchte mir gerade deshalb erlauben, 
mit Genehmigung des Herrn Präsidenten 
hier eine kurze Kostprobe zu verlesen, und 
möchte auch die Herren der Presse bitten, 
auf dieses Finanzdeutsch achtzugeben. 

§ 32 a lautet folgendermaßen: 
,,(1) Bezieht jeder der nach § 26 Abs. 1 

zusammen zu veranlagenden Ehegatten Ein­
künfteaus einer oder mehreren Einkunfts­
arten des § 2 Abs, 3 Z, 1 bis 4 und wird der 
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Absetzungsbetrag gemäß § 4 Abs. 4 Z. 4 
nicht gewährt, dann ist das Einkommen (§ 2 
Abs. 2) vor Anwendung des Einkommen­
steuertarifes um die Summe dieser Einkünfte 
jenes Ehegatten, bei dem diese Summe nied­
riger ist, zu kürzen. Sind die Summen der 
genannten Einkünfte bei jedem Ehegatten 
gleich hoch, dann ist nach Wahl des Steuer­
pflichtigen das Einkommen vor Anwendung 
des Einkommensteuertarifes um die Summe 
der genannten Einkünfte eines der zusammen 
zu veranlagenden Ehegatten zu kürzen. Der 
nach dem ersten oder zweiten Satz in Ver­
bindung mit Abs. 2 begünstigte Betrag darf 
nicht höher als 10.000 S zuzüglich 15 v. H. 
des 30.000 S übersteigenden Teiles des Ein­
kommens (§ 2 Abs. 2) sein, er darf aber ins­
gesamt 20.000 S nicht übersteigen. 

(2) Bei der Feststellung des nach Abs. 1 
beg'ünstigten Betrages ist zunächst die 
Summe der Einkünfte jedes Ehegatten für 
sich gesondert zu ermitteln. Hiebei ist die 
Summe der Einkünfte aus den Einkunfts­
arten des § 2 Abs. 3 Z. 1 bis 4 um einen Ver­
lust zu mindern, der sich aus der Summe der 
Einkünfte aus den Einkunftsarten des § 2 
Abs. 3 Z. 5 bis 7 ergibt." 

In dieser Art geht es weiter. 

Herr Bundesminister! Sie werden doch 
ehrlich zugeben, daß dieser Paragraph 
sicherlich zu Auslegungsschwierigkeiten 
führt. Da mir Veranlagungsreferenten das 
ernsthaft gesagt haben, möchte ich Sie sehr 
bitten, einen Durchführungserlaß zu diesem 
Paragraphen zu geben, denn e,s fehlt für 
dieses Einkommensteuergesetz 1967 noch ein 
Kommentar, wie es für das Einkommen­
steuergesetz 1953 der Kommentar von Zaple­
tal war. Sollten Sie, Herr Bundesminister, 
nicht in der Lage sein, hier einen dement­
sprechenden Durchführungserlaß ergehen zu 
lassen, so mögen Sie, bitte, dem Gesetzgeber 
die Interpretation dieses Paragraphen noch 
einmal vorlegen. 

Im übrigen erlaube ich mir zu erwähnen, 
daß von einer Steuergerechtigkeit in öster­
reich noch lange nicht gesprochen werden 
kann. Die Großverdiener werden weiterhin 
besonders bevorzugt. Als Beispiel möchte ich 
auf die Gewährung des Kinderfreibetrages 
bei Höchsteinkommen hinweisen. 

In der Steuergruppe Bl1 beträgt die Erspar­
nis im Jahr 3290 S. Das bedeutet für den­
jenigen eine zweite Kinderbeihilfe für sein 
erstes Kind. 

Der Kleinverdiener aber, der keine Steuer 
oder nur eine geringe zu bezahlen hat, geht 
leider leer aus. Das Tragische an dieser 
Angelegenheit ist außerdem noch, daß er für 
die Jahre 1969 und 1970 nicht die Möglich-

keit oder die Hoffnung hat, durch die Er­
höhung der Kinderbeihilfe seine durch Preis­
erhöhungen erhöhten Ausgaben auszuglei­
chen. Denn wiederum waren es Sie, Herr 
Finanzminister, und der Bund, die die 
Ki'llderbeihHfenf onds beiträge inkamerierten 
und diese überschüsse für die Abdeckung 
des Defizits verwendeten. 

Genauso ungerecht - das haben mir 
Spezialisten bei der Behandlung des Gesetzes 
auch gesagt - ist die Anwendung des Allein­
verdienerfreibetrages. Herr Bundesminister! 
Ich glaube, um der Gerechtigkeit willen 
würde es hier einer Novelle bedürfen. Ich 
möchte Ihnen das an einem Beispiel klar 
aufzeigen. 

Gemäß § 32 Abs. 3 Z. 2 wird der Allein­
verdienerfreibetrag nur gewährt, wenn nur 
eine Person Einkünfte im Sinne des § 2 
Abs. 3 Z. 1 bis 4 des Einkommensteuer­
gesetzes hat. Das bedeutet in der Praxis, daß 
ein Arbeitnehmer, dessen- Frau eine kleine 
Landwirtschaft besitzt, nicht in den Genuß 
dieses Alleinverdienerfreibetrages kommt. 
Hingegen kann ein Großverdiener, dessen 
Gattin eine Million Einkommen aus Kapital­
vermögen bezieht, diese Begünstigung ohne­
weiters in Anspruch nehmen. Das ist jähr­
lich wiederum eine Steuerbegünstigung von 
1880 S! 

Nur ein paar Gedanken zur Verwaltungs­
vereinfachung. Alljährlich drängen sich 
Menschenschlange-n vor den Lohnsteuer­
steIlen um die Eintragungen der Steuerfrei­
beträge ; unter anderem auch, um die Bei­
träge an Bausparkassen gemäß § 10 des Ein­
kommensteuergesetzes eintragen zu lassen. 

Herr Bundesminister! Es ist nur ein Vor­
schlag von mir, ich weiß nicht, ob Sie ihn 
durchführen wollen: Es wäre verwaltungs­
technisch eine Erleichterung, wenn diese 
Freibeträge auf die Dauer der Gültigkeit der 
Lohnsteuerkarten - das sind drei Jahre -
eingetragen würden, denn es besteht ja für 
diese Steuerfreibeträge aus den Bauspar­
kassen eine fünf jährige Bindung. Wird diese 
Bindung nicht eingehalten, hebt also jemand 
vor diesen fünf Jahren aus diesen Bauspar­
beiträgen Geld ab, so ist die Bausparkasse 
verpflichtet, dem Finanzamt darüber zu be­
richten, und der Betreffende muß die Lohn­
steuer wieder zurückzahlen. 

Im übrigen möchte ich sagen, Herr 
Bundesminister, daß das Wort "Bausparen" 
im § 10 vollkommen fehl am Platz ist. Denn 
der Betrag ist zwar fünf Jahre gebunden, 
aber entgegen den früheren Bestimmungen 
nicht mehr für den Bau eines Wohnhauses 
zu verwenden, denn nach fünf Jahren kann 
sich der Sparer mit diesem Betrag ein Auto 
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kaufen. Das, glaube ich, wird falsch ausge­
legt. Ich würde ersuchen, daß man für diesen 
Ausdruck "Beiträge an Bausparkassen" 
einen anderen Ausdruck finden möge. 

Auch hier, Herr Bundesminister, eine Be­
nachteiligung wiederum des kleinen Mannes. 
Ich möchte Ihnen ein Beispiel aus meiner Ge­
meinde sagen. Im letzten Jahr haben fünf 
meiner Gemeindebürger Einfamilienhäuser 
gebaut, von denen vier einen Bausparvertrag 
abgeschlossen haben. Von diesen vier haben 
drei vier und mehr Kinder und bezahlen 
keinerlei Lohnsteuer, haben also auch die 
Begünstigung des § 10 nicht in Anspruch 
nehmen können. Ich bin der Meinung, daß es 
im Interesse der Steuergerechtigkeit 
zweifelsohne am Platze wäre, wenn man 
diesem ausgeschlossenen Personenkreis 
durch irgendwelche Prämien ebenfalls be­
hilflich wäre. 

Dasselbe, Herr Bundesminister, was Ver­
waltungsvereinfachung anbelangt, gilt für 
den Jahresausgleich von Amts wegen, umso­
mehr, als jetzt die Grenze auf 48.000 S erhöht 
wurde. Herr Bundesminister! Ich weiß aus 
Erfahrung, daß alljährlich 30 bis 40 Prozent 
der Steuerpflichtigen mit niedrigem Einkom­
men, nur weil sie eine zweite Lohnsteuer­
karte haben, von Amts wegen zur Vorlage 
von Renten- und Lohneinkünften verhalten 
werden, womit nicht nur den Finanzämtern, 
sondern auch der Wirtschaft durch die Aus­
füllung von Lohnzetteln eine nicht unbe­
'achtliche Erschwernis auferlegt wird. Viel­
leicht wird sich in dieser Frage auch der 
Herr Ersparungskommissär, Staatssekretär 
Gruber, etwas einfallen lassen; denn es ist 
ja völlig sinnlos, Herr Minister, daß man 
jahrelang solche Leute, Witwen, die nur als 
Aufräumerinnen beschäftigt sind und nie 
diese Grenze von früher 36.000 und jetzt 
48.000 S erreichen, jahrelang mitschleppt, 
jahrelang von ihnen verlangt, ihre Renten­
bezüge von der Pensionsversicherungs­
anstalt bekanntzugeben und von der betref­
fenden Dienststelle, wo sie als Aufräumerin­
nen tätig sind, die Lohnbelege vorzulegen. 
Hier wäre zweifelsohne die Möglichkeit einer 
Verwaltungsvereinfachung gegeben. 

Noch etwas, Herr Bundesminister. Ihr Vor­
gänger war stolz darauf, daß er die Säug­
lingsbeihilfe und die Geburtenbeihilfe zu­
sammengelegt hat. Aber ich persönlich bin 
der Meinung, daß die Zusammenlegung dieser 
Säuglings- und Geburtenbeihilfe zur Fami­
lienbeihilfe nicht günstig war. Ich habe ver­
schiedentlich Beschwer·den gehört, daß 
;schwangere Frauen, die um diese Geburten­
und Säuglingsbeihilfen ansuchen, sich stun­
denlang zwischen Männern bei den Finanz-

ämtern anstellen müssen, um ihren Antrag 
abzugeben, um dann den Betrag zu erhalten. 
Ich glaube, auch hier könnte man einen Weg 
finden, um das zu ändern. Also war es nicht 
so sehr glücklich und erwünscht, daß man 
diese beiden Beihilfen zusammengelegt hat, 
zumindest nicht im Interesse der schwan­
geren Frauen. Die Praxis, Herr Bundesmini­
ster, sieht eber, leider in der Regel anders 
aus. 

Herr Bundesminister! Nun eine vollkom­
men neue, bestimmt nicht einsparende Aktion 
Ihrerseits. Es scheint ein neuer· politischer 
Stil zu sein. Sie haben Ihre Budgetrede allen 
Beamten, den Referenten, den Prüfern, 
Gruppenleitern der Finanzämter mit der Be­
merkung geschickt, sie nicht nur zu lesen, 
sondern mit der "Steuerzeitung" bei den 
Akten abzulegen. Das ist erstmals in der Ge­
schichte der österreichischen Finanzverwal­
tung geschehen. 

Ich muß das bedauern, und zwar aus fol­
gendem Grund: Wir wissen und es ist all­
seits bekannt, Herr Bundesminister, daß die 
Prüfer, die Referenten nicht alle mit dem 
nötigen Material ausgestattet werden und 
daß ihnen die nötige Literatur und vor allem 
die, die sie in ihrem Dienst brauchen, nicht 
zur Verfügung steht. Sie sind gezwungen, 
um ihren Dienst ordentlich erfüllen zu kön­
nen, die verschiedenen Kommentare - ich 
nenne den Zapletal für die Einkommensteuer 
oder den Strack für die Umsatzsteuer, der 
allein, Herr Bundesminister, glaube ich, 
über 1000 S kostet - aus eigener Tasche zu 
bezahlen. Daher ist es mir unverständlich, 
daß Sie es der Mühe wert gefunden haben, 
Ihre Budgetrede den Finanzbeamten zur 
Aktenlage und zum Lesen zuzuschicken, an­
statt dafür Sorge zu tragen, daß die Finanz­
beamten, die Prüfer und Referenten die ent­
sprechenden Unterlagen und Kommentare 
erhalten und nicht aus eig~ner Tasche zu be­
zahlen brauchen. 

Aus diesen Gründen haben wir Sozialisten, 
Herr Bundesminister, kein Verständnis für 
diese neuen propagandistischen Mätzchen 
der ÖVP. Ich fühle mich verpflichtet, meine 
einmal - ich glaube im Juni - gemachte 
Bemerkung zu wiederholen. Herr Finanz­
minister ! Sie sind angeblich als unpoliti­
scher Wissenschaftler in diese monocolore 
Regierung eingetreten und sind nun der Ge­
fangene der Gruppeninteressen innerhalb der 
öVP geworden. 

Abschließend, Herr Bundesminister, erlau­
ben Sie mir noch, daß ich allen meinen Kol­
leginnen und Kollegen im Finanzdienst für 
die im verflossenen Jahr geleistete und nicht 
immer leichte Arbeit - denn Sie wissen, daß 
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der Finanzbeamte in jedem Witzblatt einen 
Platz hat - im Namen meiner Fraktion 
meinen aufrichtigen Dank sage. (Beifall 
bei der SPö.) Aber wir sehen uns trotzdem 
außerstande, diesem Kapitel unsere Zustim­
mung zu geben. (Beifall bei der SPö.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Ab­
geordnete Kranebitter. Ich erteile es ihm. 

schuler:satz er:s,chloss,en. Mehr konnte damals 
nicht erreicht werden. Ich konnte a,ber bei 
der Schulgesetz'gebung, durch diesen ersten 
Schritt aus,gelöst, meine Zustimmung ,geben. 

Ich habe mich in den letzten Jahren zu 
mehreren Einsätzen verpflichtet gefühlt. Ich 
wollte ja erreichen, daß in möglichst vielen 
Landgemeinden die zentrale Volksschule zur' 
Ausbauvolksschule entfaltet wird. Es hat 

Abgeordneter Kranebitter (ÖVP): Herr mich hiebe,i die Hoffnung beseelt, daß d.ann 
Präsident! Hohes Haus der österreichischen die notwendige gesetzliche Verbess.erung 
Bund-es,gesetz.gebung! In den zwei J ahrzehn- . dieser Schultype erreicht werden könnte. Es 
ten meines Wirkens in -dies'em Hohen Hause konnte aber die Bereitschaft zu dies-er Maß­
treibt mich wie so oft wieder das Wissen nahme nicht erschlos,sen werden, weil der 
um die NotwendigkeLt einer großen Reform Name "Ausbauvolks1schule" die lähmende 
und um die Pflicht und Verantwortung des Optik erzeugte, -daß diese Schule ,in ihrer 
Volksvertreters zum Rednerpult des Parla- Oberstufe doch keine vollwertige Haupt­
menta. schule sei. Diese überzeugung und die Be-

Ich .stehe heute hier um alle maßgeb- fürchtung, d,aß eine Novellierung des Schul­
lichen führ,enden Pe~-sönlichkeiten und organisationsgesetzes nicht erreicht werden 
letzte~ Endes alle Abgeordneten des Hohen! kann, hat die Verantwortlichen in allen 
Haus,es um die baldige verwi,rklichung einer I österreichi~chen B~_ndesla.·ndern gezwungen, 
unaufschiebbar gewordenen Pflichtschul- d.as gesetzlIch begrundete Haupts,chulsystem 
reform zu bitten. Wenn ich die Aufklärung allmählich auch in der ländlichen Welt der 
über die zwingende Notwendigkeit und über I Venvirklichung entgege·nzufü,hren. . 
die Bedeutung di,e,ser Schulreform bei der Ich biete Ihnen nun, meine Damen und 
Debatte über das Kapitel Finanzen abgebe, I Herren, jedes Wort durchdacht und daher 
80 deshalb, weil die Verwirklichung dies,er i im Ge,gens'atz zu meiner Stellungnahme im 
Reform die Gemeinden der ländlichen W,elt, i Finanzausschuß nicht in freier Rede, un­
für deren ordnende und aufbauende Kraft. widerlegliehe Beweise dahin, daß die Ver­
wir auch Mitverantwortung tragen, vor i wirklichung des der1ieitigen Hauptschul­
einer finanziellen Mehrbelastung im Umfang I systems vor allem ... 
von mehr-eren Milliarden Schilling bewahren 
würde. Präsident: Bitte, Herr Abgeordneter, jetzt 

D' Pfl' ht h I f d' d "ßte den Zusammenhang zwischen dies-er Schul-lese lC sc u r,e orm, 'le em gro n . . . 
T '1 d h t h I 'f K' d d I" d : debatte mIt dem Fmanzgesetz herZ/u,stellen. el er aup sc u rel en In ·er ,es an-, 
lichen Raumes im Heimatdorf eine vollwer- Abgeordneter Kranebitter (fortsetzend): 
tige Haupts·chulbildung geben würde, habe' - da's tue ich ja - '" vor allem in den 
ich s·chon vor ,sechs-einhalb Jahren bei der Landgemei.nden der extremen Siedlungs­
Schaffung der neuen Schulgesetzgebung er- gebiete unglücksielige Auswirkungen zeitigen 
strebt. Ich war von ihrer Notwendigkeit: würde und daß wir daher verpflichtet sind, 
schon damals so überzeugt, daß ich meine I: die Landbevölkerung und ihre Jug,end vor 
Zustimmung zu den Schulges,etzen von d,er dieser Entwicklung zu bewahren. 
Begründung einer neuen Pflichtschultype, 
der:en Oberstufe zur Hauptschule ausgebaut 
sein sollte, abhängig gemacht habe. 

Die Frucht jenes Ringens war die Bf~Jrün­
dung der Ausbauvolks,s,chde im Schulorga­
nisations,g,esetz. Der Name "Ausbauvolks­
schule" wurd-e gewählt, weil in Tirol vor 
dem Beschluß der Schulge,setzgebung in 
einem Zeitraum von fünf Jahren und in 
über 80 Volksschul-en -ein Versuch zum Aus­
bau der Oberstufe der Volksschule gemacht 
wurde und weil die Schulfachleute damals 
den vielleicht noch berechtigten Standpunkt 

Im Schulorganisations,gesetz - es ist not­
wendig, daß ich das in Erinnerung rufe -
ist bekanntlich festgelegt, d'aß die Volks>­
&C'hule nur mehr die Unterstufe mit den 
Kindern der ersten vi,er Pflichtschuljahre 
umfaßt; an die Stelle der Oberstuf,e der 
Volksschule tritt die zweizügige Haupt­
schule: der A-Zug der Hauptschule umfaßt 
die hervorragend intelligenten Kinder, und 
der B-Zug der Hauptschule ist für die eben­
falls begabten, jedoch praktischer veranlag­
ten Kinder ... 

eingenommen haben, daß d~eser Schulver- Präsident: Bitte, Herr Abgeordneter, die 
Buch noch nicht abgeschlossen sei. Durch Schulfragen haben wir bei einem anderen 
die gesetzliche Begründung der Ausbau- Kapitel behandelt. Es kann jetzt nur um die 
volksschule war wenigstens den Kindern in Finanzierung g,ehen; wenn Sie darüber 
den extremsten Siedlungsgebieten ein Haupt-I sprechen woUen. 

128. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)62 von 122

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 128. Sitzung - 20. Dezember 1968 10993 

Abgeordneter Kranebitter (fortsetzend): I vieler notwendiger Wohlfahrts,ein.richtun­
Ich komme in mehreren meiner Sätze auf I gen nicht mehr möglich wäre. 
Finanzierungsrfragen zusprechen. Ich habe 
das R,echt, bei d·er Debatte über das Kapitel 
Finanzen auch di1eses Thema zu behandeln. 

Die Schaffung von zweizügigen Haupt­
schulen, in denen der Unterricht durch 
Fachlehrer vermittelt wird, ist für die ,ge­
,schlos.senen Siedlu.ngen der Städte und In­
dustrieorte zweifellos ,eine fortschrittliche 
Gestaltung des Pflichtschulwesens, dies um­
somehr, weil die Hauptschüler mit wenigen 
Ausnahmen auf kurzen und ungefährlichen 
Wegen zu Fuß oder mit der Straßenbahn in 
die Hauptschule gelangen können und weil 
sie auch im Bereich ihrer Heimatstadt oder 
ihrer Geburtsgemeinde im Industriegebi,et 
bleiben dürfen. Für die ländliche Welt, in 
der die Si:edlungen weit voneinander ent­
fernt sind und diese bis in Höhen von 
1700 Metern hinaufreichen, ist diese,s Pflicht­
schulsystem jedoch nicht geei,gnet. In man­
chen Teilen des ländlichen Raumes, insbe­
sondere auch in den Gebirgsgegenden öster­
reichs, wären die Nachteile dieses Schul­
systems so groß und so verhängnisvoll, daß 
ein.e VerwirkHchung nicht verantwortet wer­
den könnte, vor allem auch weg·en der gro­
ßen finanziellen Belastung der Landgemein­
den und der Bunde,sländer. 

Ich zeige einige dieser Nachteile nun auf: 
80 Prozent der Landgemeinden würden durch 
den Abbau der Oberstufe ihrer Volks:schule 
nur mehr eine Schul,e der ABC~Schützen be­
sitZien. Alle geistig normalen Kinde.r dieser 
Gemeinden würd,en an aUen Schultagen des 
Jahres, das sind mindestens 240 Tage, und 
dies vier Jahre hindurch, aus d,er Gebol'lgen­
heit de,s Heimatdorfes herausgerissen und 
den Gefahr·en und NachteHen des Pendler­
tums überantwortet werden. 

Die Liqu1dierung der Oberstufe d,er Volks­
schule und d,er Abzug aller Kinder, die die 
Reife für den A-Zug oder B-Zug d,er Haupt­
schule besitzen, würden selbstverständlich 
auch di1e Abwanderung aller Lehrkräfte der 
Oberstufe nach sich ziehen. 80 Proz'ent der 
Land.gemeinden Österreichs würden damit 
auch jene Kräfte verlieren, die zur außer­
schulischen Weiterbildung der Jugend und 
vor allem zur Förderu,ng der Volksbildung 
und Volksokulturerstrangig berufen und be­
fähigt .sind. Der Bau und die E.rhaltung der 
notwendi.gen zweizügigen Hauptschulen und 
die hohen Kosten des Transporte;s der Haupt­
schüler würden -den Landgemeinden, di.e in 
den letzten 15 J,ahren zum Großteil mit 
großen Opfern neue Volks,schulen mit Ober­
stufen gebaut haben, so ,schwer,e finanzielle 
Lasten aufbürden, daß ihnen di'e Schaffung 

Die verhängni,svollste und unverantwort­
lichste Frucht der Verwirklichung des ge­
setzlich begründ,eten Hauptschul,systems in 
der ländlichen Welt wäre aber folgende: 
Nach dem Bau der vielen Hauptslchulen, die 
für die Aufnahme aller A- und B-Zug-reifen 
Kinder im ländlichen Raum noch notwendig 
sind, müßten täglich insgesamt rund eine 
Viertelmillion Kinder in 6000 Schüleromni­
bussen in die Hauptschulen transportiert ... 

Präsident: Herr Abgeordneter! Ich mache 
Sie zum letztenmal darauf aufmerksam, daß 
Sie nicht zur Sache ,sprechen! 

Abgeordneter Kranebitter (fortsetzend): 
Ich darf noch s,agen, daß zum Beispiel der 
Schülertransport von einer ,einzigen Ge­
meinde unserer Heimat in die Hauptschule 
der Geme,ind,e eLne Last von jährlich 80.000 S 
aufgebürdet hat. E,ssind also finanzielle 
Auswirkungen mitdies·er Schulreform ver­
bunden. 

Präsident: Das hätte man gleich einleitend 
sagen können. Ich bitte, jetzt auf dieSle Ver­
bindungen zusprechen zu kommen. 

Abgeordneter Kranebitter (fortsetzend): 
Es müßten am laufenden Band Wunder ge­
schehen, wenn bei der Fahrt der 6000 Omni­
busSte nicht jedes Jahr einige Verkehr.sU'n­
fäHe zu beklagen wären. Schon bei der Fahrt 
auf den Straß,en im ebenen Gelände können 
auf Grund des ständig steigenden internatio­
nalen Verkehrs schreckliche Verkehrsunfälle 
zustandekommen. W·ennaber ein Sc,hüler­
omnibus im Gebirge von der Straße abge­
drängt würde, dann wären ,an s'ehr vi,el'en 
SteHen der Gebirgsstraße:n 40 wertvolle 
junge Menschen, die nicht aus verschiede­
nen Gegenden kommen, sondern die die gei­
stige Elite eines Dorfes sind, tot. Nach einem 
,solchen Unglück wür,de zunächst ein Wei­
nen durch da.s Land gehen, im nächsten 
Au,genblick würden ,sich abe.r die Hände ... 

Präsident: Herr Abgeordneter, Sie spre­
chen nicht zur Sache. Ich muß Ihnen leider 
das Wort ·entziehen. Ich kann hier keine 
präjudiziellen Wirkunge'D auslösen lassen. 
(Abg. Kr a ne bit t e r: Es ist wiederholt 
über solche Themen geredet worden!) 

Zum Wort gemeldet i,st der Abgeordnete 
Erich Hofstetter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Erich Hofstettel' (SPÖ): 
Herr Präsident t Hohes Haus t Ich ,erlaube 
mir auf einige Äußerungen meiner Vorred­
ner vom ge'strigen Tag und auch von heute 
zurückzukommen. 
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Erich Hofstetter 
Ich möchte Sie ersuchen, lieber Kollege 

Weidin,ger und3luc.h Kollege Sandmeier, sich 
zu e'inilgen. Wir be.grüßen di'e Feststellung 
des KoHegen Weidinger, daß er auf die Bun­
deshauptstadt Wien ,stolz ist. Wir können 
auch stolz darauf s·e.in. Allerdings ist dann 
die Meinung des Herrn Kollegen Sandmeier, 
daß in Wien nichts ges,chehen ist, nicht ver­
ständlich. Letzten Endes ist es eine Tat­
Isache - und das sollen wir festhalten -, 
daß immer wieder die Ausländer beziehungs­
weise die Fremden, die 'flach Wie'n kommen, 
die Aufbauleistungen dieser Stadt begrüßen 
und anerkennen. Allerdings wi,ssen wir 
nicht, ob nicht eine gewi,s,s·e Art von Politik 
da,hintersteckt, wieder eine Form zu wähle'n, 
um einen Zwiespalt zwischen der Hauptstadt 
Wi,en, dem Land und der Gemeinde Wien 
und den anderen Bunde·sländern herbeizu­
führ,en. 

Es wurde gesagt, daß in Wien nichts ge­
schehen ,sei. Ich glaube aber, Herr Kollege 
Sandmeier, daß gerad'e hier in Wien immer 
die geri:ng,ste AI"beitslosigkeit zu vexzeich­
nen gewes'en ,ist. Das tst mit d,en Versuchen 
der Strukturpolitik und auch mit der not­
wendigen Finanzpolitik unserer Stadt sehr 
eng verbunden. 

Ich bin ,auch dem Herrn Kollegen 
Machunze dafür ,sehr dankbar, daß er ge,stern 
einmal gesagt hat, wir haben bei dieser Bud­
getdebatte kl,are Fronten bezogen. Ja, die 
Fronten .sind klar, weil die Politik der öster­
reichi.schen Volkspartei, die Regierungspoli­
tik, eindeutig zum Ausdruck gekommen ist. 
Wir treibe:n keine billige Eff,ekthascherei, wie 
rnanchma,l Kolle.gen von der rechten Seite 
betonen. Ich möchte hier für die Sozialisten 
feststeHen, daß wir in voHer Verantwortung 
und im vollen Bewußtsein immer wieder der 
österreichischen Volkspartei, d'er Regi,erung, 
Vorschläge 'unterbreitet haben,_ di'e nicht von 
den Sternen herbeigeholt waren, ,sondern auf 
realen Tatsachen aufbauten und beruhten. 

Wenn hier vielleicht 'ei,ne neue Form ge­
wählt wird, indem man sagte, ,es gehe dem 
Menschen bes,ser, muß ich sagen: Selbst­
verständlich, ,es soll ihm ,auch besser gehen. 
Aber ich .darf feststellen, daß das nicht das 
alleinige Verdienst der Regi:erung ist, wie es 
in den letzten Debatte'nbeiträgen zum Aus­
druck gekommen ist. (Zwischenruf bei der 
öVP.) Wir kommen schon noch darauf zu 
reden. (Abg. Dr. Ba s set t i: Sie sind schizo­
phren mit dieser Argumentation!) Aber 
schizophren s1nd Sie, Kollege, wenn Sie 
nicht wi,ssen, welche Vorschläge vorgelegen 
scind. Ich werd·e im weiteren Verlauf meiner 
Rede die,s·e Vorschläge mit Erlaubnis de,s 
Präsidenten vorlesen, damit Sie wissen, daß 
alles von uns fundamentiert ist. 

Aber wa.s i.st denn geschehen? Warum 
haben wir die Sorgen um die Strukturpolitik? 
Weil letzten Endes nicht nur der Gewerk­
schaftsbund in .s,einen einstimmigen Be­
s'chlü,ssen schon im Jahre 1965, im besonde­
renaber im Jahre 1966 auf diese Situation 
hingewiesen hat, sondern Gewerksc.hafts­
bund und Arbeiterkammer haben gemeinsam 
im März 1966 ihre Vorschläge der Bundes­
regierung unterbreitet, in denen Maßnah­
men gefordert wurden, um der Entwicklung 
vorzubeugen, die sich angekündigt hat. 

Diese Vorschläge haben wir ja nicht nur im 
Jahre 1966 unterbreitet, wir haben als Sozia­
u.sten immer wieder auf die schwierige 
wirtsc.haftliche Entwicklung hing,ewiesen. 
Welches Wörtchen i,st bei uns in österreich 
Brauch? Ich glaube, der Herr Finanzmini­
ster wird mir recht geben: In der Politik 
der Regierung gibt es das Wort, daß Maß­
nahmen .spät, manchmal sehr spät und 
manchmal auch zu spät gesetzt werden. Ge­
rade das möchte ich im Hinblick darauf 
s,age'n, weil .gerade die letzte Zeit - 1967, 
1968 - ,sehr deutlich gezeigt hat, daß es 
dem Herrn Fi.nanzmilnister nicht möglich 
war, auch gute Überlegungen, richtige über­
legungen, denen man zustimmen kann, in 
der Mehl'heitspartei, die allein die Verant­
wortung trägt, zu realisieren. Er mußte sie 
zurückstellen, und das ist das Versäumnis, 
das wir Ihnen, meine Damen und Herren, 
vorwerfen. Dies,e Tats,achen ,sind es, die uns 
prakHsch in die Sackgas.se des Defizits des 
Budgets von 8,6 Milliarden Schilling geführt 
haben, wobei dies'e Politik - das geht auch 
aus dem Minderheitsbericht hervor - im 
Widerspruch zur Regierungserklärung steht. 

Gestern haben wir gehört, daß letzten 
Endes nicht die Re·gierungs,erklärung ver­
bindlich ist. Herr Generalsekretär Mus·sil hat 
dies im Zusammenhang mit dem länger­
fristi,gen Budgetkonzept zum Ausdruck ge­
bracht. 

H1er möchte ich noch einmal vermerken. 
daß dies,e Politik, die eine Verschuldung 
beziehungsweise eine starke Verschuldung 
diese's Staates herbeiführt, ohne einen not­
wendigen, d'araus resultierenden Wachstums­
effekt zu. haben, eine Belastung, eine Hypo­
thek für die österreichische Jug·end und für 
die österreichische Bevölkerung ist. 

Ihre Politik der letzten Jahre ist die Poli­
tik einer Einkommensverteilung, und zwar 
da,durch, ,daß der Bevölkerung im allgemei­
nen immer stärkere Steuererhöhungen und 
Belastungen auferlegt werden, die auf die 
einzelnen Bevölkerungsgruppen unterschied­
lich aufgeteilt werden: die Unselbständigen, 
die wirtschaftlic.h Schwächsten, haben die 
schwersten La,sten zu tr.agen! 
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Erich Hofstetter 
So liegt es 'in d1er Natur der Sache, daß 

man .sich in oder Diskussion über den Staats­
haushalt - das ist ja in den vergangenen 
Wochen geschehen - mit den jeweiligen 
Staatsausgaben beschäftigt. 

Aber -a.uch die St-aatseinnahmen müssen 
sehr genau durc.hleuchtet werden. In diesem 
Zusammenhang möchte ich ei,ne aus-drück­
Iiche Feststellung aus dem Wahl programm 

bereits mit September in Kraft getretenen 
Steuererhöhungen woUen die Re-gierungs­
propagandisten den Eindruck erwecken, d-aß 
das Budget 1969 keine Steuererhöhungen 
bringen wird, denn die bereits schon jetzt 
wirksamen Steuererhöhungen treffen auch 
weit überproportional die breite Masse der 
Arbeiter, Angestellten und Beamten dieses 
Landes. 

der öVP zitieren: Keine Preiserhöhungen, Ich möchte hier vor allem auf die zehnpro­
keine Tariferhöhungen ! und so weiter. - zentige Abgabe auf alkohoUsche Getränke 
Die Wirklichkeit .si,eht aber wesentlich anders I hinweisen. Wir sind für eine Abg.abe, für 
au.s. lc-h möchte jetzt nicht Einzelpositionen eine zweckbestimmte Abg.abe bei alkoholi­
wied·erholen, die Erhöhungen, die im Jahre .sehen Getränken, zweckbestimmt für den Ge-
1966 begonnen hahen und auch in den Jah- sundheitsdienst, meinetwegen auch für die 
ren 196'7, 1968 und auch 1969 der österreichi- Forschung. Darüber kann man reden. Aber 
sehen Bevölkerung auferlegt wurden bezie- eine zweckbestimmte Abgabe einzuführen, 
hungsweise werden. Schon im Jahre 1968 i.st I um die Budgetlücke zu schließ·en, ohne daß 
eine ganze Reihe von zusätzlichen Steuer- auf der Seite der Strukturpolitik, also auf 
erhöhungen in Kraft getreten, im besonde- der Seite der Maßnahmen für -ein größeres 
r·en die Erhöhung der Umsatzsteu·er und der Wirtschaftswa.chstum, etwas geschieht, ist 
Ausgleichsteuer. Wir haben damals davor ein Vorgang, dem wir nicht zustimmen 
gewarnt und auf die Gefahr aufmerks-am ge- können. 
macht, daß der überwiegende Teil der Er- Besonders die Pkw-Steuer stellt auch eine 
höhungen auf die Preise überwälzt wird ~nd fühlbare Härte für alle jene Arbeitnehmer 
die breite Masse der Konsumenten Ziusatz- dar, die gezwungen sind, mit dem Pkw tag­
lieh belastet. täglich zum Arbeitsplatz zu fahren,die oft 

Daß diese Belastungen nicht sofort mit sehr große Entfe·rnungen mit ihrem eigenen 
Inkrafttreten des Steuergesetzes am 1. Fe- Fahrzeug überwinden müss-en und manch­
bruar 1968 in allen Branchen durchgeführt mal zu zweit und zu dritt in die Arbeit fah­
wurden und weitergegeben wurden, ist vor ren, denn es ist ja bekannt, daß wir in 
allem darauf zurückzuführen, daß zum d,a- österreich eine Is-ehr starke Fluktuation 
maligen Zeitpunkt die Konjunkturaus,sichten haben. Gerade deshalb ist die.se Steuer im 
noch zi.emlich trübe einges-chätzt wurden. Hinblick auf die Mobilität d'er Arbeitskraft 
Wir hatten damals ja 145.000 Arbeitslose ZU nicht unbedingt fördernd. Ich glaube, daß 
verzeichnen. Man wußte noch nicht, wie sich der Herr Finanzminister mir hier doch recht 
die Konjunktur entwickeln wird. Man hat geben sollte und müßte. 
sich da,her nicht getraut, die Preis-e .sof~rt Das neue Budget wird auch eine Erhöhung 
zu erhöhen, aber in den letzten Mona~en 1st der Lohnsteue~, und zwar in Form eines 
es ander.s geworden. Denn schon mIt den zehnprozentigen Zuschlages bringen. Damit 
ersten Anzeichen der Konjunkturbelebu~g wiord der Erfolg d-er den A~beitnehmern von 
sind die vorläufig zurückgestellten Prels- den Gewerksch;ften durch die durchgesetzte 
erhöhungen in dile Tat umge~etzt ~orden; Lohnsteuerreform 1967 gebracht wurde, 
dementsprechend w~~ auch ~le SteI.gerung weitgehend zunichte gemacht. Wohl hat das 
des Verbraucherprelsmdexes In den letzten Finanzmi:nisterium Zahlen veröffentlicht, aus 
Monaten. denen hervorgehen soll, daß auch nach 

Es besteht -die Befürchtung, obwohl man di'eser neuerlichen Steuererhöhung di-e Lohn­
das heute ableugnen oder darüber hinweg- steuerr-eform i~ Endeffekt eine fühlbare 
gehen möchte, daß im Jahre 1969 aus dieser Steuerermäßigung gebracht hat, aber diese 
Situation, aus den kommenden Erhöhungen Bei'spiele beziehen sich vor allem auf allein­
und aus der konjunkturellen Entwicklung verdienende Familienerhalter mit mehr·eren 
stärkere Preisaufwärtsentwicklungen ein- Kindern. Aber hier geht es in erster Linie -
treten werden. deshalb führe ich das an - um höhere Ein-

Meine Damen und Herren! Mit di-esern kommen, deren Bezieher letzten Endes die 
Budget s'etzt nun die Bundesregierung die Hauptnutznießer der Steuerreform 1967 
Steuerpolitik der vergangenen Jahre, näm- waren. Das ist schön und gut, aber diese 
lich der Jahre 1966, 1967 und 1968, kons-e- Gruppe macht ja an sich höchstens nur ein 
quent fort. Es ist eine Politik der Ums-chich- Viertel aller Lohnsteuerzahler aus. Für die 
tung der Einkommen auf dem Rücken der restlichen drei Viertel, also für die überwie­
wirtschaftlich Schwächeren. Auf Grund der gende Mehrheit,si1eht die Sache schon 
schon heuer im Sommer be_schlos,senen und we·sentlich schlechter aus! Denn wäre dem 
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Erich Hofstetter 
nicht so, könnte auch d·er Herr Fi:nanz­
minister nicht mit dem Anwachs,en d,er Lohn­
steuereinnahmen einschließlich dieses zehn­
prozentigen Zuschlages um durchschnittlich 
fast 40 Prozent innerhalb eines einzigen 
Jahres rec·hnen. Die Löhne und Gehälter 
werden 1969 steigen, das versprechen wir 
Gewerkschafter, denn sonst würden Sie, Herr 
Finanzminister, niocht Ihre Zahlen im Budget 
be,stät1gt finden. 

Die Entwicklung bei den direkten Steuern 
ist überhaupt ein sehr interessantes Kapitel. 
Ein Vergleich der Bundesvoranschläge 1969 
und 1968 zeigt folgendes Ergebnis: Die 
Lohnsteuer d~r Arbeiter, Angestellten und 
Beamten wird ohne den zehnprozentigen Zu­
schlag um 1,7 Milliarden Schilling oder rund 
26,1 Prozent steigen. Gleichzeitig werden die 
Einnahmen aus sämtlichen Gewinnsteuern 
der Unternehmer, also aus der veranlagten 
Einkommensteuer, der Körperschaftsteuer, 
der Gewerbesteuer und der Bundesgewerbe­
steuer, spürbar absolut zurückgehen; und 
das, obwohl der Herr Finanzminister von 
der Voraussetzung ausgeht, daß im Jahre 
1969 das Bruttonationalprodukt um 5,5 Pro­
zent steigen wird. Es ist richtig, daß die 
Unternehmersteuern im Gegensatz zur Lohn­
steuer im nachhinein eingehoben werden -
damit will ich nicht sagen, daß die Form 
richtig ist - und gewisse Auswirkungen 
der Konjunkturflaute 1967 und 1968 noch zu 
spüren sein werden. Aber erstens wäre und 
ist es Aufgabe der Finanzämter, auf diesen 
Umstand bei der Vorschreibung der Steuer­
vorauszahlung Rücksicht zu nehmen, und 
zweitens hat ja österreich auch in den ab­
gelaufenen zwei Jahren immerhin noch ein 
wenn auch bescheidenes Wirtschaftswachs­
tum zu verzeichnen gehabt. 

Es wäre aber vielleicht ungerecht, ein 
endgültiges Urteil über die Steuerpolitik der 
öVP-Bundesregierung an Hand der Steuer­
entwicklung eines einzigen Jahres zu fällen. 
Es ist daher nicht uninteressant, die Ent­
wicklung einiger Jahre zurück zu verfolgen. 
Hier sieht das Ergebnis für die Mehrheits­
partei dieses Landes, für die Alleinregierung 
der ÖVP, wesentlich schlechter aus! 

Die Körperschaftsteuer wird 1969 den 
geringsten Ertrag seit 1963 abwerfen, die 
Gewerbesteuer den geringsten Ertrag seit 
1964. Seitdem die ÖVP allein regiert, sind 
die Einnahmen aus der Lohnsteuer der Ar­
beiter, Angestellten und Beamten um 43 Pro­
zent gestiegen, während die Eingänge aus 
der Einkommensteuer der Unternehmer nur 
um 24 Prozent zugenommen haben. Die Ein­
gänge aus der Körperschaftsteuer und der 
Gewerbesteuer sind sogar im Laufe dieses 
Zeitraumes ebenfalls zurückgegangen. 

Es ist sowohl vom Herrn Finanzminister 
als auch vom Herrn Generalsekretär Mussil, 
der leider nicht hier ist, immer wieder der 
Versuch gemacht worden, diese Entwicklungen 
ausschließlich auf soziologische und volks­
wirtschaftliche Ursachen zurückzuführen. 
Wir haben auch diese Ziffern sehr genau 
angeschaut und überprüft und mußten leider 
feststellen, daß sie durchaus nicht aus­
reichen, um die immer stärker werdende 
steuerliche Belastung der Arbeitnehmer 
gegenüber den Unternehmern zu erklären. 
Es ist zwar richtig, daß die Zahl der Arbeit­
nehmer zunimmt, während die Zahl der 
Selbständigen zurückgeht. Ich bitte jedoch 
dabei zwei Umstände zu bedenken: Erstens 
ist der Rückgang der Zahl der Selbständigen 
überwiegend im landwirtschaftlichen Be­
reich festzustellen, und jeder in diesem 
Ha use weiß, daß die Landwirte so gut wie 
fast keine Einkommensteuer zahlen; jeden­
falls zahlten jene, die ihren Betrieb auf­
gaben, keine Ei'llkommensteuer. Von einem 
Zuwachs der Za;hl der Arbeitnehmer 
kann man andererseits gerade in jenem Zeit­
raum, von dem hier die Rede ist, also in 
den Jahren der öVP-Regierung, nicht 
sprechen. Wir haben ja insgesamt eine ge­
ringere Zahl von Beschäftigten zu ver­
zeichnen. 

Ebenso verhält es sich aber auch mit dem 
Versuch, volkswirtschaftliche oder, besser 
gesagt, konjunkturpolitische Argumente ins 
Treffen zu führen. Ich will gar nicht be­
streiten, daß die Unternehmergewinne in 
dieser Rezession - wie bei jedem Wirt­
schaftsrückgang - manchmal empfindlicher 
getroffen wurden als die Einkommen der 
Arbeitnehmer. Sie haben dafür aber 1968 
schon wieder wesentlich stärker zu steigen 
begonnen. Das werden Ihnen ja einzelne 
Bilanzen von Kapitalgesellschaften zeigen. 
Es wird aber wohl niemand in diesem Hause 
behaupten wollen, daß die Unternehmer­
gewinne und insbesondere die Gewinne der 
Kapitalgesellschaften 1968 in absoluten 
Ziffern niedriger wären als Anfang der 
sechziger Jahre; und nur das würde den 
Rückgang bei den Einnahmen aus den Ge­
winnsteuern erklären können. Es wären 
daher doch gesetzliche Maßnahmen der öVP­
Mehrheit für die Verschiebung in der Ein­
nahmenstruktur notwendig. 

Da sich der Herr Finanzminister anläßlich 
der ersten Lesung des Bundesfinanzgesetzes 
1969 nicht an solche Maßnahmen erinnern 
konnte oder wollte, darf ich daran erinnern, 
daß die sogenannten Wachstumsgesetze mit 
großem Pomp und Trara im Jahre 1966 bei 
der Budgetdebatte vom Herrn Finanzmini­
ster Dr. Schmitz angekündigt wurden. Damit 
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Erich Hofstetter 
sollte ein Effekt der Investitionen ausgelöst 
werden. Jeder von uns in diesem Haus weiß, 
daß der echte Investitionsstoß, wenn man es 
so nennen will, erst in den letzten Monaten 
erfolgt ist. 

Diese Wachstumsgesetze waren doch 
nichts anderes als ein Steuergeschenk zu­
gunsten der Unternehmer, zu Lasten der Ge­
winnsteuern, von denen ich eben hier ge­
sprochen habe. Selbst nach vorsichtigen 
Schätzungen bedeuten diese Wachstums­
gesetze, mit denen es keinesfalls gelungen 
ist, das Wirtschaftswachstum in den Jahren 
1967 und 1968, in denen sie voll zum Tragen 
kommen sollten, anzukurbeln, doch einen 
Steuerausfall von 2 Milliarden Schilling. 
Auch diese 2 Milliarden Schilling, Herr 
Finanzminister, fehlen im Budget! 

Ich will gar nicht bestreiten, daß Steuer­
senkungen, zu denen wir uns auch bekennen 
- das ist in unserem Wirtschaftsprogramm 
enthalten - und die zu einer echten Ver­
größerung des Wirtschaftswachstums ge­
führt hätten, durchaus vertretbar sind, dies 
deshalb, weil der Einnahmenverlust dadurch 
ausgeglichen wird, daß größere Einnahmen 
auf Grund des Wirtschaftswachstums den 
Verlust aufheben und daß andererseits die 
Steuereinnahmen aus dem gestiegenen Na­
tionalprodukt dadurch beträchtlich höher 
ausgefallen wären. Die Steuersenkungs­
gesetze, die Sie so unzutreffend - das wurde 
schon sehr oft in diesem Hause gesagt -
als "Wachstumsgesetze" bezeichnet haben, 
konnten das gesteckte Ziel nicht erreichen. 
Wir haben Sie schon bei der Beschluß­
fassung über dieses Gesetz eindringlich da­
vor gewarnt und Ihnen das bevorstehende 
Debakel auf diesem Gebiet vorausgesagt. Sie 
wollten auf uns nicht hören, und heute 
bürden Sie ganz einfach zum überwiegenden 
Teil den Arbeitnehmern die Lasten dieser 
verfehlten Politik auf. 

tarif angewendet wird; es kommt auch sehr 
darauf an, wie er angewendet wird. 

Bei den Arbeitnehmern ist es relativ ein­
fach: Die Lohnsteuer wird vom Lohn oder 
Gehalt abgezogen, und die Möglichkeit der 
Durchstecherei ist praktisch fast ausge­
schlossen. Doch die durchaus gesetzlichen 
Möglichkeiten für die Unternehmer, sich 
einer ihrem Einkommen entsprechenden Be­
steuerung zu entziehen, sind wahrlich be­
achtlich. Ich spreche hier absolut nicht von 
bewußten Steuerhinterziehungen und Ge­
setzesverletzungen, obwohl man auch hier 
nicht umhin kann, sich zu fragen, ob Be­
triebsprüfungen überall häufig und streng 
genug durchgeführt werden. Ich möchte 
vielleicht empfehlen, diese Ausgabe von 
Herrn Dkfm. Weiler zu studieren, welche 
die Absetzmöglichkeiten bei der Einkommen­
steuererklärung für den einzelnen aufzeigt. 

Denken wir an das, was dem Staat völlig 
legal an Steuern durch das System der so­
genannten Steuerpauschalierungen entgeht, 
daß Umsatz- und Einkommenschätzungen 
den Steuerberechnungen zugrunde liegen, bei 
denen jeder Laie sofort erkennen muß, daß 
sie weit unter den realen Ziffern liegen. Das 
ist beileibe kein Geheimnis. 

Wie arg es auf diesem Gebiet aussieht, 
geht ja auch aus einem Detailbericht des 
Rechnungshofberichtes hervor. Bei einer 
überprüfung eines Finanzamtes im Lande 
Tirol hat sich nämlich der Rechnungshof 
veranlaßt gesehen, im Bericht eine Anregung 
zu machen, um die Steuerpauschalierungs­
sätze nach und nach wenigstens allmählich 
etwas realistischer zu gestalten. Ich glaube, 
diese Feststellung spricht Bände. 

Oder betrachten wir einmal die neue Son­
derabgabe . bei alkoholischen Getränken. Für 
das Jahr 1969 sind umsatzmäßig ungefähr 
13 Milliarden vorgesehen, somit müßten 
10 Prozent vom Verkaufspreis 1,3 Milliarden 
Schilling einbringen. Im Budget ist der Er-

Ich möchte in diesem Zusammenhang be- trag mit 720 Millionen veranschlagt. Ich 
tonen, daß wir für alles andere eher als für bezweifle sehr, ob diese Schätzung realistisch 
eine Politik des Aushungerns der Staats- ist. Denn nicht der kleine Gastwirt oder 
finanzen sind. Wir Gewerkschafter sind uns Kaffeehausbesitzer wird der Zahlung nicht 
durchaus dessen bewußt, daß die Staatsein- nachkommen, sondern hier kommt es ja auf 
nahmen den wachsenden öffentlichen Be- die an, die größere Möglichkeiten haben, 
dürfnissen angepaßt werden müssen. Diese entsprechende Wege zu finden, sodaß eben 
unbestreitbare volkswirtschaftliche Tatsache die Präliminierung von 720 Millionen Schil­
darf jedoch nicht als Deckmantel dafür ver- ling erreicht wird. 
wendet werden, die Steuerbelastungen der Vielleicht wäre auch die steuerliche Be­
Arheitnehmer im Verhältnis zu jenen der handlung der Repräsentationsaufwendungen 
Unternehmer immer stärker anwachsen zu und der sogenannten Geschäftsanbahnungs­
lassen. Genau das ist aber die Absicht, die kosten durchdenkenswert, wozu ein sehr 
hinter der Politik der letzten Jahre steckt. guter Leitfaden in diesem Heftehen ent­
Es genügt nicht, daß formal für Arbeit-I halten ist, welche Möglichkeiten da bestehen. 
nehmer und Arbeitgeber, wie das schon zum Ich bin auch sicher, daß bei den Geschäfts­
Ausdruck gekommen ist, der gleiche Steuer- anbahnungskosten sparsamer vorgegangen 
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Erich Hofstetter 
werden könnte. Aber in Österreich können· kein Verständnis. Die Sozialistische Partei 
wir uns natÜrlich alles erlauben, wenn man wird ihre ganze Kraft aufwenden, auch auf 
auch zum Beispiel in den USA, von denen diesem Gebiete eine bessere Politik einzu­
man wirklich nicht sagen kann, daß sie leiten. (Beifall bei der SPö.) 
unternehmerfeindlich eingestellt sind, die 
Bestimmungen über die steuerliche Absetz- Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Ab-
barkeit von Geschäftsanbahnungskosten geordnete Peter. Ich erteile es ihm. 
wesentlich strenger zu gestalten versucht 
hat; die davon betroffenen Unternehmungen 
sind keinesfalls zurückgegangen, sie haben 
auch kaum an Geschäft verloren. Das 
einzige, was passiert ist: es wurden einige 
Nachtlokale gesperrt. Ich glaube, das wäre 
kein entscheidender Faktor in unserer Wirt­
schaft, wenn man auf der anderen Seite dem 
Staat einige Millionen Schilling zur Ver­
fügung stellen könnte. 

Die Anwendung der Bestimmungen über 
Absetzbeträge für Repräsentationskosten 
oder Geschäftsanbahnungskosten ist ent­
scheidend, wobei es hier allerdings nicht 
dem einzelnen Finanzbeamten völlig frei 
überlassen ist, wie er entscheidet, sondern 
es sind die von den Oberbehörden heraus­
gegebenen Richtlinien maßgebend. Man kann 
auch - ich sage das, weil manche der 
Herren von der rechten Seite auf die Ver­
hältnisse in der Bundesrepublik Deutschland 
hinweisen - ein sehr interessantes Inter­
view mit Finanzbeamten im "Spiegel" nach­
lesen. Man hat auf die Weisungen der Ober­
behörden hingewiesen und angedroht, das 
Steuergeheimnis zu durchbrechen und die 
öffentlichkeit darüber zu informieflen, wie 
sich die Bezieher von Spitzeneinkommen 
einer Besteuerung entziehen. Eine gewisse 
Wesensverwandtschaft besteht ja auch bei 
uns in österreich. Ich kann der österreichi­
schen Finanzv'erwaltung und auch den öster­
reichischen Unternehmern nur wünschen, 
daß es in Österreich nie so weit kommen 
möge. Denn hier würde aufgedeckt werden 
können, wie unterschiedlich die Behandlung 
der Arbeitnehmer und der anderen Seite, der 
Unternehmer und der Kapitalgesellschaften, 
bei der Einhebung der Steuer ist. 

Wenn wir nun eine Bilanz aus unserer 
steuerpolitischen Betrachtung ziehen, so läßt 
sich ohne Zweifel feststellen, daß das unver­
hältnismäßig starke Anwachsen der Lohn­
steuer, nämlich von 6500 Millionen Schilling 
im Jahre 1968 auf 8200 Millionen Schilling 
im Jahre 1969, ohne den zehnprozentigen Zu­
schlag, beziehungsweise auch das Zurück­
bleiben der Unternehmersteuern einerseits 
auf die Gesetzgebung der derzeitigen Parla­
mentsmehrheit, andererseits aber auch auf 
die Handhabung der Gesetze durch die 
Finanzverwaltung zurückzuführen ist. 

Für diese Politik, meine Damen und 
Herren, haben die Arbeitnehmer österreichs 

Abgeordneter Peter (FPö): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Ich halte 
es für unzweckmäßig, nach einer vierwöchi­
gen Budgetdebatte schon Gesagtes zu 
wiederholen. Daher beschränke ich mich auf 
eInIge abschließende Feststellungen zum 
Bundesfinanzgesetz 1969. 

Die Regierungspartei verlangte in den ab­
gelaufenen Wochen immer wieder Initiativen 
und Vorschläge der Oppositionsfraktionen 
zum Bundesfinanzgesetz 1969. Wir Freiheit­
lichen sind der Meinung, daß es nicht Auf­
gabe der Opposition ist, diese Initiativen zu 
unterbreiten, sondern daß die Regierungs­
partei verfassungsmäßig verpflichtet ist, sich 
dieser Aufgabe zu unterziehen und sie zu 
lösen. 

Vor uns steht die Frage: Wie hat die 
öVP-Alleinregierung diese Aufgabe im Zu­
sammenhang mit dem Bundesfinanzgesetz 
1969 gelöst? Wir Freiheitlichen sind der 
Meinung, daß man den Bundeshaushaltsplan 
von jenen Konzepten und Vorschlägen, die 
die Bundesregierung für den Ausbau der 
Wirtschaft und die weitere Entwicklung des 
Staates der öffentlichkeit übergeben hat, 
nicht trennen kann. Wir können uns bei der 
Beurteilung dieser Frage auf nichts anderes 
beziehen als auf den sogenannten Koren­
Plan. Er ist das Evangelium der öVP-Allein­
regierung und soll ja angeblich jene Vor­
schläge enthalten, m,it deren Hilfe öster­
reich in eine bessere Zukunft geführt 
werden soll. 

Man muß dem werbetechnisch gut ver­
packten Koren-Plan nachsagen, daß der 
unverbindliche Inhalt durch konkrete gesetz­
geberische Maßnahmen ergänzt werden muß~ 
Der Plan ist also noch weitgehende Theorie. 
Bezüglich der Verwirklichung sind die In­
itiativen der Bundesregierung weitaus be­
scheidener als die theoretische Aktivität. 
Wir verfügen nun über die erste Äußerung 
des Herrn Finanzministers, di'e über die I 
Verwirklichung der zitierten theoretischen 
Darlegungen Aufschluß gibt. 

Der Koren-Plan ist die Taten schuldig 
geblieben. Daher sind wir Freiheitlichen ge­
nötigt, der Bundesregierung den Vorwurf 
vieler Versäumnisse zu unterbreiten. Nicht 
die Oppositionsfraktionen haben eine un­
realistische Beurteilung der Lage vorgenom­
men. Eine unrealistische Beurteilung der Lage 
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Peter 
muß man vielmehr der öVP-Alleinregierung 
und vor allem dem ·Chef der öVP-Allein­
regierung zum Vorwurf machen. 

Ich entnehme dem "Kurier" eine Feststel­
lung, die der Bundeskanzler gestern getrof­
fen hat. Dr. Klaus sagte vor der Indu­
striellenvereinigung, daß das Jahr 1969 
durch eine steilere Wohlstandskurve charak­
terisiert s·ein würde. Wir Freiheitlichen be­
zweifeln, daß die Wohlstandskurve im 
nächsten Jahr so steil emporschnellt, wie es 
der Bundeskanzler gestern den Wirtschafts­
treibenden prophezeit hat. 

Der Kanzler erklärte vor der Industriellen­
vereinigung : "Ich möchte mit aHem N ach­
druck feststellen: Wir möchten eine moderne 
Industriestruktur nicht durch Planung er­
zwingen, sondern durch Förderung erleich­
tern. Die Selbstbeschränkung des Staates 
zwingt freilich dazu, von den Unternehmern 
mehr als bisher zu erwarten." 

Schon wieder fordert die Bundesregierung 
von anderen mehr, als sie bisher geleistet 
hat. Das Volk leistet sehr viel, Herr Bundes­
kanzler! Alle Bevölkerungsschichten und alle 
Zweige der Bevölkerung taten ihr Bestes, 
um die gestellten Aufgaben zu bewältigen. 
Im Gegensatz dazu hat die Bundesregierung 
viele Aufgaben, die sie hätte lösen müssen, 
bisher nicht gelöst. Darüber hinaus fehlen 
im Bundesfinanzgesetz 1969 die Voraus­
setzungen zur Lösung wesentlicher Auf­
gaben. (Beifall bei der FPö.) 

In einem hat die Bundesregierung zweifel­
los eine Spitzenleistung gebracht: sie hat 
dafür gesorgt, daß die Steuerleistung des 
österreichers im Spitzenfeld Europas liegt. 
österreich wird hinsichtlich seiner hohen' 
Steuerbelastung nur durch zwei europäische 
Länder, durch Frankreich und Schweden, 
übertroffen. Am dritten Platz der europä­
ischen Spitzensteuerleistung folgt bereits 
österreich. 

In dieser Spitzenbesteuerung des Staats­
bürgers ist einer der Trugschlüsse begrün­
det, denen sich der Herr Bundesfinanz­
minister aussetzt. Dr. Koren glaubt, eine 
wirtschaftlich angespannte Situation da­
durch bewältigen zu können, daß er der Be­
völkerung in dieser Lage mehr Steuerlasten 
und höhere Abgaben als bisher auferlegt. 
Wenn in den letzten Tagen, vor allem 
gestern, vom Sprecher der Regierungspartei 
immer wieder die Vorsorge für eine anti­
zyklische Finanzpolitik unterstrichen wurde, 
so müs·sen wir Freiheitlichen dieser Behaup­
tung die Realitäten entgegenstellen. In den 
letzten Jahren hat es in österreich keine 
antizyklische Finanzpolitik gegeben. Die 
Einparteienregierung hat keine finanziellen 
Vorsorgen für wirtschaftlich angespannte 

Zeiten geschaffen. Sie verfügt über keine 
Rücklagen, die sie nunmehr zur Belebung 
des Wirtschaftsprozesses einsetzen hätte 
können - im Gegenteil: Die öVP-Allein­
'regierung nimmt Restriktionen vor, wie wir 
sie vor allem auf dem Sektor der Elektrizi­
tätsförderung erleben mußten. Mangelnde 
Vorsorge ist ein Vorwurf, den wir gegen­
über der ÖVP-Alleinregierung erheben 
müssen. 

"österreich nicht in den Zukunftsnebel 
führen!" Das ist eine der Parolen, die der 
Bundeskanzler kolportiert hat. Ich hingegen 
befürchte, daß sich österreich derzeit in 
einem sehr ausgeprägten finanzpolitischen 
Nebel befindet. Immer dann, wenn Sprecher 
der bei den Oppositionsfraktionen die Ein­
lösung eines gegebenen Versprechens von 
der Bundesregierung verlangen, begegnet die 
Regierung dieser Forderung mit einem mit­
leidigen Lächeln. Herr Bundesfinanzminister J 

Sie sind es immer wieder, der dieses mit­
leidige Lächeln auf seinem Gesicht erstrah­
len läßt, wenn aus den Bänken der 74 SPö­
Abgeordneten und aus denen der 6 frei­
heitlichen Abgeordneten die Frage an Sie 
gerichtet wird : Wo und wie haben Sie die 
verbindlich zugesagten 3,2 Milliarden Schil­
ling eingespart? (Abg. Anton Schlager: 
Das finden Sie nicht heraus, Kollege Peter? 
- Heiterkeit. - Abg. Z e i II i n ger: Nein! 
Dann gehen Sie hier herunter und sagen Sie 
es!) Nein, Herr Abgeordneter Schlager! Ich 
bin so dumm, das nicht zu verstehen. Ich 
glaube, keinen meiner Fraktionskollegen und 
keinen der sozialistischen Abgeordneten zu 
beleidigen, wenn ich auch für die anderen 
Oppositionsabgeordneten dieselbe Erklärung 
abgebe. (Beifall bei der FPö und bei Ab­
geordneten der SPÖ.) 

Herr Finanzminister ! Wir stehen am Ende 
einer vierwöchigen ernsten und umfassenden 
Budgetberatung. Sie können uns heute in 
den Weihnachtsurlaub jenes mitleidige 
Lächeln mitgeben, das Sie uns vier Wochen 
entgegengebracht haben. Sie wären aber 
besser beraten, wenn Sie uns endlich eine auf­
klärende Antwort über die bisher nicht er­
folgten Einsparungen geben würden. 

Es gibt nämlich zwei Erklärungen von der 
Bundesregierung über die Einsparungen. 
Dr. Koren erklärt, daß 3,2 Milliarden Schil­
ling eingespart worden sind. Der Bundes­
kanzler erklärte in einem Artikel, daß 5 Mil­
liarden Schilling eingespart wurden. Weder 
das eine noch das andere ist meines Erach­
tens der Fall. Ich kann dem Herrn Abge­
ordneten Machunze nicht beipflichten (Abg. 
Mac h u n z e: Warum?), wenn er gestern 
erklärte, daß klare Fronten geschaffen 
worden sind. Es bestehen in der Frage der 

128. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 69 von 122

www.parlament.gv.at



11000 Nationalrat XI. GP. - 128. Sitzung - 20. Dezember 1968 

Peter 
Einsparung keine klaren Fronten, Herr Ab­
geordneter Machunze ! Das Problem ist un­
geklärt, die Frage· ist offen, genauso, wie 
eine Rangordnung der Budgetpolitik offen 
ist, genauso, wie die Konzepte der Einpar­
teienregierung auf dem Gebiet der Budget­
politik bis zur Stunde nicht vorhanden sind. 

Ich möchte den Herrn Finanzminister an 
den Satz eines Philosophen erinnern, der 
einst sagte: Klarheit ist der Schmuck der 
Meister! Sie haben noch heute die Möglich­
keit, diese Meisterkrone, diesen Schmuck 
des Meisters zu erwerben, Herr Finanz­
minister, wenn Sie uns aufklären, wie die 
3,2 Milliarden Schilling im Budget 1969 ein­
gespart worden sind. 

Sie haben die Weichen auf die Expansion 
des Staatshaushaltes gestellt ohne vorherige 
notwendige Bewältigung der Strukturpro­
bleme. Somit steht die Theorie des Volks­
wirtschaftlers und Professors Dr. Koren der 
Praxis des Finanzministers Dr. Koren gegen­
über. Zwischen dieser Theorie und Praxis 
besteht eine bisher nicht überbrückbare 
Kluft. 

Es ist eine Budgetpolitik des Scheinglanzes, 
die Sie betreiben, und der Schein trügt! Es 
ist eine Politik der Versprechungen, und es 
ist eine Finanzpolitik der halben statt der 
ganzen Lösungen. 

Ein Mitglied dieser Bundesregierung war 
es ja, das im Verlauf der Budgetdebatte 
einen klassischen und charakteristischen 
Satz für die Haltung der Alleinregierung 
geprägt hat. Im Zusammenhang mit den Vor­
würfen bezüglich des Aufwandes der Bren­
nerautobahn erklärte Bautenminister Doktor 
Kotzina wörtlich; "Es kommt auf das Er­
gebnis und nicht auf die Kosten an!" (Abg. 
Dr. v a n Ton gel: Wir haben' 8 ja!) 

Herr Bundesminister für Finanzen! Diesem 
bedenklichen Satz und diesem bedenklichen 
Geist trete ich namens der freiheitlichen 
Fraktion entschieden und energisch ent­
gegen! (Beifall bei der FPö.) Solange es 
Mitglieder der Bundesregierung wie Herrn 
Dr. Kotzina gibt, die derartige Erklärungen 
abgeben, es komme auf das Ergebnis und 
nicht auf die Kosten an, so lange hat kein 
einziger Abgeordneter der Regierungsfrak­
tion das moralische Recht, einem Opposi­
tionsabgeordneten einen Vorwurf zu machen, 
wenn dieser sachlich begründete Wünsche 
gegenüber der Bundesregierung vertritt. 

Herr Minister, schauen Sie sich auch an, 
was hinter den Kulissen Ihres Finanzgesetzes 
derzeit für ein Chaos vorhanden ist: die 
katastrophale Finanzlage der AUA, die 
Finanzkrise der österreichischen Bundes­
bahnen, die finanzielle Misere der Bildungs-

politik, die Pleite auf dem Gebiet des 
Straßenbaues. Das ist die Negativbilanz der 
öVP-Finanzpolitik. Oder glauben Sie, Herr 
Bundesminister, daß es in einer angespann­
ten wirtschaftlichen Situation wie der 
jetzigen verantwortet werden kann, das 
Elektrizitätsförderungsgesetz am 31. Dezem­
ber 1968 mit der Erklärung auslaufen zu 
lassen: 1970 wird es wahrscheinlich möglich 
sein, ein neues Elektrizitätswirtschafts­
gesetz zu beschließen!? 

Die Integrationpolitik ist eingefroren, 
die EWG-Initiativen der Bundesregierung 
sind in die Sackgasse geraten. 

Auf dem Gebiet der Bildungspolitik breitet 
sich der Notstand immer mehr aus. Die 
Kulturpolitik ist in ein Dilemma geraten, 
nicht zuletzt deswegen, weil die Bundes­
regierung nicht in der Lage ist, notwendige 
Entscheidungen herbeizuführen. 

Ich darf daran erinnern, daß die öster­
reichischen Bundestheater mit Steuermitteln 
im Ausmaß von 480 Millionen Schilling im 
Jahr 1969 gefördert werden sollen. Es ist 
bekannt, daß dieser Subvention für die 
österreichischen Bundestheater ein Aufwand 
von nur 380 Millionen Schilling für unsere 
diplomatischen Missionen im Ausland gegen­
übersteht. Trotz dieser so umfassenden Sub­
ventionierung der Bundestheater ist der zu­
ständige Ressortchef bis heute nicht in der 
Lage gewesen, die Mißstände in der Bundes­
theaterverwaltung zu beseitigen. 

Ich habe am Beginn der Budgetdebatte um 
die Beseitigung dieser Mißstände gebeten. 
Inzwischen sind weitere Verschärfungen im 
Bereich der Wiener Staatsoper eingetreten. 
Man spricht immer mehr von einem Diktat 
des Betriebsrates und von einer Ohnmacht 
der derzeitigen Direktion. Umso unverständ­
licher ist die Erklärung des Herrn Bundes­
ministers für Unterricht, daß die jetzige 
Direktionsbesetzung kein Provisorium dar­
stellen würde. Die derzeitige Opern­
leitung scheint nicht in der Lage zu sein, 
die Dinge zu übersehen, klärende Ent­
scheidungen herbeizuführen und die be­
stehenden Unzulänglichkeiten abzustellen. 

Wenn die Pressemitteilungen richtig sind, 
so konnte eine Aufnahme des österreichi­
schen Rundfunks, die letzten Endes der Oper 
gedient hätte, deswegen nicht durchgeführt 
werden, weil der Betriebsrat diese Aufnahme 
untersagt hat und die Direktion dieser 
Situation hilflos gegenüberstand. Zeitungen 
berichten - ich kann den Beweis nicht an­
treten und bitte daher um Prüfung des Pro­
blems -, daß im Bereich des Betriebsrates 
der Wiener Staats oper eine Bakschisch-Wirt­
schaft balkanesischer Prägung herrschen 
soll. Der Rundfunk soll nur dann Aufnahmen 
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Peter 
machen können, wenn vorher der Betriebs~ bisherigen Erklärungen des Herrn Profes~ 
ratskasse eine entsprechende Spende über~ sors Koren nichts anzufangen vermochten. 
antwortet wird. (Abg. Dr. W i t h alm: Einen kleinen Unter~ 

Ich betone noch einmal, daß ich nicht in 
der Lage bin, das zu beweisen, halte aber 
fest, daß diesbezügliche Meldungen bis zur 
Stunde durch die Direktion der Staatsoper 
und die verantwortlichen Sprecher des Be­
triebsrates unwidersprochen geblieben sind. 

Wenn diese Hinweise wahr sind, meine 
Damen und Herren von der Regierungs­
fraktion, dann unterstreicht das die von mir 
aufgezeigten Mißstände in der österreichi~ 

schen Bundestheaterverwaltung. Wenn das 
stimmt, dann gehört der Chef der Bundes~ 
theaterverwaltung unverzüglich abberufen! 
Ich möchte auf den Mißbrauch mit dem 
Programmheft nicht weiter eingehen, der in 
den Tageszeitungen schon eingehend disku­
tiert und begründet wurde, ersuche aber 
noch einmal nachdrücklich, daß der Bundes~ 
minister für Unterricht diese Mißstände 
unverzüglich beseitigt. (Präsident Dipl.~Ing. 
Wal d b run n e r übernimmt den Vorsitz.) 

Ich habe die Mißstände an der Wiener 
Staatsoper heute aus einem ganz bestimmten 
Grund in Erinnerung gerufen. Ich halte es 
für zweckmäßiger, wenn wir heute darüber 
reden, damit wir nicht noch im Jahr des 
Opernjubiläums diese Mißstände in der 
Wiener Staatsoper vorfinden. Es ist Sache des 
Bundesministers für Unterricht, diese rasch 
zu beseitigen. 

Der Herr Bundesminister für Finanzen hat 
dem sozialistischen Minderheitsbericht den 
Vorwurf gemacht, daß er nichts anderes als 
ein bequemer Schlagwortekatalog sei. Herr 
Minister! Sie begeben sich aufs Glatteis, wenn 
Sie diesen Vorwurf aufrechterhalten, denn ich 
muß Ihnen die Frage entgegenhalten: Was 
ist denn der Koren~Plan anderes als ein 
Katalog bequemer Schlagworte? Jedenfalls 
kommt beim Koren~Plan noch dazu, daß seine 
Drucklegung aus österreichischen Steuer­
geldern finanziert worden ist. 

Abschließend halte ich namens der frei­
heitlichen Fraktion fest: Es besteht kein 
Grund zum Jubeln, und es besteht kein 
Grund zur Euphorie am Ende der Beratungen 
des Bundesfinanzgesetzes 1969. Es besteht 
für den Bundesminister für Finanzen schon 
gar kein Grund zur Überheblichkeit, da er 
bis heute nicht in der Lage gewesen ist, sein 
Einsparungskonzept vor dem Nationalrat so 
zu vertreten, daß es von den Abgeordneten 
verstanden werden kann. Ich bin aber be~ 
eindruckt, daß die 85 Abgeordneten der 
österreichischen Volkspartei das Einspa­
rungskonzept des Professors Koren ver­
standen haben, während die freiheitlichen 
und sozialistischen Abgeordneten mit den 

schied muß es ja geben - im Verständnis!) 

Herr Abgeordneter Dr. Withalm! Ein 
kleiner Unterschied muß nach Ihrer Meinung 
zwischen den Abgeordneten der Regierungs­
partei und den Abgeordneten der Opposi~ 
tionsparteien bestehen. Gestatten Sie, daß 
ich aus meiner Sicht diesen Unterschied 
interpretiere: Der Unterschied besteht! Ich 
gebe Ihnen recht und halte fest, daß die Ab~ 
geordneten der sozialistischen Fraktion und 
die Abgeordneten der freiheitlichen Fraktion 
sich weitaus intensiver und weitaus ein­
gehender mit dem Bundesfinanzgesetz 1969 
beschäftigt haben als die Abgeordneten der 
Regierungspartei. (Beifall bei SPö und 
FPö.) 

Weil es auf Grund dieser überheblichen 
Auffassung und Haltung der Regierungs­
fraktion nicht einmal 'eine Gesprächs~ 
grundlage für das Einsparungskonzept 
gibt, weil bei der öVP nicht einmal die 
Bereitschaft besteht, eine Diskussions~ 
und Verständigungsgrundlage zu suchen, 
sagen wir Freiheitlichen unter Hinweis auf 
die schon dargelegten Argumente nein zum 
Bundesfinanzgesetz 1969. (Beifall bei der 
FPD.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Bundes~ 
minister für Finanzen Dr. Koren. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Koren: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Ich darf zu 
einigen Fragen, die bisher aufgeworfen 
worden sind, kurz Stellung nehmen. 

Schon der Herr Abgeordnete Dr. Weihs 
und nun der Herr Abgeordnete Peter haben 
die Frage der Einsparungen, die schon im 
Ausschuß im Mittelpunkt der Debatte stand, 
aufgeworfen. Ich darf daran anknüpfen, daß 
schon in den Ausschußberatungen auch die 
Debattenredner der Oppositionsparteien un­
mißverständlich zum Ausdruck gebracht 
haben, daß die Berechnung der Einsparungen 
oder Abstriche selbstverständlich nicht von 
den Ansätzen des Voranschlages 1968, 
sondern nur von den für 1969 erwarteten 
Ausgaben ausgehen kann. Auf der Basis 
einer solchen Ausgabenerwartung oder -
wie der landläufige Ausdruck dafür lautet­
einer Prognose wurde im Frühjahr dieses 
Jahres das Budgetkonzept erstellt. Die da­
mals verfügbaren Schätzungen haben für 
1969 eine Lücke von rund 16 Milliarden 
Schilling zwischen den Ausgaben~ und den 
Einnahmenerwartungen erkennen lassen. 
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Das vordringliche Ziel der Budgetpolitik 

mußte es deshalb damals sein, die erwartete 
Finanzierungslücke auf eine Größe zu redu­
zieren, die sowohl den gegebenen Finanzie­
rungsmöglic1hkeitoo ds auch der voraus­
sichtlichen wirtschaftlichen Entwicklung im 
Jahre 1969 annähernd adäquat war. Diese 
Größe wurde schließllch mit etwa 8 Mil­
liarden SchiHing oder ,rund der Hälfte des 
proglIlostizierten Defizits ,gefunden. 

Hohes Haus! Ich darf bei dieser Gelegen­
heit darauf hinweisen, daß Experten der ver­
schiedensten Interessenorganisationen da­
mals zum Ausdruck gebracht haben, daß eine 
Reduzierung des Haushaltsabganges für 
1969 auf diese Größenordnung auch bei Be­
rücksichtigung der gesetzlichen Maßnahmen 
zur Auslgabens'en~ung und Einnahmenver­
besserung, die durchgeführt wurden, un­
möglich sei oder nur durch eine radikale 
Kürzung aller Investitionsausgaben erreicht 
werden könnte. 

Das Ziel aber, den Gesamtabgang im 
Haushalt 1969 auf eine Größenordnung von 
rund 8 Milliarden Schilling zu verringern, 
ist im vorliegenden Entwurf voll realisiert 
worden, obwohl sich seit dem Frühjahr 
dieses Jahres sowohl die Ausgaben- wie die 
Einnahmenerwartungen, ,also die P1rognose, 
wesentlich geändert haben, und zwar die 
ersteren erheblich stärker als die letzteren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Diese Tatsache spielt für die Berechnung 
der zur Diskussion stehenden Abstriche be­
ziehungsweise Einsparungen von 3,2 Mil­
liarden Schilling, die auf Grund der Früh­
jahrsprognose ermittelt waren, eine ent­
scheidende Rolle. Sie wurde aber von den 
Rednern der Opposition bisher nur teilweise 
in ihren Überlegungen miteinbezogen, näm­
lich nur so weit, als seit dem Frühjahr 
dieses Jahres Änderungen der Einnahmen­
erwartungen eingetreten sind, während man 
sie auf der Ausgabenseite nicht zur Kennt­
nis genommen hat und an den Schätzungen 
vom Frühjahr festhält, obwohl spätere Pro­
gnosen, wie etwa die eigenen Schätzungen 
des Finanzministeriums, ebenso aber auch 
die des Beirates für Wirtschafts- und Sozial­
fragen, eindeutig auch höhere Ausgaben­
erwartungen für 1969 in der Zwischenzeit 
aufgezeigt haben. 

Daraus folgt aber eindeutig, daß sich im 
Verlauf des heurigen Jahres die Budget­
erwartun.gen für 1969 v.el1schlechtert hruben 
und daß die Behauptung des Herrn Abgeord­
neten Dr. Kreisky anläßlich der ersten 
Lesung hier im Hohen Haus, die Budget­
prognose vom Frühjahr und der damals 
prognostizierte Abgang von rund 16 Mil­
liarden SchilHng sei eine Finte des Fina:nz-

ministers gewesen, um das Budget leichter 
erstellen zu können, nicht richtig war. Der 
Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen 
dürfte mit einer solchen Auslegung seiner 
Arbeit ebenfalls kaum einverstanden sein. 

Ich habe schon im Ausschuß darauf hin­
gewiesen, daß das Festhalten an den Aus­
gabenerwartungen der Frühjahrsprognose 
und deren Vergleich mit den Daten des vor­
liegenden Voranschlages nur einer Fiktion 
gleichkommt, _ weil sich seither, wie die 
späteren Prognosen bewiesen haben, Ein­
nahmen- und Ausgabenerwartungen wesent­
lich verändert haben. 

Wollte man die Frühjahrsprognose zum 
Verg:leich heran~iehen und von deren Saldo­
wert, nämlich den rund 16 Milliarden Schil­
ling, ausgehen und von dem Ziel, diesen 
Saldo zu halbieren, dann zeigt das vor­
liegende Ergebnis, das Ergebnis dieses Haus­
haltes, eindeutig, daß das Ziel erreicht 
worden ist, denn der Gesamtabgang im V 01'­

anschlag beträgt etwas weniger als 8 Mil­
liarden Schilling. 

Will man jedoch diese Saldoveränderung 
gegenüber der Prognose den einzelnen 
Größen des Bundesvoranschlages zurechnen 
beziehungsweise zuordnen, dann müssen 
nicht nur die veränderten Einnahmenerwar­
tungen, sondern auch die veränderten Aus­
gabenerwartungen, das heißt die Erwar­
tungsänderungen auf beiden Seiten des 
Haushaltes, berücksichtigt werden. Die An­
gaben dazu habe ich in meiner Budgetrede 
global vorgelegt und darauf hingewiesen, 
daß di'e letztverfUgbare Vorschau, die der 
Beirat im Einvernehmen mit den Beamten 
meines Hauses im September erstellt hat, 
um 3,5 Milliarden Schilling höhere Aus­
gabenerwartungen und um 0,5 Milliarden 
Schilling höhere Einnahmenerwartungen 
aufwies, demnach eine Erhöhung des Ab­
ganges um rund 3 Milliarden Schilling. 

Diese letzte 8C1hätzung zeigte deutlich, daß 
im Zuge der Ministerverhandlungen über 
den Bundesvoranschlag 1969 weit mehr als 
die noch offenen 3,2 Milliarden Schilling zur 
Diskussion standen. Rein rechnerisch hätte 
sich auf Grund dieser letzten Prognose ein 
notwendiger Kürzungsbetrag von 6,2 Mil­
Harden SchiHing ergeben, nämlich 3,2 Mil­
liarden auf Grund der Frühjahrsprognose 
und 3 Mtlliar-d-en Schilling -auf Grund der 
Verschlechterung der Salden in der Zwi­
schenzeit, falls weiterhin der präliminierte 
Abgang von rund 8 Milliarden Schilling er­
reicht werden sollte. 

Die tatsächlichen Budgetverhandlungen, 
die, wie du,r-chans üblich, auch zum T'eil 
überhöhte Anforderungen auf d'er Ausgaben­
seite enthalten haben, brachten alIi Ende der 
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sogenannten Beamtenverhandllungten erwar­
tung.,s,gemäß nochmals um mehr als 2 MiHiar­
den Schilling höhere Ausgabenanforderun­
gen, als in der letzten Prognose erwartet 
worden war, ,sodaß am Begmn d'er Minister­
verhandlungen eine Saldoverringerung um 
8,6 Milliarden Schilling notwendig war, 
falls der Gesamtabgang im Haushalt 
die 8-Milliarden-Grenze nicht überstei­
gen sollte. Herr Ahgeordneter We~hs, Si-e 
haben i'n Ihrem gestrigen Beitrag die,se Zahl 
als eine jener angeführt, die ich zur Ein­
sparung genannt hätte. Ich darf darauf hin­
weis,en, daß ,sowohl diese Zahl, die 8,6 Mil­
liar,den Schilling, wie .aHe übrigen Zahlen, 
die Sie gestern genannt haben, in ihrer De­
termina.tion eindeutig in meiner Budgetrede 
auf den Seiten 15 und 16 enthalten sind. 

Hohes Haus! Ich habe ebenfalls schon 
erwähnt, daß diese notwendige Verbesserung 
des Haushaltss'aldos um 8,6 Milliarden Schil­
ling durch folgende Maßnahmen erreicht 
wurd'e: 

1. durch verbesserte EinU'8.lhmenerwartun­
gen 7Jufolge rascherer KonJunkturbelebung, 
das heißt auf Grund verbesserter Konjunk­
turerwartungen, um rund 2 Milliarden Schil­
ling; 

2. du,rch Einsparungen im P,ersonalauf­
wand, durch Dienstpostenverminderung, mo­
difizierte Regelung cl,er Beamtenbezüg,e und 
einen generellen Abstrich von 2 Prozent um 
inslges,amt 1067 Millionen SchtlIing; 

3. durch Kürzung der Ermessenskredite 
im ordentlichen Haushalt. "Über diese Ein­
sparungen und Abstriche an Ermessens­
krediten habe ich dem Ausschuß eine 20 Sei­
ten lange 'Liste, gegliedert nac,h den An­
sätzen des Bundesvoransc.hlages, vorgelegt. 
Diese Position enthält 2817 Millionen Schil­
ling; 

4. verminderte Ausgaben bei gesetzlichen 
Verpflichtungen mit 512 Millionen Schilling, 
sod,aß sich eine Summe von 6396 MiUione-n 
Schilling hier ergibt. 

Der Differoozbetrag von 2,2 Milliarden 
Schilling betl'1ifft Abstriche im Be,reich der 
ge,setzlkhen Verpflichtungen zufolge Korrek­
turen von Bedarfsschätzungen - die ich 
keinesweg,s als Einsparungen oder Abstriche 
monieren möchte - und weiters Abstriche 
von zum Teil übe'rhöhten Anforderungen im 
außerordentlichen Haushalt, die ich in di,es·e 
Liste 'ebenfalls nicht aufgenommen habe. 

Ich glaube, Hohes Haus, die;se Darstellung 
zeigt, daß der Ausgabenr.ahmen des Bundes­
haushalts um ,erheblich mehr als die ur­
sprünglich im Budgetkonzept vorgesehenen 
3,2 Mi'lliJarden Schilling gekürzt werden 
mußte, um den Bruttoabiang im Haushalt 

auf die präUmini.erte Größe von 8 Milliarden 
Schilling zu ver,ringern. 

Gestatten Sie mir aber bitte noch ein 
letztes Argument zu dies,em Punkt: 

Der bisherige Gang der Bu-dgetdebatte 
zeigt eindeutig einen unübersehbaren offenen 
Widerspruch zwi,schen dieser Auseinander­
setzung über die Aus,gabenkürzungen und 
dem Grundtenor der bisherigen Diskussions­
beiträge, die weitaus überwi,egend s,ehr kon­
krete Forderungen auf Erfüllung zusätz­
licher Ausgabenwünsche erbracht haben, 
von Ausgabenwünschen, die in ihrer Summe 
die von mir geltend gemachten Ahstr:khe 
und Einsparungen bei weitem kompen.sieren 
würden, währenddi'e Debatte bisher keine 
quantitatiiV releva:nten Ford1erung,en nac,h 
zusätzlichen Ausgabenkürzunge:n gebracht 
hat. 

Ich bitte sehr, diese Feststellung nicht 
mißzuver,stehen. Sie soll und kann keine 
Kritik am Beratungsergebnis s,ein. Ic'h wollte 
nur d1e unvermeidliche Grunddivergenz auf­
zeigen, die darin besteht, daß einevs1eits die 
allgemein akzeptierte Forderung nach 
größter Sparsiamkeit im StaatS/haushalt und 
andererseits die der Politik immarnente Ten­
denz, gleichzeitig mehr WUnsche erfüllen zu 
wollen, als mit den verfügbaren Mitteln 
mög:lich ist, hie.r zum Ausdruck kommt. 
(Abg. Dr. Pi t t er man n: Aber das sagen 
Sie auch der Bundesregierung!) Zweif,elIos, 
Herr Abgeordneter Dr. Pittermann! Der 
Bundesvor,anschI.ag He,gt ja vor und ist ein 
Kompromißaller Wünsche, die es in der 
Gesellschaft glibt. (Abg. Dr. Pi t t e r man n: 
Und daneben werden andere Abmachungen 
getroffen! ) 

Ich darf noch zum Punkt Investitionen, 
der ,ebenfalls wi'ed·erholt angeschnitten 
wurde, einiges au.sführen. 

Ich ,glaube, meine ,s'ehr verehrten Damen 
und Herren, daß das unvermeid1iche und 
zwangsläufige Spa.nnungsverhältni,s zwis'chein 
Forderungen und Wünschen an den Staats­
hauS'halt 'und den begrenzten Mögl1ichkeiten 
threr Erfüllung sich neben dem sozialen 
Sektor vor allem im Bereich der öffentlichen 
Investitionen äußert. Es i,st deshalb mehr 
al,s verständlich, daß die Kritik an diesem 
Haushalt zu em'em erheblichen Teil auf die 
InvestitionSlausgaben gerichtet war. 

Ein weiterer Grund der m,a,s,s,iven Kritik 
ist allerdings der, daß die Experten in aUen 
Lagern - in Kenntnis ,des ,außeIigewöh:nHc'h 
geringen Bewegungs.spielraum.es der Bud­
getpolitik - vor der Erstellung de,s Budg,ets 
mit einer sehr drastischen Investitionskür­
zung ,gerechnet hatten. Ich d,arf in diesem 
Zus,ammen1hang auf zahlreiche Äußerungen 
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in verschiedenen N achrichtenmitteln hin~ 
we~sen, die vor Bekanntwerden der tatsäch­
lichen Bud,getzahlen diese negativen Erwar­
tungen al,s unvermeidlichbezeichfileten. Die 
ReaH.tät des Haushalts·entwurfes 1969 hat 
diese negativen Erwartungen enttäuscht. 
Die ge,samten Inve,stitJionsauStga,ben de,s Bun­
des sind wider alle Erwartungen ebenso 
hoch wi'e jene von 1968 ei;nschließlic.h der 
zur Konjunkturstützung im Eventualhaus­
halt frei,geglebenen Mittel. 

Wer die konjunkturpoHtische Funktion 
eines Sta,atshau.shaltes nicht nur in der 
Theori'e, ,sondern auch in der Praxis aner­
kennt, kann d'emnach nur feststellen, daß die 
Entwicklung der Bundes.investitionen der 
vora.us.sic,htlichen Entwicklung der Wirt-
81chaft im näc'hsten Jahr angep,aßt worden 
ist. 

Wenn gl,elichzeitig von verschied,enen Ab­
geo'rdneten auf den Rückgang der indirekt 
geförd,erten Investitionen wegen des ver­
mi1nderten Haftungsrahmens im Bundes­
finanzgesetz hingewiesen wurde, so darf ich 
dazu in Erinnerung rufen,daß im Bundes­
finanzgesetz nur ein Bruchteil der alljähr­
liich erteilten Haftun,gsübel"llahmen für In­
vestitionen enthalten ist, weil deren Mehr­
zahl im Lauf des jeweiligen Finanzja,hres 
durch Spezialgesetze - ich darf an ent­
sprechende Gesetze zugunßten der ver.staat­
lichten Industrie, der E-Wirtschaft, des 
Rundfunks, von StraßenbaugeseUschaften 
und ähnlichen verweisen - erteilt wird. 

Auch im Jahr 1969 werden solche Spezial­
gesetze zur Haftun.gsüberna.hme eirnlg·ebracht 
werden, und zwar mehra'ls im l,aufenden 
Jahr. 

Ich darf dazu etwa auf den Entwurf über 
die Schaffung e'ines Entwicklung;s- und Er­
neuerung.sfonds verwei,sen,der dem Hohen 
Haus vorliegt und einen Haftun,gsrahmen 
von 2,5 MilHard'en SchiJHng für Industrlie­
und Fremdenver}{lehrsinvestitionen vovs.i'eht. 

Der Gesetz.entwurf über die Gründung 
einer Tauernautobahn -Finanzierungsgesell­
schaft befindet sich in Begutachtung und 
wird vor,aus'Slichtlich im Jänner vor,gelegt 
werden können. 

Weiter.s wird durch geeignete Finanzie­
rung.smaßnahmen das Bautempo der Inntal­
autobahn verdoppelt 'und die Bauzeit gegen­
über de-r bisherigen Planung auf die Hälfte 
verkürzt werden. 

Schließlich sind die V,erhandlungen mit 
der Kreditwirtschaft über neue Finanzie­
rungsmethoden zur Förderun.g des Hoe-h­
schulbaus so weit gediehen, daß demnächst 
Verhandlungen über die notwendige Reihung 
der zusätzliehen Projekte nach Dringlich-

keit und Stand der Planungsreife auf,ge­
nommen werd·en können. Nicht zuletzt darf 
ich auf di'e kürzlich erfolgte Einigung mit 
der Gemeinde Wien über Art und Ausmaß 
der Bundesbeteiligung am Wiener Hoch~ 
wasserschutzprojekt und ebenso am Bau~ 

projekt für die Wiener U-Bahn verw'ei8'en. 

Wenn ich nur diese betspielhafte, keines­
we.gs vollständige Ltste der zusätzlichen 
I'nvestitionsförrlerung od·er -untel'lstützung 
des Bund1es im kommenden Jahr vorlege, so 
steht,gla·ube ich, außer Zweifel, ·daß die 
öffentli<che Inve,stitionstätigkeit im kommen­
den Jahr kräftige Impuls;e erfahren wird und 
erhebHch ü,ber dem Ausmaß vergangener 
Jahre liegen wird. 

Ich möchte .aber nac:hdrücklich dar.auf hi,n­
weisen, daß ich mit dieser Förderung und 
Unter-stützung zusätzlicher Investitionsim­
pulse durc,h den Bund keinesweg:s d:en Stand~ 
punkt einzunehmen gedenke, daß alle und 
jede zus·ätzliche und wünschenswerte In~ 

vestition unterstützt und finanziert werden 
kann. Es wäre völliig undenkbar, ,aUe vor­
handenen Investi.tionswünsc'he, alle Vor~ 
haben, die an den Bund herangetragen wer~ 
den, in gleicher Wei.se und zur gleiohen Zeit 
in Angriff zu nehmen oder zu fördern, weil 
es keliner Wirtschaft möglich sein kann, alle 
vorhandenen Wünsc,he mit den verfügbaren 
Möglichkeiten zu erfüllen. 

Der unvermeidliche A usgleiClh zwischen 
dem Wünschenswerten und dem MögHchen 
zwingt dazu, Prioritäten zu setzen. Der wirt­
schaftlic,he Ablauf v,el'llangt ebenso Berück­
s·ichtigung. Sosehr .a.uf längere Sicht eine 
Stärkung der sogenannten Infrainvestitionen 
wünsc'hens,wer.t is.t, ISO muß dabei doc·h auf 
die kurzfri.sti.gen Schwankungen des Wirt­
schaftsablaufes Bedacht genommen werden. 
Hier, HO'hes Haus, besteht eine echte und 
schw1erige Konfliktsituation in der modernen 
Wirtsc,haftsp0 litik, weil l.angfri'stige mit 
kurzfristigen Zielen eindeutig in Wider­
spruch geraten. 

Dtie,ser Aspekt dürfte vor allem im kom­
menden Jahr an Bedeutung gewi'nnen, weil 
nach den neuesten Informationen der Wirt­
schafts.forsc,her das Jahr 1969 vorauss!icht­
lich einen kräfti,gel"en Aufschwung bringen 
wird, als wir bi,sher erw.a.rteten. Das bedeu­
tet, daß 1969 vo~aug,s.ichtlich ,stärkere Auf­
triebskräfte ind·e'r Binnenwirtsc,haft, beson­
:ders aber im Inv,egtitionsbereiclh, w,irksam 
werden können, als bisher angenommen 
wurd,e. Das zwingt zu einer entsprechend 
vorsichtigeren Handhabun,g im öffentlkhen 
Investitionsbere;i.c.h. 

Ich ·darf zul,etzt noch auf die Fra,ge der 
Schuldenpollitik eingehen, di'e wiederholt an-
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gezogen wurde, unter anderem g'estern auch als die Staatsschuld einen Anteil von 
vom Herrn Abgeordneten Lanc. 13,8 Prozent am Bruttonationalprodukt er­

Schon in meiner Budgetrede -habe ich auf 
den grundlegenden Funktionswandel und 
die Funktionskumulierung der Budgetpolitik 
hingewiesen und zuletzt erklärt, daß heute 
wede.r die klassische Formel Geltung haben 
könne, nach der sich die Sta.atsausgaben 
nach den Einna.hmen zu richten hätten -
dieser Satzteil ist hier im llohen Haus 
wied·erholt zitiert worden (Abg. Dr. Pi t t e r­
man n: Steht ja in der Regierungserklä­
rung!) -, ebensowenig aber die umgekehrte 
These, daß sich die Einnahmen, Herr Vize­
kanzler, nach den Ausgabenwüns,chenbezie­
hUIlJgsweitse nach den Bedürfnis·sen der Ge­
s,ellschaft zu ric·hten hätten (Abg. Doktor 
Pi t t e r man n: Das ist im Gegensatz zur 
Regierungserklärung Ihre Erklärung!), was 
in Threm Programm steht. 

Im bishedgen Ablauf der Budgetdebatte 
wurde sowohl die eine wie die andere These 
als Ausgan.gspunkt der Kritik am Bund~s­
voranschl,a,g herangezogen: die eine, wenn 
von der maßlosen Schulrdenpolitik im Staats­
haushalt ,gesprochen wurde, dieandel'le, 
wenn die unzureichende Dotiierung großer 
und wi·chtiger Budgetpositionen Ansatz­
punkt der Kritik war. 

Wer di,e konjunkturpolitisc,he Aufgabe des 
Staatshaus'haltes nicht ablehnt -das dürfte 
heute nicht mehr ernstlich in Frage kom­
men -, kann allein aus diesem Grund eine 
zeitweilige Zunahme d,er Staatsschuld nicht 
ablehnen, weil sie ja die Vor:aussetzung für 
eine konjunktul'lstärkend,e Ausgabenpolitik 
des Staates i.st. Daß die österreichi.sche Bud­
getpolitik 1967 und 1968 diese Funktion er­
füllt hat, kann auf Grund der Ergebnisse, 
die wir heute beurteilen können, nicht ernst­
lieh bezweifelt werden. Die Absc.hwächung 
der Konjunktur im Vorjahr konnte bei einer 
Wachstumsrate von 2,5 Prozent ,a;ufg'efangen 
werden. Heuer wurde di.e Schwächeperiode 
eindeutig überwunden und ein zunehmend 
kräftiger werdender Aufs,chwung eingeleitet. 
Dieser Effekt wurde durch wirksame Netto­
,defizite, das heißt Zunahme der Staats­
schuld von zu,sammen 10,6 Millial'lden Schil­
ling 1967 und 1968, erreicht. 

Hohes Haus! Trotz dieser beachtlichen 
Anspannung - ich möchte darauf hinwei­
.sen, daß gerade sozia.listische Experten eine 
noch weit stärkere Expansionspolitik hefür­
wortet haben - ist der Anteil der ge,samten 
Sta,atsschuld ,am ges,amten Bruttonational­
produkt nur von 11,2 Prozent im Jahr 1966 
auf 13,5 Prozent im Jahr 1968 gestiegen und 
damit noc:h immer niedriger als in der ver­
gl'eichba·ren Konjunkturperiode von 1959/60, 

reichte. 

Schon im kommenden Jahr, 1969, wird das 
Nettodefizit des Staatsb.austhaltes nur noch 
knapp 3 Prozent des Ausgabenrahmens er­
reichen und damit der Anteil der gesamten 
Staatsschuld am Bruttonationalprodukt leic'ht 
zurückgehen und di.e Gegenbewegung zur 
Expansionspeniode 1967/68 ei,nleiten. (Abg. 
Dr. Gor ba c h: Hört! Hörtl) 

Und noch einen Gesichtspunkt möchte ich 
in die,sem Zusammenhang beleuchten: Be­
sond·er.s Herr Abgeordneter Dr. Kreisky hat 
wiederholt betont, di·e Zunahme der Staats­
versc.huldung in der Konjunkturflaute sei 
d'eshalb abzulehnen, weil die zusätzlichen 
Mittel nicht produktiven Zwecken zugeführt 
wor,den seien. Dars i,st g,achlic,h d,eslhalb niclht 
richtig, weil in allen Jahren der Vermögens­
zuwachs des Bundes durch IlWestitionen 
selbstvel'lständlich größer war als die Zu­
nahme d'er Staats,schuld. Konjunkturpoliti.s'ch 
betrachtet, schei,nt jedoch rn dieser Argu­
mentation ein Irrtum vorzuliegen, weil es in 
einer konjunkturseohwachen Periode primär 
darauf ankommt, die gesamtwirtschaftliche 
Nachfrage zu stärken, und es nur eine 
Zweckmäßigkeitsfra,ge sein kann, ob ddese 
Stärkung direkt über den privaten Konsum, 
also über die Lohnpol.itik und Steuerpolitik, 
erfolgt od'er i.ndirekt über die InvestitioIliS­
täti.gkeit mit der erwarteten Fol,gewirkung 
auf den priva.ten Konsum. 

Besond,ers die Herren Gewerkschaftsv~r­
treter haben hier im Hohen HaUSte auf die 
Verdi·e:nste der expansiven LohnpoliUk des 
J abres 1967 - dazu kam die Wirkiung der 
Lohn- und Einkommensteuersenkung vom 
He,rOOt 1967 als konsumvermehrende Maß­
nahme - für die Konjunkturstützung ,hinge­
wiesen. Mit dieser Weichenstenung i'n der 
Ge.samtwirts·chaft, nämlich eine kon,sum­
orientierte Expansionspolitik zu betr,eiben, 
kon.nten die Akzente der Budgetpolitik nur 
noch in der gleichen Richtung, d,a,s heißt ein­
kommenSipolitLsch durch höhere Personal­
und Sozialausgaben sowie Einkommensstei­
gerung durch Steuersenkung, ,gesetzt wer-
1en, wobei gleichzeitig trotzdem die Auf­
'eehterhaltung eines hohen Investitions-
1iveaus gelang. 

Ich ,glaube, sehr verehrte Damen und 
Herren, daß dieser Beitrag zur KlarsteUung 
der Frage der Investitionen notwendig war. 

Ich darf noch a,ui etwas ·eingehen, was 
Herr Abgeordneter Lanc gestern hier an ge­
,chnitten hat, al,s er über Zahlungsbilanz­
problemesprach und feststellte, daß sich in 
Zeiten eines starken Konjunkturaufsc.hwun-
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Bundesminister Dr. Koren 
ges wahrscheinlich die Zahlun~s-bilanzsitua­
tion .in österreich ve~schlechtern könn.e. 

Herr Abgeordneter! Es ist -eine Slelbstver­
ständl.iche Begleiter-scheinung der konjunk­
turellen Entwicklung, daß sich in Phasen 
einer stärkeren Kanjunktursteigerung, allen­
falls auch -über.httzung die Z3IhlungsbiJ,anz­
salden ändern können, das 'heißt, daß es in 
dieser Zeit zu Importen, die stärker als die 
Exporte steigen, kommt, weil ja die volle 
Ausla,stung der heimischen Wirts-chaft 
zwan.gsläufig diese Bewegung andeutet. 
Aber lich glaube nicht, daß man er.nstlich 
damit re-chnen könnte, daß ,sich die öster­
reichiJscthe Zahlungshil.anz struktureU ändert, 
und vor .allem glaube ich :nicht, daß durch 
-die Tatslache, daß -sich in den letzten Jahren 
die Relation zwischen inländischer und aus­
ländischer Staatsver-schuldung verändert 
hat, Gefahren entstehen können; ich wüßte 
nicht, wodurc1h diese herbeigeführt werden 
können, denn die SchuJ.denpo1itik ermög}i.c'ht 
es uns jederzeit, uns zahlungs.bilanzkonform 
zu verhalten. So wie wir in den vergangenen 
J,ahren ei:ne verhältnismäßi.g ,sta.rke Aus­
landstang,e'nte bei der Neuversc.huldung in 
Kauf genommen haben, weH dies zahlungs­
bHanzmäßig durch.aus vertretbar war, wer­
den wir aller Voraussic.ht nach im kommen­
den J.a:hr eine wesentliche Besch.ränkung 
dieser Auslandstangente vornehmen, d'as 
heißt, wir können uns durohaus zahlungs­
biJ,anzkonform verhalten. (Beifall bei der 
liVP.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Abgeord­
nete Dr. Staribacher. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Staribacher (SPÖ) : Herr 
Präsident! Hohes Haus! Die Ausführungen 
des Herrn Finanzministers erweckten den 
Eindruck, als ob er die Politik, die im Budget 
zum Ausdruck kommt, geplant gehabt hätte. 
Das widerspricht doch, glaube ich, allen Er­
kenntnissen, die er als Staatssekretär gehabt 
hat, und ergibt sich doch zweifellos nur aus 
der von ihm angetroffenen finanzpolitischen 
Situation. Ich werde mich daher zuerst kurz 
mit den Ausführungen des Herrn FinallZ­
ministers beschäftigen und dann auf die 
Forderungen, die wir beim Kapitel Finanzen 
zu .stellen haben, eingehen. 

Herr Finanzminister, Sie kennen das Insti­
tut für Wirtschaftforschung ; Sie waren dort 
lange genug Mitarbeiter. Sie wissen, daß ein 
Artikel von dort nur dann hinausgeht, wenn 
er einige Male geprüft wurde und den Tat­
sachen entspricht. Sie behaupten, die Investi­
tionen seien 1969 einschließlich des Even­
tualbudgets ebenso hoch wie 1968. Dem steht 
aber die Aussage des Instituts für Wirt-

schaftsforschung gegenüber. Jetzt tut es mir 
leid (Abg. Dr. W i t ha l m betritt den 
Sitzungssaal) - ah, der Herr Generalsekre­
tär ist noch hier. Dann kann ich Ihnen jetzt 
das Versprochene sagen, von dem Sie gestern 
erklärt haben, Sie wünschten es zu wissen. 

In den Monatsberichten des Wirtschafts­
forschungsinstituts 11/1968 auf Seite 449 -
mein Kollege Lanc hat das schon zitiert -
steht, daß die Investitionen im weiteren 
Sinne geschätzt werden mußten. Ich darf 
nur den Schluß dieses Absatzes lesen, wo es 
über die Investitionsförderung heißt: "Sie 
ist mit 1,75 Milliarden Schilling etwa so 
hoch wie im Voranschlag 1968 0 h n e Even­
tualbudget." (Bundesminister Dr. Kor e n: 
Das ist ein ganz ande1'er Begriff!) Das heißt, 
die Investitionen sind zwar gleich geblieben, 
aber die Ermächtigungen sind im Budget 
1969 bekanntlich wesentlich reduziert wor­
den. Deshalb - und als ökonom müssen Sie 
das doch wissen, Herr Finanzminister - ist 
die ökonomische Wir}{lsamkeit des Budgets 
1969 geringer als die des Jahres 1968. Da 
gibt es kein Tüfteln und Deuteln. Das können 
Sie nicht aus der Welt schaffen, das ist Tat­
sache, und das ist entscheidend. Alle Be­
mühungen, jetzt zu sagen, die Investitions­
höhe sei gleich, helfen nichts. Das Institut· 
für Wirtschaftsforschung schließt sich genau 
unserer Meinung und unserer Kritik an, die 
wir hier vorgetragen haben. Das ist der 
erste Punkt. (Abg. Dr. Hau se r: Hätte also 
der Ausgabenrahmen Ihrer Meinung nach 
he~ter höher sein müssen ? Wie wäre er zu be­
decken?) Auch darauf komme ich noch zu 
sprechen. 

Zur Frage, was den Wirtschafts- und Sozial­
beirat betrifft, der bekanntlich gemeinsam 
mit den Herren des Finanzministeriums eine 
Budgetvorschau gemacht hat, darf ich fol­
gendes sagen: In dieser Budgetvorschau des 
Wirtschafts- und Sozialbeirates ist ein Saldo, 
ein Bruttodefizit, wie ich angeführt habe, 
sogar von 13,8 Milliarden enthalten. Das 
ist ja entscheidend. Es war das halbe 
Eventualbudget drin, es waren die Ermes­
senskredite, mit 2 Prozent inflationiert, und 
es war die Elektrizitätsförderung mit 
500 Millionen drin, 300 Millionen auslau­
fende gesetzliche Verpflichtungen, 200 Mil­
lionen Mehrsteuer. Man kann also, was ich 
schon dem Herrn Abgeordneten Machunze 
auseinanderzusetzen versucht habe, diese 
beiden Defizite nicht miteinander verglei­
chen. In einem Zwischenruf habe ich damals 
gesagt: ,,14 Milliarden sind nicht 14 Milli­
arden!" Das bezieht sich darauf, daß man 
die Unterlagen anschauen muß, dann erkennt 
man, daß hier von anderen Gesichtspunkten 
ausgegangen wurde. 
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Entscheidend ist aber, daß der Wirt­

schafts- und Sozialbeirat in diesem Gutach­
ten gesagt hat - Sie kennen es sehr genau, 
Herr Finanzminister ; der Wirtschafts- und 
Sozialbeirat kann bekanntlich nach Diskus­
sionen nur ein einstimmiges, möchte ich fast 
sagen, es wird aber nicht abgestimmt, also 
ein übereinstimmendes Gutachten abgeben -, 
von Seite der Bundesregierung müßte We­
sentliches geschehen, um die Investitionen 
aufrechtzuerhalten, die notwendig sind, weil 
es letzten Endes - und das ist ja entschei­
dend - von diesen Investitionen abhängt, 
ob die Konjunktur aufrechterhalten werden 
kann, die - das haben Sie ganz richtig ge­
sagt, Herr Finanzminister - durch die Lohn­
bewegung des Gewerkschaftsbundes 1967, 
ich brauche nicht zu sagen, wie die Bundes­
kammer damals dagegen gewettert hat, aus­
gelöst wurde. Sie wurde durch den Aufbau 
der Lager in der zweiten Phase jetzt ergänzt. 
In der dritten Phase müßte sie durch die In­
vestitionstätigkeit in die Höhe getrieben und 
auf dieser Höhe gehalten werden. 

. Wir kritisieren an diesem Budget, daß es 
diese Funktion nicht erfüllen wird. Das steht, 
nebenbei bemerkt, auch im Bericht des Insti­
tutes für Wirtschaftsforschung und im Gut­
achten des Beirates für Wirtschafts- und 
Sozialfragen. 

Sie meinen weiter, Herr Finanzminister -
das ist jetzt eine sehr wichtige Frage -, 
daß Sie durch die Reduzierung des Budget­
defizits richtig gehandelt haben. Zweifellos 
waren diese 16 Milliarden, dieser "Pauken­
schlag" , eine Angelegenheit, die Sie ge­
braucht haben, um innerhalb der österrei­
chischen Volkspartei die Wirtschaftler oder, 
besser gesagt, die Nichtwirtschaftler dazu 
zu bringen, daß sie gesagt haben: Um Gottes 
willen, was kommt da auf uns zu? Es muß 
etwas geschehen! 

Nebenbei bemerkt: Wir können nichts 
dafür. Wir haben diese Finanzpolitik nicht 
gemacht. Es war Ihr Vorgänger. Ich werde 
darauf kurz zu sprechen kommen. Er hat die 
österreichische Volkspartei in diese Situa­
tion hineingetrieben. Sie haben versucht, 
mit einer Gewaltlösung aus dieser Situation 
herauszufinden. 

Ich verweise auf die Einsparungen. 
Das ist etwas, was Kollege Mussil 
überhaupt niemandem erklären kann, wenn er 
sagt: Die Einsparungen sind natürlich von 
uns nicht erwartet worden. Wir haben der 
Bevölkerung auch nicht versprochen, daß 
diese 3,2 Milliarden beim jetzigen Budget 
eingespart werden. Die öVP hat ja erklärt: 
Wir geben das Wort, daß diese 3,2 Milliar­
den eingespart werden. Wenn man der 
öffentlichkeit gesagt hätte, wir haben 16 Mil-

liarden - "Paukenschlag", um unsere Leute 
zu schockieren -, und jetzt sagt man, 3,2 Mil­
liarden davon habe man eingespart, dann 
hätten die Leute sofort erklärt: Das ist über­
haupt nichts Neues, das passiert, seitdem es 
in österreich Budgets gibt. Auf Beamten­
ebene hat immer ein riesiges Volumen be­
standen. In der Koalitionszeit hat man sich 
dann immer darüber einigen müssen, was 
man von diesem riesigen Volumen nicht er­
füllen kann. Aber niemals wäre es jemandem 
eingefallen zu sagen, daß das Einsparungen 
gewesen sind. Das waren ganz gewöhnliche 
Verhandl ungsmomente, taktische Momente, 
die bei den Ministern gang und gäbe gewe­
sen sind, um zu einem erträglichen Budget 
zu kommen. 

Wir haben schon das letztemal gesagt, daß 
wir Ihre Einsparungen, die Sie jetzt anfüh­
ren, nicht nur bezweifeln, sondern daß wir 
auch wissen, daß sie nur von einer fiktiven 
Ziffer gefaßt worden sind. Das können wir 
daher nicht anerkennen. In der Öffentlich­
keit wird das überhaupt niemand verstehen . 

Und jetzt kommt das entscheidende, Herr 
Abgeordneter Hauser: Was will die Sozia­
listische Partei? Die Sozialistische Partei hat 
Ihnen das ganz .klar und deutlich in ihrem 
Programm gesagt. Wenn Sie es nachlesen 
wollen, sage ich Ihnen: Im Minderheits­
bericht steht eine Kurzfassung mit all den 
Entwicklungen. 

Jetzt werden Sie sofort sagen: Das kennen 
wir schon, das ist ja nichts Neues! Auch 
Kollege Sandmeier hat gestern darauf 
verwiesen, insbesondere aber Kollege Ma­
chunze, der gesagt hat: Alles das, was die 
Sozialisten vorschlagen, kostet viele Milliar­
den. Wie kann man denn ein Budget verlan­
gen, das so viele Milliarden für Investitionen 
und für sonstige Ausgaben, die in unserem 
Minderheitsbericht stehen, vorsieht? 

Ich darf Ihnen, meine Herren von der 
österreichischen Volkspartei, in Erinnerung 
rufen, daß 1967 zu Ihrem Budget, das Sie 
mit einem 3,6 Milliarden-Defizit präliminiert 
gehabt haben, ein sozialistischer Minder­
heitsbericht vorgelegen ist, der ziemlich 
detailliert war. Denn Sie haben auf Grund 
dieses Minderheitsberichtes errechnet, daß 
wir auf über 5 Milliarden Schilling kommen. 
Einige Herren von Ihnen ,sind zum Redner­
pult heruntergekommen und haben gesagt: 
Das würde ein Defizit von 5 bis sogar 5,5 Mil­
liarden Schilling ergeben! - Sie können 
sich daran erinnern, Herr Kollege Hauser! 
Wir haben gesagt: Hätten Sie es nur ge­
macht ! Jetzt können wir es sogar beweisen; 
denn wir glauben: Wenn damals diese Inve­
stitionen getätigt worden wären, hätte es im 
Jahre 1967 einen Wirtschaftsaufschwung ge-
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geben, und wir wären nicht in diese Flaute 
hineingeKommen. Wir sind gar nicht so 
sicher, daß wir dann ein Defizit von 5,5 Mil­
liarden gehabt hätten. Auf alle Fälle wären 
wir mit diesen 5,5 Milliarden noch tief unter 
die 7,8 Milliarden gekommen (Beifall bei der 
SPö), zu denen Sie gekommen sind, ohne daß 
Sie die Wirtschaftsflaute vermeiden konnten 
und ohne daß Sie das Wirtschaftswachstum 
über 2,5 Prozent bringen konnten. 

warum sich Staatssekretär Koren so dagegen 
gewehrt hat - leider vergebens. 

Ich muß hier sogar noch feststellen . . . 
(Abg. Dr. Hau se r: Wir haben doch aus 
diesen 20 Prozent einen Investitionsstoß ge­
habt im öffentlichen Bereich! Sie wissen doch 
daß wir im Jahre 1967 um 20 Prozent in di~ 
Höhe gegangen sind!) Herr Kollege! Da 
kommt jetzt das Problem: Investition ist 
nicht gleich Investition! Da war ja der Herr 

Nun fragen Sie: Wie geht sich das aus? Finanzminister bereit ... (Abg. Dr. H au-
Was schlagen die Sozialisten vor? se r: Das ist Ihre Behauptung!) Nein das 

Ich darf Ihnen einen Vorschlag machen . ~st nicht meine Behauptung, das habe~ Sie 
und Sie bitten, ihm zuzustimmen: Es muß Ja auch zugegeben, Herr Abgeordneter Hau­
zum Beispiel auf der Ausgabenseite der Be- se.r! Denn als wir das Eventualbudget im 
reich der Subventionen, Förderungen, Zu- Fmanzausschuß besprachen, haben Sie doch 
schüsse vorerst gestoppt werden, und es selbst ~esagt:. Gut, schön! Die Sozialisten 
müssen die Marktordnungssysteme so umge- ~ollen Jetzt beIm Eventualbudget, daß nicht 
staltet werden, daß die wachsende überpro- Jede Post ~ozusagen. zu~rst n;inisteriell aus ge­
duktion selbsttätig verhindert wird und nicht handelt WIrd. In WIrklIchkeIt war das Even­
andauernd zu Mehrbelastungen des Budgets tualbudget ja. gar kein Eventualbudget, son­
führt. Sind Sie damit einverstanden meine dern war Ja nur dazu da, um die 
Herren von der österreichischen V ~lkspar- Optik zu ve.rbessern, um das Defizit 
tei? (Abg. DT. Mus 8 i l: Schon wieder Ihre nIcht auf emmal so in Erscheinung 
alte Agrarfreundlichkeit! ) Gar keine Agrar- treten zu las,sen, eine Teilung des normalen 
freundlichkeit! Das ist nämlich gar nicht ~udgets, des ordentli<:hen und außerordent­
von mir, das jst vom Staatssekretär Koren. hchen Budgets. Als WIr gesagt haben, schön, 
(Heiterkeit und Beifall bei der SPö. _ Abg. wir .würden . diese~ Eventualbudget sogar 
Dr. Pi t t e r man n: Nie gelesen!) Das ist ~ushmm:n, nIc~t, WIe Sie es vorlegen, aber 
halt das Pech, daß er sich nicht durchsetzen m d.er, Hohe - m Ordnung die 1,2 Milliarden 
konnte. Denn ich bin davon überzeugt, wenn SchIlh~? -, aber dann wirklich gezielte 
wir ökonomisch wirklich ein Budget mit I~vesbtlOnen, haben wir dann sogar die 
Ihnen gemeinsam erstellen könnten, dann SItzung unterbrochen. Sie haben sich doch 
würden wir ein anderes Budget erstellen. selber, der Herr Finanzminister und ein paar 
(Abg. Dr. Mus s i l: Als wir die Subven- Herren von Ihnen, die es ökonomisch richtig 
ventionen im Jahre 1967 abgebaut haben, da erkannt haben, bemüht und haben gesagt: 
haben Sie geschrien!) Ja, genau, Herr Kol- Ja, das 'sollte man machen. Nur bei der ent­
lege! Warum? Weil Sie die Subventionen scheidenden Abstimmung, als Sie zurückge­
folgendermaßen abgebaut haben: Finanz- kommen waren, haben Sie gesagt: Wir kön­
minister Dr. Schmitz hat gesagt: Ich habe nen leider nicht! - Ich habe schon einmal 
eine Königsidee. Wir bauen die Subventionen gesagt, daß der Minister Prader da war. Ich 
ab, dadurch bekommen wir Mittel für Inve- will Ihnen und auch ihm nicht unterschieben, 
stitionen und werden das Wachstum im daß er schon damals gewußt hat, was er 
Jahre 1967 anregen. dann damit finanzieren wird. Das ist dann 

Was ist geschehen? Sie haben die Sub­
ventionen abgebaut, Sie haben sie falsch ab­
gebaut, denn die Überproduktion ist ja noch 
stärker geworden. Sie haben dann die Kon­
sumenten belastet, wobei man noch darüber 
reden könnte, ob das in diesem Umfang not­
wendig gewesen wäre, und Sie haben vor 
allem den gewünschten Effekt nicht erzielt. 
Denn Sie haben heute mehr Subventionen, 
statt daß Sie auf diesem Sektor, wo Sie ab­
gebaut haben, heute weniger Subventionen 
hätten. (Ruf bei der SPö: Höhere Preise! -
Abg. C z e t tel: Und weniger Investition!) 
Und höhere Preise nebenbei! Das sind wir 
ja gewohnt! Aber wir haben nicht einmal die 
Investitionen. Das ist ja der Grund dafür, 

im Haus besprochen worden: die alten 
Häuser, die wir hätten kaufen sollen, die 
Grundstücke und so weiter, die bekanntlich 
vom Standpunkt des Investitionsstoßes aus 
überhaupt keinen Einfluß gehabt hätten. 

Das war Ihr Pech! Sie haben selbst zuge­
geben beziehungsweise müssen zugeben: Mit 
unserem Vorschlag hätten Sie ein besseres 
Eventualbudget erstellen können, um einen 
richtigen Investitionsstoß auszulösen. 

Aber es geht noch weiter. Im Koren-Plan 
Seite 49, steht: Grundsätze zur Budgetpolitik 
1969. "Die Tendenz des überdurchschnitt­
lichen Anwachsens jener Staatsausgaben die 
nicht in den Investitionsbereich fallen, ~uß 
abgeschwächt und der voraussichtlichen 
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längerfristigen Wachstumsrate des Sozial­
produktes angepaßt werden." 

In Ordnung! - Aber, Herr Finanzmini­
ster, wo haben Sie das gemacht? Sie nehmen 
rund eine halbe Milliarde durch Investitionen 
und Investitionsermächtigungen weg und er­
höhen die Subventionen, wie schon mein 
Freund gesagt hat, um plus 11 Prozent, das 
heißt: Sie haben leider - das bedauern 
wir ja - eine ganz andere Politik gemacht, 
als Sie es hier im Koren-Bericht beziehungs­
weise im Koren-Plan festgelegt haben. 

Wir könnten nun zufrieden sein und sagen: 
Das ist der Beweis, daß die ÖVP andere 
Taten setzt, als sie verspricht. Wir sind des­
halb nicht zufrieden, weil die wirtschaft­
liche Rückwirkung für uns alle zu spüren ist, 
insbesondere für unsez:e Industrie, für die 
wir dringendst diese notwendigen Inve­
stitionsstöße brauchen. Ich werde dann noch 
ganz kurz darauf zurückkommen. 

Was die Schuldenpolitik betrifft, hat mein 
Kollege Lanc hier sehr ausführlich über die 
Details geredet. Ich habe es zutiefst be­
dauert, daß Kollege Sandmeier gesagt hat 
(Abg. Ben y a: Nur oberflächlich!): Man 
sieht es ja! Das ist nur Schuldenhysterie ! 
Von einem wirklichen Eingehen in die 
Problematik kann man bei euch nicht reden! 
- Das war meiner Meinung nach nicht rich­
tig, weil Kollege Lanc wirklich versucht hat, 
bis in die Details darauf einzugehen. 

Jetzt wird gesagt: Wir haben die neue 
Erkenntnis, daß wir Schulden nicht mehr 
so wie im 17. J ahrh undert als etwas Schlech­
tes betrachten, ,sondern auf Grund der 
moderneren ökonomie wissen wir, daß 
Schuldenrnachen und Deficit-spending etwas 
ganz Natürliches ist. Da habe ich mir inner­
lich gedacht: Schade, daß er das nicht dem 
Finanzminister Schmitz gesagt hat, da wäre 
es nämlich wirklich am Platz gewesen. Uns 
hätte er es nicht zu sagen brauchen, denn 
wir haben das seit Jahrzehnten in unserem 
Programm, weil wir wissen, daß das Auf­
gaben des Staates sind und daß man es sich 
nicht so einfach machen kann wie" Herr 
Finanzminister Schmitz, der immer gesagt 
hat: Ausgeben darf ich nur so viel, wie ich 
einnehme! Großes System: Symbolisch meine 
Rechenmaschine, da habe ich die Kugerln! 
- Wir wissen, daß ihm dann einige Kugerln 
hinuntergefallen sind. Dr. Schmitz meinte 
dann, daß ihm damit alles ausgehen würde. 
Es ist sich leider nicht ausgegangen. 

Dann mußte Koren umschalten. Er hat es 
versucht, aber leider auch nicht so, wie es 
im Plan beziehungsweise im Bericht gestan­
den ist, sondern unter dem Druck der Bünde 
hat er es unzulänglich und in einem Ausmaß 

durchgeführt, das leider nicht zielführend 
sein wird. 

Auch da darf ich wieder auf die Situation 
hinweisen: Natürlich, Herr Finanzminister, 
kommt es nicht darauf an, daß man Schulden 
macht oder ein bisserl mehr Schulden macht, 
wenn es die wirtschaftliche Lage erfordert. 
Es kommt vielmehr auf das schnelle Wachs­
tum an, das sich ergibt. Hätten Sie das, 
wie es die Sozialisten im Minderheitsbericht 
vorgeschlagen haben, 1967 gemacht, dann 
wäre es nicht zu dieser Situation gekommen. 
Das habe ich gerade zuvor ausgeführt. 

Aber das Wachstum, das Sie durch Ihre 
Schuldenpolitik 1967 und 1968 erzielt haben, 
ist eben das Verheerende, und das Wirt­
schaftsforschungsinstitut kritisiert ... (Zwi­
schenruf des Bundesministers Dr. Kor e n.) 
N ein, nicht das Wachstum, sondern das ge­
ringe Wachstum ist verheerend, das Sie da­
durch erzielt haben, weil Sie die Schulden­
politik in einem Ausmaß betrieben und 
auf einem Sektor gemacht haben, daß das 
Wirtschaftswachstum leider nicht angekur­
belt wurde. Darüber sind wir uns doch einig. 
(Neuerlicher Zwischenruf des Bundesmini­
sters Dr. Kor e n.) Auf den Konsum komme 
ich noch zu reden. - Das werde ich mir 
gleich aufschreiben, damit ich es ja nicht 
vergesse. 

Was aber die Schuldenpolitik betrifft, 
möchte ich jetzt folgendes sagen. Auch hier 
schreibt das Wirtschaftsforschungsinstitut 
wieder: "Die Bedienung der Finanzschuld er­
fordert 8,05 Milliarden, um 2,54 Milliarden 
oder 46 Prozent mehr als 1968.4,99 Milliarden 
Schilling entfallen auf Tilgungen, 3,06 Mil­
liarden auf Zinsendienst und Spesen. 1967 
und 1968 wurden relativ viel kurzfristige 
Verpflichtungen eingegangen, die zurückge­
zahlt werden müssen. Für einige langfristige 
Kredite und Anleihen der letzten Jahre be­
ginnen die Tilgungen." 

Wenn Sie die Debatten im Hohen Haus 
nachlesen, die wir dem Herrn Finanzminister 
Schmitz geliefert haben, so werden Sie mer­
ken: Es war unsere Kritik an seiner Schul­
denpolitik, die geheißen hat: Hohes Haus, 
alles in Ordnung, Sie können beruhigt schla­
fen, ich habe da:s Geld! - Wir haben damals 
gesagt: Herr Finanzminister - ich selbst 
durfte dazu reden -, natürlich könnten wir 
jetzt ruhig schlafen, wenn wir nicht wüßten, 
wie Sie das Geld beschafft haben. - Dok­
tor Schmitz wollte nämlich nicht sagen, wie 
teuer und kurzfristig diese Anleihen sind. 
Ich habe ihm damals gesagt: Wenn es zum 
Zurückzahlen kommt, werden Sie vielleicht 
nicht mehr Finanzminister sein! - Aus­
nahmsweise habe ich damal,s eine Prognose 
gestellt, die ich sonst nie gebe, weil ich mich 
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in die Personalpolitik der Österreichischen 
Volkspartei nicht hineinmischen will. Aber 
diese Prognose hat 100prozentig gestimmt, 
denn Sie haben ihn dann sehr bald abberu­
fen. (Beifall bei der SPlJ.) 

Ich komme jetzt zu dem, was der Herr 
Finanzminister leider nicht in seinen Aus­
führungen und auch nicht im Zusammenhang 
mit ,seiner Budgetrede gesagt hat. Natürlich 
sagen jetzt momentan die Österreichische 
Volkspartei und die Bundesregierung: Kin­
der, es kann uns nichts mehr geschehen! 
Wir haben einen Konjunkturaufschwung! -
Richtig, haben wir! Das haben wir immer 
gewußt. Das ist klarerweise kein Fehler. Ich 
glaube, wir brauchen uns nicht darüber zu 
unterhalten, daß das aus der Konsumfunk­
tion abzuleiten ist. (Abg. Dr. Hau se r: 
Ganz so genau gewußt haben Sie es nicht!) 

, Wir können also feststellen, daß diese Phase 
absolut richtig gewesen ist. Heute sagt 
natürlich die österreichische Volkspartei, 
sie habe es gemacht. Ich nehme ihr das gar 
nicht übel. Die Einkommenssteigerung ver­
danken wir ja Ihnen. Ich muß mir immer 
wieder sagen: Der Gewerkschaftsbund trägt 
dazu ja überhaupt nichts bei. Mich wundert 
ja nur, wie die christlichen Gewerkschafter 
in Ihren Reihen das aushalten, ununter­
brochen sozusagen an die Wand gestellt zu 
werden und zu hören, daß sie nichts dazu 
beigetragen haben. Aber die öffentlichkeit 
weiß - es wissen es also alle, Sie können ja 
auch nachlesen, Herr Abgeordneter Hau­
ser -, daß gerade Ihre Organisation dagegen 
gewettert hat. (Abg. Dr. Hau se r: Wir 
haben ja mit Ihnen die Lohnpolitik gemacht! 
- Abg. Dr. Pittermann: Einen Streik 
habt ihr gemacht, daß sie höhere Löhne neh­
men! - Zwischenruf.) Genauso wie bei 
bei der Arbeitszeitverkürzung, auf die ich 
dann noch zu sprechen kommen werde. Jetzt 
sagen Sie bloß, Sie Isind zu uns gekommen 
und haben gesagt, wir sollen höhere Löhne 
verlangen! (Beifall bei der SPlJ.) 

Kollege Hauser! Sicher haben wir nicht 
gestritten, aber ich könnte Ihnen dokumen­
tieren - Sie kennen ja mein Prinzip, ich 
will nicht so viel Zeit damit vertun -, was 
Sie damals dagegen geschrieben und pole­
misiert haben, es war genau dasselbe wie 
das, was Sie jetzt bei der Arbeitszeitverkür­
zung machen, auf die ich dann noch ganz 
kurz zu sprechen kommen werde. 

Diese Anregung aus dem Konsum heraus 
war zweifellos ein Grund dafür - da stimme 
ich also zu -, daß die Konjunktur angestie­
gen ist. Aber was ich erwartet hätte, Herr 
Finanzminister, ist, daß Sie die strukturel­
len Probleme dieses Budgets aufzeigen, über 
die der Beirat in dem langen, dicken Gut-

achten geschrieben hat, das Sie ohnehin 
genau kennen. Nur dürfen Sie es nicht sagen. 

Sie wissen ganz genau, daß unsere struk­
turelle Budgetsituation so ist, daß bei einem 
sechsprozentigen Wachstum - ich kann auch 
gleich auf das achtprozentige gehen, der Bei­
rat hat ja die Variationen 6 und 8 Prozent aus­
gerechnet; diese beiden Variationen hat er er­
wartet -, also daß bei 8 Prozent die Einnah­
menelastizität 0,9 ist und daß die Ausgaben­
elastizität bei 8 Prozent noch immer 1,1 ist. 
Das heißt, daß wir uns strukturell nach wie 
vor in dieser schlechten Situation befinden 
und daß hier eine Änderung notwendig ist. 

Was soll also geschehen? Wir haben 
diese Erkenntnis im Beirat erarbeitet, 
wir haben sie dem Finanzminister mitgeteilt, 
wir wissen, daß die Einkommenselastizität 
unelastisch ist, die Proportionalbesteuerung 
daher unbefriedigend ist - ich werde Ihnen 
ja die Einzelheiten noch auseinandersetzen 
- und daß die Ausgabenelastizität leider 
nicht degressiv ist. 

Und jetzt kommt die Diskussion, die wir 
immer mit der Handelskammer und der Un­
ternehmerseite führen. Was müßte gesche­
hen? Sie können es sich nicht so einfach 
machen, meine Herren, daß Sie sagen: Ja 
das erklärt sich ganz automatisch daraus, 
daß die Zahl der Unselbständigen steigt und 
die der Selbständigen sinkt. Ich will nur 
einige Ziffern anführen: 1966 haben wir 
zirka 907.000 Selbständige und Mithelfende 
gehabt, die bis 1969 auf 880.000 zurück­
gehen werden, wie geschätzt wird. Das ist 
also um zirka 3 Prozent weniger. Und jetzt 
kommt das Phänomen: Auch die Unselb­
ständigen werden in der Zwischenzeit weni­
ger werden. Wie Sie wissen, werden sie von 
2,377.000 auf zirka 2,350.000 zurückgehen. 
Die Selbständigen werden um 3 Prozent 
weniger, wir werden um 1,1 Prozent weni­
ger werden. 

Also mit der Argumentation des entspre­
chenden Ansteigens der Anzahl der Unselb­
ständigen kann sich das nicht erklären las­
sen. Wir haben uns daher bemüht, eine Ana­
lyse zu machen. Ich habe hier alle ökono­
metrisehen Funktionen aufgezeichnet. Die 
Aufzeichnung stammt nicht von mir. Ich ge­
stehe ganz offen und ehrlich, ich könnte das 
gar nicht machen. Ich kann es mir nur er­
klären lassen, aber Sie werden ja wissen, 
daß die öko no metriker in dieser Beziehung 
eine ziemlich einheitliche Gruppe sind, unab­
hängig von irgendeiner Parteirichtung. Es 
stimmen normalerweise die Ziffern, die sie 
erarbeiten, schon. 

Daraus ergibt sich eindeutig - ich darf 
Ihnen das ganz kurz mitteilen -, daß eben 
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auf Grund der jetzigen Lage die Lohnsteuer 
wesentlich stärker ansteigen wird und daß 
die Einkommensteuer beziehungsweise die 
gewinnabhängigen Steuern wesentlich ge­
ringer steigen werden, und zwar nicht des­
halb, weil es dort weniger werden und hier 
mehr, das ist annähernd gleich, sondern weil 
in der Gestaltungskraft der Steuern und in 
der Gestaltungsmöglichkeit eine größere Dif­
ferenz besteht. Das ist etwas, was der Herr 
Finanzminister in Angriff nehmen müßte, 
das ist etwas, was er tun sollte, aber er 
macht es eben nicht. 

Ich darf nur einige Ziffern vortragen: Bis 
zum Jahre 1965 war das Lohnsteueraufkom­
men immer wesentlich tiefer als das Einkom­
mensteueraufkommen. Das hat sich seit 1966 
umgedreht. Es wird im Jahre 1969 ein Lohn­
steueraufkommen von 8,2 Milliarden und ein 
Einkommensteueraufkommen von 7,1 Milli­
arden geben. Es ist also ein genaues Um­
drehen der bisherigen Entwicklung vor sich 
gegangen. Sie können uns jetzt, Herr Finanz­
minister, nicht einreden, daß das eine gott­
gewollte Gesetzmäßigkeit ist. Da müßte halt 
die Bundesregierung etwas dazutun. Da 
müßte man eben auf Grund der Untersuchun­
gen, die vorliegen, ein anderes System 
suchen und auch finden. Denn letzten Endes 
dürfen Sie nicht vergessen, daß das für die 
Unselbständigen auf die Dauer ein unerträg­
licher Zustand wird, und zwar deshalb ein 
unerträglicher Zustand, weil der Unselb­
ständige nicht nur das Gefühl hat, daß er 
mehr für diesen Staat leisten muß, sondern 
weil er leider auch das Gefühl hat, daß das, 
was er leistet, unzweckmäßig eingesetzt 
wird. Sie haben schon gestern über den Ka­
pitalkoeffizienten gesprochen, siehe Agrar­
subventionen, die Sie geben, und so weiter. 
Dort sind es bekanntlich 16, während es in 
der Industrie 4 bis 5, im schlechtesten Falle 
vielleicht 6 wären. Dort wird also leider nur 
unzulänglich und unzweckmäßig eingesetzt. 
Das ist das Problem. Über dieses Problem 
haben wir in unserem Minderheitsbericht 
geschrieben. Das haben wir Ihnen vorge­
schlagen. Sie lehnen es ab. Wir können es ja 
nicht ändern; es bleibt uns nichts anderes 
übrig. 

Die Situation bei uns ist jetzt so, daß von 
der strukturellen Seite her Ihrerseits über­
haupt nichts geschehen ist, daß Sie sich über 
diese Situation hinweggesetzt haben, weil Sie 
auf dem Standpunkt stehen, es werde schon 
alles gut gehen, und weil Sie andererseits 
genauso wissen, daß das leider nicht der 
Fall ist. 

Ich hatte mir vorgenommen - das hat 
aber Herr Abgeordneter Peter von der Frei­
heitlichen Partei schon gemacht -, auch 

über die Verwirklichung des Koren-Planes 
zu reden. Wir werden ja sicherlich noch im 
nächsten Jahr Gelegenheit haben, darüber 
zu diskutieren. Für einige Ansätze im 
Koren-Plan ergibt sich ja die Streit­
frage, ob sie aus unserem Programm 
übernommen wurden oder ob Sie sie erfun­
den haben; darüber wollen wir aber nicht 
debattieren. Es steht aber einwandfrei fest, 
daß innerhalb des Gewerkschaftsbundes be­
ziehungsweise am Bundeskongreß alle diese 
Forderungen schon gestellt wurden. Ich gebe 
schon zu, daß das sehr konkret gemacht 
wurde. Ich gebe auch zu, daß man, wenn 
man im Finanzministerium, also an der 
Quelle, sitzt, das natürlich durchführen 
kann, dann kann man ohne weiteres sagen: 
Ja bitte sehr, die Ideen könnt ihr ja einmal 
gehabt haben. Durchgeführt habe es aber 
ich als Finanzmillister, und daher ist es mein 
Verdienst! - Darüber wollen wir nicht 
streiten. Wir warten auf die Durchführung, 
wir werden uns das sehr genau anschauen, 
das ist also entscheidend. 

Es ist eine der erfreulichsten Erkennt­
nisse, die ich gewinnen konnte, als Herr Ab­
geordneter Mussil gestern gesagt hat: Wir 
sind gegen die imperative Planung! - Er 
rennt damit offene Türen ein. Denn wir 
waren nie dafür. Die indikative Planung war 
immer unser Vorschlag. Er hat ja auch er­
klärt, auch er sei für die indikative Planung. 
Damit ist einer der wichtigsten Widerstände, 
möchte ich sagen, Ihrerseits gefallen. Wir 
können mit Hilfe dieser gemeinsam gewon­
nenen Basis jetzt endlich daran schrei­
ten ... (Abg. Dr. G ru be r: Es war ja kein 
Widerstand!) Aber entschuldigen Sie, in die­
sem Hause haben wir doch einige Male 
entsprechende Auseinandersetzungen ge­
habt, nicht mit Ihnen, Herr Abgeordneter 
Gruber, ich weiß schon, die christlichen Ge­
werkschafter waren bei dieser Idee ein 'biß­
chen zuvorkommender, aber die Handelskam­
mer hat das doch ganz entschieden abge­
lehnt und hat erklärt: Es gibt nur eine Mög­
lichkeit (Widerspruch bei der ÖVP), das ist 
die freie Wirtschaft. Und sonst darf also 
nichts geschehen! - Was Sie bis jetzt noch 
zuzugestehen bereit waren, war, daß Sie eine 
entsprechende Vorschau, sei es eine Pro­
gnose des Budgets, sei es, wie jetzt, eine mit­
telfristige Wirtschaftsprognose, ausarbeiten 
wollen. Da waren Sie noch bereit mitzu­
machen. Aber bezüglich der indikativen Pla­
nung haben Sie das ganz entschieden abge­
lehnt. Ich brauche Ihnen ja nicht die Aus­
einandersetzungen vorzutragen - Sie kön­
nen das ja im Protokoll nachlesen -, die ich 
mit Kollegen Mussil in diesem Punkte leider 
führen mußte. (Abg. Dr. Hau se r: Die selek­
tiven Investitionen sind das gewesen!) 

128. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 81 von 122

www.parlament.gv.at



11012 Nationalrat XI. GP. - 128. Sitzung - 20. Dezember 1968 

Dr. Staribacher 
Der selektiven Investitionsbegünstigung, 

die wir immer gewollt haben, haben Sie bis 
jetzt formell noch nicht zugestimmt. Sie wer­
den aber jetzt schön langsam dazu bereit 
sein, denn wenn Sie die indikative Planung 
machen, werden Sie dann annähernd dazu 
kommen. Denn ich kann die selektive Investi­
tionsbegünstigung auf zweierlei Arten 
durchführen. Ich kann ganz einfach sagen: 
Der kriegt von mir Geld, und der kriegt kei­
nes. - Da gibt es dann die Tatsache, daß 
es das heute sowieso schon bei den Subven­
tionen gibt: ich verweise auf die Genossen­
schaften und den privaten Handel. Aber da 
mischen wir uns nicht drein, das ist Ihre 
Angelegenheit. Da sind Sie nämlich sehr 
"selektiv". Aber das ist ja eine Angelegen­
heit, die Sie angeht. 

Wir wollen nur, daß man, wenn man eine 
indikative Planung macht, ohne diese selek­
tive, jederzeit sagen kann, zum Beispiel durch 
entsprechende Kreditgewährung, durch ent­
sprechende Abgrenzungen, durch entspre­
chende Rahmenbestimmungen, jedem, der 
dann darunterfällt, die Möglichkeit zu geben, 
daß das Ziel, das man erreichen will, auch 
erreicht werden kann. In der indikativen 
Planung liegt das drin. Wir sind uns ja jetzt 
einig. Lassen wir die Vergangenheit ruhen, 
fangen wir auf diesem Sektor an, ich glaube, 
wir werden weiterkommen. Sicher werden 
Sie dann in ein paar Jahren sagen, Sie haben 
das ohnehin schon immer verlangt. Aber das 
ist ja nicht entscheidend, entscheidend ist ja, 
was wir im Interesse unserer gemeinsamen 
Wirtschaft hier weiter tun können. (Abg. 
Dr. G r u b er: Das ist eine positive Budget­
debatte, was?) Jetzt haben wir einmal posi­
tive Vorschläge, und Sie sind auch nicht 
zufrieden! Man kann machen, was man will, 
man macht es Ihnen nie recht. Aber wir 
haben uns ja vorgenommen, Ihnen in der 
Budgetdebatte nicht nur die negativen Sei­
ten Ihres Budgets zu sagen, sondern auch die 
positiven Seiten, die wir gemeinsam machen 
müssen. Nur ist in den Budgetansätzen lei­
der nicht sehr viel drin. (Abg. Dr. Ha u­
se r: Sie sind eine halbe Schwalbe!) Bitte 
schön! 

Nun zur Frage, was bezüglich der weite­
ren Politik, die wir für notwendig halten, 
geschehen sollte. Wir haben Ihnen unser 
Programm in aller öffentlichkeit zur Verfü­
gung gestellt. Sie haben gesagt, Sie werden 
es in den Boden kritisieren. Ich persönlich 
habe den Eindruck, sehr viel ist uns dabei ja 
nicht passiert. Denn wenn Sie sagen, die 
4 Prozent stimmen nicht mehr, das sind nur 
mehr 2 Prozent - ich weiß nicht mehr, 
welche Straßen das betroffen hat -, so muß 
ich sagen: Das sind doch deskriptive Fra­
gen. Es hat sich herausgestellt, daß Sie eine 

neuere Ziffer haben. Als das Programm er­
stellt wurde, war das eine ältere Ziffer. Über 
so etwas diskutieren weder der Herr Finanz­
minister und ich, wenn wir untereinander 
sind, noch ich mit Ihnen, denn da braucht 
man ja nur die Jahreszahl nachzuschauen, 
und damit ist das erledigt. Darauf kommt 
es ja nicht an. 

Entscheidend wäre gewesen, was Sie zu 
unseren konkreten Vorschlägen sagen. Da 
haben Sie leider keine beziehungsweise 
keine wesentliche Kritik geübt. Das einzige, 
was Kollege Machunze immer gesagt hat: 
Nebel! Nebel! - Ein Kollege hat gemeint: 
Da muß er sich halt Nebelscheinwerfer kau­
fen, damit er ein bißchen durchsieht, wenn 
seine Augengläser beschlagen sind! Wir 
glauben nämlich, daß es sich hier um keinen 
"Nebelvorschlag" handelt, sondern um ein 
absol ut seriöses Programm, das man kriti­
sieren kann, das man kritisieren soll. Dar­
über kann es ja gar keinen Zweifel geben. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. G ru be r.) 

Herr Kollege Gruber! Wenn wir noch ein­
mal auf den Wohnbau zurückkommen, muß 
ich sagen: Die Wohnbauproblematik ist ja 
irrsinnig groß. Ich wollte mich zum Kapitel 
Bauten nicht melden. Aber wenn Sie sich 
das anschauen, wissen Sie ganz genau, daß 
der Herr Bautenminister eine Vorschau, die 
berühmte Vorschau 1969, gemacht hat. Dort 
behauptete er, daß der Wohnbau einschließ­
lich Instandhaltung von 16,7 Milliarden 
im heurigen Jahr auf 17,9 Milliarden steigen 
wird, das heißt, wir haben ein PI us von 
1,2 Milliarden. (A b g. Dr. G r u b er: Das ha,t 
nicht der Minister erfunden!) Aber er hat es 
ja vorgelegt! (Abg. Dr. G ru be r: Der Bei­
rat!) Nein, nein! Er hat es ja vorgelegt. Un­
sere Kritik daran ist, daß das nicht stimmen 
kann, daß selbst die Innung andere Zahlen 
errechnet hat. Die Innung hat uns erklärt: 
Wir wissen ohnehin, daß sie nicht stimmen, 
wir wollten sie korrigieren, aber es geht 
nicht mehr! - Vielleicht war der Bericht 
schon im Druck, vielleicht war der politische 
Druck so groß, daß man gesagt hat: Wir 
müssen dort hineinschreiben, daß das so gut 
ist! - Denn fest steht, daß nicht annähernd 
mit diesem Plus von 1,2 Milliarden zu rech­
nen ist. (Abg. Dr. G r u be r: Ich habe mich 
nicht auf die 17,9 gestützt. Ich habe vor allen 
Dingen gesagt, daß schon im Jahr 1967 mehr 
Wohnbauvolumen drinnen war, als Sie in 
Ihrem Programm für die Infrastrukturinvesti­
tionen vorgesehen haben!) Herr Kollege Gru­
ber! Das ist ja auch wieder eine Fehlinter­
pretation gewesen! Das kann ich Ihnen 
gleich erklären. Für 1967 gibt es laut dem 
Plan, den Sie angezogen haben, 16,6 Mil­
liarden. In Ordnung! Wissen Sie, daß die 
Innung - ich gebe zu, ohne Instandhaltung, 
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und diese wird auf zirka 2 Milliarden 
geschätzt - mit 12,1 Milliarden rechnet. Das 
heißt also, daß unsere Ziffern die der In­
nung sind, und wir nehmen an, daß sie die 
richtigeren sind, die des Ministeriums leider 
überhöht sind. (Zwischenruf des Abg. Dok­
tor G Tub er.) Nein, das .würde ich nicht 
machen! Nein, das kann man nicht mischen! 
Aber wir können beide Ziffern annehmen, 
können beide Ziffern dann weiterverfolgen. 
Es steht auf alle Fälle fest, daß die Innung 
selbst nach 12,1 Milliarden im Jahr 1967 
auf 11,6 Milliarden im Jahr 1968 und auf 
11,6, also 23 Millionen mehr, im Jahr 1969 
geht. Das heißt, daß die Innung ein voll­
kommen gleiches Bauvolumen am Wohnbau­
sektor annimmt und keinesfalls eine Stei­
gerung. Der Herr Bautenminister nimmt 
1,2 Milliarden dazu, der Herr Finanzminister 
hofft und rechnet damit, daß sein Budget in 
dieser Linie liegt. 

Meine Damen und Herren! Daher sind 
wir der Meinung, daß Sie auf diesem Sektor 
bis jetzt eine Politik gemacht haben, die den 
Gegebenheiten und den ziffernmäßigen 
Unterlagen nicht entspricht, Unterlagen, die 
Ihnen genauso zugänglich sind wie uns, denn 
letzten Endes sitzen ja Ihre Herren in all 
diesen Beiräten und arbeiten mit uns gemein­
sam. Man muß also diese Ziffern und Unter­
lagen berücksichtigen. 

Aber nun zur Arbeitszeitverkürzung. 
Ich verweise auf die Behauptung des 

Herrn Dr. Mussil. Zuerst haben Sie gesagt, 
die Preise sind gestiegen, als es die letzte 
Arbeitszeitverkürzung im Februar 1959 ge­
geben hat. Ich habe Ihnen nachgewiesen, 
daß wir noch nie ein so tiefes Preisniveau 
gehabt haben. Denn von 1958 auf 1959 
gab es bei den Preisen eine Entwicklung 
von 1,1 Prozent, von 1959 auf 1960 waren es 
1,9 Prozent. Sie sind also noch nie so wenig 
gestiegen wie in diesen beiden Jahren. 

Dann hieß es: Aber die Produktivität ist 
zurückgegangen! - Ich habe Ihnen an Hand 
der Industrieproduktion gesagt, daß sie 
gegenüber dem Vorjahr 1959 um 5,7 Prozent, 
von 1959 auf 1960 um 10,9 Prozent gestie­
gen ist. 

Dann hieß es: Aber die Produktivität 
ist zurückgegangen, also die Produktion je 
Beschäftigten. - Ich habe Ihnen nachge­
wiesen, daß sie von 1958 auf 1959 um 
6,2 Prozent und von 1959 auf 1960 um 
7,4 Prozent gestiegen ist. 

Dann kam der Schrei: Aber die Investi­
tionen sind zurückgegangen! - Auch das 
stimmt nicht! Die Investitionsquote in öster­
reich hat real zu den Preisen von 1954 1959 
22,3 ausgemacht, ist dann 1960 auf 22,9 t 1961 

auf 23,9, 1962 auf 23,5 und 1964 auf 23,4 
gestiegen, dann 23,9 1965 und 24,2 im Jahr 
1966. Also auch eine Steigerung der Investi­
tionsquote in österreich. 

Da wird jetzt von lhnen das Argument 
kommen: Ja aber die Investitionen der Indu­
strie sind zurückgegangen 1 - Ein bißehen 
etwas hat man vom Koren-Bericht gelesen, 
und daher weiß man, daß die Investitionen 
der Industrie zurückgegangen sind. Auch 
wieder ein Pech. Im Jahr 1959 betrug die 
Investitionsquote der Industrie 23,5. Im 
Jahre 1960 - immer gegenüber dem Vor­
jahr - 23,9, im Jahr 1961 23,9, 1962 22, 1963 
19, 1964 19 Prozent, 1965 18,1 Prozent, 1966 
17,2 Prozent und 1967 14,4 Prozent. 

Herr Minister! Sagen Sie doch endlich 
der Handelskammer, sie soll nicht argumen­
tieren, weil die Arbeitszeitverkürzung 1959 
gewesen ist, sei die Industrieinvestitions­
quote zurückgegangen. (Bundesminister Dok­
tor Kor e n: Das ist ein Bildungsproblem! ) 
Ein Bildungsproblem ist das, das gebe ich 
zu. Ich bitte daher den Finanzminister, an 
den Bildungskursen der Handelskammer das 
nächste Mal teilzunehmen! (Beifall bei der 
SPö.) 

Meine Damen und Herren 1 Ich möchte da­
her abschließend folgendes sagen: Ich 
glaube, wir sollten, wenn wir über Wirt­
schaftsprobleme diskutieren, uns mit den 
Ziffern auseinandersetzen. Wir sollten uns 
hart auseinandersetzen, wenn Sie andere 
Vorschläge haben. 

Weil Sie den Niederösterreich-Plan be­
züglich der konkreteren Gestaltung der über­
schußproduktion in der Landwirtschaft 
kritisiert haben, habe ich versucht, mich mit 
Ihnen auseinanderzusetzen, Ihnen zu zeigen, 
daß gar kein Widerspruch zwischen dem 
Niederösterreich-Plan und dem Wirtschafts­
programm der SPÖ besteht. Ich wollte Ihnen 
zeigen, daß es verschiedene Auffassungen 
über die Durchführung einer Problematik 
gibt. Herr Abgeordneter Kern! Setzen wir 
uns auseinander, ob eine solche Kontigentie­
rung zweckmäßig ist, wo man sie machen 
kann, ob man sie nur bei Zuckerrüben, wo 
man sie schon jetzt hat, oder auch vielleicht 
bei anderen Produkten machen kann. Über 
all das soll man diskutieren. Das hat einen 
Sinn. 

Ich ,stehe auf dem Standpunkt: Man soll 
über die Zahlen, über die wirtschaftliche 
Situation diskutieren, um sie zu analysieren 
und dann zu Schlüssen zu kommen. Man soll 
es sich bitte nicht so billig machen, nur zu 
sagen: Nebel 1 Nebel I, sondern man soll 
wirklich konkret jeden Fall, wo ein Fehler 
ist, aufzeigen und jede Argumentation durch 
eine Gegenargumentation entkräften. 

765 
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Dr. Staribacher 
Wir haben Ihnen unser Wirtschaftspro- L a n e: I eh habe aber gestern alles zitiert, 

gramm geliefert. Üben Sie daran Kritik und Herr Minister!) Verzeihung, ich sprach 
zeigen Sie grundlegende Fehler auf! Sagen vom Herrn Abgeordneten Dr. Staribacher. 
Sie: Das ist völlig falsch, da geht die Auf- Ich habe, glaube ich, sehr ausführlich über 
fassung über die Strukturänderung völlig· dl· Investl'tl' sO' "ß b' ht t . h h b 
d b 

'I d h" e on öra en erlC e, IC a e 
~~ßet eIn, wel as und das ler emtreten mitgeteilt, daß im Bundeshaushalt 1969 die 

mu e. i t B d' t't' h . gesam en un eSInves 1 Ionen nac Jener 
Meine Damen und Herren von der öster- Rechnung, die selbstverständlich der Berech­

reie·hischen Volkspartei! Solange Sie das nung im Bundesfinanzgesetz zugrunde liegt, 
nicht machen, so lange müssen wir an- im Jahre 1969 eben 16,3 Milliarden Schil­
nehmen oder können wir annehmen, daß ling ausmachen und damit ebenso hoch sind 
unser Programm nicht nur nicht schlecht wie im Jahre 1968 einschließlich Eventual­
ist, sondern daß es auch richtig ist. Ich kann haushalt. Ich habe gesagt, daß hier nicht die 
nur sagen: Wir wissen, daß Sie dem nie Investitionsförderungen auf Grund von Er­
Ihre Zustimmung geben, weder dem Minder- mächtigungen eingerechnet sind, und ich habe 
heitsbericht noch unseren Ideen. dazu ausgeführt - ich glaube, das ist nicht 

Wir hoffen nur und sind davon überzeugt, ~ut. bestreitbar, Herr Abg~ordneter -, daß 
daß wir 1970 Gelegenheit haben werden,. Ja 1m Laufe .~es .Jahres em Mehrfaches a~ 
dieses Programm, das wir jetzt der öffent- i ~aftu~!gsermacht~gungen, also an .InvestI­
licbkPit vorgelevt ""1ben, zu verwirklichen. i tIonsforderung dIeser Art, vom NatIonalrat 
(Beifall bei der SPO.) I beschlossen und durchgeführt wird, sodaß 

i diese winzige Größe, die schon im Bundes­
Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum finanzgesetz enthalten ist, ja keine Ver­

Wort gemeldet hat sich Herr Bundesminister gleichsbasis darstellt. 
Dr. Koren, Ich erteile es ihm. Herr Abgeordneter! Sie haben auch über 

Bundesminister Dr. Koren: Herr Präsi- die Budgetproblematik gesprochen und ge­
dent! Hohes Haus! Nur einige wenige Be- t' sagt, es sei keine Änderung der Budget­
merkungen zu den Ausführungen des Herrn struktur gelungen. Ich glaube, auch von 
Abg,.'Adneten Dr. Staribacher: Herr Doktor I d~e~e.n" W~rtern ,.'Stru.ktur" und "Stru,~ur­
Starlbacher! Ich habe me me halblaute. p:hhk WIssen WIr belde, daß Strukturande­
Bemerkung "Bildungsproblem" nicht als' rungen lange dauern und nicht von heute auf 
Spaß gemeint, sondern ernst. Ich glaube, wir: r () en hgeff hrt werden können oder, 
beide wissen, daß es ein sehr, sehr schwieri- sofern sie sich vollziehen, Änderungen sind, 
ger Prozeß ist, eingefahrene Denkweisen die in kleinen Dosen, in kleinen Mengen vor 
und eingefahrene Ideologien durch moderne: sich gehen. Gerade im Staatshaushalt, dessen 
Denkweisen, moderne Überlegungen und: Inhalt Sie so gut kennen wie ich, dessen 
einigermaßen fundierte theoretische Über- i Unverrückbarkeit in weiten Bereichen hin­
legungen allmählich zu ersetzen. (Abg. Dok-: länglich bekannt ist, würden Struktur­
tor Pi t t e r man n: Besonders bei Dr. Mus_I änderungen elementaren Charakters Ampu­
sill) Das ist ein Prozeß der sicherlich sehr tationen ganzer gesellschaftlicher Gruppen 
lange dauert, der viele' Jahre dauern wird,' gleichkommen. Daß diese, auf kurze Sicht ge­
weil er 'nicht von heute auf morgen bewältig- ! sehen, niemals im Bereich des Möglichen 
bar ist. i liegen können, daran, glaube ich, kann es 

D h lb h t 
. h' . b t "bt . überhaupt keinen Zweifel geben. Daß aber 

es a a es mlc eIn wenIg e ru ,. h ,. 
d ß S ' H Ab d t h kl' G , 1m Ra men des BeweglIchen SICh laufend ale, err geor ne er, auc eIne e- St k .. d . 
I h 't . ht "b h I k" I ru turan erungen vollZIehen, das, glaube 
egen el en. mc :voru erge en a~sen on- ! ich, kann man an Hand der Zahlen ohne 

nen: u~ em wem.g am Rande dIe ,l~tzten I weiteres nachweisen. 
dreI Zellen aus emem Absatz zu ZItieren. 
Hätten Sie die vorhergehenden zwei Zeilen: Herr Abgeordneter! Auch was Sie zu der 
dazugenommen, dann wäre es wieder zu Frage der Steuerentwicklung sagten - ein 
meinen Gunsten gewesen, wieder drei Zeilen wenig unterspielt, daß Sie sich von den Fach­
davor zu Ihren Gunsten, und so weiter. : leuten die Regressionsgleichungen hätten er-

Es geht also um die Frage der Höhe der I ~!ären lasse~ -, bed~rf ein:r kleine~ E~­
Investitionen. (Zwischenruf.) Ich glaube, laut::ung. DIe Re~resslO~SglelChung, dIe. SI.e 
auf solche Auseinandersetzungen sollten vorfuhrten, oder dIe beruhmte 1,7fache Stel­
wir uns lieber nicht einlassen. Man kann gerung der Lohnst~uer gegenüber dem Ein­
über die Frage der Investitionspolitik sehr, k~mmenszuwach~ 1st auch rechnungstech­
sehr ernst diskutieren, nicht nur wenn man msch durchaus m Ordnung. 
gerade die vorherrschende Meinung durch I' Um die zweite Gleichung, die Sie ange­
ein winziges Teilzitat bekräftigen will. (Abg . • zogen haben, hat es schon eine kleine Kon-
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Bundesminister Dr. Koren 
troverse gegeben, wenn ich mich recht er­
innere, denn bei aller Verehrung vor diesem 
Verfahren - die Regression wurde aus vier 
Punkten gerechnet, aus einer Periode, in der 
die Unternehmereinkommen nahezu stagniert 
haben, das wissen Sie ebensogut wie ich -
war das Ergebnis die typische Regressions­
formel einer stagnierenden Bezugsgröße mit 
einem hohen konstanten Faktor und einem 
sehr geringen variablen. Diesen konstanten 
Faktor läßt man jetzt in der Argumen­
tation immer wieder weg. Das tat schon Dok­
tor Veselsky, und das ist hier im Hohen 
Haus wiederholt geschehen. Herr Abgeord­
neter! Auch hier glaube ich, daß wir un;3erem 
Gewerbe· einen schlechten Dienst erweisen, 
wenn wir diese Dinge, die wir doch ei,gentlich 
verbreiten und unter die Leute bringen 
müßten, wenn wir diesen Vorgang dadurch 
entwerten, daß wir unhaltbare Berechnungen 
oder zumindest sehr anzweifelbare, und dann 
noch in halber Form, zum Vortrag bringen. 
(Abg. Dr. Staribacher: Darf ich Sie 
nur darauf aufmerksam machen, Herr M ini­
stm', daß wir neue Konstantenfaktoren ge­
rechnet haben und daß sich im Prinzip leider 
nichts geändert hat, nur von 0,5.4- auf 0,68!) 
Das muß zweifellos stimmen, Herr Abgeord­
neter, denn Sie können nicht mehr Daten in 
die Rechn ung hineingeben. Es gibt nämlich 
nicht mehr. Aus vier Daten kann man beim 
besten Willen keine Regressionsanalyse 
rechnen. Das wäre wirklich nicht möglich. 
Mathematisch geht es, aber es ist sinnlos. 

Ich darf bei dieser Gelegenheit noch eine 
Kleinigkeit anschneiden, die Sie zwar nicht 
heute gebracht haben, Herr Abgeordneter, 
sondern bei der Behandlung der Budget­
gruppe 1. Sie haben damals auf die Frage 
der Steuerpauschalierungen Bezug genom­
men und erklärt, daß der Steuertarif in 
österreich zu 40 Prozent ausgehöhlt sei 
durch verschiedene Begünstigungen, Sie 
nannten unter anderem Pauschalierungen. 
(Abg. Dr. Staribacher: Das ist die 
Meinung des KoUegen Kausel, und den kennen 
Sie sehr genau vom Wirtschaftsforschungs­
institut! ) Ja. Herr Dr. Staribacher! Sie 
haben in Ihrer Erklärung gesagt, daß es 
eine Berechnung des Wirtschaftsforschungs­
institutes sei. Sie haben jetzt schon gesagt, 
daß es eine Arbeit des Dr. Kausei war, ver­
öffentlicht in der "Sparkassenzeitung". Wenn 
Sie aber diese Arbeit näher studiert hätten, 
Herr Dr. Staribacher - ich tat es deshalb, 
weil ich auch einen kleinen Beitrag darin 
veröffentlicht habe -, dann wäre Ihnen auf­
gefallen, daß sich diese Berechnungen von 
Kausei auf die Lohnsteuer bezogen haben 
und daß Kausei dort untersuchte, wieweit 
durch Werbungskostenpauschale, durch ge­
gesonderte steuerliche Behandlung verschie-

den er Einkommensteile, durch gesonderte 
steuerliche Behandlung des 13. und 14. 
~ona~sgehaltes der effektive Tarif ermäßigt 
1st. SIe haben es dann auf die Einkommen­
steuer angewendet, für die Kausei keine Be­
rechnung vorgelegt hat. 

. Im übrigen darf ich hinzufügen, daß sich 
dIe Zahlen auf da,s Jahr 1953 beziehen also 
ein wenig weit zurückliegen. (Abg. Doktor 
An d r 0 sc h: Herr Minister! Warum hat 
man dann immer nicht zugestimmt, solche 
Berechnungen anzustellen, warum hat man 
di~ Daten den Abgeordneten nicht mitge­
te'tlt?) Welche Daten meinen Sie? Sie können 
doch alle Daten haben, Herr Abgeordneter! 
(Abg. Dr. An d r 0 sc h: Wieviel pauscha­
liert, welche Steuererleichterungen, welche 
Bewertung, welche Steuerausfälle damit ver­
bunden sind! Es gab x Anfragen und niemals 
eine Antwort! - Zwischenruf: Zwei kamen!) 
Herr Abgeordneter Dr. Androsch! Sie wissen 
so gut wie ich, daß man eine Differenz 
zwischen einem Vorgang, den es nicht gibt 
und einem Vorgang, den es gibt, nicht aus~ 
rechnen kann. Das heißt, ich kann also nicht 
ausrechnen, wie groß der Verlust etwa durch 
eine Steuerpauschalierung ist. (Abg. Doktor 
An d r 0 sc h: Bewertungsfreiheit! Steuer­
pauschalie'tungssystem! ) Ja, eine Steuer­
pauschalierung gibt es, aber ihren Effekt 
kann ich nur ausrechnen, wenn ich parallel 
dazu die Nichtpauschalierung derselben 
Personengruppe hätte. Dann kann man eine 
Differenz ausrechnen, sonst nicht. (Abg. 
Dr. An d r 0 s c h: Richtig, man hat J'a Stich­
proben! Sie wissen ganz genau, daß es sehr 
ernste Fälle gibt, wo die rückwirkende 
PauscJ~alierung aufgehoben wird, und da 
kann man sich ganz gut erkundigen!) Das 
wird in jenen Fällen gemacht, wo man zu 
neuen Pauschalierungssätzen übergehen 
will. (Abg. Dr. Pi t t e r man n: Wie berech­
nen Sie den Steuerentgang ? Ruf 
bei der SPö: Wenn man will, kann man es!) 
Herr Abgeordneter! Wenn man will, kann 
man wahrscheinlich fast alles, nur nicht 
alles! Danke schön. (Beifall bei der öVP.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Abgeord­
nete Dr. Hauser. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Hauser (ÖVP): Hohes 
Haus! Ich darf aus dem Stegreif einige 
Argumente des Herrn Dr. Staribacher näher 
unter die Lupe nehmen. Ich glaube, wir 
sind uns das wechselseitig schuldig. 

Die Opposition versucht begreiflicher­
weise - ich begreife das allerdings nicht so 
ganz - unentwegt, die Regierung dadurch 
schlechtzumachen, indem ,sie '8'agt, daß 
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Dr. Hauser 
diese nichts tue. Das ständige Behaupten 
dieser Nichtstuerei wird uns aber deswegen 
nicht wahrscheinlicher erscheinen. Ich muß 
daher ebenso wie Sie das ständig tun, immer 
wiederholend darstellen, was schon getan 
wurde, was zum Teil, Herr Dr. Staribacher, 
auf Grund gemeinsamer überlegungen getan 
wurde. 

Wir haben im Jahr 1966 gefühlt, daß die 
Rezession in Europa spürbar wird. Ich er­
innere daran: Wir haben am Ende des Jahres 
1966 schon von allen Wirtschaftspropheten 
gehört, daß die Sache etwas rückläufig ist. 
(Abg. Dr. Pittermann: Was für ein 
Budget haben Sie damals gemacht? Sie haben 
dafür gestimmt!) Nur langsam! Ich rede 
jetzt vom Budget 1967. (Weitere Zwischen­
rufe des Abg. Dr. Pi t te r man n.) Herr 
Dr. Pittermann! Bitte lassen Sie mich aus­
reden. 

Erinnern Sie sich: Sommer 1966 - alle 
Wirtschaftspropheten waren überzeugt da­
von, daß das Wachstum im nächsten Jahr 
etwa 7 Prozent betragen, also üblicherweise 
normal sein werde. Am Ende des Jahres 1966 
kam schon der Schwenk auch der Wirt­
schaftstheoretiker, daß es so hoffnungsvoll 
wahrscheinlich nicht sein werde. Und jetzt 
kamen die Ratschläge. Prognosen werden ja 
immer geändert, sie sind bekanntlich leich­
ter zu ändern als anderes. Der Ratschlag 
Ende Dezember 1966: Wir wissen nicht mehr 
genau, ob es 4 Prozent sein werden; 1 bis 3 
Prozent wagen wir ungefähr zu prophezeien. 

Ich habe schon damals, als wir über das 
Budget 1967 sprachen, gesagt: Eine Prognose, 
die lautet, es werde 1 bis 3 Prozent Wirt­
schaftswachstum geben, ist genaugenommen 
keine Prognose, denn ob ich x oder 3 x 
prophezeie, ist ein erheblicher Unterschied. 
Die Prognostiker waren aber mit dieser 
Prognose gar nicht so schlecht, denn nach­
her hat sich erwiesen, daß man doch unge­
fähr 21/2 Prozent Wirtschaftswachstum zu­
sammengebracht hat. Es war also ungefähr 
zwischen 1 und 3, nur wußte man es am 
Ende des Jahres nicht. Niemand hat die 
Prophezeiung sicher gemacht. 

Nun behaupten Sie, die Regierung hätte 
nichts getan. Doch, sie hat etwas getan, oder 
wollen Sie das nicht mehr wahrhaben und 
verfälschen Sie die Erinnerung? Wir haben 
damals gesagt: Wenn die zunächst 4pro­
zentige Wirtschaftswachstumsrate nicht zu 
erwarten ist, sondern vermutlich mit einer 
Rezession zu rechnen ist, dann sollen die 
Ausgaben für das Budget 1967 auf jeden 
Fall gemacht werden, auch wenn die Ein­
nahmen auf Grund einer sinkenden Wirt­
schaftsentwicklung nicht kommen. 

Wenn ich Sie daran erinnern darf: Auch 
die Sozialisten haben in ihrem Minderheits­
bericht 1967 gesagt: Ausgaben halten, selbst 
wenn die Einnahmen nicht kommen. (Abg. 
Dr. Pi t t e r man n: "Steigern" haben wir 
gesagt!) Das war eine gemeinsame über­
legung. Ich glaube, es ist wichtig, daß es 
ab und zu tatsächlich gemeinsame über­
legungen gibt. Wir haben dann die Ausgaben 
gehalten. Wir haben also nicht, den sinken­
den Einnahmen entsprechend, die Ausgaben 
reduziert, weil das eine Verschärfung der 
Konjunkturdepression gewesen wäre. Das 
haben wir also auf Grund einer gemeinsamen 
Überlegung getan, die auch Ihrem Minder­
heitsbericht entsprach. Das war das erste. 

Was haben wir noch getan? Sie wissen, 
daß wir in der Notenbankpolitik gemeinsame 
Überlegungen angestellt haben; es wurden 
die Kredite etwas erleichtert, es wurden die 
Mindestreserven gesenkt und so weiter. Was 
haben wir noch gemeinsam getan, Herr Dok­
tor Staribacher? Wir haben gesagt - und 
die Notenbank war es ja eigentlich, die dar­
auf bestand -: Machen wir eine etwas vor­
sichtigere Lohnpolitik. Auch das ist ge­
schehen, und es ist zweifellos ein gemeinsam 
gel ungenes Werk. 

Ich darf hier einflechten, weil Sie immer 
meinen, wir brüsteten uns mit dieser Lohn­
politik, aber eigentlich sind es die Gewerk­
schaften, die die Löhne fordern. Wissen Sie, 
Herr Dr. Staribacher, was ich immer in 
Unternehmerkreisen sage? Es gibt manche, 
die meinen, man müsse eine aktive Unter­
nehmerpolitik machen, also gleichsam vor­
weg das zugestehen, was die Gewerkschaf­
ten sich vielleicht erst ausdenken könnten. 

Ich teile diese Art von Haltung gar nicht. 
Ich sage meinen Unternehmern immer, daß 
es da - verzeihen Sie mir diesen etwas 
kühnen Vergleich - so wie in der Liebe ist. 
In der Liebe ist der Mann derjenige, der 
wirbt und aggressiv ist, und die Dame ist 
es, die gewährt. Ich meine, das ist das 
Natürliche. Es wäre vielleicht ganz interes­
sant, wenn man ab und zu eine aggressive 
Frau hätte, aber wir empfinden es nicht als 
normal. 

Ich sage nun den Unternehmern: Auch 
bei der Lohnpolitik halte ich es für durch­
aus natürlich, daß die Gewerkschaften for­
dern und daß die Unternehmerseite gewährt. 
Es ist ganz verkehrt, als Unternehmer aktive, 
werbende Lohnpolitik zu machen, um sozu­
sagen der Gewerkschaft das Wasser abzu­
graben. Wir vertreten diese Politik gar 
nicht. Aber verstehen, Sie doch: Die Lei­
,stung der Unternehmerseite besteht darin, 
daß sie das vernünftig Geforderte gewährt. 
Wir sind durchaus auf dieser Linie, wir sind 
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Dr. Hauser 
nicht im 19. Jahrhundert, wir machen doch I wieder zerteilen in Klassen von Dienst­
gemeinsam diese Lohnpolitik. Ich gestehe nehmern und Dienstgebern. 
offen: Die vernünftige Lohnpolitik des Jah- Was war das zweite, das wir im Jahre 
res 1967 hat mit dazu beigetragen, daß wir 1967 neben der mäßigen Lohnpolitik gemacht 
die Depression dieses Jahres, europäisch ge-I· haben? Sie wurde den Gewerkschaften durch 
sehen, besser überwunden haben als andere. die beschlossene Einkommensteuersenkung 

Es ist nun einmal so - das darf ich hier: ja noch leichter gemacht. Der Herr Finanz­
auch sagen, das gehört zu Ihrer Technik des· minister hat es ja schon gesagt: Diese Mil­
Verwirrens -: Lohnpolitik wird in öster- liarden, die aus dem Titel der Lohnsteuer­
reich eben nicht von der Regierung gemacht, senkung in den breiten Konsum geflossen 
das ist das Salzamt! (Abg. Dr. Kr eis k y: sind, waren ja auch Kaufkraft. Aber wenn 
Sehr gut, das habe ich auch behauptet!) Die wir am Jahresanfang gesagt haben, Aus­
Regierung kann keine Lohnpolitik machen, gaben halten, und während des Jahres sag­
weil es nach unserer ganzen Rechtsordnung ten: Einkommensteuersenkung, Lohnsteuer­
der freien Überlegung zwischen den Unter- senkung, und am Jahresende kommt natür­
nehmerverbänden und den Gewerkschaften lieh ein größerer Abgang heraus, als am 
überlassen ist, diese Frage zu regeln. (Abg. Jahresanfang budgetiert wurde, dann ist es, 
Dr. Pi t t e r man n: Aber die Lohnerhöhun- glaube ich, billig, und dann ist es - ich 
gen sind ein Erfolg der Regierungspolitik, sage das Wort - Demagogie, wenn wir hin­
sagt der Kanzler!) Aber nein, das sagt ja tennach das vergrößerte Defizit als Pleite 
niemand. (Abg. Dr. P i t t e r man n: Aber ja, ! dieser Regierung bezeichnen. Dann war auch 
das sa~t ~er K.anzler! Lese~. Sie d~n Berich~!) I Ihr Minderheitsbericht eine Pleite, denn Sie 
Aber 1st Ja nIcht wahr. Horen SIe doch em- haben gesagt, den erhöhten Abgang in Kauf 
mal zu! nehmen, sofern wir mit dieser Depression 

Daß die Regierung nicht die Löhne ver- während des Jahres rechnen müssen. Ich 
handelt, wissen wir. Die Regierung verhan- glaube, der Appell des Herrn Finanzmini­
delt nicht einmal dort die Löhne, wo sie sters, der bestimmt ein Professor auf die­
vielleicht eine Gesetzeskompetenz hat, näm- sem Gebiet ist - Sie, Herr Dr. Staribacher, 
lieh etwa auf dem Gebiet der Lohnfestsetzun- schätze ich auch als Fachmann, denn ich 
gen im öffentlichen Dienst. Dazu beschließen bin ja auf diesem Gebiet nicht so sehr Fach­
wir zwar im Haus Gesetze, aber wer von mann -, müßte doch auf offene Ohren 
uns hat die Gehaltsgesetze schon einmal stoßen, daß man hier natürliche Dinge, 
studiert? Wir haben akzeptiert, was die natürliche Selbstverständlichkeiten nicht so 
Gewerkschaften mit ihrem Verhandlungs- verzerrt. 
partner ausgemacht haben. Es ist doch so. Jetzt geht das Spiel weiter. Es heißt, wir 
Also selbst dieser Bereich ist völlig der haben schon wieder nichts gemacht. Wir 
autonomen Entwicklung fre;gegeben, auch haben das heurige Budget, wir haben be­
der Gewerkschaften. kanntlich das Eventualbudget beschl()ssen. 

Aber weil Sie, Herr Vizekanzler, sagen, Das war ja auch eine bewußte Maßnahme. 
das ist nicht die Regierung Klaus: So leicht I Es ist nicht das Feigenblatt gewesen, von 
kann man es sich aber dann nicht machen. I· dem der Herr Vizekanzler immer spricht. 
Die Regierung ist nicht zuständig für die Wir haben die vermehrten Ausgaben für den 
Löhne, aber sehr wohl wäre sie für die' Fall beschlossen, daß sie konjunkturell not­
Kostenwirkungen von Lohnfestsetzungen zu- wendig sind. Am Jahresanfang haben wir 
ständig, die in der Wirtschaft vor sich ge- das Gefühl gehabt, es bedarf noch eines 
hen. So geht es nicht! solchen Ausgabenstoßes. (Zwischenruf des 

Wir haben zweifellos hier eine Autonomie· Abg. Dr. An d r 0 sc h.) Aber wir haben 
gespielt, aber die Regierung, die mit dieser 1

1 

doch auf jeden Fall, Herr Kollege Dr. An­
autonomen Lohnpolitik rechnet, hat zweifel- drosch, beschlossen, .diese ~usgaben .d.ann 
los die Aufgabe, auch eine entsprechende, zu machen, wenn SIe konjunkturpolItIsch 
Wirtschaftspolitik zu machen. Das können I notwendig sind. Und am Jahresanfang haben 
wir ja nicht wegdiskutieren. I wir eben die Meinung gehabt: Es ist noch 

Wenn wir also im Jahre 1967 auch mit der I notwendig. (Abg. Dr. An d r 0 sc h: Sie ha­
maß~ol1en Lohnpolitik mit dazu beigetragen ben es beschlossen nur tür den Fall, daß Sie es 
haben, die Depression zu überwinden, so finanzieren können! Das Wa1' eine Finanzie­
kann man das hier nur feststellen. Aber das rungsfrage!) 
ist kein Vorwurf an die Regierung, sondern Und wenn wir es in Kraft gesetzt haben, 
das ist wechselseitiges Lob, denn auch die so war es ebenfalls eine bewußte Maßnahme 
Unternehmer haben da mitgemacht. Sie der Regierung. Sie hat eben nicht geschla­
sind ja gar nicht so uneinsichtig, wie Sie es fen. Sie hat etwas getan. Und daß dieser 
immer gerne hinstellen, wenn Sie das Volk Stoß des heurigen Frühjahrs dazu beigetra-
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gen hat, daß wir angefahren sind mit der was Sie nächstes Jahr sagen werden, ob Sie 
Konjunktur, das kann doch niemand leug- das dann auch alles so hinwegdiskutieren 
nen. 

Wenn man jetzt darüber streitet, ob die 
Ausgabenstruktur des Eventualbudgets rich­
tig war, ob sie nicht besser anders gelautet 
hätte, so kann man diesen Streit natürlich 
führen. Aber - machen wir uns doch nichts 
vor - so differenziert würde das Ergebnis 
nicht sein, ob jetzt Ihre Eventualbudget­
ansätze oder die unseren durchgegangen 
wären. (Abg. Dr. S ta r i b ach er: 0 doch! 
Natürlich!) Glauben Sie ja nicht, daß das 
eine so massive Wirkung gehabt hätte. Da 
übertreiben Sie den Effekt, das ist ganz klar. 
(Zwischenrufe bei der SP{j.) 

Sie wollen uns aber jetzt wieder - das ist, 
glaube ich, auch eine Technik, die man der 
Opposition nicht durchgehen lassen kann -
etwas antun mit der Darstellung - natür­
lich muß ein unbefangener Zuhörer dadurch 
verwirrt werden -: Wir senken schon wie­
der die Ausgaben für öffentliche Investitio­
nen in diesem Budget, indem Sie ganz ein­
fach das Eventualbudget addieren und jetzt 
zu diesem Minus kommen. Da muß ich fra­
gen: Was kann denn der Sinn eines Even­
tualbudgets sein, das man nur für den Fall 
des Falles zum Anheizen einer Entwicklung 
einsetzt, wenn Sie etwa - ich habe das 
gestern, glaube ich, dem Kollegen Androsch 
vorgehalten - jetzt darangehen, Eventual­
budgetansätze zu addieren, ins nächste 
Normalbudget zu übertragen? Da.s würde 
nämlich, wenn man diese Technik fortsetzt, 
heißen: Man kann immer nur anheizen, und 
wenn man dann angeheizt hat, ist alles 
normal, und wenn ich wieder einmal anti­
zyklisch oder aus neuer Depression etwas 
tun muß, muß ich schon wieder Kohlen nach­
legen. Da würden wir ganz schön den Aus­
gabenrahmen in den nächsten Jahren an­
heizen. (Abg. La n c: Aber Sie nehmen doch 
die Kohlen heraus, bevor der Ofen noch rich­
tig brennt!) Das ist ja nicht wahr. Das ist 
ja doch unsere heutige Differenz. 

Ich bin nur neugierig, was Sie im nächsten 
Jahr sagen werden, meine Herren. Wir wer­
den im nächsten Jahr - so glauben wir 
alle, und wir werden uns, glaube ich, nicht 
tä uschen - in einem ganz schönen hekti­
schen Klima stehen. Es Kommt zum Teil 
ganz klar aus dem Arbeitsmarkt, weil wir 
im nächsten Jahr den tiefsten Punkt unse­
res Arbeitskräftepotentials erreicht haben­
da werden Sie nichts mehr von Arbeitslosen 
zu erzählen wissen, das ist ganz logisch -, 
und die Konjunktur wird weitergehen. Auch 
die Investitionsmüdigkeit, die bis jetzt noch 
bestanden hat, wird mit dem Time-lag nach­
folgen. Ich weiß nicht, Herr Kollege Lanc, 

können. 

Unsere heutige Differenz besteht nur 
darin, daß wir sagen: Jetzt, in diesem Bud­
get, brauchen wir nicht noch einmal ein 
Eventualbudget dazu zu beschließen, um 
weiter anzuheizen. Das ist unsere Meinung, 
umsomehr, als Sie doch bedenken müssen, 
meine Herren, daß aUe in Europa Kohlen 
nachgelegt haben: die Deutschen und alle, 
die von dieser Schwäche betroffen sind, 
heizen ja überall sozusagen die Wirtschaft. 
Natürlich kommt eine Maßnahme, die Schil­
ler in Deutschland ergreift, auch uns zu­
gute. Das müssen wir doch alles mitbeden­
ken, daß das Verflechtungen sind. 

Ich glaube also, man darf, Herr Kollege 
Staribacher, nicht unnötig und wider 
besseres Wissen vielleicht so schwarzmalen. 
Was uns die Opposition wirklich schuldig 
geblieben ist, Herr Kollege Staribacher, ist: 
Sie sagen, die Investitionen gehen doch 
zurück, indem Sie nämlich das Eventual­
budget addieren. Dazu hätten Sie uns fol­
gendes sagen müssen, Herr Kollege Stari­
bacher: Wollen Sie also ... (Abg. Doktor 
S ta r i b ach er: Ist es ökonomisch wirksam 
gewesen oder nicht?) Ja, Herr Kollege, 
natürlich ist es ökonomisch wirksam, aber 
ich frage ja: Wollen Sie den Ofen dauernd 
heizen, oder sind Sie der Meinung, daß es 
nur vorübergehend notwendig ist? (Abg. 
La n c: Aber es ist ja noch nicht warm im 
Zimmer!) Aber das ist ja gar nicht wahr, 
was Sie behaupten! Sie tun ja nur so! Sie 
malen schwarz und sagen, da draußen 
herrscht Not und Elend und Arbeitslosigkeit! 
Es ist nicht so. (Abg. Staribacher: 
Aber nein! Das tun wir doch gar nicht!) 
Meine Herren! Ich habe oft das Gefühl, wir 
sitzen in einem Glashaus. Da draußen geht 
das Leben weiter, und Sie scheinen es nicht 
zu ahnen. Sie wollen durch diese ständige 
Phraseologie des Schwarzmalens hier ein 
Klima erzeugen, das nicht vorhanden ist. Es 
ist nicht kalt in diesem Zimmer, Herr Lanc. 
Ich bitte, das doch einzusehen. (Zwischenruf 
des Abg. Dipl.-Ing. Dr. O. W ei h s.) 

Nun möchte ich also sagen: Sie sind uns 
etwas schuldig geblieben, wenn Sie selbst 
der Meinung sind, man soll die Investitionen, 
die auch ökonomisch wirksam aus dem 
Eventualbudget möglich waren, weiter fort­
führen. Wir müssen uns doch klar sein über 
die Erhöhung der öffentlichen Investitionen, 
die schon durch das Budget 1967 gegeben 
war, 20 Prozent mehr als 1966, das Halten 
dieser Investitionen auch im heurigen Bud­
get, daß man da.s nicht ständig weitern 
kann; so gut kann man nicht umstrukturieren, 
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soviel kann man auch nicht Steuern er­
höhen. Aber Sie sagen es nicht. Sie weichen 
ja diesen Antworten aus. Wenn Sie der 
Meinung sind, ökonomisch wirksame Even­
tualhaushaltsausgaben sollte man fortsetzen, 
dann sind Sie dafür - das impliziert das 
Ganze -, daß Sie den Ausgabenrahmen noch 
höher haben wollen, als wir es vorsehen. 
Das kann man machen, das kann man 
meinen. Aber dann müssen Sie entweder 
sagen ... (Abg. Dr. Staribacher: Ich 
kann das Budget umstrukturieren!) Ja, Herr 
Kollege, aber haben Sie es uns gesagt? Jetzt 
sind wir bei diesem Punkt (Abg. Dr. S ta r i­
b ach er: Freilich! Lesen Sie doch nach!): 
entweder ein größerer Abgang als 8 Mil­
liarden - das 2. Abgabenänderungsgesetz ist 
Ihnen auch noch zuwenig, also mehr Mil­
liarden, als wir als Erhöhung beschlossen 
haben - oder Ausgaben umschichten. 

Glauben Sie jetzt wirklich, meine Damen 
und Herren, Sie können jetzt noch so viel 
umschaufein, ohne jene sozialen Prozesse in 
Gang zu setzen, von denen Herr Dr. Koren 
spricht, daß man nämlich das Budget nicht 
radikal umstrukturieren kann? 

Wir sind, Herr Dr. Staribacher, auf vielen 
Ebenen eigentlich gar nicht so weit aus­
einander. Das ist ja das Hoffnungsvolle in 
diesem Land: daß es in allen Lagern diese 
Leute gibt, die eigentlich schon das gleiche 
denken. Was noch nicht eingetreten ist, Herr 
Dr. Staribacher, ist, daß man es auch aus­
spricht, und zwar an diesem Pult oft aus­
spricht. Das trennt uns noch. Ihre Haltung 
zur Budgetkritik ist ein ständiges Mies­
machen: So blöd hat es noch keine Regierung 
in österreich gemacht. Und jetzt frage ich 
mich, ob das nicht allein bereits ein un­
geheurer Widerspruch ist. Das nimmt Ihnen, 
glaube ich, die Bevölkerung, die nicht im 
kalten Zimmer sitzt, nicht ab. Das ist ein­
mal das eine. 

Was ich schon einmal hier gesagt habe: 
Der zweite ungeheure Widerspruch besteht 
darin, daß Sie Ihr Wirtschaftsprogramm 
sicherlich mit Leuten beraten haben, die 
sich um die ökonomie bemühen. Aber wenn 
Sie dann diese ökonomie von diesem Pult 
aus so darbieten, mit so einer verbilligten 
Reduzierung, wohl wissend, daß Sie damit 
die Leute, die zuhören, in die Irre leiten, 
dann, glaube ich, ist das noch etwas zu­
wenig, das haben wir noch nicht gelernt. Es 
genügt nicht, daß wir uns im Beirat immer 
mehr verstehen, das genügt nicht, Herr 
Dr. Staribacher, wir müssen noch dazu 
finden, daß wir in der Politik diese gemein­
samen Verständnisse auch nach außen hin 
dokumentieren. Und die Opposition vergäbe 
sich meiner Meinung nach nichts, wenn sie 

das täte. Aber indem sie dabei verharrt, ent­
steht für mich der ungeheure Widerspruch: 
daß Sie zwar so schreiben, aber nicht hier 
so sprechen. Und das ist wirklich ein Punkt, 
der mich schmerzlich berührt. 

Weil wir am Ende der Budgetdebatte sind, . 
meine Herren, muß ich sagen: Es war ein 
ungeheurer Zeitverlust. Ich habe das schon 
im vorigen Jahr gesagt. Es ist eigentlich 
zum Teil ein rhetorischer Heumarkt, den wir 
uns leisten. Er hindert uns an der Arbeit. 
Seien wir doch ehrlich. Und wenn Sie die 
Bevölkerung fragen, so muß ich Ihnen 
sagen, die nimmt das nicht sehr gut auf. 
Solche Auseinandersetzungen - ich sage ja, 
Sie waren eine halbe Schwalbe, Herr Doktor 
Staribacher -, die würden wirken, die 
würden ziehen. Aber was sich sonst hier an 
rhetorischen Schlachten abgespielt hat, nur 
mit dem Schlechtmachen, verstehen Sie, das 
ist doch meiner Meinung nach unmöglich. 
Herr Kollege! (Abg. La n c: Meinen <;;ie den 
gestrigen Diskussionsbeitrag des Kollegen 
Sandmeier? ) Ich gebe jetzt keine Qualifi­
kation im einzelnen. 

Ich ringe darum, daß wir uns wirklich 
fragen sollten: Ist das die wahre Budget­
debatte? Ich behaupte: Nein, es ist fast 
sehen die Perversion einer wahren Budget­
debatte. Das müßten wir uns im europäischen 
Raum einmal anschauen. Ich habe in 
unserem Klub angeregt: Schauen wir einmal 
in Europa herum, schauen wir einmal an, 
wie sich die Budgetdebatte in Deutschland, 
in Frankreich oder sonstwo abspielt. Ich 
bin fast davon überzeugt, wir überdrehen 
da. Würden wir es kürzer, sachlicher -
auch durchaus mit verschiedenen Auffas­
sungen - tun, wir würden der Bevölkerung 
mehr bieten. Sie als Opposition, Herr Kol­
lege Androsch, haben doch meiner Meinung 
nach nicht die Aufgabe von Ihren Wählern, 
ja nicht einmal für die übertragen bekom­
men, die Sie nicht gewählt haben, hier auf 
jeden Fall zu schimpfen. Mir kommt das 
schon vor wie ein modernes Theaterstück, 
living theatre. Regierungsbeschimpfung en 
suite, das hat keinen Sinn; eine Auseinander­
setzung in Argumenten aber durchaus. 

Weil wir die Hoffnung haben, daß dieser 
Prozeß ja schon so weit ist, daß in Ihren 
eigenen Reihen Leute sind, die sich den 
Kopf darüber zerbrechen, daß uns auch 
manches Licht aufgegangen ist seit dem 
vorigen Jahrhundert - das spürt doch 
jeder -, daß daher die Verständigungs­
hoffnung da ist, brauchen wir nur noch 
einen zweiten Schritt zu tun: hier an diesem 
Pult die gemeinsam erarbeiteten Erkennt­
nisse auch noch gemeinsam zu vertreten. 
(Beifall bei der ÖVP.) 
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Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Abgeord­
nete Robert Weisz. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Robert Weisz (SPö): Herr 
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Bevor ich zum Problem des Dienstposten­
planes Stellung nehme, will ich mich doch 
in einigen Sätzen auf die Ausführungen be­
ziehen, die heute die Abgeordneten Sand­
meier und Weidinger getroffen haben. 

Ich stelle gleich fest: Ich bin gern bereit, 
beiden Herren die Möglichkeit zu schaffen, 
sich bei der Stadt Wien darüber informieren 
zu lassen, welche Investitionstätigkeit die 
Stadt Wien ausübt und was sie auf dem 
Sektor der Infrastruktur leistet. Ich glaube, 
es wäre sicherlich ganz interessant für 
jene Kollegen, die doch aus anderen Bundes­
ländern kommen, sich genauer über die Ver­
hältnisse der Bundeshauptstadt Wien zu in­
formieren. Ich werde trachten, nach Mög­
lichkeit geeignete Unterlagen zur Verfügung 
zu stellen. Ich werde bei der nächsten Ge­
legenheit den beiden Abgeordneten gern 
diese Unterlagen über die Tätigkeit der 
Stadt Wien zur Verfügung stellen. Ich halte 
das für notwendig. Vielleicht wäre das eine 
der Möglichkeiten, von denen soeben Herr 
Dr. Hauser gesprochen hat, diesen Pro­
blemen mehr Verständnis entgegenzubrin­
gen. Eine Information, die von seiten der 
Stadt Wien sicherlich gern gegeben wird, 
wäre dazu geeignet. 

Ich habe heute den Eindruck gehabt, daß 
diesmal bewußt nicht davon gesprochen 
wurde, welche Leistungen die Stadt Wien 
auf dem Sektor der Steueraufbringung er­
bringt. Man muß alle diese Probleme auch 
von diesem Gesichtspunkt aus sehen. Ich 
möchte auch hier mit aller Deutlichkeit 
feststellen, daß der zuletzt abgeschlossene 
Finanzausgleich von allen Verhandlungs­
partnern, auch vom Herrn Finanzminister, 
vom Vertreter des Gemeindebundes und allen 
anderen Partnern, zur Kenntnis genommen 
wurde. Das ist also ein Ergebnis, mit dem 
sich alle Beteiligten, soweit Erfolge zu er­
reichen waren, halbwegs abfinden können. 

Es wurde heute auch gesagt, die Stadt 
Wien habe Einkünfte durch "Zuzieher", die 
hier Einkäufe tätigen. Da möchte ich ins­
besondere dem Kollegen Weidinger sagen: 
Ich nehme an, daß sogar die Einwohner 
Grafendorfs, eines Ortes,aus dem er kommt, 
vielleicht in Hartberg einkaufen. Sie werden 
in die nächste Bezirksstadt fahren, um 
einzukaufen. Natürlich tritt auch dort eine 
Umschichtung bei der Steuer dadurch ein, 
daß die Menschen eines bestimmten Ortes 
sozusagen nach einer anderen Stadt oder 

nach einem anderen Gebiet die Steuererträg­
nisse verlagern. 

Wien ist Land und Gemeinde zugleich. 
Di<ese Stadt hat daher auch viele Aufgaben, 
die einer Landesverwaltung zukommen: Für­
sorgewesen und sonstiges. 

Es kommt auch vor, daß die Städter auf 
das Land hinausfahren und dort Geld aus­
geben. Damit bieten sie diesen Gemeinden 
die Möglichkeit, ihren Aufgaben gerecht zu 
werden. Es ist also hier ein Austausch fest­
zustellen. Ich halte das für gut. Das hilft 
der Stadt und den anderen Gemeinden, die 
entsprechenden Mittel zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben zu erhalten. Ich erinnere nur 
daran, welche Beträge bestimmten Gemeinden 
an Getränkesteuer und sonstigen Einnahmen 
durch den Fremdenverkehr zufließen. 

Von den Menschen, die in d'er Bundes­
hauptstadt Wien die Spitäler aufsuchen, ist 
ein Viertel nicht in Wien beheimatet. Ein 
Spitalstag kostet heute rund 550 S. Diese 
Kosten mjissen daher von den Steuerzahlern 
der Stadt Wien getragen werden. Wenn man 
über die Probleme Wiens spricht, muß man 
auch das berücksichtigen. Es tut mir immer 
wieder sehr weh, daß es gerade Wiener Ab­
geordnete sind, die immer wieder auf das 
Verhältnis des Bundes zu Wien hinweisen. 
Im Wiener Gemeinderat ist es immer so, daß 
die Abgeordneten der ÖVP und auch Stadt­
rat Drimmel immer wieder sagen, was sie 
in dieser Stadt leisten. Jetzt aber sagt man, 
eigentlich leisten sie nichts, weil alles der 
Bund leistet. Da soll man sich einmal ein­
deutig entscheiden! 

Ich möchte auch noch zum Finanzausgleich 
Stellung nehmen. Man vergißt, daß die Stadt· 
Wien beim Finanzausgleich letztlich auch 
einer Umschichtung bei der Gewerbesteuer 
zugestimmt hat, denn vorher betrug der Auf­
teilungsschlüssel 60: 40, jetzt macht er 
50 : 50 aus. Hier haben die Stadt Wien und 
die anderen großen Gebietskörperschaften 
einer Änderung zugestimmt. 

Man spricht auch über die Schnellbahn. 
Man darf aber nicht yergessen, daß die 
Schnellbahn zu einem großen Teil mit Mit­
teln im Wege der Vorfinanzierung errichtet 
worden ist, um den Pendlern die Möglichkeit 
zu geben, schneller in das Stadtgebiet zu 
kommen. Also auch auf diesem Gebiet voll­
bringt die Stadt Wien verschiedene Leistun­
gen, die keine unmittelbaren Aufgaben der 
Stadtverwaltung sind. (Abg. La n c: Und die 
auch den Niederösterreichern zugute kom­
men!) Denn die Schnellbahn ist vornehmlich 
eine Angelegenheit der Bundesbahnen, sie 
bringt in erster Linie arbeitende Menschen 
in die Stadt. Das sind zum Großteil Leute, 
die in Niederösterreich beheimatet sind. 
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Rohert Weisz 
So soll man die Probleme sehen! Ich 

möchte nochmals sehr ernsthaft anregen, 
daß wir uns auf diesem Sektor mit den 
Wiener Problemen auseinanders:etzen, uns 
damit beschäftigen, weil wir alle daran 
interessiert sind. 

Auch die Frage der V-Bahn wird immer 
wieder angeschnitten. Die U-Bahn ist für 
Wien sicherlich eine große Sache. Das soll 
nicht verhehlt werden. Aber die U-Bahn ist, 
wie ich glaube, eine Angelegenheit ganz 
österreichs. Wir alle werden uns stolz dazu 
bekennen, daß hier in unserer Stadt, in der 
Bundeshauptstadt, eine U-Bahn errichtet 
wird. Die Errichtung erfolgt selbstverständ­
lich mit gemeinsamen Mitteln. Aber es ist 
doch keine Besonderheit, daß der Bund dazu 
einen Beitrag leistet. Das ist doch bei den 
Hauptstädten aller anderen Länder ähnlich. 
Ich möchte nur an München, also an das 
letzte derartige Projekt, erinnern: Dort 
werden ebenfalls 40 Prozent der Kosten von 
der Bundesrepublik getragen. In diesem Zu­
sammenhang ist also keine Ausnahmestel­
lung für Wien errteicht worden, sondern es 
geschieht nur das, was überall selbstver­
ständlich ist. 

Bevor ich zum Dienstpostenplan selbst 
komme, noch einige Bemerkungen. Ich weiß, 
daß Präsident Maleta hier einmal erklärt 
hat, das Parlament sei kein Mädchen­
pensionat. Wir haben aber trotzdem manch­
mal den Eindruck, daß es hier zwar nicht 
wie in einem Mädchenpensionat, aber doch 
so wie bei einem Fußballspiel zugeht, wo 
der eine "austeilt" und der andere alles "ein­
stecken" muß. So kann man eine Budget­
debatte nicht führen. Wenn man schon aus­
teilt, dann muß man so fair sein, daß man 
auch einsteckt, wie es im Sport üblich ist. 

Es nützt nichts, wenn man bei allen 
passenden und unpassenden Gelegenheiten 
den Beamten den Dank ausspricht. Ich denke 
zum Beispiel an die letzte Auseinander­
setzung, bei der Herr Abgeordneter Mayr 
erklärt hat, der Abgeordnete Ulbrich sei der 
Vater des Defizits. Ich möchte auch hier 
feststellen, daß bisher alle Forderungen des 
öffentlichen Dienstes von der SPö-Fraktion 
und der Fraktion christlicher Gewerkschaf­
ter gemeinsam festgelegt worden sind. Wir 
haben diese Forderungen dann an die Ge­
bietskörperschaften herangetragen. Es ist 
aber keine Angelegenheit des Abgeordneten 
Ulbrich oder der Eisenbahnergewerkschaft 
gewesen, sondern es war vielmehr eine Ge­
aamtangelegenheit aller Gewerkschaftsfunk­
tionäre. Es ist ein einhelliger Beschluß ge­
faßt worden, das ist also der beschrittene 
Weg gewesen. Ich glaube, 80 soll man es 
nicht machen. 

Dann hat der Herr Abgeordnete Steiner 
vom Bauernbund erklärt: Die Beamten 
sind zu gut bezahlt. (Abg. G u g gen b e r­
ger: Das stimmt ja nicht! Er hat gesagt: 
Sie waren noch nie so gut bezahlt wie jetzt!) 
Manchmal schlägt der Geist durch, der doch 
vorherrscht! Er hat erklärt: Die Beamten 
sind zu gut bezahlt! (Abg. G u g gen b e r­
ger: Nein, steigen Sie herunter von dieser 
Behauptung! Die "Arbeiter-Zeitung" wird 
eine Berichtigung bringen müssen!) Ich weiß 
nur: Wenn hier in dies1em Hohen Haus über 
Bauernprobleme gesprochen wird, und zwar 
von vielleicht Ihrer Ansicht nach Unbe­
rufenen, dann ist immer eine Nervosität vor­
handen, und keiner fühlt sich dazu geeig­
net ... (Abg. G u g gen be r ger: Dr. Pitte1'­
mann hat gesagt: Sagen Sie, sie sind zu gut 
bezahlt! Das hat ihm Dr. Pittermann in den 
Mund gelegt! - Abg. W e i k h art: Nein!) 
Nein, nein, so war es nicht. 

Ich glaube, man darf feststellen, es soll 
natürlich jede Gruppe ihre Probleme ver­
treten. Kollege Steiner vom Bauernverband 
soll das für seine Gruppe machen. (Abg. 
G run dem an n - F alk e n b e l' g: Bauern­
bund! ) Ja, Bauernbund. Ich glaubte, weil er 
vom Bauernverband gekommen ist, daß er 
noch immer beim Bauernverband ist. (Ruf: 
Ein Freudscher Versprecher!) 

Natürlich haben die Beamten einen N ach­
halbedarf gehabt. Die Erfolge sind dank der 
Gewerkschaft - das hat heute auch Doktor 
Hauser festgestellt - gelungen. Das ist 
nicht ein Verdienst der Bundesregierung, 
wie es sonst immer gerade von Ihrer Seite 
dargestellt wird. 

Ich habe schon im Budgetllusschuß erklärt, 
daß es sonderbar ist, daß in der Zusammen­
stellung des diesmaligen Dienstpostenplanes 
in der Übersicht auf einmal die Landes­
lehrer und Landesbediensteten fehlen. Es 
ist da erstmalig eine Umschichtung, ich will 
nicht sagen eine Manipulation erfolgt. Ich 
darf sagen, daß meine Anfrage eine ziemlich 
große Unruhe ausgelöst hat, weil man nicht 
erklären konnte, wieso auf einmal diese 
Posten im Dienstpostenplan nicht mehr auf­
scheinen, dies umsomehr, als ausdrücklich 
dort gestanden ist: "Im Bundesvoranschlag 
veranschlagte sonstige Bedienstete, deren 
Bezüge der Bund trägt." Diese Bediensteten 
scheinen auf einmal im Dienstpostenplan 
1969 nicht mehr auf. Warum, ist bis heute 
nicht geklärt. 

Nun zum Dienstpostenplan, seinen Aus­
wirkungen und seinen Problemen. Ich möchte 
Sie gleich am Anfang bitten, sich das in 
Ruhe anzuhören und es mir nicht so zu 
machen, wie es mir das letztemal ergangen 
ist. Ich habe bei meiner vorjährigen Budget-
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rede in einer lang und verhältnismäßig aus- halten und auch über Verha-ndlungen im 
führlich begründeten Darstellung aufge- Ministerrat informiert werden, weder nach 
zeigt, wie die Mitglieder der öVP-Allein- Artikel 20 der ös.terreichi-schen Bundesver­
regierung die sachliche beziehungsweise f,a.ssun,g zur Wahrung des Amts-geheimnis,ses 
amtliche Information mit Parteipropaganda verpflichtet sind noch nach § 21 der Dienst­
verquicken und so für parteipolitische pragmatik baziehungsweis,e § 5 des Vertrags­
Zwecke Budgetmittel in Anspruch nehmen. bediensteten~setzes ein Dienstgelöbnis ab­
Sie haben meine damaligen Ausführungen lege'n müssen, iu welchem ,sie geloben, die 
zum Teil mit Heiterkeit und zum Teil mit Gesetze d,er Republik österreich unverbrüch­
Unverständnis aufgenommen. Sie meinten, lich zu beachten, ihre Dienstobliegenheiten 
es sich auf Grund der schwachen Mehrheit, gewissenhaft, unparteijsc.h und uneigen­
die Sie in diesem Haus momentan haben, nützig zu erfüllen ,s,owi-e jederzeit auf di,e 
leisten zu können, einen Sprecher der Oppo- Wahrung der öffentlichen Interessen bedacht 
sition, der objektiv und sachlich über Per- zu sein. Trotz·dem wurde gerade diesen nur 
sonalfragen sprach, lächerlich machen zu in einem losen Privatreehtsverhältnis zur 
können. Einigen vo-n Ihnen wird sicherlich Republik ö,sterreich ,stehenden Presserefe­
auf Grund der Ereignisse während des renten, was ja auch verschiedene Mini'ster 
letzten Jahres das Lachen bereits vergangen auf Anfragen bekanntgaben, die öffentlich­
sein. keitsarbeit übertragen, das heißt die eminent 

Aber nun zu meinen heutigen Ausführun- wichtige Aufgabe der Information der öster­
gen, denen ich neuerlich die bereits abge- reichisehen Bevölkerung über Bes,chlüs-s,e 
gebene Erklärung vo.ransteUen möchte, daß der Bundesregierung und Berichterstattung 
die Gewerkschafter de,s öffentlichen Dienstes über Maßnahmen nach Verfügungen, die von 
j,ederzeit bereit sind, an ernsthaften Bemü- den Ressortleitern getroffen werden. 
hungen um eine Verwaltungsvereinfachung Es ist unzutreffend, die Verpflichtung der 
mitzuwirken, wenn dabei auf die von der Pressereferenten als "Werkvertrag" zu be­
öffentlichen Verwaltung zu erbringenden zeichnen. Ich zitiere hieraus :einem sowohl 
Leistungen entsprechend Bedac,ht genommen von der Wis,senschaft wie auch in der Praxis 
wird, die bestehenden Rechte der öffentlich sehr anges:ehenen Kommentar zum Allgemei­
Bediensteten gewahrt bleiben und vor nen Bürgerlichen Ge~etzbuch, der von einem 
allem, wenn die R,egierungsmitglieder selbst ehemaligen Mitglied des Klubs der Abgeord­
in ihrer nächsten Umgebung mit gutem Bei- neten und Bund,es,räte der österreichischen 
spiel vorangehen. Volkspartei, nämlich dem verstorbenen 

Di,es ist aber bis jetzt nicht geschehen, Staats,sekretär und Bundesrat Profes.sor 
da die ·seinerzeit von mir aufgez:eigten Män- Dr. Gschnitzer verfaßt wurde. Professor 
gel beziehungsweise Doppel- und Dreigelei- Gschnitzer ,sagt zum Begriff des Werkver­
sigkeiten weiterhin bestehen und gar kei!n tr.a.ges: "Der Werkvertrag ist die Herstel­
ernsthafter Versuch gemacht wurde, auf 11un.g ,eines Werkes in nicht abhängiger 
dem Gebiet der Presse und Propag.anda Ein- ,Arbeit gegen Entgelt.'; (Zwischenruf des 
sparungen durchzuführen. Das Ge.genteil ist' Abg. Pet er.) 
der Fan. Das werde ich mit meinen folgen- Weiters werden die wesentlichen Merk-
den Ausführungen beweis,en. male eines Werkvertrages a uf.gezählt: "E:ine 

Vorerst muß ich mich als Gewerks·c·hafter s'elbstbestimmte Arbeit, ein KundenkreilS, 
wieder mit der dienstrechtlichen Stellung der ke1ne typisch sozial Sc:hwächeren, ein Ziel­
Pressereferenten in den Ministe'rien befas- v,erhältnis, das heißt, daß dem Auftrag ein 
sen, die, wieder Fall Euler bewiesen hat, Z,iel gesetzt wird, daß es sich also um einen 
äuß-erStt zweifelhaft ist. (Abg. Li ba l: Jetzt einma.li,gen bestimmten Auftrag handelt" -
kommt es!) (Abg. Pet er: Nur ein einmaliger war es. 

Die persönlichen Pressereferenten ver- Herr Weisz?) - "und Gefahr des Arbeits­
_schiedener Minister sind mit einem Werk- letstenden, also d-aß der Unternehmer dem 
vertrag gemäß §§ 1151 1165 und 1166 -des Besteller gegenüber die Haftung übe-rnimmt, 
Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches an das Rtsiko trägt." Das schreibt Professor 
das Ministerium verpflichtet. Es besteht also I ~r. Gschnlitzer im Komment.ar zum Bürg~r­
zwischen den Pressereferenten und dem I hcben Gesetzbuch. (Abg. L ~ b a l: Das tnfft 
durc,h das zuständige Ministerium vertreue- beim Euler alles zu!) 
nen Bund ein Vertrag auf privatrechtlicher Professor Gschnitzer führt weiter aus: 
Basi,s, ,das heißt, d'aß die Pres:sereferenten, "Ein Werkvertrag Hegt vor, wenn unter 
obwohlsi.e auf Grund i.hrer besonderen Ver- eigener Leitung mit 'eigenen Arbeitsmitteln 
trauensstellung zum Ressortleiter - wie ja organisatorisch, persönlich und wirtschaft­
die Verga:nge:nheit gezeigt hat - zu Akten lieh unabhängig der Auftrag ausgefü,hrt 
Zutritt haben, Berie,hte von Abteilungen er- wird. Wil'ld a.ber unter fremder Leitung mit 
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fremden Arbeitsmitteln in orga.nisatorischer, 
persönlicher und wirtschaftlicher Abhängig­
keit gearbeitet, ist also ein sozial Schwäche­
rer vorhanden, so liegt ein Dienstvertrag 
vor." Das alles schreibt Profe,ssor Dr. Franz 
Gschnitzer. (Abg. Pet er: Der ist nicht 
mehr aktuell in der öVP!) 

im Sac.haufwal1ld ver,schwinden. Dies ist eine 
bewußte Umgehung des Dienstpostenplanes, 
in welchem dieses Anstellungsverhältnis 
nicht aufsche,tnt. 

Ein zweiter Grund ist darin zu suchen, 
daß auch Sonderverträgler nach den Vor­
schriften des Vertragsbedi,enstetengesetzes 

Wie aus den Ausführungen ,dies'es Kom- zu behandeln sind und N ebenbeschäftigun­
mentars zu sehen ist, entsprechen nicht die gen der Dienststelle gemeldet werden müs­
Merkmale de.s Werkvertrages, ,sondern jene .sen. Nun üben dies,e Pre8lsereferenten der 
des Dienstvertrages dem Verhältni,s, das Bundesmiuister insoweit Nebenbeschäfti­
zwischen den Press:ereferenten und ihrem. gungen aus"als sie journaHstis,ch für die 
Vertr.agspartner, durch d&s zuständige Bun-I österreichisc,he Volkspartei tätig sind und 
desministerium vertreten, besteht. seIhst oder für Druckwerke s,chreibe'n, die 

Es ist doch zweifelsohne der Presserefe- d,i,es.er Partei nahestehen. Durch den Ab­
rent dem Bundesministerium gegenüber der ,schluß eines Werkvertrages mit den ÖVP­
sozia,~ Sc~wächere. Er arbeitet mit fremd~ I J~~r~,alisten wur~e versucbt, ihnen einen 
ArbeItsmItteln, zum Großteil unter der Lel- moghchst hochdotIerten Posten zuzuschan­
tung des zuständigen Res,sortleiters, und zen, ihnen aber sowenig Verpflichtungen 
steht sowohl in organi.satorische,r, persön- wie möglich ,der Republik österreich gegen­
lieh er wie wirtschaftlicher Hinsicht in einem über aufzuerlegen. Es wurde al.so mit dem 
Abhängigkeitsverhältnis ,gegenüber dem Werkvertrag eine Konstruktion ge,s chaffen , 
Ministerium. Die Verträge zwischen dem die den Tatsachen nicht entspricht. (Präs i­
Mini.sterium und den Pl'iessereferenten sind dent Wall ne r übernimmt den Vorsitz.) 
daher - da,s steUe ich neuerlich klar - Daß dem so i:st,hat ja der Fall Euler 
keine Werkverträge, sündern nach den ge- deutlich gezeigt. Zuerst war man v,ermutlich 
setzlichen Bestimmungen und rechtlichen aus den von mir angeführten ,Gründen der 
Merkmalen Dienstverträge. Ansicht, Euler könne sic.h des Verbrechen:s 

Es wirftsic,h ,d.aher die Frage auf, warum des Mißbrauches der Amb~lgewalt nicht 
man ,die Einstellung d'er Pres,sereferenten schuldig gemacht haben, da er durch den 
in Form eines We.rkvertrages und nicht in mit ihm ,abgeschlo.sS<enen Werkvertrag keiner­
Form eines So;ndervertrages durchgeführt lei Verpfli.chtungen ,eingegangen war. Die 
hat. Kann man doch auch bei einem Sonder- Staatsanwaltschaft und da"s Gericht lhaben 
vertra,g die Höhe des Entgeltes wiUkürlich aber offensi,chtl.ich festgestellt, daß Euler 
festsetzen - und d.arum handelt es sichdur,ch das besondere Vertrauensverhältnis 
doch. Man will doch di,e aus dem Lager des zum Minister und durch die Art ,seLner Täti,g­
ÖVP-PressecLienstesstammenden Parteijour- keit der Tatbestand des Mißbrauches der 
nal,isten für die ~u leistende Arbeit nicht in AmtStgewalt angelastet werden kann. Hamit 
das Gehaltsschema des öffentlichen D1enstes wurd,e eindeutig ,die,se Art von Werkverträ­
unterordnen - obwohl wir so "gut hezahlt" gen als Dienstv,erträge entlarvt. 
sind - und in den Bezügen den öffent- Ich -will Ihnen hier die Meinung über die 
Hch Bediensteten gleichstelrlen,sondern Einstellung von Pres·sereferenten :nicht vor­
ihnen für die Parteiarbeit, die sie leisten, enthalten, die der "Kurie,r" i'n ;seinem Arti­
ein bedeutend höheres Entgelt sichern. Und kel vom 15. November 1968 vertritt. 
d'ies natürlich aus öffentlichen Mitteln. 

Meine Damen und Herren! Ich kann Ihnen 
sehr genau erklären, warum man mit den 
Pl"es,serefere·nten keine Sonderverträge 
schließt. Man macht dies aus zwei Gründen 
nicht: 

Erstens weil man den Werkvertra,g im 
Sachaufwand unterbringen kann und ,die 
Höhe des Entgeltes dort nicht so augenfällig 
aufs,cheint. Mit dem Sachaufwand ka.nn man 
viel besser manipulieren, während man bei 
einem Sondervertrag die Kosten aus dem 
Personalaufwand decken muß. Dies ist näm­
lich bedeutend ,schwieriger, vor allem bei 
de:n von der Bundesregierung ausgegebenen 
Parolen der Per,sonaleinsparung. Man läßt 
daher das Entgelt für die Pressereferenten 

Unter ,dem Titel "Der Mann mit dem 
schwarzen Bart", womit ausnahmsweise 
nicht der Herr Staatssekretär Pi.sa gemeint 
war, ,sondern sein früherer KolIe,ge Euler, 
schreibt der "Kurier": "Es ist eine der kleinen 
Unarten uns,erer ,derzeitigen Regierung, daß 
sich fast jeder der ressortleitenden Herren 
mit einem sogen.annten Presseberater zu um­
geben pfl,egt. Zwar hat naturgemäß jedes 
Ministerium .seinen beamteten Presse-referen­
ten, aber man ver,spricht 81i,ch heutzutage 
sehr viel vom ,Image einer Persönlichkeit', 
weshalb di'e Herren Minister mit beamteten 
Pressereferenten nicht zufrieden ailnd, son­
dern Heber absolut ges~nnungs:treue Partei­
leute ,aus der Branche' anheuern." (Ruf bei 
der SPÖ: Oder auch nickt!) Damit bestätigt 
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eine unabhängige Zeitung g·enau das, was I Press,erefeI'lenten bei der letzten Budget­
ich ,g,chon in metner vorjährigen Rede zum I de'batte erörte,rte, war im Bundesministedum 
Dienstpostenplan festgestellt habe. Ich ,stelle; für Fi.nanzen noch der OVP-JournoaJiJst Kurt 
nochmals fest: ein Artikel im "Kurier" vom Bergmann als Press·ereferent tätig. Auf 
15. November 1968. .meine Anfrage hat mir der Herr Finanz-

Aber gerade beim Fall Euler wird ein minister mitgeteilt, daß mit Kurt Bergmann 
Umstand bewiesen, ,den ich in meiner seiner- ein Werkvertrag abgeschlossen wurde und 
zeitigen Argumentation immer wieder ange- daß der ~nannte i,n keinem Dienstvemält­
führt .habe, nämlich daß die Mi.tglieder der nis zum Bund ,steht. Ich darf Sie, meine 
Bundesregierung als Pressereferenten keine Damen und Herren,auf meine Ausführun­
objektiven Beamten brauchen können, son- gen bezüglich der Werkv-erträge verweis·en 
dern daß nur ÖVP-Journali.sten für irhre und auf diese eigenartige Feststellung des 
Propa,gandazwecke ,geeignet sirnd. Ein deut- ~errn Fin~nzm~ni~~ers, d~ß der .Mann, d:r 
Hcher Beweis hi'efür ist d.aß Euler doch dIe öffentlIchkeIt uber dIe ArbeIt und dIe 
Herrn Minister Soronics 'von der Kärnter! Maßnahmen des Finanzministeriums infor­
Straße empfohlen wurde und daß das Partei-I mieren . ,soll, in k.einem Di,e~tverhältnis zur 
buch, nicht aber ein Befähigungsnachweis, RepublIk öster:elChs~eht. SIe erse?e~ do:h 
ja nicht ei~nmal ein ,staatsbürg·erlkher Leu- daraus n:uerhc~, WIe faden.~.che~mg fur 
mund für die Eignung maßgebend gewesen s?lc'he Falle dI,e ~echtsverhaltm.ss,~aus 
ist. Minister Soronics hat Euler nebenberuf- emem Werkvertrag smd. Der Herr Fl,nanz­
lieh im Ministerium beschäftirgt, während er i minister tei1t~ mir weiters mit, daß das E:nt -
hauptberuflich weiterhin Ange,stellter de,s gelt aus d~.esem Werkvertra.g monatlIch 
Generalsekl"etarioates der Österreichisc'he.n 13.940 S betragt. 
Volkspartei in der Kärnter Straße war. Er He-rr Bergmann i~st nicht mehr Referent 
hat also dem hauptberuflich bei der üster- diese.s Mini,steriums, weil e,r dank ·seiner 
reichischen Volkspartei ange.steUten Jour- ,guten ÖVP-Bez.iehungen ei'nen besseren 
na listen Alois Euler laut s,einer eigenen M.it- Posten gefunden hat, nämlich den ei:nes 
teilung die öffentlichkeitsarbeit im Innen-I Referenten für öffentlichkeitsarbeit bei 
ministerium und, wie er ausführte, "insbe- Herrn Generalintendanten Bac,her, da ja mit 
sondere die g'ezielte Aufklärung der Bevölke- ,dem Abgang des jetzigen Staatss,ekretärs 
rung üher die besonderen Probleme und: Pisa vom Fernsehen dort ein öVP-Ver­
Zielsetzungen des Bund,esministeriums für I trauensmann fehlte. Bergmann dürfte der 
Inneres" übertragen (Abg. Ben y a: Eine: geeignete Mann dafür geweseng,ein. Er 
besondere Qualifikation!), das heißt also, daß wurde 'sofort als Hauptabteilungsleiter an­
di'e österreichische Bevölkerung über die ,gestellt. Sein Bezug beträgt derze-it beim 
Aufgaben und Zi,ele gerad·e des Ministeriums, österreichisehen Fernsehen, wie ich fest­
da.s für d,ie Aufrec.hterhaltung der öffent- stellen konnte, etwas mehl' als - und 
Hehen Ruhe und Ordnung, also für die jetzt 'hören Sie wirklich her - 16.500 S eim­
öffentliche Sicherheit verantwortlich i.st, von schließlich verschiedener Zulagen. 16.500 S! 
einem Ange,stellten der Österreichischen Ein Sektionschef, dem Hund,erte von Be­
Volksp,artei informiert wurde. diensteten unteI'lsteIlt s·i.nd, erhält i,n d,er 

Ja, meine Damen und He,rren, ganz abge- Gruppe IX Stufe 1 einen Bezug von 17.383 S. 
g.eih'en von den angeblichen V.erfehlungen Der Press,emann, der heute beim Fernsehen 
Eulers: Wie kann man von jemandem, der I i~ 0R;F tätig ist, .. erhält f.ast deus,elben Bezug 
hauptberuflich bei einer Partei angestellt ist, I WIe eIner der hochsten Beamten der Repu­
also von sei.nem Arbeitgeber wirtschaftHch . blik ö,sterreich. So wird die öVP-Journalbstik 
abhängig ist, eine objektive Berichterstat-' belohnt. 
tung erwarten? Dieser Pres,serefe'l'ent muß Kurt Bergmann hinterließ natürlich im 
doch, ob ,er will oder nicht, da,s berichten, Finanzministerium und noch mehr im Gefüge 
wa,s s·eine P,a.rte.i für richHg findet, wenn er der öVP-Propagand.a eine beträchtliche 
nicht befürchten will, seinen Posten zu ver- Lücke. Daher holte ,sich der Herr Finanz­
Heren. Meine Damen und Herren der Öster- minister sofort wieder einen neuen Pres,se­
reichischen Volkspartei! Glauben Sie, daß r referenten, und zwar (Ruf bei der SPiJ: 
Sie Eigentümer der Republik österreich sind Einen unabhängigen!) - dreimal dürfen 
und daß Si,e es ISikh daher leisten können, Sie raten, von wo - natürlich von der öster­
Partei.angestellte mit öffentlichen Aufgaben reichischen Volkspartei. Er fand i.hn iln der 
zu betrauen? Person de,s öVP-Journalisten ... (Abg. Dok-

Und weil hier ein gewisser Zusammenhang i tor Kr a n z l m a y r: Von der Löwelstraße 
besteht, möchte ich mich gleich dem presse-I holt er sich keinen!) Herr KolIe.ge I Sie müs­
referenten im Bundesministerium für ~i- sen ein bißchen vors'ichtiger mit Ihren Xuße­
nanzen zuwenden. Als ich das Problem der rungen sein, w.eil ich ,glaube, daß gerade 
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dieser Mann als Pressereferent in einem; ein.gelöst werden konnten, herausgreif·en: 
Finanzministerium nichts zu suchen hätte. I "ÖVP, dile Partei der Steuersenkungen." 
(Abg. Dr. Gor ba c h: Warum.?) Auch da,s hat damals Herr Voska geschrie-

Der Finanzminister hat sklh dies'en Mann ben. Ich glaube, wir sind in di,eser Zeit ... 
geholt und hat ihn in der P.erson des öVP- (Abg. G u g gen b erg er: Ist eingetreten! 
Jounnalisten Helmuth Vosko ,gefunden. Hel- - Abg. Li b a l: Sie träumen ja! Steuersen­
muth Vosko - Sie werden sich vielleieht kungen?) 
auch noch daran erinnern, Herr Genera 1- Er hat auch damals einen Ausspruch in 
sekretär ... (Abg. Dr. W i t h alm: Voslca!) einem FI,ugblatt abgedruckt, der auf die 
Voska! (Abg. Dr. W i t h alm: Das ist ein Sozialistische Partei gemünzt war. Damals 
Buchstabe!) Das ist ein Buchstabe, nicht hat Voska gemeint: "Wer einmal lügt, dem 
wa:hr! (Abg. W e i k h ar t: Der Herr General- .glaubt man nicht. Wer zweimal lügt, d·em 
sekretär wird doch den Mann kennen!) Aber traut man nicht. Wer dreimal lügt, den 
Sie kennen ihn ganz genau, weil er Ihre wählt man nicht." Das war damals de.r 
Pamphlete geze,ichnet hat. (Rufe und Gegen- Geistesspruch, den der VerantwortlIche für 
rufe bei Abgeordneten der ÖVP und SPO.) diese Hetz- und Verleumdung.sschriften v€,r-

Helmuth Voska hat ,sich nämlioch beson- faßt hat, der Herr Voska. 
ders während des Wahlkampfes 1966 her- Meine. ~am.en u.nd ~erren von der öyp! 
vorgetan. Da dürfte er sich als verantwort- I Hoffenthc.n wIrd sIch dIeser Ausspruch mcht 
licher Redakteur für verschiedene Flug-I schon in Kürze geg"en Sie wenden. Den.n ich 
schriften, in denen die Sozialistts,che Partei I würde die letzte Zeile abwandeln und s,agen: 
und deren Spitzenfunktionäre i'nder gemein- Wer ,schon ,so oft log, dem kann man niclht 
sten Wei.se verleumdet wurden, Is,eine Sporen mehr vertr,auen. (Beifall bei der SPO.) 
verdient haben. Ich bringe Ihnen h~er nur Man kann es sich nämlich nicht immer 80 

einige Kostproben von Voskas Hetzschriften leic,ht machen. So war zum Beispiel auch 
zur KennbIi.s: Herr Helmuth Vo·slm gezwungen, um einer 

DI·e W·llk·· h h ft d t V Ik gericht1ic.hen Verurteilung wegen sei.ner un-
" 1 ur errsc a er ro en 0 s- I.fi . . . 

front dr ht ' W· 11 d . ht h· t qua I zIerbaren Anschuldigungen Dr. Pltter-
, . 0 • Ir wo en vor un ,nIC In er .. . 

dem ELsernen Vorhang lieben! Rote Preis- ma~gegenuher z~ entgehen, eme ~hr~ 
tret·ber W k' S . I· . t I fl t· , erklarung vor Geflcht abzuge:ben, die Ich am er. OZla 1smus IS n a Ion.. . . 
Roter Schilling, schlechter Schilling!" (Abg. I~nen hI,er ebenfalls zur Kenntms brmg.en 
Pet er: Schwarzer SchilUng, auch schlechter WI~l. Vorher kan~ man ,al:?o alle Geme~n~ 
Schilling! _ Ruf bei der SPö: Noch schlech- helten. sagen, zweI ~ahr.e ,spaterents~'huldlgt 
terer SchWing!) "Statt Sabotage am Staat _ man sl~ch, ~taßes J.a mc.ht so g~memt war. 
Arbel·t f'· Ö t e· h' V 1 d Dann 1st langst dIe Zelt vorbel, und man ur s err IC. ereum ungen von I . 
Mandataren!" (Zwischenrufe.) "Politische g aubt, ma,~ denkt nIcht mehr daran. (A~.g. 
SpI·tze f kt· f·' K f . I I" Pet e r: D~e hat er uns auch abgeben mus-n un Ionen nur ur on esslOUS ose. 1 ) 
"Kein Katholik kann praktisch eine andere sen.. " 
Parte· 'I d· Ö t . h· h V 11- rt· In den WRlhlz€ltungen "Bremnpunkt und I ,a: s 'I'e s ,errelC IS'C e O1\!spa el 0· t· "d·· Z (Z . h 
\na"hlen" D· - PI k t d· d· "rlen lerung , . le 1m uge. . . w~sc en-,. . Ie ganzen a a e, le zu leser f d . . 
Zeit ers h· . d t 1I d I es ru es Abg. Dr. W 1. t h alm.) Herr Vlze~ 

, c lenen Ism , ragen a' e a.s mp,r - k 1 's k d h h· ht . 
sum o Ö t . h d ht· t M h he·t

'
" anz ,er. 0 ann es ,oe auc n,IC ,sem, 

. " s errelC ro eIne ro e en 1. d ß s· ·t d t'· d· A· 
Dl·e rote M h h·t "d· t B d a le ml en s an 19,en argen ngrlffen . e r el wur e emen ro en un 'es- . . . . 
pra··sl·de t b d te d· e t B n und Belteldlgungen auf unser-e FraktIon W€:I-n en e eu 'TI un el,n n ro en u - . 
deskanzler. Herr Generals·ekretär! Si,e wer- ter. fortfahren. :Und ~e~n Irgend etwas ge-

de 1
• h h I1 d· PI k t· schleht, dann ISInd SIe Immer so ,aufgere:gt. ns. c noc ae an lesea ae erlinnern . . . 

ko·'nn,e (Ab D· l-1 T h . d . H (Abg. Dr. W ~ t h alm: Ste s~nd lauter Lam-n. g. tp. ng. sc 1. a. err l d· W hl ·d· ·d . ·h ') N . 
Kolle W·' W' k Ih h' per n, te e e~ ~gen se~ ~mmer ~ r. eIn, 

ge ezsz. tr ennen re aue . ~ . . d . ht hl ··d· (W·t Z· h 
Zw,;sche f d Ab G b WIr BIn nlCl we eIl Lg. e~ ere w~sc en-

o nru es g. u g gen erg e r. - f) 
Weitere Zwischenrufe.) ru e. 

Herr lug. TSClhid:a! Zeigen Sie uns einen Präsident WaHner (das Glockenzeichen 
gebend): Ich bitte um etwas mehr Ruhe. 

Mann von uns, der solche Gemeinheiten ge-
schrieben hat und ,dann als Presseref,erent (Abg. G u g gen be r ger: Die Partei der 
in einem Mini.sterium im Auftrage der Re- Aufgeregten seid immer ihr!) 
publik österreich arbeitet. (Abg. Li b a l: Abgeordneter Robert Weisz (fortsetzend): 
Das sind doch Tatsachen, Kollege Guggen- Geh, Lindwurm, sei ruhig da oben. Aber nun 
berger! - Weitere heftige Zwischenrufe. - die Ehrenerklärung: 
Präsident Wall ne r gibt das G1ocken- 11n den Wahlzeitungen "Brennpunkt" und 
zeichen.) "Orienti>erung", die im Zuge de,s Wahl-

Ich möchte nur einige dieser vielen Ver- kampfes zur Nationalratswahl 1966 ersc,hie­
sprechen, die von der öVP bis heute ntc'ht nen, wurde gegenüber Herrn Abgeordneten 
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Dr. B.rU!Ilo Pittermann der Vorwurf erhoben, 
er ·hätte ,die Arbeit der Regierung sabotiert. 
Der verantwortliche Redakteur der heiden 
Wa:hlzeitungen, Helmuth Voska - wie könnte 
e,s anders -, erklärt nunmehr, die.se Vor­
würfe nicht mehr aufrechtzuerhalten und 
bedauert, daß die Zeitungen der Ehre des 
Herrn Abgeordneten zum Nationalrat Dok­
tor Bruno Pittermann nahegetreten sind. 

Ja, das ,gj'Thd dile Ehrabschneidermethoden. 
Vor der Wahl ·einen Politiker schlecht-
machen und zwei Jahre nachher, wenn der 
politische Zweck die,ser Lügen erfüllt ist 
und sich niemand mehr erinnern kann, ,eine 
Erklärung .abgeben, daß diese Vorwürfe be­
dauert werden. 

Sehen Sie,- meine Damen und Herren, und 
der Redakteur, der für diese Pamphlete ver­
antwortlich zeichnet und mit dieser Methode 
das Ansehen und den Ruf vieler ehrenwerter 
und anständiger Journalisten herabgesetzt 
hat, vmrde wahrscheinlich aus Dankbarkeit 
für diese fragwürdigen Leistungen, die dazu 
beigetragen haben, die Wähler zu täuschen, 
vom Finanzminister der österreichischen 
Volkspartei als :sein persönlicher Presse­
referent eingestellt und mit einem Bezug von 
zirka 14.000 S pro Monat, den ja auch sein 
Vorgänger hatte, belohnt. Ja, meine Damen 
und Herren von der österreichischen Volks­
partei, aus Steuergeldern kann man sehr 
leicht den Dank an Parteipropagandisten ab­
statten. Aber wie stellen Sie sich vor, daß 
ein J om'nalist, der für Hetzschriften solchen 
Inhaltes verantwortlich ist, geeignet sein 
soll, als Sprecher des Finanzministeriums 
die öffentlichkeit von den Maßnahmen dieses 
Ministeriums objektiv und sachlich zu infor­
mieren? 

Presseabteilungen nicht gekürzt, sondern 
zum Teil erweitert wurden. 

Obwohl zum Beispiel der He'rr Landes­
verteidigungsminister Dr. Prader der Auf­
forderung des Finanzministers auf Kürzung 
des Personalaufwandes um 2 Prozent nach­
kam, ist von dieser Kürzung und von dem 
von der Bundesregierung beschlossenen 
Aufnahmestopp in der Presseabteilung des 
Landesverteidigungsministeriums nichts zu 
bemerken. Hier nahm man sogar eine Erhö­
hung der Referentenzahl um 50 Prozent vor. 
Herr Staatssekretär! Das wäre eine umfang­
reiche und sehr lohnende Tätigkeit. (Ruf: 
Er muß die Schwerarbeiterzulage kriegen!) 
Laut Amtskalender hat sich nämlich die 
Presseabteilung des Herrn Bundesmini.sters 
von sechs Referenten im Jahre 1967 auf 
neun Referenten im Jahre 1968 vergrößert. 
Ich bin überzeugt davon, daß sich neben der 
Erhöhung der Referentenzahl auch die Anzahl 
des Büropersonals zwangsläufig miterhöht 
hat. Das also versteht der Herr Bundes­
minister Dr. Prader unter Verwal tungs­
reform. 

Ich würde daher Sie, sehr geehrter Herr 
Staatssekretär Dr. Gruber, als Bannerträger 
dieser Reform ersuchen, sich die Presse­
abteilung im Landesverteidigungsministe­
rium im Hinblick auf Personalersparnisse 
vorzunehmen. Ich möchte Ihnen heute auch 
gleich sagen, ich halte es für ausgeschlos­
sen, daß Sie und Ihre Herren glauben, daß 
die Verwaltungsreform eine Angelegenheit 
des Personals allein sein wird. Es wird 
darum gehen, diese Fragen im Komitee für 
Verwaltungsreform zu klären. Es geht 
darum, diese Abteilung auch einmal zu 
durchleuchten. Denn dort steht man auf dem 
Standpunkt, daß anscheinend die VerwaI-

Den in diesem Ministerium tätigen Redak- tungsreform für sie nicht gelte, denn der 
tionsrat Dr. Braunsperger, einen Beamten Personalaufwand wird ständig aufgebläht. 
des Bu~desp:essedienstes, h~t :r;nan anschei- Ich glaube, da hätten Sie, Herr Staatssekre­
nend nIcht fur vertrauenswurdlg genug ge- tär wenn Sie sich mit diesen Fragen be­
~alten, diese Stel~ung a~sz.uüben. Er die~t schäftigen, auf längere Zeit Arbeit, um dem 
Ja auch nur dem o-sterrelChischen ~taat seIt Gedanken der Sparsamkeit und der Ratio­
~ ahrze~nt~n als Beamter . und nIcht der I nalisierung zum Durchbruch zu verhelfen. 
osterreichischen Volkspartei als Propagan- A h d H B d .. t W'ß d d' t uc er err un esmmlS er el wur e 

IS • I von meinem Parteifreund Dr. Tull gefragt, 
So kann ich noch viele Fälle anführen und .. warum er zu der bereits hier schon so oft 

beweisen, daß die Verwaltungsreform von erwähnten Pressereferentenbesprechung des 
der öVP-Regierung nicht überall gleich-; Herrn Staatssekretärs Pisa im Februar 1968 
mäßig durchgeführt wird. In jenen Gebieten, ! nicht den Leiter der Presseabteilung ent­
wo es den Regierungsmitgliedern aus poli-: sandt hat. Da erklärte der Herr Verkehrs­
tischen Gründen ratsam scheint, wird das' minister, daß er in seinem Ministerium drei 
Personal nicht vermindert, sondern ver- gleichrangige Presseabteilungen habe, näm­
mehrt. Nur dort, wo politisch kein Erfolg lich eine bei der Generalpostdirektion, eine 
zu erzielen ist, dort reduziert und kürzt man bei der Generaldirektion der österreichi­
auf Kosten der Beamtenschaft. Von diesem schen Bundesbahnen und eine dritte in 
Gesichtspunkt aus versteht man, daß in den seinem Ministerium. Er habe als Vertreter 
meisten Ministerien die Pressereferate und des Verkehrsministeriums zu dieser Presse-
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besprechung einen Angehörigen seines I Herr Professor für Allgemeine Staatslehre 
Sekretariates entsandt, dem die Aufgabe der und österreichisches Verfassungsrecht, Ver­
Koordinierung der drei Presseabteil ungen waltungslehre und österreichisches Verwal­
seines Ministeriums obliege. (Abg. Doktor tungsrecht mußte sich, um eine Broschüre 
van Ton gel: Da braucht er einen vierten über Recht und Gesetz in österreich heraus­
zum Koordinieren!) Praktisch ja, weil drei i zugeben, eines Journalisten der österreichi­
anscheinend nicht ausreichen. Jetzt kommt I sehen Volkspartei, nämlich Alois Eulers be­
also der vierte, vielleicht kommt noch ein dienen. Er konnte zwar hier im Hause nicht 
Superkoordinator dazu! Es blieb also dem erklären, wer ihm Euler empfohlen hat, man 
Verkehrsminister der österreichischen hatte den Eindruck, als wäre Euler gleich 
Volkspartei vorbehalten, zu den seit langem dem Erzengel Gabriel in seinem Sekretariat 
im Bereich des Verkehrsministeriums be- erschienen und hätte sich angeboten. (Abg. 
stehenden Presseabteilungen noch zusätzlich Li b a l: Mit dem Flammenschwert!) 
einen Koordinator einzusetzen. Wie Sie 
sehen, meine Damen und Herren, dies alles 
ist im Zuge der von der ÖVP so groß ange­
kündigten Verwaltungsreform möglich. 

Weil ich aber auf dem Boden der Realität 
bleibe, bin ich überzeugt davon, daß ihm die 
Beschäftigung dieses Ö VP -J 0 urnalisten vom 
Generalsekretariat der österreichischen 
Volkspartei im Rahmen der Auftragsbeschaf­
fung für öVP-Journalisten aus Steuermit­
teln nahegelegt worden ist. 

So habe ich auch in meiner Rede vom 
19. Dezember 1967 festgestellt, daß in der 
Sektion IV des Bundeskanzleramtes vor der 
Gründung der öIG als Pressereferent Fritz 
Tront tätig war. Fritz Tront ist auch heute Ich habe schon seinerzeit ausgeführt, daß 
noch im Pressereferat der öIG beschäftigt. bei der Kompetenzaufteilung des Bundes­
Weil dieser Beainte aber weder Mitglied der ministeriums für Handel, Gewerbe und In­
österreichischen Volkspartei noch öVP- dustrie und des Bundesministeriums für 
Journalist ist, genügt das nicht. Man hatte Bauten und Technik vereinbart worden ist, 
sich nach der Gründung der öIG sofort be- I die ~ressean~elegenheiten der beiden Mini­
eilt, in das Pressereferat zusätzlich noch I sterl~n. gem.emsam .. vom Pressechef des Bun­
Herrn Dr. Schramm-Schießl, den ehemaligen desmmlsterlUms fur Handel, Gewerbe und 
Chefredakteur des "Volksblattes", einzu- I Industrie, Herrn Chefredakteur Dr. Wictora, 
stellen. zu führen. Kurze Zeit darauf anwortete mir 

. . . .. der Herr Minister Kotzina - er ist leider 
. Der Herr VerkehrsmIllIster ~ellte mIr m . niclit da _ in einer Anfragebeantwortung, 

emer Anfragebea~tw0:tung. mIt, d~ß Herr daß eine zweckmäßige Durchführung der 
D.~. ~chramm-Schleßl m kemem ~Ienstver-I Arbeiten nicht gewährleistet sei, wenn der 
h.alt~ls zum Bund steh.t - das 1st schon Pressedienst von zwei Ministerien in An­
rIc~tIg -, sondern z.~ eme~ v~m Bund .~er-I spruch genommen wird, und außerdem sei 
schledenen Rechtstrager, namh.c~ der .aIG. die zu leistende Arbeit sprunghaft ange­
Es fehl.e daher dem Herrn Mmister Jedes stiegen. Dazu möchte ich feststellen, daß 
Recht, 1m ~ahmen kon~:~ter Personalmaß- mich dieses Ansteigen bei der intensiven 
nahmen b.eI der Ö.IG tatIg zu wer.den. Er Werbetätigkeit des Herrn Bautenministers 
konnte mIr aus dIesem Grunde lllcht be- für seine Person und für die österreichische 
kanntgeben, wie hoch der Mehraufwand im Volkspartei nicht wundert. 
Pressereferat der ölG durch die Einstellung 
des Chefredakteurs Dr. Schramm-SchießI Herr Minister Kotzina führte weiter aus, 
sei. "daß er daher im Einvernehmen mit dem 

Meine Damen und Herren! Ich habe mich damaligen Handelsminister, Vizekanzler 
in der Zwischenzeit erkundigt und kann jetzt Dr. Bock, eine Teilung des Pressereferates 
feststellen, daß durch die zusätzliche Ein- vorgenommen habe, die, wie die bisherige 
stellung dieses öVP-Journalisten der öIG Praxis zeigt, sich bestens bewährt hat." 
Kosten von 12.600 S monatlich erwachsen Hie7.U darf ich bemerken: Vom Stand­
sind, die ja auch wieder mittelbar aus Staats- punkt der österreichischen Volkspartei 
geldern getragen werden. (Abg. Pet e r: sicher. Vom Standpunkt der österreichischen 
Jetzt fragen Sie einmal, wie alt der SchTamm- Steuerzahler weit weniger. 
Schiessl und der Voska ist!) Der Herr Minister teilte am 12. April 1968 

Eines der wenigen Regierungsmitglieder, mit, daß das Referat Presse des Bautenmini­
die keinen öVP-Journalisten als Presserefe- steriums mit einem Referenten und zwei 
renten haben, ist der Herr Justizminister Hilfskräften besetzt ist und daß der ge­
Dr. Klecatsky. Dies dürfte sich der Herr samte Personal- und Sachaufwand für die­
Minister aber so zu Herzen genommen ses Referat zirka 240.000 S beträgt, wobei 
haben, daß er für eine spezielle Aufgabe: er sich jedoch beeilte mitzuteilen, daß die 
einen öVP-Journalisten engagiert hat. Der I echten Mehrkosten nur die Summe von 
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80.000 S betragen, da die Besetzung des Re­
ierates durch Personalumschichtungen er­
folgte. 

Nun, meine Damen und Herren der öster­
reichischen Volkspartei, ich bin der Ansicht, 
daß das nur eine Ausrede ist. Das, um mit 
den Worten des Herrn Ministers zu spre­
chen, umgeschichtete Personal wird ja jetzt 
für Presse und Propaganda verwendet, wäh­
rend man es früher zu anderen Aufgaben 
herangezogen hatte. Diese früheren Auf­
gaben müssen jetzt andere Beamte erfüllen. 
Das heißt also, daß 'entweder andere Beamte 
mehrbelastet sind oder, Herr Staatssekretär, 
diese zwei Dienstposten hätten eingespart 
werden können. Wieder einmal eine sehr 
dankenswerte Aufgabe. 

Aber das Gegenteil ist eingetreten: das 
Pressereferat hat sich in der Zwischenzeit 
weiter vergrößert. Laut Amtskalender 1968 
ist neben dem Pressereferenten Kühne noch 
der Redakteur Peter Fuchs tätig, wenn ich 
schon großzügig bin und von dem dort ange­
führten Dr. Hödl absehe. Damit aber nicht 
genug, wurde angeblich zur Einschulung ein 
weiterer Beamter des Bundespressedienstes, 
Dr. Lisztberger, dem Pressereferat des Bau­
tenministeriums zugeteilt, sodaß die Abtei­
lung von ursprünglich einem Referenten be­
reits auf drei Referenten angewachsen ist. 
(Abg. Dr. Pittermann: Ist das die Ver­
waltungsreform?) Selbstverständlich werden 
damit aher auch mehr Hilfskräfte benötigt. 

Bis jetzt hat aber der Herr Minister 
schamhaft verschwiegen, wie hoch die Ko­
sten für das Pressereferat nunmehr sind 
(Abg. L i b a l: Auf die Antwort warte ich 
noch immer!), obwohl Sie meinem Partei­
freund Libal eine schriftliche Antwort in 
Aussicht gestellt haben. 

Ich muß daher auch den Herrn Minister 
Kotzina fragen, wo die immer wieder be­
teuerte Sparsamkeit der ÖVP-Regierung 
bleibt. Denn bei der Aufblähung der mini­
steriellen Pressestellen hat sich innerhalb 
eines Jahres der Personalstand nicht ver­
mindert, sondern sprunghaft erhöht. 

Und daß die Bezahlung dieser Presse­
referenten ein eigenes Kapitel ist und eine 
Ungleichheit gegenüber den beamteten Re­
ferenten darstellt, muß ich noch ganz be­
sonders erwähnen. Brave, verantwortungs­
volle Beamte, teils im Dienste ergraut, kön­
nen nie solche Bezüge erhalten, wie sie 
diese jungen und jüngst eingestellten Re­
dakteure bekommen. Höchstens, sie haben 
so wie im Fall Ernst Kühne als persönlicher 
Propagandist des Herrn Bautenministers 
gleich zwei Verträge. (Abg. Dr. van T 0 n­
gel: Schamloser Amtsmißbrauch ist das!) 

So hatte zum Beispiel der beamtete Presse­
referent im Bundesministerium für Finan­
zen, ein Akademiker, 40 Jahre alt, mit einer 
zirka 15jähriger Dienstzeit einen Be­
zug von 6700 S. Und der etwas jüngere ÖVP­
Journalist Kurt Bergmann, der nur vier 
Dienstjahre aufgewiesen hat, kein Akademi­
ker ist, hat 13.940 S erhalten. Das entspricht 
ungefähr dem Bezug eines Ministerialrates 
der 5. Gehaltsstufe. (Abg. Pet e r: Das ist 
eine Sauwirtschaft! - Ab.q. Dr. Pi t t e r­
man n: Das Parteibuch ist ein Wertpapier! 
- Abg. W e i k h art: Ein Skandal! - Abg. 
Pa y: Für die Bergbauförderung haben wir 
zuwenig! - Ruf bei der SPö: Ein Skandal 
erster Ordnung!) Dieser Bezug entspricht 
u'ngefähr dem Ge'halt eines Ministerial­
rates in der 5. Gehaltsstufe, also eines Aka­
demikers mit zirka 30 Dienstjahren, aber 
auch nur dann, wenn er in der Bestlaufbahn 
befördert wurde. Sie sehen also, mit welch 
unterschiedlichem Maß die Leistungen eines 
öffentlich Bediensteten, die nach Zwischen­
rufen ohnehin gut bezahlt sind, auf dem Ge­
biete des Pressewesens honoriert wurden. 

Dieser Fall ist absolut nicht alleinstehend. 
Alle aufzuzählen wäre einfach nicht mög­
lich, doch einige will und kann ich Ihnen 
nicht verschweigen. 

Der jetzige Pressechef des öVP-General­
sekretariats Peter Klaar war vorher bei Mi­
nister Hetzenauer mit einem monatlichen Be­
zug von 12.000 S eingestellt. Gleichfalls nicht 
Akademiker mit einer zweijährigen Tätig­
keit. (Abg. Dr. van Ton gel: Die schreiben 
aber dann, daß unsere Bezüge zu hoch sind!) 
Der beamtete Pressereferent des Innenmini­
steriums mit einer 20jährigen Dienst­
zeit hatte damals nur einen Bezug von 
8626 S. Und der Pressereferent des Herrn 
Ministers Schleinzer bezieht derzeit 13.600 S. 
Der im selben Ministerium tätige beamtete 
Pressereferent, 57 Jahre alt, mit einer 19jäh­
rigen Dienstzeit, 8349 S. (Abg. We i k­
ha r t: Wirklich ein Skandal!) 

Die aufgezeigte Gegenüberstellung der 
Bezüge von ÖVP-Journalisten, die als Presse­
referenten der Minister verwendet werden, 
mit den Bezügen von Beamten der Presse· 
abteilung dieser Ministerien zeigt ganz deut­
lich, um wieviel höher die ÖVP.Propaganda 
gewertet wird als objektive und sachliche 
Beamtentätigkeit. Ich darf hier feststellen, 
daß wir als Vertreter der öffentlich Bedien­
steten gegen solch eine bevorzugte partei­
politisehe Bezahlung den schärfsten Protest 
erheben! (Beifall bei der Spö.) 

Ich kann schon verstehen, daß es für Staats­
sekretär Dr. Gruber •.. (Abg. R e gen 8 b u r­
ger: Die SPö hat wahrscheinlich ihre Presse­
referenten verhungern lassen! - Abg. Dok-
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tor Pi t t e r man n: Wir haben gar keine ge-I sen Sie den Zwischenruf zurück! - A.bg. 
habt! Die mußten alle beim Bundeskanzler- W e i k ha r t: Herr Präsident! Sie sitzen da 
amt angestellt werden! Da hat keiner solche oben und wissen nicht, was Sie zu tun haben! 
Verträge machen können! Erkundigen Sie Eine schweTe Beleidigung ist das für d'ie 
sich! - Abg. Re gen sb ur ge 1': Wir sind ösieT1"eichische Beamtenschaft! Das ist une'f­
eben sozialer! - Heftiger Widerspruch beil hört! - Abg. Sekanina: Er soll sic:~ VCT­
der SPö. - Abg. Li b a l: Das ist eine Her- antworten!) Ich werde es feststellen lassen, 
ausforderung! - Rufe bei der SPö: Das ist ich werde es feststellen ... (Weitere lebhafte 
allerhand, was sich der erlaubt! Da lacht er Zwischenrufe.) 
noch! Er verhöhnt die Beamten! Provokateur! Ich unterbreche die Sitzung auf fünf Mi-
- Abg. Se k an in a: Herr Präsident! Solche nuten! 
Zwischenrufe lassen Sie zu? - Abg. Doktor 
Pi t t e r man n: Die Beamten laßt ihr hun­
gern, die Partei protektions kinder füttert ihr! 
Das werden wir euch nicht schenken! - Abg. 
W e i k h art: Ein Protektionismus sonder­
gleichen! - Ruf bei der SPö: Da lacht er 
noch! - Ruf bei der SPö: Eine Sauerei!) 

Präsident Wallner: Ich bitte, beruhigen 
Sie sich! (Abg. Peter: Herr Präsident! 
Solche Zwischenrufe lassen Sie zu? - Abg. 
Dr. Pi t te l' man n: Eine Verhöhnung der 
Be1'ufsbeamten ist das! Schämen Sie sich! -
Abg. Hab er l: Und so etwas lassen Sie zu, 
Herr Präsident? Das ist eine Provokation! -
Ruf bei der SPö: Eine Sauerei ist das! -
Ruf bei der SPö: Das lassen Sie zu, Herr 
Präsident? Eine Schweinerei! - Abg. W e i k­
ha l' t: Das ist ein unerhörter Zwischenruf! 
Unterbrechen Sie die Sitzung!) Ich kann 
Zwischenrufe nicht verhindern. (Ruf bei der 
SPÖ: Pharisäer! - Ruf bei der SPö: Den 
Stall werden wir ausmisten! - Abg. Se k a­
ni n a: Ein Skandal ist das in diesem 
Hause! - Abg. Pet er: Ein Untersuchungs­
ausschuß gehört her! - Abg. W e i k h art: 
Unerhört ist das! - Präsident Wall n e r 
gibt das Glockenzeichen.) Ich bitte um Ruhe! 
(Abg. Ha a s: Er sitzt dort und schweigt! -
Abg. W e i k h art: Die anständigen Beam­
ten kriegen weniger als Ihre Protektionskin­
der! So ein Protektionismus war noch nie 
da!) Ich habe erklärt, ich kann Zwischenrufe 
nicht verhindern! (Zwischenruf des Abg. 
Pan si. - Abg. Ha a s: Das ist eine Brüs­
kierung der Beamten! - Abg. Se k a n i n a: 
Ein Skandal ist das in diesem Haus! - Zwi­
schenruf des Abg. Dipl.-Ing. Dr. O. W e i h s. 
- Abg. W e i k h art: Das werden wir den 
Beamten deutlich sagen! - Abg. Ben y a: 
Protektionskinder! ) Ich bitte um Ruhe! (Abg. 
We i k h art: Eine Freunderlwirtschaft son­
dergleichen! Das ist unerhört! - Abg. 
M a y 1': Mäßigen Sie sich mit Ihren Aus­
drücken! Sie sind im Hohen Haus! - Ruf 
bei der SPö: Eine Schande so etwas! - Abg. 
Se k a n i n a: Sie lassen das zu, Herr Präsi­
dent! - Ruf bei der SPö: So was ist ein 
Beamter!) Ich weise jede Einmischung in die 
Verhandlungsführung zurück, es steht jedem 
... (Abg. S e k an i n a: Herr Präsident! Wei-

Die Sitzung wird um 13 Uhr 32 Minuten 
unterbrochen und um 13 Uhr 36 Minuten wie­
deraufgenommen. 

Präsident WalIner: Ich nehme die unter­
brochene Sitzung wieder auf. Am Wort ist 
der Herr Abgeordnete Robert Weisz. Ich 
erteile es ihm. (Abg. Pa y: Kollege Regens­
burger! Für die Erhöhung der Witwenpen~ 
sion habt ihr kein Geld übrig! Die Erhöhung 
der Witwenpension wird immer abgewiesen!) 
Herr Abgeordneter Weisz ist am Wort! Ich 
bitte ihn, zum Pult zu kommen! (Abg. Pa y: 
Scheinheiliger Florian! - Abg. Dr. M u s­
si 1: Es ist zum Verzweifeln: Ich bin fünf 
Minuten nicht in dem Haus, und es ist ein 
Wirbellos! - Allgemeine Heiterkeit. - Abg. 
W e i k h art: Da bedanken Sie sich aber bei 
Ihren Leuten! - Abg. Pet er: Mussil müßte 
man heißen!) Ich bitte um Ruhe! (Weitere 
Zwischenrufe.) Ich bitte um Ruhe, damit der 
Redner mit seiner Rede beginnen kann. 

Abgeordneter Robert Weisz (f01'tsetzend): 
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich werde 
nach dieser Unterbrechung in meinem Vor­
trag fortfahren. Ich möchte nur den letzten 
Satz nochmals zur Klarstellung wieder­
holen. 

Der Pressereferent des Herrn Ministers 
Schleinzer hat einen Bezug von 13.600 S, der 
im selben Ministerium tätige beamtete Pres~ 
sereferent, 57 Jahre alt, 19jährige Dienst­
zeit, hat 8349 S. (Abg. Li b a l: Aber eine 
"sozial eH Volkspartei ist das!) Der eine ist 
Akademiker, der andere kann diesen N ach­
weis nicht erbringen. (Zwischenruf des Abg. 
o f e nb ö c k.) 

Die aufgezeigte Gegenüberstellung der 
Bezüge von öVP-Journalisten, die als Presse­
referenten der Minister verwendet werden, 
mit jenen Bezügen von Beamten der Presse­
abteilung dieser Ministerien zeigt ganz 
deutlich, um wieviel höher die öVP-Propa­
ganda gewertet wird als sachliche, objek­
tive Beamtentätigkeit. (Abg. He in z: Das 
ist die "Sckmutzzulage"! - Zwischenrufe bei 
der SPö: Jawohl, die "Schmutzzulage"! -
Abg. Pa y: Die "SchmutzzulageH von 5000 
oder 6000 S im Monat!) 

766 

128. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 99 von 122

www.parlament.gv.at



11030 Nationalrat XI. GP. - 128. Sitzung - 20. Dezember 1968 

Rohert Weisz 
Ich kann schon verstehen, daß es für den 

Herrn Staatssekretär Dr. Gruber sehr 
schwer ist. Hier findet er als Einsparer ein 
sehr schwieriges Betätigungsfeld. 

Weil es aber so nicht weitergehen soll 
und darf, daß ständig am falschen Platz 
gespart wird, wogegen in ,eigener Sache der 
Minister das Geld nur so hinauswirft, wende 
ich mich an Sie, Herr Staatssekretär Dok­
tor Gruber: Es erging doch die Aufforde­
rung, Vorschläge zur Verwaltungs reform zu 
unterbreiten. (Abg. 0 fe n b ö c k: Wieviel 
Geld kriegen die Pressereferenten bei dm' 
SPlJ? - Abg. Li b a l: Das geht Sie einen 
Schmarrn an! - Abg. W e i k h art: Ist das 
noch immer nicht genug? Wollt ihr weiter 
provozieren? - Weitere heftige Zwischen­
rufe bei der SPö. - Abg. Se k an in a: Ein 
Skandal! Ihr Demagogen, ihr!) 

Präsident Wallner (das Glockenzeichen 
gebend): Ich bitte, jetzt solche Zwischen­
rufe zu unterlassen. (Zwischenrufe.) Ich 
bitte, den Redner nicht zu unterbrechen. 
(Tumultartige Zwischenrufe bei ÖVP und 
SPö. - Abg. We i k h art: Offene Desavou­
ierung der Beamtenschaft österreichs!) 

Ich bitte, doch vernünftig zu sein. Es kann 
jeder hier seine Meinung sagen und sich 
zum Wort melden. Ich werde sonst unter­
brechen, weil ich die Verhandlung nicht 
richtig führen kann, wenn ein solcher Lärm 
ist. (Weitere andauernde Zwischenrufe bei 
ÖVP und SPö. - Abg. Li baI: Das ist 
Diebstahl an den Steuergeldern! - Ruf bei 
der SPÖ: Das ist Diebstahl am österreichi­
sehen Volk! - Präsident Wall ne r gibt das 
Glockenzeichen. ) 

Abgeordneter Robert Weisz (fortsetzend): 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
(Erneute heftige Zwischenrufe. - Abg. S e­
k an i n a: Dem Altenburger kommt das 
Lächeln! -Abg. S t ein i n ger: EineFrech­
heit, so etwas! Der W ithalm - da rührt sich 
der nicht!) 

Präsident Wallner: Ich bitte, doch den 
Redner nicht fortwährend zu unterbrechen! 

Abgeordneter Robert Weisz (fortsetzend): 
Ich wende mich an Sie, Herr Staatssekretär 
Dr. Gruber. Es erging doch die Aufforderung, 
Vorschläge zur Verwaltungsreform zu unter­
breiten. Es wurden, wie wir hier im Hohen 
Haus hören konnten, für solche Vorschläge 
Prämien ausgesetzt und sogar auch schon 
in drei Fällen ausbezahlt. Ich will Sie daher 
kräftig unterstützen ... (Zwischenruf des 
Abg. Fa c h leu t n e r. -Abg. E be r h ar d: 
Korruptionisten! - Abg. Se k an i n a: Gebt 
euch ja nicht 80 stark!) 

Präsident Wallner: Ich bitte Sie doch, den 
Redner, dem das Wort erteilt ist, auch spre-

ehen zu lassen. (Abg. Li b a l: Er soll nicht 
provozieren! - Abg. Alt e n bur ger: Hal­
tet bei euch einmal Ordnung da drüben! -
Abg. Se k a ni n a: Sie haben es not'wendig, 
"halt's Ma1tl" zu sagen! - Abg. Alt e nb u r­
ger: Das habe ich nicht gesagt!) Bitte, Herr 
Weisz, mit den Ausführungen fortzufahren. 
(Abg. Ha r t l: Putzt euch die Ohrwaschln 
aus! - Weitere Zwischenrufe bei der Spö. 
- Abg. Ha r t l: Die hören ja schlecht!) 

Ich bitte jetzt um Ruhe und darum, alle 
Zwischenrufe möglichst zu unterlassen. Wir 
können ja die Verhandlungen nicht weiter­
führen. 

Abgeordneter Robert Weisz (fortsetzend): 
Ich glaube, ich kann jetzt feststellen, was 
ich schon in meinen Anfangsworten gesagt 
habe: Wenn man austeilt, soll man auch ein­
stecken. Ich habe jetzt den Herrn Abgeord­
neten Hart! mit seinem Zwischenruf gehört, 
man soll sich die Ohrwaschln ausputzen. 
Das ist ein Ton, der in diesem Hause hier 
eigentlich nicht die geeignete Umgangs­
sprache ist. (Beifall bei der SPlJ.) Vielleicht 
ist das der Ton, den Hart! noch aus der Zeit 
gewöhnt ist, als die Arbeiter mit dem Gummi­
knüppel von ihm geschlagen wurden. (Neuer­
licher Beifall bei der SPö. - Abg. Ha r t l: 
Das ist eine Frechheit, was Sie da sagen! -
Abg. Se k an i n a: Beweisen Sie das Gegen­
teil, Hartl! Abe?' wahr ist es! - E'fneute 
tumultartige Zwischenrufe.) 

Präsident Wallner: Ich muß die Sitzung 
unterbrechen, wenn es so weitergeht. 

Präsident (kurz den Vorsitz übernehmend 
und das Glockenzeichen gebend) : Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Ich bitte, sich 
etwas zu beruhigen. Die Diskussion verläßt 
bereits jenen Rahmen, der dem Hause wür­
dig ist. Ich bitte, jetzt nicht gegenseitig 
nach Schuldigen zu suchen, sondern Ruhe 
zu bewahren. Am Wort ist der Redner! (Prä­
sident Wall n e r übernimmt wieder den Vor­
sitz.) 

Abgeordneter Robert Weisz (fortsetzend): 
Ich wende mich daher an Sie, Herr Staats­
sekretär Dr. Gruber. Es erging die Auffor­
derung an die Beamten, Vorschläge zur Ver­
waltungsreform zu unterbreiten. Es wurden, 
wie wir hier im Hohen Haus auch durch den 
Herrn Bundeskanzler hören konnten, für 
solche Vorschläge Prämien ausgesetzt, und 
es sind in drei Fällen auch Prämien zur 
Auszahlung gekommen. Ich will Sie aber 
hier kräftig unterstützen und Ihnen den 
Vorschlag machen, diese öVP-Presse­
referenten im Zuge der Verwaltungsreform 
einzusparen. Sie werden sich dadurch Hun­
derttausende Schilling jährlich sparen kön­
nen. Was meine Person betrifft, versichere 
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Robert Weisz 
ich Ihnen, daß ich, wenn mein Vorschlag an- seratenaktion in Wochen-, Monats- und Vier­
genommen wird, auf die Prämie zugunsten teljahresblättern auf 223.732 S. 
der Opfer verzichte. (Beifall bei der SPö.) 

Und nun habe ich noch eine Frage an den 
Herrn Bundeskanzler. Ich würde sehr gerne 
wissen, ob man sich in der Bundesregierung 
bereits über die Zeitdauer und über die mit 
den Arbeiten verbundenen zusätzlichen Kosten, 
die durch die Einstellung der Pressereferen­
ten entstanden sind, ein Bild gemacht hat. Ist 
es doch gerade sein Ausspruch, daß es zu den 
Grundsätzen einer Rationalisierung der Ver­
waltung gehört, daß man sich von der Zeit­
dauer und den mit den Arbeiten verbundenen 
Kosten ein Bild macht. 

Zu der vorherigen Unterbrechung darf ich 
auch noch einen Satz sagen. Ich bedaure, daß 
der Zwischenrufer ein öffentlich Bedienste­
ter war. Ich halte es für eine Geschmack­
losigkeit sondergleichen. Ich möchte hier 
sagen, wir werden diese Fakten zum Anlaß 
einer ganz eingehenden Prüfung machen und 
hoffen, daß das Hohe Haus einer solchen 
Prüfung und Überprüfung seine Zustimmung 
geben wird. (Beifall bei der SPö.) 

Aber nicht nur auf dem Gebiet der Presse­
referenten wird beim Propagandaaufwand 
dieser Bundesregierung jedes Maßhalten und 
Sparen über Bord geworfen. Wenn es sich 
um Bereitstellung von Mitteln zur Informa­
tion und Propaganda handelt, um die Schwä­
chen und Fehler dieser öVP-Regierung zu 
verdecken, dann ist ihren Mitgliedern nichts 
zu teuer. 

Herr Bundesminister Dr. Kotzina hat für 
Anzeigen in Illustrierten, bei welchen seine 
Person herausgestellt wurde, 344.611 S aus­
gegeben und darüber hinaus für einen Fern­
sehfilm zu demselben Zweck 211.000 S. Für 
einen Bildband über den Bau der Westauto­
bahn als Erinnerungsgeschenk in einer 
Auflage von 5000 Exemplaren wurden 
395.000 S bezahlt. 

Frau Minister Rehor zeichnet für ein Pla­
kat verantwortlich, in welchem die österrei­
chische Bevölkerung mit dem selbstverständ­
lichen und nichtssagenden Wortlaut "Die 
Pensionen unserer Alten, die Ausbildung des 
Nachwuchses - eine Leistung aller steuer­
zahlenden österreicher" informiert wird. Die 
Kosten für diese Werbung betrugen 
743.000 S. Ein Plakat der Frau Minister mit 
der Mitteilung "Weiterbildung und Umschu­
lung sichert Arbeit unq Fortschritt" kostete 
dem österreichischen Steuerzahler 295.692 S. 

Die Kosten der Information, daß die Er­
höhung der Pensionen in der Zeit der öVP­
Alleinregierung von 1966 bis 1968 23 Prozent 
betrug, beliefen sich bei einer Plakataktion 
auf 303.774 S, und zusätzlich bei einer In-

Herr Bundesminister Dr. Prader hat, wie 
ja auch hinlänglich bekannt ist, versucht, 
den öAAB Niederösterreich aus den Mitteln 
seines Budgets zu sanieren, und hat aus 
Steuermitteln die öVP-Baugenossenschaft 
"Alpenland" unter sehr dubiosen Umständen 
unterstützen wollen. 

Und wie der Herr Unterrichtsminister 
bei seinen Subventionen öVP-Politik be­
treibt und die ÖVP und ihr nahestehende 
Organisationen unterstützt und bevorzugt, 
wurde in diesem Hohen Haus schon oft er­
örtert, sodaß ich keine weiteren Einzelheiten 
mehr anführen muß. 

Aber sogar der Herr Außenminister hat 
bei den geringen Beträgen, die ihm für Sub­
ventionen zur Verfügung stehen, eindeutig 
Gruppen der österreichischen Volkspartei 
bevorzugt. 

Dies sind nur einige Beispiele, wie die 
österreichische Volkspartei die ihr anver­
trauten Steuergelder nach parteipolitischen 
Gesichtspunkten verwendet, anstatt sich zu 
bemühen, das drohende Defizit zu verklei­
nern. 

Auch der Herr Bundeskanzler hat sich bei 
der Ausgabe hoher Geldbeträge für Propa­
ganda hervorgetan. So wurden von der Bun­
desregierung beziehungsweise vom Bundes­
pressedienst bis jetzt vier Nummern der 
Propagandaschrift und Postwurfsendung 
"für alle" herausgegeben. 

In der ersten' Nummer dieser Zeitschrift 
findet man Polemiken gegen die Opposition, 
gegen den Gewerkschaftsbund sowie ein Bild 
und Feststellungen des Finanzministers 
Dr. Schmitz zur Budgetpolitik, obwohl bei 
der Versendung dieser Zeitschrift der Fi­
nanzminister bereits Dr. Koren hieß. 

Die Nr. 2 brachte, wie der Herr Bundes­
kanzler selbst sagte, als Blickfang ein gro­
ßes Titelbild von Bundeskanzler Dr. Klaus 
und dem neu bestellten Vizekanzler Dr. Wit­
halm. So "aufschlußreich" wie dieses Titel­
bild war auch der Inhalt dieser Zeitung. Es 
wurde der österreichischen Bevölkerung 
nämlich auch mitgeteilt, daß 87 Prozent der 
Weltbevölkerung schlechter leben als der 
österreicher. 

Die nächste Nummer war die sogenannte 
Wohnbaufibel, in welcher versucht wurde, 
dem österreichischen Wähler das Wohnbau­
förderungsgesetz 1968 schmackhaft zu 
machen. 

Und in der letzten Ausgabe dieser Propa­
gandaschrift lobt sich die Regierung für 
ihre Haltung während der Tschechenkrise. 
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Rohel't Weisz 
Die Herausgabe dieser Zeitschrift, für die Wenn man im Zentralbesoldungsamt 

in erster Linie Herr Bundeskanzler Doktor manche Amtsräume betritt, passiert es sehr 
Klaus verantwortlich ist, kostete dem öster- oft, daß man die Klinke in der Hand hat, 
reichischen Steuerzahler bisher nicht weni- so daß man gezwungen ist, sie wieder in den 
ger als 3,806.852 S. Halter zurückzustecken. Diese und andere 

Sie alle erinnern sich noch an die Mit- Abenteuer kann man bei dem baulichen Zu­
teilung des Herrn Bundeskanzlers, daß für stand des Zentralbesoldungsamtes erleben, 
einen Film mit dem Titel "Das ist öster- wenn man dort zu tun hat. 
reich" 360.000 S bereitgestellt wurden. Doch Unter den schlechtesten Arbeitsbedingun­
schon ein halbes Jahr nachher zeigte er sich gen müssen die Beamten des Finanzamtes 
bei zweimaliger Anfrage über das Vorhan- Tulln arbeiten. Vielleicht können Sie sich 
densein des Films nicht informiert und ver- das Finanzamt Tulln einmal ansehen, Herr 
wies auf einen anderen Titel, nämlich Finanzminister. Die Büros sind in vier ver­
"Neues aus österreich". Dieser Film hat da- schiedenen Gebäuden untergebracht, und 
mals allerdings schon 450.000 S gekostet. dort müssen die Beamten ihre Arbeit ver-

. . h h . richten. 
HIer kann man ganz deutlIc se en, WIe I • • • 

"sorgfältig" mit dem Steuerschilling des .Aber mcht nur I? de~ DIens.tstell~n der 
österreichischen Bürgers umgegangen wird. FInanzve~wa.ltung. smd dIe ArbeItsbedI~gun­
Millionen werden ausgegeben für Propa- gen unwurdig. WIr haben. dasselbe be~ ~er 
gandazwecke der österreichischen Volkspar- Postverwaltun~. Ich v.erw~lse nur auf eInIge 
tei und für die Popularisierung ihrer Minister. gan~. krass~ Fa~le, WIe dIe g.roßen Abgab~­
Hier sieht man nichts von Sparsamkeit. Die ppostamter In WIen 13 un? WI~n 18 .. oder ?le 
Parolen, sich den Gürtel enger zu schnallen, ost- ~nd .,!elegr~phendirektlOn fu~ WIen 
sind immer nur an die österreichische Be- und NIederosterreich. Oder gehen SIe doch 
völkerung gerichtet. Es wird auch an das ein~al. i:n da~ Fremdenpoliz:ilic,?e Büro der 
Verständnis der Gewerkschaften appelliert, PohzeIdIrektI~n und sehen. SIe sIch an, unter 
wenn es um Belastungen der Arbeitnehmer ~elchen Bedmgungen ~Ie Beamten dort 
oder um Einsparungsmaßnahmen beim Ihren anstrengenden DIenst zu versehen 
öffentlichen Dienst geht. haben. 

Beim Sparen beginnt man entweder dort, 
wo es fast lächerlich wirkt - so wurde der 
Aufwand für Reinigungsmittel der Hausar­
beiter und Bedienerinnen in den meisten 
Ressorts gekürzt - oder wo es für H un­
derte oder Tausende Bedienstete Erschwer­
nis bei Ausübung ihres Dienstes und ihrer 
Tätigkeit bringt. So erfuhr man zum Bei­
spiel in der Budgetdebatte, daß der Aufwand 
für Amtseinrichtungen einer 20prozentigen 
Kürzung unterliegt. 

Hier, meine Damen und Herren, hat man 
nicht das Geld, öffentlich Bediensteten men­
schenwürdige Amtsräume zu geben. Der Zu­
stand mancher Amtsräume ist derart, daß 
wahrscheinlich, wenn es sich um einen Pri­
vatbetrieb handeln würde, Sofortmaßnah­
men des Arbeitsinspektorates unausbleiblich 
wären und der Betrieb gesperrt werden 
würde. Ich kann Ihnen hier einige Kost­
proben liefern: 

Das Finanzamt für den 8., 16. und 17. Be­
zirk in der J osefstädter Straße liegt im Hin­
terhof, und man kann nur über enge Wen­
deltreppen in die unzureichenden Arbeits­
räume gelangen. 

Das Finanzamt für Wien und Umgebung 
in der Nußdorfer Straße ist seit vielen Jah­

Ich bin nämlich der Meinung: Wenn die 
Bundesregierung die Millionenbeträge, die 
sie zur Aufmöbelung ihres Image aufbringt, 
zur Behebung dieser von mir aufgezählten 
Übel und Mißstände verwenden würde, wäre 
sowohl der österreichischen Bevölkerung als 
auch der österreichischen Beamtenschaft ein 
weit besserer Dienst erwiesen. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Ich stelle abschließend noch einmal fest, 
daß die Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes jederzeit dazu bereit sind, ernst 
und verantwortungsvoll an einer wirklichen 
Verwaltungsreform mitzuwirken. Es muß 
aber unbedingt auch die Partnerin - die 
österreichische Bundesregierung den 
ernsten Willen zeigen, diese Einsparung 
nicht auf dem Rücken der öffentlich Bedien­
steten auszutragen. Auf die verwaltungs­
fremden Maßnahmen, die ausschließlich Auf­
gabe einer politischen Partei und nicht der 
öffentlichen Verwaltung sind, ist zu verzich­
ten, damit nicht Millionen von Steuergeldern 
der österreichischen Bevölkerung zweckwid­
rig verwendet werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident WaHner: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Bundesminister Dr. Koren. Ich 
erteile es ihm. 

ren in einem ehemaligen fragwürdigen Bundesminister für Finanzen Dr. Koren: 
Hotel, wo man nur über offene Gänge in die I Herr Präsident! Hohes Haus! Ich kann die 
Amtsräume gelangt, untergebracht. Erregung durchaus verstehen, die sich im 
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Bundesminister Dr. Koren 
Verlaufe dieser Debatte gezeigt hat, weil 
eine Gegenüberstellung in der Form, wie sie 
hier zwischen Beamtenbezügen und Werk­
verträgen angestellt wurde, geradezu auf­
reizend aussieht. Ich muß allerdings darauf 
hinweisen, daß man den Vergleich in dieser 
Form nicht machen kann, weil Gehälter und 
Werkverträge ihrer Natur nach verschiedene 
Dinge sind. 

Ich muß Sie bitten, folgendes als Unter­
schiede zwischen einem Werkvertrag und 
den genannten Beamtengehältern ... (Abg. 
R. W eis z: Kein Werkvertrag nach Doktor 
Gschnitzer! ) Es sind Werkverträge, Herr 
Abgeordneter. (Abg. R. W eis z: Dann 
lesen Sie Dr. Gschnitzer!) Darf ich folgendes 
dazu sagen, Herr Abgeordneter: Die Werk­
verträge sind in Jahresbeträgen festgesetzt. 
Sie wurden zu dem Zweck ihres Vergleiches 
durch 12 dividiert. Beamtengehälter gibt es 

, 14mal im Jahr. 

Weiters unterliegen diese Werkverträge 
der Umsatzsteuer, was eine weitere Vermin­
derung des Nettobetrages bedeutet. 

Die Inhaber der Werkverträge sind selbst­
verständlich weder sozialversichert noch 
pensionsversichert, sondern müssen diese 
Aufwendungen aus dem Entgelt des Werk­
vertrages leisten. (Abg. Pan s i: Dann sind 
diese Leute aber auch nicht vollbeschäftigt! 
Dann haben sie ein anderes Dienstverhältnis!) 
Nein, der Werkvertrag ist nur eine 
andere Art des Leistungsvertrages. (Abg. 
R. W eis z: Er hat ganz andere Abschrei­
bungsmöglichkeiten, wenn er ein Freischaffen­
der ist! Das wissen Sie ganz genau! ) Herr 
Abgeordneter, bitte, ich will nur ... ( Abg. 
Pan si: Dann stellt er ja nicht die ganze 
Arbeitskraft zur Verfügung! - Anhaltende 
Zwischenrufe bei der SPö.) Herr Abgeord­
neter! (Anhaltende Zwischenrufe.) 

Ich schätze Sie viel zu hoch, als daß Sie Ihren 
Namen für so etwas hergeben!) Das müßten 
Sie mir vorher erklären, Herr Abgeordneter! 

Ich darf noch einmal sagen: Wenn Sie 
diese Unterschiede zwischen einem Ange­
stelltenverhältnis und einem Werkvertrag 
berücksichtigen, dann entsprechen - ver­
gleichbaren Beamtengehältern gegenüberge­
stellt - die Bezüge der Werkvertragsinhaber 
einem höheren Beamtengehalt der Gruppe B 
oder einem niedrigeren der Gruppe A. (Abg. 
R. We i s z: So einen Gehalt gibt es in der 
ganzen Verwendungs gruppe B nicht! Das 
wissen Sie genau! - Weitere Zwischenrufe 
bei der SPÖ.) Ich habe gerade gesagt, Herr 
Abgeordneter ... (Anhaltende Zwischenrufe 
bei der SPö.) Herr Abgeordneter! Wir kön­
nen gerne nachher die Dinge durchrechnen. 
Ich habe sie hier durchgerechnet. ( Abg. 
R. W eis z: Der Minister kann doch nicht 
von einem Beamtengehalt der Gruppe B reden, 
den es überhaupt nicht gibt!) Er muß das 
Schema auch kennen!) Herr Abgeordneter! 
Natürlich kenne ich das Schema. (Abg. 
R. W eis z: Einen Pressereferenten mit einem 
B-Beamten vergleichen! So einen Bezug gibt 
es in der ganzen Verwendungs gruppe B 
nicht! - Weitere Zwischenrufe bei der SP(J.) 

Präsident Wallner: Ich bitte, es kann sich 
jeder zum Wort melden. 

Bundesminister Dr. Koren (fortsetzend): 
Gerade einen nützlichen Vergleich wollte ich 
ermöglichen. Sie haben die Jahresbeträge 
durch 12 dividiert und haben sie Beamten­
gehältern gegenübergestellt, und ich habe 
Ihnen nur vor Augen geführt, welche zu­
sätzlichen Dinge dabei berücksichtigt wer­
den müssen. (Abg. J u n g wir t h: Wie ist 
denn die Arbeitszeit?) Wenn man das tut, 
wenn man also auf Jahresbeträge abstellt 
oder auf Monatsbeträge, dann ergibt dieser 

Präsident Wanner (das Glockenzeichen Vergleich eine andere Ausgangsbasis. (Abg. 
gebend): Ich bitte Sie, den Herrn Minister K 0 ni r: Das mit den 12 Monatsbezügen 
nicht zu unterbrechen! I sti1nmt ja auch nicht! - Weitere Zwischen-

Bundesminister Dr. Koren (fortsetzend): rufe bei der SPÖ. - Präsident Wall ne r 
Herr Abgeordneter! Ich will wirklich nur gibt das Glockenzeichen.) 
dazu beitragen, daß Sie Vergleichbares Ver- Mehr, meine sehr verehrten Damen und 
gleichbarem gegenüberstellen. Deshalb habe Herren, wollte ich nicht sagen. Ich bin gern 
ich Ihnen hier nun die Unterschiede darge- bereit, Herr Abgeordneter, Ihnen dann die 
legt. Wenn Sie diese Dinge berücksichti- Rechnung vorzulegen. (Beifall bei der ÖVP. 
gen ... (Abg. J u n g wir t h: Geben Sie doch - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 
Ihren Namen nicht für so etwas her!) Das 
hat nichts ... (Abg. E b er h a r d: Was müs­
sen sich denn Ihre Beamten denken, Herr 
Professor?) Herr Abgeordneter! Ich erkläre 
Ihnen nur den Unterschied zwischen der 
Jahresberechnung in einem Werkvertrag und 
,einem Anstellungsverhältnis. Ich habe nicht 
das Gefühl, mich dadurch in irgendeiner 
Form zu diskreditieren. (Abg. Se k an i n a: 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Abgeordnete Stohs. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Stohs (öVP): Herr Präsi­
dent! Sehr geehrtes Haus! Mein Vorredner, 
Kollege Weisz, hat unter anderem zum 
Dienstpostenplan für 1969 gesprochen. Er 
hat sich aber zum großen Teil nur mit einer 

767 
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Stohs 
ganz kleinen Gruppe befaßt, nämlich mit den Ich möchte hier in meiner Eigenschaft als 
Pressereferenten, die bei den Ministerien Gewerkschafter alle unsere Minister bitten, 
eingestellt sind. (Abg. Herta W in k l e r: in Hinkunft zu versuchen, doch aus dem 
überflüssige! ) Kreis der Beamten und Angestellten auch 

Gestatten Sie mir, daß ich dazu in meiner de Pressereferenten zu bestellen. (Weitere 
Eigenschaft als christlicher Gewerkschafter' heftige Zwischenrufe bei der SPlJ.) Wenn 
und als Mitglied des Verhandlungsausschus- Sie dafür kein Verständnis haben, tun Sie 
ses der vier Gewerkschaften des öffentlichen mir herzlich leid. 
Dienstes auch meine persönliche Meinung Es ist auch zum Ausdruck gekommen -
abgebe. Kollege Weisz sagt auch, die Werk-. de=:o Herr Finanzminister hat es ja bereits 
verträge, die verschiedene Pressereferenten unterstrichen -, daß zwischen der Besol­
haben - ich möchte feststellen, daß das dung, wie sie eben bei Journalisten 
nicht in allen Ministerien der Fall ist; es in der Privatwirtschaft üblich ist, und der 
gibt auch Ministerien, in denen keine Werk- Besoldung, wie sie heute trotz der Verbesse­
verträge bestehen, so zum Beispiel das rungen im öffentlichen Dienst besteht, doch 
Unterrichtsministerium -, bringen wesent- ein gewaltiger Unterschied besteht. Das 
lieh höhere Bezüge, als es die Bezüge der unterstreicht auch das, was wir immer wie­
beamteten Pressereferenten sind. Der Herr der vertreten: nach und nach die Bezüge der 
Bundesminister für Finanzen Dr. Koren hat öffentlich Bediensteten zu verbessern. 
soeben versucht, uns hiefür eine ent-; Wenn Herr Kollege Weisz heute in seinen 
sprechende Erklärung zu geben. i Ausführungen erklärt hat, daß die Forde-

Ich möchte nur feststellen, daß wir als rungen, die an das Parlament bezüglich der 
öffentlich Bedienstete selbstverständlich Ver- Besoldung der öffentlich Bediensteten ge­
ständnis haben müssen, wenn solche Presse- stellt wurden, immer gemeinsame Forderun­
referenten eingestellt werden, sofern keine gen waren, so möchte ich das unterstreichen 
geeigneten Beamten oder Vertrags be dienste- und anerkennen, daß er das heute zugegeben 
ten zur Verfügung stehen. (Lebhafte Zwi- hat. Ich möchte ihn aber auch bitten, genau­
schenrufe bei der SPÖ. - Abg. Hab er l: so zu behaupten, daß es auch ein gemein­
Was heißt "keine geeiqneten Beamten"? - samer Erfolg ist und nicht nur ein Erfolg 
Abg. W e i k h art: Wieder eine Desavou- der sozialistischen Gewerkschafter. (Beifall 
ierung der Beamtenschaft! - Abg. Pa y: bei der lJVP. - Abg. R. W eis z: Ein Erfolg 
Keine geeigneten Lügner sind sie!) Lassen der Gewerkschaft und nicht der Bundesregie­
Sie mich doch ausreden! Sofern aber in den, rupg!) 
Ministerien ~eamt~ un~ Vertragsbedienstete . Gestatten Sie nun, daß ich mich jetzt 
vorhanden smd, dIe dIeser Aufgabe genau- wirklich dem Thema Dienstpostenplan zu­
sogut gerecht werden können, trete ich dafür wende. Bei den Verhandlungen der vier Ge­
ein 0 o. (Ständige heftige Zwischenrufe bei werkschaften des öffentlichen Dienstes mit 
der SPlJ.) Ich trete dafür ein, daß in erster i den Vertretern der Bundesregierung im Juli 
Linie Beamte und Angestellte dafür verwen- ' 1967 gab der Verhandlungsausschuß die Zu­
det werden. (Anhaltende Zwischenrufe.) I stimmung zur Pers~nalei~~par~ng, damit die 

Präsident WaHner (das Glockenzeichen entsprechen?en. MIttel fur dIe ~ezugsve:­
gebend): Es kann sich jeder wieder zu Wort besse:ung mit embezogen werden konnen. DIe 
melden! Wo kommen wir denn hin? (Abg. EntWIcklung des Perso,:alstande~ uns~rer B~n­
W e i k h art: Das ist doch wieder eine Des- desverwaltung soll emmal hIer offenthch 
avouierung unserer Beamten! _ Weitere bekanntgegeben werden. Es ist anerkennens­
heftige Zwischenrufe bei der SPlJ.) wert, wenn wir feststellen können, daß der 

Abgeordneter Stohs (fortsetzend): Das 
Benehmen hier ist dieses Hauses unwürdig, 
wie es der Herr Präsident festgestellt hat! 
(Beifall bei der ÖVP. - Weitere heftige 
Zwischenrufe bei der Spö.) 

Wenn Sie eine solche Erklärung nicht zur 
Kenntnis nehmen, tun Sie mir herzlich leid. 
(Abg. Se k an in a: Sie haben erklärt: Es 
gibt keine geeigneten Beamten!) Ich glaube, 
daß in jedem Privatbetrieb, wo immer, jeder 
versucht, aus den Reihen seiner Bediensteten 
die Leute für den entsprechenden Posten zu 
bekommen. Hat er die nicht, so sucht er 
eben einen anderen. (Beifall bei der öVP.) 

Dienstpostenplan für 1969 der erste seit 
23 Jahren ist, der eine spürbare Senkung 
des Personalstandes aufweist. 

Im Jahre 1938 gab es bei der Bundesver­
waltung 202.018 Bedienstete, im Jahre 1947 
waren es 226.022, also um 24.004 mehr als 
im Jahre 1938, als unsere Republik gewalt­
sam aufhörte zu existieren. Im Jahre 1967 
hatten wir 278.435 Dienstposten, also um 
52.413 mehr innerhalb von zwanzig Jahren. 
Wir geben zu, daß die Aufgaben im öffent­
lichen Dienst, im Bundesdienst, immer 
größer und vor allem immer komplizierter 
geworden sind und daß dadurch eine Aus­
weitung eine gewisse Berechtigung hat. Aber 
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StOM 
ich glaube, daß auch einmal ein Höhepunkt I desdienst als Beispiel anführen. Ich glaube, 
erreicht werden muß, und das dürfte jetzt daß das berechtigt ist, festgestellt zu wer-
der Fall gewesen sein. den. 

Sehr geehrtes Haus! Die Bevölkerung ist 
oft entsetzt und bedenkt nicht, wie sich die- Aus dem Finanzbericht ersehen wir, daß 
ser Personalstand zusammensetzt. Gestatten wir beim Bund einen Personalaufwand von 
Sie mir, daß ich ganz kurz darauf hinweise. 36 Prozent haben. Die Bundeshauptstadt 

Wien als zweitgrößte Gebietskörperschaft 
143.209 Bedienstete sind in Bundes- und hat einen Personalaufwand von 32,2 Prozent. 

Monupolbetrieben beschäftigt; also 52,29 Die übrigen Bundesländer haben einen 
Prozent, die nicht für die Verwaltung zur durchschnittlichen Personalaufwand von 
Verfügung stehen, sondern in den Betrieben 28 Prozent. Im kleinsten Bundesland, Vor­
arbeiten. 14,19 Prozent sind in der Bun- arlberg, beträgt der Personalaufwand 16,8 
desverwaltung tätig, nämlich insgesamt Prozent, obwohl gerade in unserem Bundes-
38.883 Bedienstete. Wir haben 11,92 Prozent, land die Bezüge der Landesbediensteten kei­
nämlich 32.667 Bedienstete, im Unterrichts- nesfalls niedriger sind als die der Bundes­
we,en, für Kultur und Forschung, jedoch bediensteten oder der übrigen Landesbe­
ohne die Landeslehrer, für deren Besoldung diensteten. 
aber ebenfalls der Bund aufzukommen hat. 
10,15 Prozent Bedienstete sind in unserem 
Sicherheitswesen tätig, das sind 27.787. Es 
sind 21.191 Bedienstete oder 7,74 Prozent in 
dc" Landesverteidigung beschäftigt und 
9040 Bedienstete oder 3,3 Prozent bei den 
Gerichten und im gerichtlichen Strafvollzug. 
Schließlich haben wir 1123 Bedienstete oder 
0,41 i'l'C'zent im Dienst für Auswärtige Ange­
legenheiten. 

S·; also setzt sich die Gesamtzahl der 
öffentlich Bediensteten beim Bund zusam­
men. Der Beschäftigtenstand im öffentlichen 
Dienst liegt zugegebenermaßen über dem 
europäischen Durchschnitt, aber die Besol­
dung ist trotz der letzten großen Gehalts­
regelung noch immer unter dem europal­
sehen Durchschnitt. Es ist, glaube ich, eine 
erfreuliche Feststellung, daß die Senkung 
des Personalstandes gleichzeitig die Erhö­
hung der Bezüge der im öffentlichen Dienst 
Verbliebenen zustande kommen ließ. Der 
Weg, der hier beschritten wurde, muß sinn­
voll fortgesetzt werden. Wenn der Dienst­
postenplan 1969 273.900 Dienstposten ent­
hält, somit um 3915 weniger als im vergan­
genen Jahr, das sind 1,43 Prozent, und um 
4535 weniger als im Jahre 1967, so sehen 
wir, daß eine solche Reduzierung doch 
Früchte trägt. Anerkennenswert ist auch, 
daß die Reduzierung des Personalstandes 
ohne jede Härte gegen die Bediensteten er­
folgt ist und sich, wie schon erwähnt, zu­
gunsten der Bediensteten ausgewirkt hat. 
Sicherlich gibt es noch Möglichkeiten, in 
Verbindung mit der Verwaltungsreform wei­
tere Personaleinsparungen durchzuführen. 

Sehr gerne wird bei solchen Vergleichen 
immer die sparsame Schweiz herangezogen. 
Wir könnten dort sicherlich, was Sparsam­
keit im öffentlichen Dienst betrifft, vieles 
lernen. Ich möchte aber einmal unbeschei­
den sein und nicht über die Grenzen schauen, 
sondern unseren eigenen Vorarlberger Lan-

Sicherlich ist die Leistung dieser weni­
gen Bediensteten sehr groß, aber ich glaube, 
es wäre empfehlenswert, hier einmal eine 
Prüfung zu vollziehen, ob es nicht möglich 
wäre, daß einmal der große Bruder Staat 
von dem kleinen Bruder etwas abschaut und 
ebenfalls eine solche sparsame Verwaltung 
tätigt. Es würde sich herausstellen, daß es 
bei uns verschiedene Dinge gibt, die bei 
Bundesdienststellen in Wien nicht bekannt 
sind. Bei uns gibt es bei keiner Dienststelle 
einen Portier. Dennoch ist nie eingebrochen 
worden, und es kommen genausowenig un­
befugte Personen in unsere Ämter, wie es 
bei den Dienststellen in Wien der Fall ist. 
Bei uns müssen sehr viele Chauffeure, die 
eingesetzt sind, nebenbei einen anderen 
Dienst verrichten. Sie sind deshalb nicht un­
befriedigter, wenn sie nicht soviel Stunden 
Wartezeit haben, sondern sie wissen, daß 
sie nebenher auch noch eine produktive Ar­
beit zu leisten imstande sind. 

Das seien nur ganz kleine Hinweise. Ich 
möchte den Herrn Finanzminister in Zusam­
menarbeit mit dem Staatssekretär Dr. Gru-
ber, dem Herrn Bundeskanzler und mit den 
Beamten des Rechnungshofes bitten, sich an 
Hand dieser Beispiele die Sache anzu­
schauen. 

Eine Bitte hätte ich hinsichtlich der Per­
sonaleinsparung und der Verwaltungsreform. 
Wenn sie fortgesetzt wird und wenn sie er­
folgreich fortgesetzt werden soll, so möchte 
ich ersuchen, daß die zuständigen Personal­
vertretungen und die zuständigen Gewerk­
schaften stärker zur Mitarbeit herangezo­
gen werden, als dies bisher der Fall war. 
Wenn es gelingt, einen Erfolg zu erzielen, 
dann ist es ein Erfolg zum Wohle der öffent­
lich Bediensteten, aber auch ein Erfolg für 
unser Vaterland österreich. (Beifall bei de'r 
öVP.) 
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Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet ist Unterschied, Herr Finanzminister. (Beifall 
der Herr Abgeordnete Ing. Häuser. Ich er- bei der SPö.) 
teile es ihm. 

Abgeordneter Ing. Häuser (SPö): Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte, bevor ich zu meinem Thema Stel­
lung nehme, doch ganz kurz zu der Aus­
einandersetzung über die Beamtenbezüge, 
aber auch über die Äußerungen, die in die­
sem Zusammenhang gemacht worden sind, 
etwas sagen. Mein Fraktionskollege Robert 
Weisz hat der Bundesregierung und dem 
Finanzministerium den Vorwurf gemacht, 
daß man Parteigänger zu sehr, sehr hohen 
Bezügen einstellt, während man den öffent­
lich Bediensteten die ihnen im Rahmen des 
Schemas zustehenden Entlohnungen gibt. 
Das hat seitens des Herrn Finanzministers 
zu einer Erklärung geführt, von der ich fest­
steJ]en möchte, daß sie sehr unzureichend 
und auf keinen Fall stichhaltig gewesen ist. 

Wenn man versucht klarzustellen, daß 
jemand, der einen Werkvertrag hat, von sich 
aus verschiedene Belastungen oder Ver­
pflichtungen zu übernehmen hat, so muß man 
auch dem Werkvertragler das Recht zubil­
ligen - das er auch hat -, daß er ja keine 
solche Dienstverpflichtung übernommen hat 
wie der öffentlich Bedienstete und daß er 
im Rahmen seines Werkvertrages die Mög­
lichkeit hat, neben seiner freischaffenden 
Tätigkeit noch etliches dazuzuverdienen. 
Herr Bundesminister, hat dieses selbe gleiche 
Recht auch jeder öffentlich Bedienstete oder 
muß der nicht vorerst um eine entsprechende 
Bewilligung ansuchen? 

Sie wissen, ich bin ein Mann mit Zahlen. 
Ich möchte gleich die Optik, die man ver­
sucht hat: da gibt es 14 Bezüge, dort gibt 
es nur 12, da gibt es Sozialversicherungsbei­
träge, und dort gibt es keine, den Realitäten 
gegenüberstellen und vor allem den Unter­
schied zwischen den zwei Personen, die 
Herr Kollege Weisz aufgegriffen hat, heraus­
streichen, nämlich zwischen einem akade­
misch vorgebildeten, im Pressereferat dienst­
rechtlich beschäftigten Beamten und einem 
von der ÖVP-Zentrale im Rahmen eines 
Werkvertrages dort aufgenommenen jungen 
Journalisten. 

Sie sagten, Herr Finanzminister, daß diese 
Gegenüberstellung in einem. anderen Licht 
erscheint, wenn man all das berücksichtigt, 
was der eine an Vorteilen und der andere an 
Nachteilen hat. 

Fürs erste bitten wir Sie, zu berücksichti­
gen, daß der eine 19 Dienstjahre hat und 
Akademiker ist und der andere nach weni­
gen Jahren Berufstätigkeit als Protektionskind 
dorthin kommt. Auch das ist ein wesentlicher 

Das zweite. Ich habe jetzt sehr rasch die 
Jahresbezüge ausgerechnet und habe festge­
stellt, daß der Akademiker nach 19 Dienst­
jahren mit 8300 S Schemabezug ein Jahres­
gehalt von 116.200 S brutto hat. Er bezahlt 
als öffentlich Bediensteter 7,5 Prozent Sozial­
versicherungsabgabe. Ich rede jetzt nicht 
von Steuern und so weiter, die er ja nach 
seinem Einkommen zu bezahlen hat, während 
der Freischaffende verschiedene Möglich­
keiten der Abschreibung hat. Er hat also, 
abgesehen von der Steuerbelastung, einen 
jährlichen Bezug von 104.000 S. 

Ich habe mir auch sehr rasch ausgerech­
net, wie das bei dem Freischaffenden ist, der 
jetzt etwa hergeht und auf Grund einer 
anderen Tätigkeit die Möglichkeit der frei­
willigen Weiterversicherung in der Kran­
kenversicherung und in der Pensionsver­
sicherung auf der jeweiligen Höchstbei­
tragsgrundlage hat. Er bezahlt für die Kran­
kenversicherung, natürlich unter Be­
rücksichtigung, daß er den Arbeitgeberbei­
trag zu leisten hat, 1968 2078 S und in der 
Pensionsversicherung rund 12.000 S; er hat 
also Abzüge von 14.000 S. Er hat aber einen 
Jahresbezug von 14.000 S mal 12 ist gleich 
168.000 S weniger 14.000. Das ist das, was 
der Vertreter der öffentlich Bediensteten mit 
Recht angeprangert hat: ein langjähriger 
Diener mit akademischer Ausbildung mit 
einem echten Jahresbezug - ohne Steuer· 
abzug - von 104.000 S steht einem von Ihnen 
aus Protektionismus aufgenommenen ÖVP· 
Journalisten mit einem Jahresbezug von 
154.000 S gegenüber. Jetzt erklären Sie mir 
die Begründung, die Sie vorgegeben haben, 
daß es nämlich am Werkvertrag liegt. 

Jetzt zum nächsten. Es ist hier eine sehr 
despektierliche Äußerung gemacht worden, 
die vielleicht gar nicht so gemeint war, als 
man nämlich gesagt hat: "Die öVP ist eben 
sozialer!" Aber, meine Damen und Herren, 
man muß sich schön langsam auf Ihrer Seite 
überlegen, wenn man so abrupte Zwischen­
rufe macht, inwieweit damit Personengrup. 
pen oder einzelne Personen beleidigt werden. 
Man kann da nicht so tun, als ob das halt 
Ihre Einstellung und Ihre Meinung wäre. 

Aber da sagt nun ein Abgeordneter, der 
selbst ein Beamter ist, gar: "Wir haben 
keine geeigneten Beamten!" Meine Damen 
und Herren, empfinden Sie nicht, daß das 
eine schwere Beleidigung der 100.000 öffent­
lich Bediensteten ist, wenn man öffentlich 
von diesem Pult aus der Meinung Ausdruck 
gibt, daß unter diesen vielen Zehntausenden 
vorgebildeten Menschen kein geeigneter 
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log. Häuser 
Mann ist, der diese Aufgabe erfüllen könnte? 
(Beifall bei der SPiJ.) Finden Sie es nicht 
diffamierend für die Leute, die in diesen 
Berufen in den einzelnen Ministerien tätig 
sind und während der ganzen Zeit ihre be­
rufliche Verpflichtung voll und ganz ausge­
füllt haben? (Abg. Se k a ni n a: Ich würde 
mich schämen!) 

Aber darf ich Ihnen sagen, ich habe für 
diesen Ihren Einwand Verständnis. Sie 
haben ja auch wieder mit diesem Wort "ge­
eignete Beamte" etwas anderes sagen wollen, 
als dann sozusagen hera usgekommen ist. 
Sie finden nämlich keine geeigneten Beam­
ten für diese Ihre politische Aufgabe, weil 
Sie von den öffentlich Bediensteten nicht 
verlangen können, daß sie für Sie Partei­
propaganda machen. (Beifall bei der SPiJ.) 
Aber von jemandem, der einen Werkvertrag 
hat, können Sie es verlangen, und das ist 
der ganze Unterschied! Die öffentlichkeit 
soll wissen, daß Sie für diese Ihre politische 
Propaganda ganz einfach Steuermittel wahl­
los zur Verfügung stellen. Sie verlangen vom 
österreichischen Volk, daß es sparen muß, 
daß es Belastungen auf sich nehmen muß, 
weil man hier die Staatsfinanzen verwirt­
schaftet hat, aber Sie selbst können nach 
Ihrem Gutdünken Ihren Parteifreunden 
zahlen, was Sie woBen. Soviel, meine Damen 
und Herren, zu dieser Frage. (Beifall bei der 
SPiJ.) 

Man wäre versucht, zu einer Reihe an­
derer Diskussionsbeiträge sachlich Stellung 
zu nehmen. Aber ich möchte angesichts der 
so überzeugenden Argumente, die da vorge­
tragen worden sind, sagen, daß die Wirt­
schaftsflaute eine internationale Erschei­
nung oder Ursache hat. Aber da Sie der Mei­
nung sind, daß die Konjunkturbelebung 1968 
ausschließlich das Verdienst der Wirt­
schaftspolitik der österreichischen Volkspar­
tei ist, scheint es wirklich überflüssig zu 
sein, sich überhaupt mit Ihnen in solche 
Diskussionen einzulassen. Daher werde ich 
mich heute auch in meinem Diskussionsbei­
trag an den Grundsatz halten, den ich schon 
einige Male hier nach dem Grundsatz der 
mathematischen Wissenschaft vertreten 
habe: daß nur dort allein reine Wahrheit 
ist, wo ein Beweis vorhanden ist. 

Zu diesem Zwecke habe ich wieder etliche 
mathematische Unterlagen vorbereitet, und 
so wie in der Vergangenheit möchte ich auch 
wieder sagen: Diese Unterlagen wollen Sie 
selbst prüfen. Vielleicht wird mancher von 
Ihnen, der so der Meinung ist, alles, was er 
vorges·etzt bekommt, sei richtig, doch zur 
Überzeugung kommen, daß manches bei einer 
genaueren Untersuchung wesentlich anders 
ausschaut. Damit mir auch der Herr Finanz­
minister folgen kann, darf ich mir erlauben, 

ihm meine zwei mathematischen oder zah­
lenmäßigen Unterlagen zu übergeben, damit 
er mir dann jene Antwort eindeutig und 
klar vortragen kann, die er mir in der Fra­
gestunde vorenthalten hat. Dies ist nämlich 
eine der Hauptursachen, warum ich mich 
heute überhaupt zum Wort gemeldet habe, 
nachdem mir am 10. Dezember im Rahmen 
der Fragestunde der Herr Finanzminister 
etwas ausgewichen ist. (Der Redner erhält 
eine schriftliche Notiz.) Bezeichnend: Die 
österreichische Volkspartei lehnt die Austei­
lung der Blätter ab! Ich bitte die weni­
gen Damen und Herren, die hier sind, etwas 
aufzupassen, damit Sie doch einiges von den 
Zahlen mitbekommen. (Abg. Li ba l: Sie 
haben die Annahme verweigert! - Zwi­
schenruf des Abg. Se k an i n a. - Abg. 
Pan s i: Sie wollen keine Wahrheit wissen!) 
Na ja, die ÖVP lehnt die Austeilung ab und 
hat die Annahme verweigert. Es kann ja nur 
so sein, daß man Ihnen vorenthalten will, 
was wirklich hinter dieser Finanzpolitik 
Ihrer Regierung steckt, denn sonst könnte 
rloch jeder einzelne sich die Dinge sehr sach­
lich anschauen und dann sagen: Nein, un­
sere Finanzpolitik ist in Ordnung! (N euer­
lieher Zwischenruf des Abg. S e k an i n a.) 

Ich habe den Herrn Finanzminister ge­
fragt: Um welchen Hundertsatz werden sich 
die Eingänge aus der Einkommensteuer und 
aus der Lohnsteuer im Haushaltsjahr 1969 
gegenüber den Eingängen im heurigen Jahr 
voraussichtlich verändern? - Der Herr Fi­
nanzminister hat in seiner Beantwortung 
hier zeitlich etwas zurückgegriffen und hat 
dann jeweils Rechnungsabschlüsse mit Rech­
nungsabschlüssen, aber auch Rechnungsab­
schluß mit Voranschlag verglichen. Als ich 
ihm dann sehr konkret meine Berechnungs­
grundlage vorgetragen habe, hat er erklärt, 
daß er bei seinen Zahlen bleiben müsse, die 
Antwort sei daher schon gegeben. 

Meine Damen und Herren! Darf ich Ihnen 
nun doch einiges von diesen Zahlen vortra­
gen. Ich berücksichtige jetzt schon das, was 
ich am Tage meiner Anfragestellung noch 
nicht gewußt habe, daß Sie nämlich im Rah­
men Ihres Budgetansatzes der Sondersteuer, 
der zehnprozentigen Zuschläge für das Jahr 
1()~Q IllP' plf Zwölftel des Gesamtaufkom­
mens einkalkuliert haben. Ich habe daher 
sofort eine Berichtigung meiner Berechnungs­
grundlage vorgenommen und stelle folgen-

~'" - i.d diesem Fall werde ich jede dieser 
Zahlen klar vorlesen - fest: 

Im Budgetansatz 1968 ist die Einkommen­
steuer mit 7600 Millionen festgehalten. Da­
zu kommt der zweckgebundene Zuschlag -
'11 Pr07pnt - von 1596 Millionen Schilling. 
Das heißt = Die gesamtbudgetierten Ein-
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nahmen der Einkommensteuer betragen 1968 
9196 Millionen Schilling. 

Dieselbe Berechnungsgrundlage für 1969: 
7100 Millionen Schilling Budgetansatz, dazu 
21 Prozent: 1491 Millionen und die elf 
Zwölf tel des zehnprozentigen Notopfers: 
650 Millionen; das ergibt 9241 Millionen 
Schilling. Also eine Differenz von genau 
45 Millionen oder, auf die 9,1 Milliarden 
Schilling 1968 umgerechnet, ein halbes Pro­
zent. 

Wenn wir dieselbe Berechnungs,grund­
lage bei der Lohnsteuer nehmen, dann stellt 
man fest, daß im Budget 1968 6500 Millionen 
Schilling angesetzt waren, dazu kommen 
21 Prozent: 1365 Millionen, ergibt zusam­
men 7865 Millionen Schilling. 

Demgegenüber stehen im Budget 1969 
8200 Millionen· Schilling plus 1722 Millionen 
- das sind die 21 Prozent der Lohnsteuer -
und 750 Millionen Schilling als Notopfer; 
gibt zusammen 10.672 Millionen Schilling 
oder rund 2800 Millionen Schilling mehr als 
1968. Herr Finanzminister ! Wenn Sie das 
in Prozente umrechnen,s·o sind das 36 Pro­
zent. 

Ich erwarte von Ihnen, daß Sie auch 
diesem Hause hier meine gestellte Frage 
heute hier offen beantworten. wie sich diese 
Budgetentwicklung - die Grundlagen, die 
ich Ihnen hier vorgetragen habe - in 
Wahrheit ergeben hat. 

Meine Damen und Herren! Ich verstehe 
schon, daß Sie ein Interesse daran haben. 
daß diese Globalgrößen nicht herauskommen. 
Das ist auch der Grund dafür, daß man das 
im Rahmen der Budgetgestaltung auf drei 
Beträge aufgeteilt hat, wobei man eigent­
lich nur mehr den hundertprozentigen 
Steuerbetrag sichtbar bekommt, während die 
zweckgebundenen Beiträge der Lohn- und 
Einkommensteuer oder auch dieses Notopfer 
in einem Globalbetrag mit 1600 Millionen 
Schilling beinhaltet sind. Damit ist für den 
oberflächlichen Betrachter eigentlich schon 
nicht mehr leicht erkennbar, wie sich hier 
die einzelnen Belastungen wirklich ergeben. 

Meine Damen und Herren! Aber die 
Realität bleibt, daß hier die öVP-Finanz­
politik im kommenden Jahr den großen 
Massen der Arbeitnehmer in unserem Lande 
eine Belastung von 36 Prozent ihres Steuer­
aufkommens überträgt. Wundern Sie sich 
daher nicht, meine Herren von der Unter­
nehmerseite, vor allem, die Sie sich so harm­
los als Sozialpartner hinstellen wollen, wenn 
wir aufzeigen, daß Sie mit dieser Politik 
eine Machtpolitik im Interesse Ihrer Gesell­
schaftsgruppe betreiben. 

Nun möchte ich zu der zweiten Antwort 
des Herrn Finanzministers etwas sagen. 

Etwas in die Enge getrieben - stimmen 
diese 36 Prozent? -, hat er dann gemeint, 
daß Lohnsteuer und Einkommensteuer nach 
den gleichen Tarifen berechnet werden und, 
so glaubt er, diese Differenz nur entstehen 
kann, weil sie sich unterschiedlich ent­
wickeln. Auch der Herr Abgeordnete 
Machunze hat in dasselbe Horn gestoßen. 

Darf ich einmal den Damen und Herren 
des Hauses hier sagen, wie die Einkommens­
entwicklungen echt gegeben sind. Damit wir 
nicht immer wieder von der Differenz ab­
hängig sind: Die Steuer für die Selbständigen 
ist ja auf Grund der Einkommensentwick­
lung des Vorjahres, die Steuer der Unselb~ 
ständigen ist auf Grund der Einkommensent­
wicklung des laufenden Jahres zu berech­
nen. Damit wir auch nicht von Zufällig~ 
keiten einer jährlichen Entwicklung ab­
hängig sind, habe ich mir erlaubt, die 
Gegenüberstellung für die Funktionsperiode 
dieser öVP-Alleinregierung vorzunehmen 
und damit gleichzeitig in diesem Bereich 
etwas Bilanz zu ziehen. Ich werde das noch 
in einer Reihe von anderen Dingen machen. 
Hier stelle ich also fest, daß für den Be­
reich, der der Einkommensteuer unterliegt. 
nicht die Zahlen genommen werden können, 
die man in der öffentlichen Statistik so leicht 
findet, wo man sagt, pro Erwerbstätigen hat 
sich die Einkommensveränderung so und so 
ergeben, auch nicht pro Selbständigen - da 
hat man ja die große Masse der in der Land­
wirtschaft Tätigen, der Selbständigen und 
Mittätigen, miteingebaut -. sondern hier 
muß man aus der Volkseinkommensberech­
nung jenen Teil herausheben - und der 
wird ja erfreulicherweise aufgezeigt -. der 
aus dem sogenannten Einkommen aus Besitz 
und Unternehmungen im Rahmen der ge~ 
werblichen Wirtschaft, also ohne Land- und 
Forstwirtschaft, sich ergibt. 

Meine Damen und Herren! Diese Zahl hat 
1964, umgerechnet auf die 331.800 Personen 
- da sind auch die 82.000 mittätigen 
Familienangehörigen miteinbezogen -, ein 
durchschnittliches Jahreseinkommen pro 
Kopf von 108.500 Sergeben. 

Um nun für 1968 auf die Zahl einiger­
maßen richtig zu kommen und um vor allem 
hier nicht irgendwie eine Lizitation zu be­
treiben, die Sie mir dann vorhalten könnten, 
habe ich als Grundlage die durchschnitt­
liche Entwicklung der Einkommen, wie sie 
in dem dritten Revisionsbericht für die 
Wirtschaftsentwicklung 1968/69 festgehal­
ten ist, genommen und komme bei dieser 
Prozentberechnung, die wieder durchschnitt­
lich für alle Selbständigen gilt, auf einen 
Jahresbezug von 137.500 S oder, Herr 
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Finanzminister, um 29.000 S in diesen vier i Budgetwahrheit im Rahmen dieser Zeit der 
Jahren pro Kopf mehr. I öVP-Alleinherl'schaft aufzeigen. Wir stellen 

Bei den Unselbständigen ist die Grundlage nämlich fest, daß hinsichtlich der Budget­
die Gegenüberstellung 1965 zu 1969; das er-, ansätze bei der Einkommensteuer immer 
gibt - wieder unter den obigen Voraus-: viel höhere Beträge eingesetzt werden, als 
setzungen und obiger Berechnungsgrund-I dann tatsächlich hereinkommen, während es 
lage - eine Entwicklung von 49.000 S zu; bei der Lohnsteuer im allgemeinen umge-
66.700 S, also eine Steigerung von 17.700 in ~ kehrt ist. Lediglich das Jahr 1967 macht 
diesen vier Jahren; wobei ich gleich wieder' hier eine Ausnahme; aber die Begründung 
feststellen möchte, daß in dieser Zahl die wissen Sie alle, ich kann sie mir also er­
Arbeitgeberbeiträge wie auch der sechs- sparen. Das bedeutet also, daß hier die 
prozentige Beitrag für den Familienfollds Einkommensentwicklung, Herr Finanzmini­
inbegriffen ist, weil er aus der Volksein- ster, keine unterschiedliche ist. 
kommensberechnung herausgearbeitet wurde. Es muß daher andere Ursachen geben, 

Wenn ich dann noch jenen Teil der warum hier solche starke Differenzen auf­
Pensionisten nehme - und ein Teil ist ja -scheinen, und ich wundere mich eigentlich, 
auch steuerpflichtig im Rahmen der Lohn- I daß der Herr Finanzminister als der zu­
steuer -, dann komme ich zu der Feststel- ständige Ressortfachmann sagt, es liegen ja 
lung, daß sich die Pensionen von 1965 bis die gleichen Tarife vor. Ja, verehrter Herr 
1969 bei den Arbeitern um etwa 6000 S Professor Koren, ist Ihnen nicht klar, daß 
steigern werden und bei den Angestellten zwar dem Gesetz nach die gleichen Tarife 
um 9900 S. vorliegen, aber daß die Einkommensgrößen 

Hier müs,g-en Sie -sich jetzt diese, bei der Lohnsteuer wesentlich andere sind 
Gegenüberstellung betrachten. Aus der Tat-l als die Einkommensgrößen, die der Auf­
sache, daß das Pro-Kopf-Einkommen bei den' bringung der Einkommensteuer zugrunde 
selbständig gewerblich Tätigen in den vier I liegen ? Darin liegt ja das Problem, das 
Jahren um fast 30.000 angestiegen ist, wir uns seit Jahren bemühen, vom Grund­
während es bei den Unselbständigen nomi- satz her zu regeln, daß Sie nämlich nach 
neH brutto um 17.700 und bei den Pensioni- außenhin als Ihre Forderung und als Ihr 
sten um etwa 6000 bis 9000 S angestiegen Verlangen hingestellt haben, die Progres­
ist, entwickelt sich in derselben Zeitspanne I: sionshärte zu mildern. Aber ich werde 
die Steueraufbringung aus der Einkommen- Ihnen noch heute nachweisen, daß trotz 
steuer von 6 Milliarden Schilling auf der kleinen und auch der großen sogenann-
7750 Millionen Schilling oder um 29,2 Pro- ten Steuerreform diese Progressionsauswir­
zent, wie ich Ihnen aus der Tabelle 1 hier kungen nach wie vor in unseren Bereichen 
gezeigt habe. der Unselbständigen und damit auch in den 

Obwohl das Pro-Kopf-Einkommen gerin- Bereichen der Selbständigen, soweit sie 
ger ist, obwohl auch in dieser Zeitspanne diese niedrigen Einkommen beziehen, unver­
die Zahl der Berufstätigen in dieser oder mindert hart sind, während sich auf der 
jener Gruppe - das hat Kollege Staribacher anderen Seite natürlich die etwas verflachte 
heute schon hier gesagt - sich in keiner Progessionskurve in den höheren Einkom­
besonderen Weise allzu stark verändert hat, mensbereichen eben anders auswirkt. 
ergibt sich bei der Lohnsteuer eine Entwick- Herr Finanzminister ! Diese Ihre Ant­
lung von 5700 Millionen im Jahre 1965 auf wort haben Sie bewußt falsch gegeben. Ich 
8950 Millionen im Jahre 1969 - ohne den sage das nicht, um Sie der Unwahrheit zu 
zehnprozentigen Zuschlag -, das heißt, daß bezichtigen, sondern weil Sie selbst den Be­
die Einkommensteuer in der Zeit der OVP- rechnungen der voraussichtlichen Lohn­
Alleinregierung eine Steigerung von 29,2 steuer- und Einkommensteuererbringung ja 
Prozent aufzuweisen hat, während die Lohn- sogenannte Globalfaktoren zugrunde legen. Sie 
gleichen, 56,8 Prozent höher ist. selbst berechnen also auf 1 Prozent Lohn­
steuer, wenn wir die Budgetansätze ver- erhöhung 1,7 Prozent Erhöhung der Lohn-

Nun werden Sie vielleicht sagen, Herr steuer. Sie berechnen auf 1 Prozent Ein­
Finanzminister, man kann nicht von den kommenserhöhung der Selbständigen 1,1 
Budgetansätzen ausgehen, denn es liegen ja Prozent an Erhöhung der Einkommensteuer. 
letzten Endes bis 1967 eindeutige Rech- Wenn wir das hier zugrunde legen, finden 
nungsabschlüsse vor, und es ist auch heute wir, daß schon von Haus aus auf Grund 
schon abzuschätzen, wie groß etwa der Ein- dieser ganzen Konstruktion des Steuer­
gang an Lohnsteuer und Einkommensteuer rechtes diese Differenzen entstehen. 
im Jahre 1968 sein wird. Aber darf ich auch Aber, meine Damen und Herren, jed~ 
hier, meine Damen und Herren, einen Durchschnittszahl bedingt, daß es Bereiche 
kleinen Blick auf die Budgetpolitik und die geben muß, die über dem Durchschnitt 

128. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 109 von 122

www.parlament.gv.at



11040 Nationalrat XI. GP. - 128. Sitzung - 20. Dezember 1968 

Ing. Häuser 
liegen, und Bereiche, die unterhalb dieses 
Durchschnittes liegen. Ich habe mir daher 
auch erlaubt, Ihnen eine Gegenüberstellung 
zu machen, die diese Differenz stark auf­
zeigt, wie groß die Belastung in den unteren 
Einkommensbereichen im Rahmen der Pro­
gressionsentwicklung ist und wie sie in den 
höheren Bereichen absinkt. 

In der Tabelle 2 habe ich einige Ein­
kommensgrößen gegenübergestellt der Ent­
wicklung an Lohnsteueraufbringung, und 
zwar vor dem 1. Oktober 1967 und nach dem 
i. Jänner 1969. Ich habe diese große Steuer­
reform außer acht gelassen, weil dann nur 
eine noch größere prozentmäßige Mehr­
belastung der Lohnsteuerpflichtigen heraus­
kommen würde, als sowieso schon zutage 
tritt. Das heißt, daß auf Grund dieses 
Zahlenmaterials nachgewiesen werden kann, 
daß hinsichtlich der Progressionsmilderung 
diese Steuerreform überhaupt nichts ge­
bracht hat. Wenn Sie hier die Entwicklung 
bei einem Einkommen von 2500 S 1967 im 
Rahmen der Steuergrupe B nehmen und nun 
dieses Einkommen um 15 Prozent erhöht be­
trachten - das sind keine Phantasiezahlen, 
sondern das ist die Realität: 7 Prozent Lohn­
entwicklung 1968 und etwa 8 Prozent im 
Jahre 1969 -, dann finden Sie, daß eine 
Steigerung bei 2500 S in der Gruppe B von 
44,5 Prozent eintritt. In diesem Falle wird 
also der Faktor, der im Durchschnitt mit 
1,7 angenommen ist, 1 zu 3 sein, das heißt, 
für ein Prozent Lohnerhöhung zahlt man 
dreimal soviel Steuer, als man bisher ge­
zahlt hat. 

Diese Entwicklung ist deutlich sichtbar 
in den weiteren Bereichen. Bei 3000 Sund 
wieder 15 Prozent erhöht sich in der Steuer­
gruppe B die Aufbringung um 41,5 Prozent, 
bei 3500 S um 37,6 Prozent und bei 4500 S 
- meine Damen und Herren, das sind für 
die unselbständig Erwerbstätigen schon sehr 
hohe Einkommen - sogar noch immer um 
32,4 Prozent; also hier ist wieder an Stelle 
von 1,7 etwa 1 zu 2 anzunehmen. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich 
Ihnen hier bewiesen habe, daß in der relativ 
kurzen Zeit von zwei Jahren trotz der soge­
nannten großen Steuerreform derart exorbi­
tante Belastungen in der Steuergrupe B ein­
treten, möchte ich dazu sagen, daß diese 
Bereiche, die ich hier genannt habe, einen 
überwiegenden Teil der unselbständig 
Erwerbstätigen ausmachen. Bis zu einem 
steuerpflichtigen Monatseinkommen von 
3000 S - das sind etwa 3525 S brutto -
fallen 1,600.000 unselbständig Erwerbstätige 
darunter. Auch in den anderen Bereichen bis 
5175 S für 1969 sind es 88 Prozent aller un­
selbständig Erwerbstätigen, die von dieser 

harten Progression betroffen werden. Dazu 
kommen noch 95 Prozent aller steuerpflich­
tigen Pensionisten. Das heißt also: Die 
große Masse, weit mehr als 2 Millionen 
steuerpflichtige Unselbständige, werden mit 
der sogenannten Steuerreform jetzt in der 
Form bela.stet, die wir hier aufzeigen. 

Jetzt werden Sie vielleicht sagen: Das ist 
ja diesmal etwas anderes, denn das ist ja 
nicht nur die Lohnsteuer! - Sie haben hier 
in Ihrem eigenen Berechnungsbuch sehr 
deutlich angeführt, daß eben die Lohnsteuer 
für 1969 inklusive der sogenannten Sonder­
abgabe vom Einkommen mitberechnet wird. 
Der Effekt ist wieder, daß man eben diese 
Belastungen zu übernehmen hat.· 

Meine Damen und Herren! Wegen dieses 
ewigen Märchens, das Sie uns hier vortra­
gen, wie stark die Realeinkommensverbes­
serung der Arbeitnehmer vor sich geht, 
möchte ich an Hand des Beispieles von 
3000 S steuerpflichtigem Monatseinkommen, 
also etwa 3500 S Bruttoeinkommen, das vor­
demonstrieren. 

Die Preisentwicklung in diesen beiden 
Jahren wird 6,5 Prozent betragen, das heißt, 
daß allein von dem Mehr an 450 S bei einer 
15prozentigen Lohnerhöhung in diesen zwei 
Jahren 195 S verrechnet werden müssen, um 
den Kaufkraftverlust abzudecken. Dazu 
kommt die Steigerung im Rahmen der Pro­
gression der Steuergruppe B von 99,10 S, so­
daß die Gesamtbelastungen 294 S betragen 
und hier in diesen zwei Jahren lediglich 
156 S oder 5 Prozent an echter, realer Ein­
kommensverbesserung dem gegenüberstehen. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, 
daß damit dieser Bereich deutlich aufge­
zeigt ist und daß man daraus auch ersehen 
kann, in welcher Absicht diese große Lohn­
steuerreform von Ihnen durchgesetzt wurde. 
(Abg. San d me i e r: Herr Kollege Häuser! 
Der durchschnittliche Bruttobezug eines Ar­
beiters im Oktober 1968 beträgt 3953 S! -
Abg. Ho r r: Du bist ein Witzmacher! ) Laß 
ihn, laß ihn! Mit Zahlen bin ich ... (Abg. 
San d m eie r: Nach Abzug der Sozialver­
sicherungsbeiträge und der Umlage in Höhe 
von zirka 12 Prozent ... ) 13 Prozent, ja! 
(Abg. San dm eie r: 13 Prozent kann man 
hier annehmen, verbleiben 3#79 S als Bemes­
sungsgrundlage! Bei Berechnung nach einem 
Schema, und zwar nach einem anderen, als 
Sie es vornehmen! Sie dürfen nicht hergehen 
und nur als Bemessungsgrundlage den 
1. Oktober 1967 nehmen, Sie müssen den 
1. Jänner 1967 nehmen!) 

Präsident Wallner: Bitte, Zwischenrufe 
sind gestattet, aber man darf den Redner 
nicht unterbrechen! 
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Ich lade Sie ein, dann hier Ihre über­
legungen anzustellen! Aber wir haben ein 
Lohnsteuerecht, ein Einkommensteuerrecht, 
da.s bis zum 30. September 1967 Gültigkeit 
gehabt hat. Das Einkommen zu diesem Zeit­
punkt vergleiche ich - und das ist mein 
gutes Recht - mit dem Einkommen im 
Jahre 1969. Ich muß das ja gar nicht mit 
dem 1. Jänner machen, ich kann mit dem 
September 1969 vergleichen. Dann haben Sie 
zwei Gegenüberstellungen. Ich lade Sie ein, 
mir nachzuweisen, daß die Zahlen, die ich 
aus diesem Heft genommen habe, nicht den 
Tatsachen entsprechen~ und mir zu bewei­
sen, daß der Betreffende, der 3000 S 
im Sommer 1967 steuerpflichtig gehabt 
hat - 3000 S im Jahre 1967 steuerpflichtig, 
das gibt 3500 S brutto - und jetzt 3450 Sauf 
Grund der Lohn- und Gehaltsentwicklung 
hat - wieder steuerpflichtiges Einkommen-, 
daß der nicht in diesem Falle 99,10 S mehr 
Steuer zu bezahlen hat, als er vor der 
großen Steuerreform an Steuererbringung 
zu leisten gehabt hat. Um dieses Problem 
geht es. 

Meine Damen und Herren! Sie haben aber 
mit der Steuerreform in Wirklichkeit etwas 
anderes beabsichtigt, und das wird jetzt 
immer deutlicher. Wenn man diese Aufstel­
lung macht, tritt das jetzt so deutlich zu­
tage. Sie haben zwar von Progressionsmilde­
rung gesprochen, aber Sie haben gleichzeitig 
gesagt, daß Sie familienpolitische Maß­
nahmen durchführen. Diese familienpoliti­
schen Maßnahmen, die können wir uns für 
die Bereiche, die zu der großen Masse der 
Lohnsteuerpflichtigen gehören, sehr, sehr 
genau ansehen. 

Ich möchte mit den vielen Zahlen, die ich 
hier habe, nicht Zeit vertrödeln. Ich nehme 
jetzt einen Bereich heraus, der wieder zu 
den gesamten Gruppen bis 88 Prozent aller 
Lohnsteuerpflichtigen gehört, nämlich den 
Bereich von 4500 S steuerpflichtigem Ein­
kommen, und stelle fest, daß in der 
Gruppe B 1 über den Durchschnitt noch 
eine Belastung ist, also über die 1,7-Faktor­
Berechnung, daß die Gruppe A und die 
Gruppe B 2 etwa in dieser Größenordnung 
liegen, und nur die Gruppe B 3, also ein 
Familienerhalter mit drei Kindern, eine min­
dere Steuerbelastung zu tragen hat, nicht 
effektiv, sondern nur relativ eine mindere 
Steuerbelastung zu tragen hat als 1967. 

Das schaut so aus: Bis 1967 hat der 
Familienerhalter mit drei Kindern eine 
steuerliche Ermäßigung von 364,90 S gehabt. 
Ab 1969 hat derselbe eine steuerliche Er­
mäßigung von 530,50 S, also relativ eine Er­
sparnis von 165,60 S. Wenn er auch noch 

Alleinverdiener ist, kommen noch 85 S dazu. 
Aber betrachten wir dieselbe Entwicklung 

für jenen, der 20.000 S gehabt hat. Dann 
stellt sich nämlich heraus, daß der Betref­
fende im Jahre 1967 nur 103,10 S Steuer­
ermäßigung aus familienpolitischen Grün­
den aufzuweisen gehabt hat, während der 
mit dem niedrigen Einkommen - und das. 
war das sehr Soziale - 364 Saufzuweisen 
gehabt hat. Aber 1969 wird der mit 20.000 S 
Einkommen, das sich dann auf 23.000 S um 
die 15 Prozent erhöht, 960,60 S allein aus 
der Kinderermäßigung für sich in Anspruch 
nehmen können. In diesem Fall kann man 
es sich schon sehr leicht leisten, auch 
Alleinverdiener zu sein; er hat noch eine zu­
sätzliche Ermäßigung von 175 S, sodaß er 
1032 S pro Monat durch Ihre sogenannte 
Steuerreform an familienpolitischen Vor­
teilen hat, während die große Masse der un­
selbständig Erwerbstätigen von diesen Ihren 
familienpolitischen Maßnahmen nichts hat. 
Das Einkommen mit 20.000 S ist wahrlich 
noch nicht das höchste Einkommen pro 
Monat, sondern das geht noch schön weiter 
hinauf. Das heißt also, daß mit höherem 
Einkommen eine immer stärkere Bevor­
zugung eintritt. 

Meine Damen und Herren von der öster­
reichischen Volkspartei! Ich glaube, es 
wird doch deutlich damit zum Ausdruck ge­
bracht, daß Sie mit dieser Politik im 
Rahmen der Steuergesetzgebung sehr be­
wußt und sehr gezielt eine Politik betrieben 
haben, die ausschließlich im Interesse einer 
relativ kleinen Gesellschaftsschichte von 
bessergestellten und höheren Einkommens­
beziehern einhergeht. Das ist halt ein Aus­
druck der Macht- und Interessenpolitik, die 
die Unternehmervertreter im Rahmen Ihrer 
Partei zur Wahrung ihrer Vorteile hier be­
treiben. Wir haben Verständnis dafür, daß 
Sie als Interessengruppe bestimmte Ziele 
verfolgen, aber, meine Damen und Herren, 
dann haben Sie den Mut und sagen Sie das 
frei und offen in aller öffentlichkeit: Wir 
wollen und wir werden im Rahmen dieser 
unserer politischen Machtstellung es so 
nützen, daß wir, die etwa 300.000 
Selbständigen, einen materiellen Vorteil 
haben. Und es ist uns vollkommen gleich­
gültig, ob dann damit die anderen belastet 
sind oder nicht, ob der Staat in Schwierig­
keiten kommt, Hauptsache ist, daß wir den 
Profit und daß wir den Vorteil haben! Das 
ist Ihre Finanzpolitik, die Sie in der letzten 
Zeit deutlich zum Ausdruck gebracht haben. 

Meine Damen und Herren! Ich habe diese 
Finanzpolitik aber auch schon in anderen 
Bereichen sehr deutlich dargestellt. Ich er­
innere an das Kapitel Soziales. Ich erinnere 
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an meine Ausführungen zur Arbeitsmarkt­
politik. 

Ich möchte mich heute im konkreten mit 
den öffentlichen Abgaben und der Steuerauf­
bringung beschäftigen und möchte Ihnen, 
wie ich es schon getan habe bei der Ein­
kommensteuer und der Lohnsteuer, eine 
Gegenüberstellung von vier Jahren öVP­
Finanzpolitik vordemonstrieren. Ich darf 
Ihnen sehr klar und einfach sagen - Sie 
kennen es jetzt nicht, weil Sie die Unter­
lagen nicht sehen dürfen -, daß eines sehr 
deutlich zum Ausdruck kommt: daß all die 
Steuern, all die öffentlichen Abgaben, die Sie 
in diesen vier Jahren mit Ihrer Politik be­
einflußt haben,soweit es Abgaben sind, die 
vorwiegend von den breiten Schichten auf­
gebracht werden müssen, eine exorbitante 
Erhöhung haben, während die Steuern und 
Abgaben, die vorwiegend die Selbständigen, 
die Unternehmer betreffen, eine geringe 
Prozententwicklung haben, ja in etlichen 
Fällen sogar niedriger sind. 

Auch dazu einige konkrete Dinge. Die ge­
samten öffentlichen Abgahen entwickelten 
sieh von 1965 Ms 1969 um 31,4 Prozent. Das 
ist der große Durchschnitt. Wenn wir uns 
aber jetzt gleich die WareIllums'atzsteuer an­
sehen, dann müs,sen wir feststellen, daß ,diese 
in dieser Ze.itspa.nne e,ine Aufwärtsentwick­
lung von 8 Milli.arden Schilling oder rund 
50 Prozent in diesen vier Jahren gehabt hat, 
daß in diesen vier Jahren die Verbrauch­
steuern um 3,2 Milliarden Schilling oder 
47,3 Prozent gestieg'eIl ,sind. Ich sagte schon, 
daß die Lohnsteuer um 56,8 Prozent gestie­
gen ilst, daß die Einkommensteuer nur um 
29,2, al.sounter dem Durchsc,hnitt der Ent­
wicklung aller öffentlichen Abgaben, gestie­
gen ist, aber daß die Körper-schaftssteuer um 
20 Prozent wenig,er Ertrag hat, als im Bud­
getansatz 1965 zu verzeichnen ist, und daß 
die Gewerbesteuer in dies'en ,ganzen vier 
Jahren lediglich eine Steigerung von 5,2 Pro­
zent aufweist. 

Meine Damen und Herren! Gibt es einen 
deutlic,heren Beweis dafür, daß Sie Ihre 
Macht- und Interes.s,enpolitik ausgesprochen 
im Interesse und zum Vorteil der SeIhstän­
digen und - ich muß es immer wieder 
sa,gen - derjenigen betreiben, d;ie ·eben das 
Glück haben, zu den Begüterten zu gehören, 
und daß Sie, wie diese Zahlen eindeutig aus­
drücken, alles, was man sonst für den Staat 
an Mitteln braucht, zum Nachteil und auf 
Koste.n der Konsumenten mac,hen? Sagen 
Sie jetzt ntc,ht: Wir sind auch Konsumenten. 
Der überwiegende Teil der Konsumenten 
sind Arbeitneh.mer und Pensionisten. Denen 

laden Sie aB diese Belastungen auf. (Der 
Prä 8 i den t übernimmt den Vorsitz.) 

Auf der anderen Seite - und das habe ich 
Ihnen beim Kapitel Soziales ges,agt -
versuchen Sie wieder, die Aus,gaben in einer 
Weise zu lenken, daß Sie auch ents'prechen­
den Vorteil davon haben. Ich habe Ihnen 
beim Kapitel 15 vorgerechnet, daß die Mehr­
zuwendu.ngen für den Sozialbereich der Selb­
ständigen 662,4 Millionen Schilling in diesen 
vier Jahren ausgemacht haben und daß die 
Arbeitnehmereinrichtungen in derselben Zeit 
zwar der Zahl nach eine Erhöhung von 
239 Millionen Schilling, also etwa ein Drittel, 
betra,gen haben, aber gleichzeitig haben Sie 
mit Ihrer Mehrheit ein Gesetz heschlossen, 
daß in den Jahren 1969 und 1970 den Pen­
siOO1sversicherungsträgern der Unselbstän­
digen 2,9 Milliarden Schi.lling genommen 
we.rden. Im Effekt ,schaut da,s ,so aus, daß 
man .den Selbständigen durch diese Finanz­
politik der öVP-Alleinregierung 666 Millio­
nen Schilling gegeben hat, aber den Arbeit­
nehmern 2,7 Milliard,en SchiUing vorenthal­
ten oder weggenommen hat. 

Meine Damen und Herren! Wundern Sie 
sich dann nioht, wenn wir Ihnen das sa,gen. 
Werfen Sie UlliS nicht vor, daß wir es sind, 
die den Klas'senkampf predigen. Ich darf 
feststellen: Ich habe in meinen bei den Dis­
kus,sions,beiträgen ke-in Wort von einer 
Klas.senideologie oder von Klass'enforderun­
gen geredet. Ich .habe mich akkomodiert den 
modernen Begriffen der Interessenvertre­
tungen, der Ge:sells,chaftsgruppen und so 
weiter. Aber ich l-eugne gar niClht: NatürHch 
sind das Kla.ssenaus1einandersetzungen. Aber 
Sie ,sollen nicht 8,0 tun und vor allem sollen 
Sie nicht solches aufzeigen von uns, das wir 
aus der Verantwortung für die groß.e Masse 
der unselbständiig Erwerbstätigen hier vor­
tragen, uns etwa verdächtigen, diffamieren 
und uns in Zusammenhang bringen mit 
einer Einstellung, die vom demokratischen 
Prinzip wegführt. Sie sollen nicht diese 
Methode verfolgen, di,e der Dieb betreibt, 
indem er schreit: Haltet den Dieb! Wir 
haben keine Scheu, offen zu bekenne'n, daß 
es hier zwischen der Unternehmergruppe 
und der bre-iten Gruppe der Arbeitnehmer 
große Differenzen gibt, Differenz,en im 
grundsätzlichen und Differenzen auch im 
Rahmen der Alltagsfra,gen. Aber ic.h gebe 
schon zu, daß im Rahmen dieser Entwi,ck­
lung unserer Gesellschaft zur plura.listischen 
Ges'ellschaft die Grenzen zwischen diesen 
Gesellschaftsgruppen sich etwas verwi.sc'ht 
(haben, etwas weniger scharf zutage treten, 
als sie es vielleicht noch vor Jahrzehnten 
taten. Ich möchte auch sagen, daß dieses 
GeseLlrs'chaftssy.stem durch s'eine berufliche 
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Gliederung sich vielleicht in manchem etwas 18chlager - die Interessenwahrung der 
verändert ,hat zur Möglichkeit einer besseren kleinen politischen Gruppe der Unternehmer 
Kcmtaktherstellung. hier praktiziert, also der Bunde,swirts·chafts­

Aber dessenungeachtet wollen wir nun 
feststellen: Auch unser heutiges Gesell­
schafts,system beruht, wenn wir die großen 
gesellschaftlichen Zus,ammenschlüs.s,e be­
trachten, auf Interes,sencrganisatione'n, zum 
Teil öffentlich-rechtlicher Natur, zum ande­
ren auf der Ebene eines freiwilligen Zusam­
menschlus,ses und der Vereinsgründung. 

kammer. W,ir haben das doch so deutlich 
beim Arbeitsmarktförderungsgesetz ge,s,ehen. 
Da konnte doc'h nichts anderes durchgefü.hrt 
wer,den, al,s was Herr Abgeordneter Mussil 
oder seine Herren ganz einfach bewilligt 
halben. Wenn ich Ihnen dieses ganze Zahlen­
material hier vorgetragen habe, dann muß 
ich und müssen wir alle daraus 'schließen, 
daß auch Ln den anderen Bereichen dasselbe 

Wir haben also auf der einen Seite die gilt. Hier wird jene Politik gema,cht, die den 
Bundeswirtschaftskammerals große Inter-, Herren der Unternehmervertretungelll eben 
essenorg.anis,ation öffentlich-rechtlkher Art I genehm ist und die sie bewilligen. Aber nicht 
und auf der and,eren Seite die Arbeiterkam- mehr und nichts anderes. 
mer, die Präsidentenkonferenz der Landwirt­
schaftskammern und so weiter. Wir haben 
im Rahmen der Vereine den österreichischen 
Gewerkschaftshund als einen besonderen ge­
sellschaftlichen Machtfaktor in unserem 
Staate und auf der anderen Seite den Indu­
,strieHenverband. Es ist unbestritten, d.aß 
jede dieser Interes,senorganisationen im Rah­
men unseres demokratioschen Systems das 
Recht hat, die Interessen ihrer Mitglieder 
und ihrer Gruppe wahrzunehmen. Es ist 
ebenso unhestritten, daß d.iese Interessen 
vielfach divergierender Art s'i nd , daß ,sie 
völlig anders gerichtet und ,sehr oft gegen­
sätzlicher Natur sind. 

Aber wollen wir doch diese Auseinander­
setzungen im Rahmen dieser Interessen­
organisationen untereinander sehr s,achlich 
betrachten. Wir haben hier zwei Ebenen. 
Einmal die Ebene im Rahmen ,d'er Interes­
senorganisationen selbst, also etwa im Rah­
men d,er Verhandlungen, im Rruhmen der 
Verträge. Und auf der anderen Seite haben 
wir sie auf der :gesetzHchen Grundl,a,ge. So­
weit wir uns im Rahmen von Verhandlungen 
und von Verträgen beschäftigen und zusam­
menwirken, geschieht dies im Bewußtsein 
einer gewis,sen gegenseitigen Abhängj,gkeit, 
gesc,hioeht dies im Bestreben, gemeinsam 
diese Wirtschaft zu fördern, und ge'schieht 
dies in dem Wissen der Stärke, der Kraft 
und der Eins,atzbereitschaft der einzelnen 
Interessenorganisationen. 

Jeder wird feststellen können, daß diese 
Gegensätze, die vorhanden ,sind, im Rahmen 
,dieser langjährigen Entwicklung der Zwei­
ten Republik im aHgemeinen und g.anzen 
doch eine gute und mögliche Zusammen­
arbeit geboten haben. 

Aber wie sehen nun diese Interes,sengegen­
sätze auf der Ebene der legj,slativem und 
exekutiven Gewalt ·au.s 1 Seit Sie die Allein­
regierung seit 1966 eingenommenha,ben, 
wird nur - das ist keine politische 
Propaganda, die ich jetzt betreibe, etwa ein 

Daher finden wir also dann eine .solche 
B,ela,stungauf der einen Seite für die sozial 
schwächeren Gruppen und eine entspre~ 
chende Bevorzugung der sozial bess,er gesteU~ 
ten Gruppen. 

Aber dan.n kommen dieselben Herren hier 
herunter und werfen uns vor, daß wir mit 
dem Aufzei,gen dies,er Dinge Klassenkampf 
betreiben, daß wir wieder diese Kla,ssen­
kampfparole der alten Zeit in den Vorder~ 
grund stellen. 

Meine Damen und Herren! Darf ich Sie 
fragen: Was soll denn dieser Vorwurf über­
haupt: Klassenkampf? Wollen Sie denn be~ 
streiten, daß solche Klassen- oder Gesell­
schaftsgegensätze vorhanden sind? Wollen 
Sie etwa irgendwie zum Ausdruck bringen, 
das sind marxistische Ideologien, und da 
sieht man wieder einmal die Sozialisten mit 
ihrem wahren Gesicht? 

Darf ich Ihnen aus einer Rede des be­
kannten Professors Dr. Nell-Breuning, der 
bei einer Gewerkschaftsveranstaltung am 
14. Oktober 1957 zur Frage: Was sind freie 
Gewerkschaften? ,gesprochen hat, etwas 
vortragen. Für den, der es nicht wissen 
sollte, möchte ich noch ergänzen, daß der 
Herr Professor N ell-Breuning Angehöriger 
des Jesuitenordens ist. Auf die Frage: "Was 
sind die Gewerkschaften in der freien Ge­
seIlschaft? Sind sie Klassenorganisationen, 
sind sie Klassenkampforganisationen ?", ant~ 
wartete er: "Die erste Frage: Sind sie Klas~ 
senorganisationen ?, beantworte ich für die 
Klassengesellschaft mit einem eindeutigen 
Ja. ... Es liegt also nicht an den Gewerk­
schaften und am allerwenigsten am bösen 
Willen der Gewerkschaften, daß sie Klassen­
organisationen sind, sondern in dem be­
stehenden Zustand der Gesellschaft ist dies 
mit Notwendigkeit gegeben." 

"Die Klassenauseinandersetzung ist so 
lange eine Notwendigkeit, als die Tatsache 
einer Klassengesellschaft besteht. Es ist 
Ihnen bekannt, wie oft den Gewerkschaften 
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von bestimmter Seite heru 

- das ist 1957 
gesagt worden - "der Vorwurf gemacht 
wird, sie seien eine Klassenorganisation. 
Mir liegt deswegen daran, ausdrücklich fest­
zustellen, daß die Gewerkschaften gar nicht 
anders können, als eine Klassenorganisation 
zu sein, solange die Gesellschaft eine Klas­
sengesellschaft ist." 

Ich hoffe, meine Damen und Herren, daß 
Sie mit diesen Ihren Behauptungen und vor 
allem mit diesen Absichten, uns damit zu 
diffamieren, Schluß machen und daß Sie 
selbst offen und ehrlich Ihre Politik zum 
Ausdruck bringen. Denn Ihr Handeln und 
Ihre ganze Politik, die Sie in den drei 
Jahren jetzt betrieben haben - wenn Sie 
wollen, bin ich auch bereit, Ihnen die ein­
zelnen Details zu sagen, die ich jetzt global 
zusammennehme -, hat folgendes Ergebnis 
im Rahmen Ihrer Finanzpolitik: Viele, viele 
Milliarden Schilling Belastung, viele Mil­
liarden Schilling Entzug von Bundesmitteln 
für den Bereich der Unselbständigen, der 
breiten Schichte der Konsumenten, aber 
etliche Milliarden Schilling Entschädigungen 
und Geschenke an die kleine Gesellschafts­
gruppe der Selbständigen. 

Das ist praktisch das Ergebnis von drei 
Jahren öVP-Politik, und - wenn Sie es 
auch nicht gerne hören - das ist die Macht­
politik der Mehrheit im Rahmen der öster­
reichischen Volkspartei, das ist das Diktat, 
das der öAAB zur Kenntnis zu nehmen hat. 
Dafür hat er hier zu applaudieren, wenn 
irgend etwas von der Unternehmerseite 
gesagt wird. Aber die Opfer, diejenigen, die 
die Lasten zu tragen haben, sind draußen 
die Arbeitnehmer, vor die Sie dann hintreten 
und denen Sie alles mögliche versprechen. 

Das ist die Bilanz von vier Budgets und 
die Bilanz von drei Jahren öVP-Politik. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte ab­
schließend noch ein ernstes Wort aus persön­
licher Sicht sagen. Zwei Ihrer Sprecher haben 
hier oei gegebenem Anlaß - allerdings, möchte 
ich sagen, nur in Worten - die persönliche 
Ehre verteidigt, vor allem die persönliche 
Ehre eines Repräsentanten der Regierung. 
Aber ich glaube, daß wir diese Feststellung 
nicht nur vom Gesichtspunkt einer Person, 
sondern vom Grundsätzlichen her betrachten 
müssen. 

Ich bekenne mich uneingeschränkt zum 
Recht der Verteidigung, der Wahrung und 
Sicherung der persönlichen Ehre des ein­
zelnen, nicht nur von Repräsentanten des 
öffentlichen Lebens, nicht nur von Berufs­
gruppen, wie sie heute hier in den Schmutz 
gezogen wurden, sondern aller Menschen, 
nicht nur in· den Bereichen, die da ange­
schnitten worden sind und die gegen das 

Gesetz verstoßen, sondern auch Politiker,. 
meine Damen und Herren, haben eine Ehre 
zu verteidigen. Aber ich glaube, gerade Sie 
haben kein Recht, sich hier so als Vertei­
diger der Ehre aufzuspielen. Denn viel ge­
fährlicher und für die Sicherheit der Ehre 
des einzelnen und der Gemeinschaften viel 
abträglicher als Anfragen und Klarstellun­
gen sind diese unterschwelligen Verdächti­
gungen, diese Diffamierungen und Verleum­
dungen, die Sie nicht nur vor den Wahlen, 
sondern die Sie laufend hier von diesem 
Pult und bei sonstigen Gelegenheiten immer 
wieder vortragen. (Zustimmung bei der Spö.) 
Es ist das das tägliche politische Handeln der 
öVP. (Unruhe bei der ÖVP. - Der Prä 8 i­
den t gibt das Glockenzeichen.) 

Daher möchte ich Ihnen, meine Damen 
und Herren, die Sie so entrüstet getan 
haben, einen bekannten Spruch sagen : Wenn 
man im Glashaus sitzt, soll man nicht mit 
Steinen werfen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der 
Herr Finanzminister. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Koren: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Herr Abge­
ordneter Häuser! Ich darf zurückkommen 
auf die letzte Fragebeantwortung. Ich habe 
jetzt aus Ihrer Tabelle entnommen, worin 
das Mißverständnis bestand, das uns offen­
bar in dieser damaligen Auseinander­
setzung getrennt hat. Ich habe in meiner 
Fragebeantwortung, wie ich ausdrücklich 
sagte, die im Bundesvoranschlag für 1969 
enthaltenen Zahlen und das voraussicht­
liche Ergebnis 1968 zugrunde gelegt. Da 
nun zufällig im Jahre 1968 das Ergebnis bei 
der Einkommensteuer und bei der Lohn­
steuer mit verkehrten Vorzeichen anders sein 
wird, ergibt sich naturgemäß, je nachdemt 

ob man von den im Voranschlag enthaltenen 
Zahlen oder von den voraussichtlichen Er­
folgszahlen ausgeht, ein erheblicher Unter­
schied. (Abg. Ing. H ä u s e r: Aber Herr 
Finanzminister ! Kann man voraussichtliche 
Erfolgszahlen mit Budgetansätzen verglei­
chen? Das geht doch überhaupt nicht!) Ja, 
natürlich! (Abg. [ng. H ä u s er: Denn der 
Budgetansatz kann sich ja auch wieder ver­
ändern!) Natürlich! Aber die Voraus­
schätzung, Herr Abgeordneter, für das Jahr 
1969 baut nicht auf den Ansätzen des ver­
gangenen Jahres auf, die im Voranschlag 
stehen, .sondern auf dem voraus,sichtlichen 
Erfolg, den wir während des ganzen Jahres 
natürlich zu schätzen versuchen. Und je 
näher man gegen das Jahresende kommt, um­
so genauer werden dann natürlich diese 
Schätzungen. 

Hinsichtlich der übrigen Daten, die jetzt 
in der Kürze bei ihrem Umfang nicht stu-
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diert werden können, würde ich gerne ein­
laden, Herr Präsident, daß wir uns einmal 
bei Gelegenheit zusammensetzen und uns 
darüber unterhalten. 

denen Rangordnungen bewältigt werden und 
nicht im Formelsystem wirtschaftlicher Ent­
scheid ungsmodelle. 

Entscheidend für die Zukunft unseres 
Hohes Haus! Ich darf nur einige wenige Landes scheint mir vor allem die Sicherung 

Bemerkungen noch anfügen: Ich glaube, daß seiner wirtschaftlichen Entwicklung, weil 
im Ablauf dieser Budgetdebatte bisher eine nur in einer Periode steigenden Wohlstandes, 
Fülle von Fragen aufgeworfen worden ist steigender Leistungskraft unserer Wirt­
und - wie in einer parlamentarischen Aus- schaft eine befriedigende Lösung unserer 
einandersetzung nicht anders denkbar - der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Pro­
Widerstreit der Meinungen und Auffassun- bleme mÖglich scheint. Heute steht im Vor­
gen hart aufeinandergeprallt ist. Die Wirt- dergrund dieser Fragen die Verbesserung 
schafts- und Budgetpolitik und viele Fragen und Anpassung unserer WirtschaftsstI'uktur 
darüber hinaus sind in der Diskussion über in der Richtung zu Bereichen höherer Er­
den vorliegenden Staatshaushalt beraten giebigkeit. Vor dieses Problem sind alle 
worden und ebenso auf Zustimmung wie auf Industrieländer durch den raschen tech­
heftige Kritik gestoßen. Die ungeheuer 1 nischen Fortschritt und die Änderung der 
große Bandbreite der Meinungen und Auf- Verbrauchsgewohnheiten gestellt worden. 
fassungen, die zum Ausdruck karn, hat, so' Wer sich nur entfernt mit diesen Fragen 
glaube ich, bestätigt, daß der Staatshaushalt beschäftigt hat, weiß, daß es sich hier um 
die zentrale Aufgabe der modernen Demo- Probleme handelt, die, weil zutiefst mensch­
kratie geworden ist, ein Instrument, dem liehe und soziale Fragen berührt werden, 
unsere Gesellschaft eine überfülle von Auf- nicht kurzfristig gelöst werden können. Die 
gaben übertragen hat, und zwar Aufgaben, Produktions- und Handelsstatistik beweisen 
die zu einern erheblichen Teil miteinander hinlänglich, daß ein 'erheblicher Struktur­
in Widerspruch stehen und daher nur im prozeß, eine Verlagerung der Produktion in 
demokratischen Ausgleich, durch Kompro- der Richtung zu Gütern höheren Verede­
misse zwischen den regionalen und sozialen lungsgrades stattfindet. Durch Anpassungs­
Gruppen unseres Gemeinwesens gelöst wer- und Umstellungshilfen wollen wir diesen 
den können. Dieser Kompromiß, ja die Viel- Prozeß entscheidend stärken und verbessern. 
zahl der notwendigen Kompromisse, die ge- An der Ausarbeitung der hier im Hohen 
schlossen werden müssen, können letztlich Hause befindlichen Vorlagen haben die Ver­
nur das Ziel verfolgen, die zwangsläufig treter aller großen Interessenvertretungen 
unerfüllbare Summe aller Wünsche in mitgewirkt. 
unserer Gesellschaft auf das Ausmaß des 
Möglichen zu reduzieren. 

In einern solchen Ausgleichsprozeß müssen 
unvermeidlich bei allen Gruppen Wünsche 
und Forderungen unerfüllt bleiben. Das 
Zentralproblem unserer Gesellschaft, Hohes 
Haus, die Begrenztheit der Mittel gegenüber 
der Unbegrenztheit der individuellen und 
kollektiven Bedürfnisse, kann keine Wirt­
schafts- und keine Budgetpolitik lösen. Keine 
Budgetpolitik kann alle Wünsche und For­
derungen, die im Zuge der Debatte hier er­
hoben worden sind, tatsächlich erfüllen, und 
kein budgetpolitisches und kein wirtschafts­
politisches System kann den demokratischen 
Ausgleich durch Rechenvorgänge ersetzen. 

Ich möchte nicht mißverstanden werden: 
Ich bekenne mich eindeutig und klar zur 
Anwendung moderner Methoden und Ver­
fahren zur Verbesserung der Entscheidungs­
grundlagen der rolitik. Ebenso klar aber 
möchte ich nochmals zum Ausdruck bringen, 
daß die Wissenschaft und ihre Mittel und 
Methoden die politische Willensbildung nicht 
ersetzen können. lJie Vielfalt der mensch­
lichen Gesellschaft und die Fülle ihrer 
Probleme kann hur mit demokratisch gefun-

Der zweite Schwerpunkt, Hohes Haus, 
unserer wirtschaftlichen Probleme ist die 
Konjunkturpolitik, das heißt die Bewältigung 
der kurzfristigen Schwankungen des Wirt­
schaftsablaufes, die in jedem Land durch 
innere oder äußere Störungen hervorgerufen 
werden können und die kein Land von vorn­
herein ausschließen kann, insbesondere 
dann, wenn es in hohem Maße mit dem 
Weltmarkt verflochten ist. 

Bei allem Verständnis für die Kritik der 
Opposition und für den Pessimismus, der 
geäußert wurde, können wir kaum mehr 
übersehen, daß unsere Wirtschaft von der 
weltweiten Schwäche des Vorjahres weniger 
betroffen worden ist als viele andere Länder, 
insbesondere unser großes Nachbarland. 
Ebensowenig kann jetzt noch ein Zweifel 
bestehen, daß auch die neue Aufschwung­
phase seit dem Frühjahr 1968 begonnen und 
sich eindeutig gefestigt hat. Soeben ver­
öffentlicht das Wirtschaftsforschungsinstitut 
die Zahlen für das dritte Quartal dieses 
Jahres und meldet eine Wachstumsrate von 
real 5,5 Prozent, die eindeutig im Spitzenfeld 
der europäischen Länder liegt. Besonders 
die Industrieproduktion nimmt diesen An-
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Bundesminister Dr. Koren 
gaben zufolge kräftig zu. Sie hat in den 
letzten Monaten im Durchschnitt um mehr 
als 10 Prozent gegenüber 1967 zugenommen. 
Selbstverständlich, Hohes Haus, gibt es in 
diesem Aufschwung Ungleichgewichte in 
Ausmaß und Tempo, Bereiche, die weit über 
dem Durchschnitt liegen, und notwendiger­
weise andere, die dahinter zurückbleiben. 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Dr. Androsch. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Androsch (SPö) : 
Herr Präsident! Hohes Haus! Ich möchte 
ganz kurz auf das eingehen, was Herr Kol­
lege Hauser etwas früher gesagt hat. Er hat 
wieder einmal versucht, unsere Tätigkeit zu 

Gerade in dieser Stunde gibt das Wirt- reflektieren, und hat der Opposition gut zu­
schaftsforschungsinstitut mit den aktuellen geredet. Knapp nach seiner Rede hat sich 
Zahlen auch einen Ausblick auf das kom- folgendes zugetragen: Mein Parteifreund 
mende Jahr, der bestätigt, daß die An- Häuser wollte den Abgeordneten rech­
nahmen, die wir der Budgeterstellung zu- nerische Unterlagen für seine Rede zur Ver­
grunde legten, gerechtfertigt sind. Das reale fügung stellen, und Sie (zur (JVP gewendet) 
Wachstum für 1969 wird nun von den Wirt- haben entsprechend reagiert und diese Un­
schaftsforschern auf mindestens 5 Prozent terlagen nicht einmal angenommen, weil Sie 
geschätzt. Entscheidend ist aber die Mit- offensichtlich die nackten Zahlen nicht 
teilung, daß nun in der Mittelphase des wünschen. Ebenso, Herr Kollege Hauser, hat 
neuen Aufschwungs sich auch die Investi- es sich mit verschiedenen Vorschlägen zu­
tionsneigung erheblich stärkt und für 1969 getragen. Wir haben gestern eine Reihe von 
mit einer Zunahme der Ind ustrieinvestitionen steuerpolitischen, steuertechnischen Vor­
um rund 20 Prozent gerechnet werden kann. schlägen gemacht, ohne daß ein einziger 
Vor allem wird eine Reihe von industriellen Redner von Ihnen mit einem Argument 
Großinvestitionen zum Tragen kommen. Dar- darauf eingegangen wäre. Ich glaube also, 
über hinaus - darüber habe ich zum Teil daß es nicht notwendig ist, wenn Sie uns 
schon berichtet - wird der Bund außerhalb I gut zureden. Vielleicht könnten Sie Ihren 
des hier vorliegenden Haushaltes Investi-I Appellen einmal in der eigenen Fraktion zum 
tionen bedeutenden Umfanges zusätzlich vor- Durchbruch verhelfen. 
nehmen beziehungsweise fördern. Nun, Herr Minister, Sie haben gestern 

Ich glaube, Hohes Haus, daß die Voraus­
setzungen für die weitere Entwicklung 
unserer Wirtschaft günstig sind. Mit der 
Vorschau auf 1969 liegt österreich an der 
Spitze der Erwartungen aller europäischen 
Länder. Diese Entwicklung wird uns aber 
sicherlich nicht geschenkt werden, sondern 
entscheidend von der Erhaltung des inneren 
und äußeren Gleichgewichtes unserer Wirt­
schaft und des Staatshaushaltes abhängen. 
Ich bin weit davon entfernt zu glauben, daß 
Erfolg oder Mißerfolg der wirtschaftlichen 
Entwicklung nur eine Frage der Wirtschafts­
politik sei, ebensowenig aber glaube ich, daß 
es nur eine Folge der Zufallsentwicklung in 
anderen Ländern sein könnte, sondern ich 
weiß, daß diese Entwicklung eine Resul­
tierende aus diesen Faktoren ist, zu welchen 
nicht zuletzt das wirtschaftliche Verhalten 
der Sozialpartner hinzukommt, die in öster­
reich durch ihre verständnisvolle Politik 
zweifellos zum neuen Aufschwung entschei­
dend beigetragen haben. 

Wir sollten, Hohes Haus, bei aller not­
wendigen und unvermeidlichen Härte der 
Auseinandersetzung über Mittel und Wege 
der Politik und Wirtschaftspolitik das ge­
meinsame Ziel - den wirtschaftlichen Fort­
schritt und damit die Zukunft unseres Lan­
des - nicht in Frage stellen. (Beifall bei der 
lJVP.) 

unmittelbar auf meinen Debattenbeitrag ge­
antwortet und gemeint; ich hätte Ihre Ischler 
Rede nicht richtig wiedergegeben. Darf ich 
zum Beweis meiner Feststellungen zwei Zei­
tungsmeldungen vom 20. September des Vor­
jahres zitieren. Es heißt im "Tagblatt" unter 
der überschrift "Klaus-Freund Koren unter 
schwerem Beschuß": "Schweizer National­
ökonom Professor Bombach weist Forderung 
nach Rückführung der Löhne entrüstet zu­
rück." 

Hier wird Professor Bombach zitiert der 
gesagt hat:"Dann hätte Lord Keynes 'wohl 
umsonst gelebt, schleuderte Professor Bom­
bach entrüstet dem Staatssekretär Dr. Koren 
in der Diskussion entgegen. Koren hatte 
nämlich gefordert, daß die Industriegehälter 
und -löhne zurückgebremst werden müßten 
weil die Unternehmerprofite in letzter Zeit 
nicht mehr so groß wären. Sagte Bombach: 
Da müssen eben die Unternehmer mehr in­
vestieren, damit sich die Gewinne erhöhen 
und die Profite den Löhnen wieder nach­
kämen. Das mit dem Lohnbremsen hätte man 
schon vor dreißig Jahren erfolglos probiert 
und als falsch erkannt, aber, meinte der be­
kannte Nationalökonom, manche müssen halt 
etwas zweimal versuchen, bis sie es 
glauben !" 

Nun wel'den Sie sagen, das sei nur im 
"Tagblatt" gestanden, das wäre für Sie kein 
hinreichendes Beweismittel. 
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Dr. Androsch 
. Auch die "Presse" vom 23. September hat; nahmen sollte die Einsparung von 3,2 Mil­
sich mit dieser Ischler Tagung auseinander- I liarden zählen. 
gesetzt und bezieht sich in einer Ausgabe Herr Minister! Es ist nicht eine Fiktion,. 
auf die Ausführungen des damaligen Staats- die wir Ihnen unterstellen, wenn wir Sie 
sekretärs hinsichtlich der Forschung, wo es jetzt beim Wort nehmen. Sie haben diese 
heißt: "Seine Stellungnahme zur Forschung Fiktion des drohenden Budgetdefizits von 
präzisierte Staatssekretär Koren dahin, daß 16 Milliarden für 1969 aufgestellt und haben 
ihre Bedeutung heute mitunter überschätzt die darauf gegründeten Maßnahmen vorge­
werde; für einen kleinen Staat sei zu emp- schlagen. Wenn Sie das bei den Einnahmen­
fehlen, sich der Ergebnisse der Forschung erhöhungen als durchaus richtig angesehen 
im Ausland zu bedienen ... " Angesichts der haben, dann müssen Sie die Fiktion nunmehr 
Situation unserer Forschung, glaube ich, auch bei der Überprüfung der versprochenen 
erübrigt sich eine weitere Stellungnahme Einsparungen gegen sich gelten lassen. (Bei-
dazu. fall bei der SPö.) 

Nun ist man sehr empfindlich, wenn von 
unserer Seite, wenn mit solchen Argu­
menten, die wir nicht erfunden haben, ein 
Minister, wenn Sie wollen, angegriffen wird. 
Der Minister seinerseits äußert sich in Aus­
führungen in der öffentlichkeit, die er ja 
nicht im Hohen Hause macht, die nicht im 
Hohen Haus zur Diskussion gestellt werden, 
sondern in Versammlungen vorgebracht 
werden, weniger zimperlich. 

Ich habe das "Volksblatt" vom Freitag, 
den 11. Oktober vor mir. Da heißt es in 
der Überschrift "Phrasen ohne echte Alter­
nativen - Koren zum SPö-Wirtschaftspro­
gramm" ; es folgt eine Reihe weiterer Aus­
führungen. 

Herr Minister! Man hätte von Ihnen als 
Nationalökonomen, als praktizierendem Ordi­
narius an der Hochschule für Welthandel 
doch eine fairere Auseinandersetzung mit 
unserem Wirtschafts programm erwarten 
können (Abg. Dr. Hai der: Weil nicht8 
drinnen i8t! - Abg. Dr. Pi t t e r man n: 
Auch keine Promille!), als Sie das nach den 
Ausführungen des "Volksblattes" getan 
haben! 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Der Herr Minister hat ebenso wie im Aus­
schuß versucht darzulegen, daß das Ver­
sprechen, 3,2 Milliarden Schilling im Herbst 
zusätzlich an Ausgaben einzusparen, einge­
halten wurde. Wie aber schon im Ausschuß 
ist es ihm nicht möglich gewesen, diesen 
rechnerischen Nachweis zu bringen. Er hat 
auch gar nicht den Versuch unternommen, 
unsere Rechnung in irgendeiner Weise zu 
korrigieren. Ich will Sie mit diesen Rech­
nungen nicht weiter aufhalten und möchte 
dazu nur folgendes sagen: 

Die Vorschläge zur Reduzierung des auf 
Grund der Vorschau im Frühjahr dieses 
Jahres sich ergebenden Budgetdefizits für 
1969 sind so aufgebaut worden, daß man 
gesagt hat: Diese Vorschau ist die Aus­
gangsbasis, daher müssen verschiedene Maß­
nahmen ergriffen werden. Zu diesen Maß-

Nun zur konkreten Situation der nächst­
jährigen Konjunktur. Vorweg möchte ich 
feststellen, das es nicht zutrifft, Herr Mini­
ster, wenn Sie erklärt haben, daß unsere Er­
wartungen an der Spitze der europäischen 
Nationen liegen. Ich habe vor mir das vor 
wenigen Tagen veröffentlichte J ahre;:;gut­
achten des Deutschen Sachverständigen­
rates, in dem für Frankreich etwa 6,5 und 
für Italien 5,5 reale Zuwachsrate erwartet 
wird, während, wie Sie ausgeführt haben, 
die Experten in österreich für das nächste 
Jahr 4,8 Prozent und ohne Landwirtschaft 
5,1 Prozent erwarten. 

Einige Bemerkungen zur Frage der In­
vestitionen. Ich will Sie hier nicht länger 
mit Zitaten aufhalten. Der Vorwurf, daß 
mein Parteifreund Staribacher den Instituts­
bericht nicht ausreichend zitiert hat, er­
übrigt sich schon deswegen, weil das gestern 
mein Parteifreund Lanc in der vollen Länge 
getan hat. 

Ich glaube, Herr Minister, daß Sie an sich 
der beste Zeuge für Ihre eigenen Ausführun­
gen sind. Ich entnehme dem "Kurier" vom 
25. September dieses Jahres folgenden 
Passus: "Investitionen im allgemeinen: Der 
Staat wird im kommenden Jahr nicht mehr 
ganz soviel investieren wie heuer. Finanz­
minister Professor Koren begründete dies 
mit dem Hinweis auf den Konjunkturanstieg, 
der auch ein Eventualbudget 1969· über­
flüssig mache." 

Eine ähnliche Feststellung ließe sich aus 
dem "Volksblatt" zitieren. 

Das heißt, Herr Minister: Ende September 
haben Sie selbst in der öffentlichkeit noch 
erklärt, daß 1969 die Investitionen geringer 
sein werden als 1968. Nunmehr dürften Sie 
das Gefühl bekommen haben, daß es propa­
gandistisch notwendig ist, das etwas zu 
korrigieren. Sie versuchen mit aller Gewalt, 
die nichtzutreffende Tatsache hineinzulegen, 
daß die Investitionen steigen. Ich brauche 
die Zahlen im einzelnen nicht mehr näher 
auszuführen. 
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Dr. Androsch 
Herr Minister, Sie haben auch gemeint, 

daß keine Auswirkungen auf die Zahlungs­
bilanz von der Tatsache der rasch angestie­
genen hohen Auslandsverschuldung aus­
gehen werden. Ich kann nur feststellen, daß 
das im Widerspruch zu den zum Teil sehr 
starken Befürchtungen der Experten in der 
Nationalbank in bezug auf diese Angelegen­
heit steht. 

Was nun die konkrete Budgetkonjunktur­
situation des nächsten Jahres betrifft, so 
glaube ich, daß man das nicht isoliert be­
trachten kann. Man muß die Entwicklungen 
der vorhergegangenen Jahre in die Betrach­
tungen mit einbeziehen. Ich glaube, es ist 
heute bewiesene Tatsache, daß mit der Bud­
getpolitik des sogenannten währungsneu­
tralen Budgets, wie es Ihr Amtsvorgeher 
praktiziert hat, leider verabsäumt wurde, 
rechtzeitig die notwendigen Schritte zu 
machen und die notwendigen Maßnahmen 
einzuleiten. 

Kollege Hauser hat heute erklä.rt, daß 
man schon Ende 1966 den Konjunkturein­
bruch erkannt hätte. Das steht wieder in 
einem krassen Widerspruch zu den Äußerun­
gen des Herrn Bundeskanzlers, der noch im 
Frühjahr bei verschiedenen Gelegenheiten 
und auch hier im Hohen Hause das geleug­
net hat und vielmehr mit der wirtschaft­
lichen Entwicklung zufrieden war und 
unseren Parteivorsitzenden, der auf diesen 
Konjunktureinbruch hingewiesen hat, der 
Schwarzmalerei geziehen hat. Ich glaube, das 
ist damit einwandfrei klargestellt. Das ist 
das Problem, Herr Kollege Hauser, mit dem 
wir derzeit und damit auch beim Budget 
1969 zu kämpfen haben. 

Regierung zur Verfügung stehen, daß Sie 
nicht darauf angewiesen sind, sich das von 
einem Abgeordneten der Opposition darlegen 
lassen zu müssen. Aber für solche wirt­
schaftspolitische Informationen stehe ich 
trotzdem recht gerne zur Verfügung. (Abg. 
Dr. W i t h alm: Eine Prognose, Herr Ab­
geordneter! Eine Prognose und die Realität 
sind zwei verschiedene Dinge!) 

Herr Finanzminister! Was das Defizit und 
die Staatsschuld betrifft ... (Abg. Dr. W i t­
h alm: Das wissen Sie heute noch nicht, was 
die Realität sein wird! - Zwischenrufe. -
Der Prä s i den t gibt das Glockenzeichen.) 

Hohes Haus! Zum Abschluß möchte ich 
noch zu zwei Dingen eine Bemerkung 
machen: Was das Defizit und die Staats­
schuld betrifft, möchte ich einmal darauf 
hinweisen, daß im Koren-Bericht der Herr 
Finanzminister selbst auf das Problem des 
strukturellen Defizits hingewiesen hat. Herr 
Finanzminister ! Sie haben in keinem Ihrer 
Diskussionsbeiträgeausgeführt, daß das 
strukturelle Defizit echt abgebaut worden 
wäre. Ich gebe gerne zu, daß das Netto­
defizit im nächsten Jahr geringer wird. Es 
wird sich noch herausstellen, ob es in dem 
Ausmaß geringer wird, wie es dem Bundes­
finanzgesetz zu entnehmen ist. Denn, Herr 
Finanzminister, Sie wissen besser als ich, 
daß eine Reihe von Einnahmen mehr als 
optimistisch geschätzt sind. Ich denke dabei 
zum Beispiel an die Einnahmen der Bundes­
bahn. 

Und nun zur Frage der Staatsschulden 
und Staatsschuldenverwaltung. Ich möchte 
Sie - wie gesagt - nicht länger aufhalten; 
aber, Herr Kollege Sandmeier, nehmen Sie es 

Nun hat mich der Herr Generalsekretär mir nicht übel, wenn ich Ihnen für den 
Withalm gestern gefragt, wie ich dazu- nächsten Beitrag, den Sie vielleicht auf 
komme, zu behaupten, daß die Staatsschuld diesem Gebiet leisten, einige Werke .empfehle. 
Ende 1970 50 Milliarden Schilling betragen Ich empfehle Ihnen das Buch "Volkswirt­
wird. Da Ihnen offenbar die Unterlagen nicht schaftslehre" von Samuelson und den Bei­
zur Verfügung stehen, möchte ich Ihnen trag von Musgrave im "Handbuch der Fi­
gern diese Darlegung bringen. nanzwissenschaft" zu diesem Thema. Ich 

Die Finanzschuld beträgt Ende 1968 laut glaube, daß Ihnen dann das nicht passieren 
übersicht zur Budgetrede des Herrn Finanz- wird, was Ihnen bei Ihrem gestrigen Beitrag 
ministers 39,8. Die Nettoverschuldung für passiert ist. (Abg. San d me i e r: Was hat 
1969 wird 3 Milliarden sein, das ergibt 42,9. nicht gestimmt?) Ich bin so in Zeitnot, daß 
Wenn Sie sich die Prognose, insbesondere die ich Ihnen das im einzelnen heute nicht mehr 
mit Herren des Finanzministeriums erar- ausführen kann. 
beitete Budgetprognose des Beirates, an- .... . 
sehen, so erhöht sich im Jahre 1970 bei der I Was dl~ Begunsbgungen auf . der Em­
günstigeren Variante die Staatsschuld auf n~hmens~l~e des Bud~ets ?etnfft, Herr 
49,7, bei der ungünstigeren auf 52,7. Noch FmanzmmIst~r, kann l~h SIe ~uch nur 
krasser wird es dann im Jahre 1971 sein, darauf verw.elsen, was S~~ auf SeIte 50 u~d 
wenn es bei der ungünstigeren 65,5 be- 51 Ihres .BerIc~tes a?sgefuhrt haben, was SIe 
ziehungsweise bei der günstigeren 58,4 sein dann leIder nIcht m den Koren-Plan auf­
werden. Ich wünsche Ihnen nur, Herr Vize- nehmen konnten. 
kanzler, daß Ihnen im nächsten Jahr diese Herr Kollege Machunze! Sie haben eine 
Unterlagen und diese Informationen in der Lanze für da.s Ba.usparen gebrochen. Auf 
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Dr. Androsch 
Seite 51 dieses Berichtes finden Sie die Fest- Redner zahlenmäßig wie fol~t auf: 89 der 
stellun.g, daß das Bausparen je.denfalls zu ÖVP, 155 der SPö und 44 der FPö. 
überprüfen wäre. Di,es aus ganz bestimmten Regierung:smitglieder haben im Zuge Ider 
unds'ehr zutreffenden Gründen; weil ·etwa Aussprache 33mal .das Wort ergriffen. Die 
ein Durchschnittsverdiener mit 4000 S Ein- längsten Redezeiten haben die Abgeordneten 
kommen, der zwei Kindel' hat - vorausge- i Ing. Häuser mit 2 Stund·en und 24 Minuten 
setzt, daß er 20.000 S ersparen kann -, aus: (ironische Zustimmung bei der öVP - Abg. 
diesem Titel eine Steuerersparnis von 2334 S ,Dr. P i t t er man n: Was kriegen die für 
erzielt; und jemand, der G,en ·höchsten! eine Subvention?)- die Goldmedaille! _, 
Grenzsteuersatz erreicht, eine Ersparnis von i Dr. Scrinzi mit 2 Stunden und Abgeordneter 
12.314 S. Ich gmube, daß das gen au da.s Pro- : Ulbrich mit 1 Stunde und 29 Minuten auf­
blem dieser Form der Förderungen darstellt. zuweisen. 
Ich glaube, wir sollten davon abgehen. Meine Damen und Herren! Die Kurzredner 

Herr Gener.alsekretär! Was die Preis- habe ich diesmal - da Isie so zahlreicih 
stützungen auf der Ausg.a.bense-itebetrifft, waren - -nicht in Evidenz ,gehalten. 
so kann ich auch Sie nur .auf den Koren- Am län.gsten dauerte die Debatte über das 
Beric.ht, Seite 51, verweisen. Ich möchte ihn Kapitel Soziale Verwaltung, und zwar 
nicht zitieren, weil das heute s,chon mein 22 Stunden und 2 Minuten. 
Parteifreund Staribacher gemacht hat. Sie 
können das jedenfaUs auf Seite 51 nach­
lesen. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Aus all den kurzen Klarstelluugen geht her­
vor, d.aß in vielen Punkten :nicht zutreffend 
ist, was von dem Budget 1969 .seitens der 
Regierungspartei behauptet wird, ·daß es 
nämlich ·einen Impul,s für ,die konjunkturelle 
Entwicklung gi,bt, daß es einen Beitrag zur 
Strukturentwi.cklung leistet und daß hier 
eine Budgetsanierung vorliegt. Ich kann 
da·her nur meine Feststellung, die ich gestern 
zum Abschluß getroffen ·habe, wiederhol,en, 
daß Sie sich mit dem Budget 1969 nichts 
anderes als den s·chwank,enden .steg bis zu 
den nächsten Nationalratswahlen .gebaut 
haben. (Beifall bei der Spö.) 

Präsident: Zum Wort ist dann niemand 
mehr gemeldet. Ei.n Schlußwort wünscht der 
Herr Generalberichterstatter. 

Genera:lberichterstatter Tödling (Schluß­
wort): Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Einer alten Übung entsprechend, 
möchte ich Ihnen die Bilanz, soweit es die 
Redner und die Redezeiten hetrifft, über die 
Haushaltsdebatte zur Kenntnis bringen. 
Leider .steht dem Generalberichterstatter 

Sowohl mit diesen Einzelleistungen, bezo­
gen auf die Redezeit, als :auch hinsichtlich 
der Gesamtdauer der Budgetdebatte wUI1den 
alle Rekorde seit 1945 gebro0hen. - Ich 
·danke. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 
A b s tim m·u n ,g üher die Be rat u n gs­
gruppe XI. 

Dies·e umfaßt Kapitel 50: Finanzv·erwal­
tung, Kapitel 51: Kas.senverwaltung, Kapi­
tel 52: öffe-ntliCihe Abg.aben, Kapitel 53: 
Finanzausgleic·h, Kapitel 54: Bundesv.ermö­
gen, Kapitel 55: Pensionen (Hoheitsverwal­
tung) , Kapitel 56: Familienlastenausgleich, 
Kapitel 57: Staatsvertrag, Kapitel 73: Salz 
(Monopol), Kapitel 74: Glück.sspiele (Mono­
pol), Kapitel 75: BI1anntwein (Monopol), 
Kapitel 76: Hauptmünzamt, Kapitel 80 : 
Postsparkassenamt, Kapitel 90 bis 99: Finanz­
schuld. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antra·g des Spezialberichter.statters .beitre­
ten, dies,en Kapiteln in der Fassung d,er Re­
gierungsvorlage i.hre Zustimmung zu geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das i.st 
die Me.hrheit. An ge n 0 m m e n. 

über d.ie zur BeratU'ngsgruppe XI einge­
brachten Entschließungsanträge wird nach keine echte "Manöverkritik" zu. Bitte ver-
der dritten Lesung abzustimmen s·ein. stehen Sie, Manöverkritik unter Anführungs-

zeichen. Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
ü'ber das B und e s f i TI a n z g e set z und Mit d'en Debatten wurde am 26. November 

begonnen, und sie. enden heute am 20. De- die dazugehörigen Anlagen. 
zember. Klammert man die Wochenenden Ich lasse zuerst üher den Entwurf des 
und die normalen Haus,sitzungen aus, erge- Textes des BUlldes~nanzgesetzes .~ür das 
ben sich für ,d.as Budget 15 Verham.dlung.s- , Jahr 1969 ,selbs.t ,a~sbm~en, ,~odann u~er alle 
ta,ge. 'I Anl,agen, ,soweIt uoor SIe mc:ht be.relts ab-

288 Redner hahen im Plenum zum Haus- ! gestimmt worden ist. 
haltsvoranschlag 1969 158 Stunden 42 Minuten Es sind dies folgende A'll.lalgen: 
gesprochen. Ich möchte hemerken, daß es Die Anla'gen I a hils I d, Gesiamtühersi:ch-
sich bei <Liesen Zahlen um Netto,spreCihzeiten ten, Systemtsierung.splan der Kmft-, Luft­
handelt. Nach Fraktionen gliedern s'ich die 1 und Wa,s,serfahrzeug,e des Bundes, der e,ine 
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Präsident 
Anl,age zum Bundesvoranschlag darstellt, 
und Anlage II, Dienstpostenplan. 

. über .di.e AnI,age I, Bund,esvoranschlag, 
1st bereIts im Zusammenhang mit der Be­
hand'}ung -der einzelnen Beratungsgruppen 
abgestimmt worden. 

Wir kommen somit zur Abstimmung über 
den Entwurf des Textes des Bund€sfinanz­
gesetz-es selbst. 

Ich bitte jene Damen und Herren, ,die dem 
Text des Bund-esfinanzgesetz.es in der Fas­
sung des Ausschußberichtes ihre Zustim­
munggeben, .sich von den Sitzen zu erhe­
ben. - Das il8t die Mehrheit. Angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über ·alle zum Bunde,sfinanzgesetz für das 
Jahr 1969 gehörigen Anlagen, ,soweit über 
,sie nicht bereits abgestimmt worden ist. 

Ich lasse zunächst über die Anlagen I a 
bis I d, Gesamtübersichten, in der Fassung 
der Regierungsvorl,age abstimmen und bitte 
jene Damen und Herren,di,e diesem Teil der 
Vorlage ihre Zustimmung geben, :sic,h von 
den Sitzen zu erheben. - Da,s ist die Mehr­
heit. Angenommen. 

Ich lasse nunmehr über 'den Systemisie­
rungsplan der Kraft-, Luft- und Wasserfahr­
zeuge des Bundes, der eine Anlage zum Bun­
desvor,anschlag bildet, in der Fa,ssung der 
Regierungsvorlage abstimmen und bitte Jene 
Damen und Herren, die hiezu ihre Zustim­
mung geben, sich von den Sitzen zu erhe­
ben. - Die Mehrheit. Angenommen. 

Schließlich lasls-e kh nunmehr über die 
Anlage Ir zum Bundesfinanzgesetz, das ist 
der Dienstpostenplan, abstimmen und bitte 
jene Damen und Herren, die diesem in der 
Fassung der Re:gierungsvorlage ihre Zustim­
mung geben, sich von den Sitzen zu erhe­
ben. - Das i,st die Mehrheit. Angenommen. 

Damit ist die Abstimmung in z w e i t e r 
Lesung beendet. 

Der Berichterstatter beantragt die sofor­
tige Vornahme der d r i t t e TI Lesung. -
Kei'n Einwand. 

Ich bitte jene Damen und Herren die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf ·samt ~1l€IIl An­
la,gen auch in dritter Lesung ihre Zustim­
mung erteilen, sich von den Sitzen zu erhe­
ben. - Dies ist die Mehrheit. 

Der Gesetzentwurf i.st somit auch in drit­
ter Lesung a n gen 0 m m e n. 

Damit i,st das Budget für das Jahr 1969 
verabschiedet. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über die zum Bundesfinanzgesetz für das 
Jahr 1969 eingebrachten E n t s chI i e­
ß u n g san t r ä .ge, soweit über sie noch 
nicht abgestimmt worden ist. 

Zur Beratungsgruppe IV, Inneres liegen 
zwei Ents-chließungsaonträge vor. ' 

Im Entschließ-ungg,antrag der Abgeordne­
ten Czettel und Genossen wird die Bundes­
regierung aufgefordert, unverzüglioh eine 
Regierungsvorlage einzubringen, durch 
welche eine gesetzmäßige Basis für -selb­
ständi.ge Amtshandlungen der Wktschafts­
poli,zei im gesamten Bundesgebiet geschaffen 
wird. (S. 9802.) 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Entsc1hließungsantrag Czettel ihre Zu­
stimmun,g geben, siclh von den Sitzen zu er­
heben. - Dies ist die Minderheit. A b g e­
Ie h n t. 

Wir gelangen nun zum Entsc-h.Ji.eßungs­
antrag der Abgeordneten Jungwi,rth und 
Genossen, betreffend Maßnahmen zur Behe­
bung des bei der Sicherheitswache der Bun­
de,spolizeibehörd-en ,herrschenden Personal­
mangels. (S. 9822.) 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Entschließungsantrag ,ihre Zustimmung 
geben, ,s,ich von den Sitz-en zu erbeben. -
Dies ist die Mi'nderheit. A b gel e h n t. 

Zur Beratungsgruppe VII, Soziale Verwal­
tung, liegen zwei EntschHeßungs-anträge vor. 

Der EntschHeßungsantrag der Abgeord­
neten Melter und Genossen betrifft die An­
reclhnung von Zeiten des Bezuges an Kran­
kengeld oder Arbeitslosenunterstützung bei 
der Ermittlung der Steigerungsprozentsätze 
für die Pensionsbemessung. (S. 9606.) 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Entschließungsantrag ihre Zustimmung 
geben, ,sich von d,en Sitzen zu 'erheben. -
Dies i,st -die Minderheit. A b gel e h n t. 

Der von den Abgeordneten Gerh'ude Won­
drack und Genoslsen eingebrachte Entschlie­
ßungsantralg betrifft eine Erhöhung der 
Witwenpension. (S. 9674.) 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Entsc,hließungsantrag Wondrack ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Dies ist die Minderhe,it. A b g e­
I e h n t. 

Zur Beratungsgruppe IX, Handel, Gewerbe 
und Industrie, liegt ein Entschließungs­
antrag der Abgeordneten Adam Pichlel' und 
Genossen betreffend VereinheitHchung der 
Maßnahmen zur Förderung des Fremden­
verkehrs und der Fremdenverkehrsbetriebe 
vor. (S. 10378.) 

Ich bitte Jene Damen und Herren, die die­
sem Entschließungsantrag ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Dies i.st die Minderheit. A b gel e h n t. 

Zur Ber.atungsgfuppe X, Verkehr und ver­
staatlichte Unternehmungen, liegen drei 
Entschließungsanträge vor. 
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Präsident 
Der gemeinsame Entschließungsantrag 

der A,bgeordneten Dipl.-Ing. Dr. J ohanna 
Bayer, J osef Schlager, Zeillingerund Genos­
sen betrifft die Einhebungder RUindfunk­
und Fernsehgebühren. (S. 10853.) 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem gemeinsamen Entschließungsantra,g i,hre 
Zu.stimmun,g geben, ,sich von den Sitzen zu 
erheben. - Einstimmig. An gen 0 m m e n. 

Im E,ntschließungsantrag der Abgeord­
neten Brauneis und Genoss,en wird die 
Bundesregi,erung aufgefordert, ein Finan­
zierungskonzept für -die verstaatlichte Indu­
strie vorzulegen. (S. 10902.) 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
s·em Entschließungsantrag Brauneis ihre 
ZUlstimmung geben, ,sich von den Sitzen zu 
erhebeln. - Minderheit. Ab gel e h n t. 

Der gemeinsame Ents·chließungsantrag 
der Abgeordneten Hellwagner, Doktor 
Kranzlmayr, Peter und Genossen betrifft 
die Strompreisregelung für die Aluminium­
Hütte Ranshofen. (S. 10910.) 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
s,em gemeinsamen Entschließungsantrag ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Einstimmig. A n gen 0 m m e n. 

Zur Bemtungsgruppe XI, Finanzen, liegen 
zwei Entschließungsanträge des Aus.schusaes 
vor, die dem Spezial bericht bei,gedruckt sind. 

Im ersten Entschließung,sarntrag, der von 
den Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Weihs, Kul­
hanek und Dr. van Tongel gestellt wurde, 
wird der Bundesminister für Fi'nanzen er­
sucht, die Finanzbehörden anzuweisen, in 
noch nicht abge,schloSisenen Fällen des Er­
werbes von Hälfteeigentum ,an Liegens,chaf­
ten durch Ehegatten infolge Mitarbeit bei 
der Errkhtung eines Eigenheimes di,e Sche'll­
kungssteuerschuld nachzusehen. (S. 10936.) 

Ich bitte jene Damen 'und Herren, die die­
sem Entsehließungsantrag ihre Zustimmung 
g,eben, ,sich von den Sitzen zu erheben. -
Einstimmi,g. A on gen 0 m m e ll. 

Im zweiten Entschließungsantrag, der von 
den Abgeordneten Dr. AndrÜ'sch, Gabriele 
und Dr. v,an Tongel ge,stellt wurd,e, wird der 
Bundesminister für Finanzen ersucht, eine 
Kommis,sion zur Reform und Vereinfachung 
der Abgabengesetze einzusetzen. (S. 10936.) 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
,sem Entschließung,santrag ihre Zustimmung 
geben, ,siClh von ,den Sitzen zu erheben. -
Einstimmig. An ,g e n 0 m me n. 

Schließlich liegen noch zur Beratungs­
gruppe XIII, Bauten und Tec,hnik, v.ier Ent­
,sc'hließungsanträg,e vor. 

Im er,sten Entschließung,santrag, der vom 
Auslschuß gestellt wurde und dort von den 
Abgeordneten Frühbauer, Steiner und Dok-

tor van Tongel eingebracht worden ist -
er istd,em Spezial bericht beigedruckt -, 
wird die Bundesregierung ,aufgefordert, den 
in Aussicht gestellten Gesetzentwurf, be­
treffend die Finanzierung der Tauernauto­
bahn, möglichst rasch zu erstellen. (S. 10679.) 

Ich bitte jene Damen und Herren, di,e die­
iSem Entschließungs.antrag ,i'me Zustimmung 
geben, sieh von den Sitz.en zu erheben. -
Einstimmig. A n gen 0 m m e n. 

Wir gelangen nun zum zweiten zur Bera­
tungs,grupp'e XIII gestellten Entschließungs­
antrag, der von den Abgeordneten Wieland­
ner und Genossen eingebracht wurde und 
die Hochkönigstraße zum Gegenstand hat. 
(S. 10726.) 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Entschließungsantrag Wielandner ihre 
Zustimmung geben, ,sich von den Sitzen zu 
erheben. - Dies i.st die Minderheit. Ab g e­
lehnt. 

Der dritte Ent::;C'hließungsantrag der Ab­
geordneten J osef Sc'hlager und Genoss'en hat 
den Baubeginn für das BundesreaI.gymna­
sium Judenburg zum Gegenstand. (S. 10750.) 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Entschließungsantrag Schlager ihre 
Zustimmung geben, ,sich von den Sitz~n zu 
erheben. - Dies ist die Minderheit. A b g e­
I e·h n t. 

Wir gel,augen nunmehr zum vierten Ent­
schließungsantra,g zu die,ser Beratungs­
gruppe, der von den Abgeordneten Ing. Schei­
bengraf und Genossen eingebracht wurde 
und die Fertigstellung des Straßenbauloses 
Bruck a. d. Mur zum Gegenstand hat. 
(S. 10775.) 

Ich bitte jene Damen und Her1~en, die d1e­
sem Entschließung.santrag Scheibengraf ihre 
Zustimmung geben, ,sich von den Sitzen zu 
erheben. - Dies i.st die Minderheit. A b g e-
I e ,h n t. . 

Somit jist die Ahstimmung über die rest­
lichen Entschließungsanträge zum Bundes­
finanz.gesetz für da,s Jahr 1969 beendet. 

2. Punkt: Bericht des Immunitätsausschus­
ses über das Ersuchen der Bezirkshaupt­
mannschaft Bregenz um Aufhebung der 
Immunität des Abgeordneten zum National­
rat Ing. Josef Kunst (1103 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 2. Punkt 
der Tagesordnung: Ersuchen der Bezirks­
hauptmannschaft Bregenz um Aufhebung 
der Immunität des Abgeordneten zum Natio­
nalrat Ing. J osef Kunst. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Kleiner. Ich bitte um den Bericht. 

Berkhtevstatter Dr. Kleiner: Hohes Haus! 
Die Gendarmer,ie im Bereich der Bezirks­
hauptmannschaft Bregenz hat an die Be-
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Dr. Kleiner 
zirkshauptmannschaft Bregenz die Anzeige 
erstattet, daß der Ahgeordnete Kunst mit 
erhöhter Geschwindigkeit durch eine Ort­
schaft des Bezirks'hauptmannschaftsberei­
che,s g'efa,hren wäre. Es wird von dies,er Be­
zirkshauptmannschaft ersuc,ht, der verwal­
tungslbehördliehen Verfolgung zuzustimme.n. 

Im Namen des ImmunitätsrausSochusses 
stelle ich den A nt rag, der verwaltungs­
behördlichen Verfolgung de,s Abgeordneten 
Kunst zuzustimmen. 

Der Ant1'ag des Immunitätsausschusses 
wi1'd a n gen 0 m m e n. 

Präsident: Die Tagesordnung ist e r­
sc h ö p f t. 

Die n ä c h s te Sitzung berufe ich für 
Mittwoch, den 22. Jänner 1969 um 11 Uhr 
ein. Die Fe'stsetzung der Tagesordnung wkd 
gemäß § 38 Abs. 5 Geschäftsordnung,s.gesetz 
am Beginn der Sitzung vorzunehmen ,sein. 
Di,ese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
ei1n,geleitet werden. Weitere Sitzungen .sind 
für Donnerstag, den 23. und Freitag, den 
24. Jänne,r 1969 in Aussicht genommen. 
Auch diese beiden Sitzungen werden mit 
Fragestunden eingeleitet werden. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube der 
allgemeinen Zustimmung sicher zu 'Hein, 
wenn ich meine Schlußworte sehr kurz fa,s,se. 
Es gibt dafür eine Reihe von Gründen. 
Erstens einmal habe ich das in de.r Präs i­
dialkonf.erenz versprochen, und Versprechen 
soll man bekanntlich halte,n. Zweitens aber 
habe ich in der letzten Zeit zu grundsätz­
lichen Fr,agen der Demokratie mehrmals und 
ausführlich gesproclhen und möchte mich 
j,etzt in dieser Stunde nicht w1ederholen. 
Drittens irst Weihnachten keine politische 
Zäsur, denn die Herbstsession dauert ja von 
September bi,s März. Allerdings könnt,e man 
einiges über da,s Parlament in seiner tages­
politischen Tätigkeit, dem Ablauf und der 
Form der Verhandlungen -sowie seiner Prä­
sentation in der öffentlichkeit sa,gen. Ich 
glaube aber, daß es nicht am Plabe ist, 
wenn ioh Ihre Aufmerksamkeit jetzt noch 
damit belaste. Es wird aber zweckmäßi'g 
sein, wenn wir nach den Weihnachtsfeier­
tagen in einer ruhi,gen Stimmung und Atmo­
sphäre zwischen den Parteien einige über­
legungen darüber anstellen, damit Gefähr­

auch für den nur weni,g Gläuhigen Ü'der Un­
gläubigen eine ges.chichtsschwere, traditions­
bedingte Zeit der Se.lbstbesinnung, ein Fest, 
an dem man s.ich mit ,sich selbst besc-häftigt, 
mit seiner FamiHe,an dem man Rückblick 
und Aus'sc,hauhält, man sich ,selbst über­
prüft und Distanz zu gewinnen trachtet. 

Ich wünsc.he Ihnen aUen, mei,ne Damen 
und Herre.n, wirklich aufrichtig, aus ganzem 
Herzen -besinnliche Wei-hnachtsfeierta.ge. Ich 
wünsche Ihnen aUen ein ,erfolgreiches kom­
mendes neues Jahr 1969, auch für Ihren 
privaten Bereich. Ich wünsche das für das 
Parlament, fürs·ein Ansehen und seine Stel­
lung ,in der öffentlichkeit. 

Ich danke Ihnen ,allen für Ihre vielseitige 
Arbeit in den Aus,schüssen. Ich möchte 
wirklich betanen und unterstreichen, daß 
s·ehr viel Arbeit notwendig war, d.ie mit 
einer starken physischen und psychischen 
Belastung verbund,en war. 

Ich mö,chte besonders den Berichterstat­
tern und dem Herrn Generalberiohterstaiter 
zum Budget dankeln. 

Aber wenn ich schon beim Danken 
bin, wollen wir gemeinsam nicht ver­
gess,en, unseren Mitarbeitern zu danken, 
den Angestellten und Beamten und 
unserem stenographi.schen Büro (allgemeiner 
Beifall), die skh ,aUe, wie Sie wissen, über 
das Maß ihrer Pflichten hinau.s aus einer 
1nneren Verantwortung her eins,etzen, tätig 
sind und uns zur Verfügung stehen. Ich 
möchte in diesem Zusammenhang einmal 
etwas aus1sprechen. Ich glaube, wir müs,sen 
unseren Beamten besonders desfhalb .gehr 
da,nkbars·ein, weil ,sie mit einem Minimum 
an Betriebs'unfällen, in einer hektis,chen 
Periode arbeitsmäßiger Überlastung ihren 
Di-en.st versehen,sodaß wir eigentlic-h mehr 
als zufrieden s·ein können. 

Meine Damen und Herren! Nach dem 
Dank an Sie, nach dem Dank an die Beam­
ten möchte ich in Ihrer aller Namen auch 
d-em österreiClhis,chen Volk ein frohes Weih­
nac,htsfe.st und e,inglückliches und - wie 
wir alle hoffen -ein friedliches Jahr 1969 
wünschen. (Allgemeine?' Beifall.) 

Die Sitzung ist g es ch I o.s sen. 

dungen der Demokratie vermieden und das Unter dem Beifall des Hauses begeben sich 
Verständnis für die Arbeit des Parlaments die Klubobmänner Dr. W i t h alm, Doktor 
rn der öffentlichkeit gefördert wird. Pi t t er man n und Dr. van Ton gel zum 

Meine Damen und Herren! Weihnachten I Präsidenten und sprechen ihm die besten 
ist, wie ich sagte, kei,ne politische Zäsur, Wünsche für die kommenden Feiertage und 
aber es ist eine menschliche Zäs'ur. Es -ist das neue Jahr aus. 

SchlUß der Sitzung: 16 Uhr 10 Minuten 

östeITeichische Staatsdruckerei L 0085288 
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